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In Zeiten wie diesen ...



Eine Redewendung, deren Zweck es unter anderem wäre, dem Fluss der Dinge
eine kalendarische Stellungnahme abzuringen, erweist sich doch am Ende
als so störrisch wie schlüpfrig und kann zumeist nur die Kriterien einer
sprachlichen Verlegenheitsfloskel erfüllen. Aber machen wir uns nichts
vor, denn auch Ausdrucksformen wie solche: "An diesem Tage ." oder wie:
". jetzt und hier" kommen der guten Absicht einer präzisierenden
Koordination des zu vermittelndes Inhaltes nicht wirklich näher. In der
Regel scheitern sie jedoch nicht nur an ihrem eher aufgeblasenen
Zuschnitt, sondern auch an jenen Inhalten, die mit der Hilfe dieser
speziellen Formulierungen transportiert werden und doch leere
Bedeutungshülsen sind. Mit derart scheinkommunikativen Sprachmanövern
werden gewiss die meisten diesem Überaufwand geschuldeten Fehlbemühungen
zulasten zielführender Interaktionen aufgebaut.

Wenn es sich bei dem vorangegangenen Text nicht selbst um ein geradezu
treffliches Beispiel jener Fehlleistung handeln würde, wäre ein
passendes Schlusswort sicher unumgänglich gewesen.

Ihre Schattenblick-Redaktion



veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 26. Oktober 2021
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Johannes Hillje

Propaganda 4.0. Wie rechte Populisten unsere Demokratie angreifen.

von Klaus Ludwig Helf, Oktober 2021



Die empirischen Befunde der Leipziger Studiengruppe um Elmar Brähler
und Oliver Decker zeigen, dass autoritäre und extremistische
Einstellungen nach wie vor eine "beständige Bedrohung" für die
demokratische Gesellschaft in Deutschland bleiben. Zwar habe sich die
Verbreitung rechtsextremer Ideen insgesamt reduziert, aber
ethnozentrische Einstellungen, Chauvinismus und Ausländerfeindlichkeit
seien innerhalb der Bevölkerung nach wie vor auf einem hohen Niveau zu
finden. Die Polarisierung der Gesellschaft scheine sich insgesamt
verfestigt zu haben. Wie ist es dazu gekommen? Damit beschäftigt sich
der vorliegende Band, der als vollständig überarbeitete und
aktualisierte Neuausgabe erscheint.

Der Autor Johannes Hillje geht der Frage nach, mit welchen Mitteln es
Rechts-Populisten gelingt, aus den aktuellen gesellschaftlichen
Verhältnissen politisches Kapital zu schlagen. Seine zentrale These
lautet: Die AfD habe bereits lange vor ihrem Einzug in den Bundestag
im Jahre 2017 die öffentlichen Debatten dominiert und die Themenagenda
mitbestimmt, weil ihre Art der Beschreibung und Deutung von Problemen
von den Medien und auch von den anderen Parteien aufgegriffen worden
sei. Erfolgreiche rechtspopulistische Bewegungen hätten überall in
Europa eine signifikante Gemeinsamkeit, so Johannes Hillje über das
Ergebnis seiner langjährigen Recherchen. Sie seien die
"Spitzenverdiener der Aufmerksamkeitsökonomie": "Das heißt, ihnen
gelingt es am erfolgreichsten, mitunter völlig überproportional zu
ihrer politisch-institutionellen Bedeutung, das knappe Gut der
Aufmerksamkeit in der medial und digital vermittelten Öffentlichkeit
an sich zu reißen. Sie kommunizieren und inszenieren auf eine Weise,
die perfekt mit den journalistischen wie auch algorithmischen Auswahl-
und Darstellungslogiken unserer heutigen Öffentlichkeit
korrespondiert" (S. 14).

Wer den radikalisierten Rechtspopulismus bekämpfen wolle, müsse sich
mit den Ursachen ihres Aufstiegs und mit den Instrumenten und Mitteln
ihres Erfolges auseinandersetzen. In der sozialwissenschaftlichen
Debatte seien in diesem Kontext die ökonomischen, sozialen und
kulturellen Folgen der aktuellen Modernisierungs- und
Transformationsprozesse in den westlichen Gesellschaften vor allem von
Michael Sandel, Didier Eribon und Oliver Nachtwey untersucht worden.
Diese fundierten Analysen über die Ursachen für das Aufkommen und
massive Erstarken rechtspopulistischer Bewegungen müssten ergänzt
werden durch eine Analyse der Mittel und Instrumente des erfolgreichen
Aufstiegs. Diese lägen vor allem in einer ausgefeilten
Kommunikationsstrategie. Hier liegt der Fokus des vorliegenden Bandes,
da die Rechtspopulisten Politik vor allem durch Propaganda betreiben.
Da sie sich selbst in einem "Informationskrieg" befänden,
mobilisierten sie eine Gegenöffentlichkeit mit großem politischen
Einfluss. Das Machtprinzip der Rechtspopulisten laute: 'Power through
propaganda'.

Johannes Hillje ist seit seinem Studium an der London School of
Economics und an der Johannes-Gutenberg-Universität Mainz Politik- und
Kommunikationsberater in Berlin und Brüssel, berät Institutionen,
Parteien, Politiker, Unternehmen und NGOs, war Wahlkampfmanager der
Europäischen Grünen Partei bei der Europawahl 2014. 2017
veröffentlichte er das Buch "Propaganda 4.0".

Nach Vorwort und Intro gliedert sich der Band in drei analytische
Teile. Es folgen der Anmerkungsapparat und die Informationen über den
Autor. Der erste Teil mit dem Titel "Das Rennen nach rechts"
analysiert die diskursive Einflussnahme der AfD und ihres Umfeldes auf
Politik und Öffentlichkeit. Hier werden die sprachlichen Techniken wie
das 'Framing', die Verwendung von Jargon, die Umdeutung von Begriffen,
das gezielte Streuen von 'Fake News' anhand vieler Beispiele
untersucht. Der AfD sei es dadurch bereits vor ihrem Einzug in den
Bundestag gelungen, ein "medial-diskursives Gewicht" in konkreten
Sachfragen zu gewinnen und die mediale Öffentlichkeit stark zu
beeinflussen.

Politik so die These von Hillje, machten die Rechtspopulisten vor
allem mithilfe der Sprache im öffentlichen Diskurs und nicht mit
Parlamentsarbeit. Sie konstruierten durch ihre extreme Sprache eine
andere Version der Wirklichkeit: "Kriegsflüchtlinge werden zu
'Invasoren', die Diskriminierung von Minderheiten zur
'Meinungsfreiheit', die Willkommenskultur zur 'Volksverhetzung' und
die kritische Berichterstattung zur 'Zensur'. Die Kategorien 'normal'
und 'problematisch' werden mit völlig neuen Inhalten gefüllt.
Rechtspopulisten verändern die Realität viel mehr durch Sprache als
durch Gesetze - doch ihre Umdeutungen schlagen sich dennoch in
politischen Entscheidungen nieder" (S. 16). Die Sitze in den
Landesparlamenten und im Bundestag würden von der AfD unter Ausnutzung
der parlamentarischen Ressourcen weniger zur konstruktiven Kontrolle
der Regierung und zur Mitarbeit an Gesetzesvorhaben genutzt, sondern
vielmehr als "Bühne für Protest und Provokation", die über die
Medien-Kanäle gestreut werden: Inszenierung statt Inhalte. Sprache sei
das "schärfste Schwert des Populismus".

Mit verbalen Grenzüberschreitungen und ständig wiederholten
Tabubrüchen werde die geltende Diskursordnung mit der Übereinkunft des
gegenseitigen Respekts und Anstandes erheblich gestört.
Rechtsradikale, menschenverachtende Begriffe hätten dadurch in der
Öffentlichkeit 'Karriere' gemacht und seien zum Teil in das
alltägliche Sprechen und Denken eingesickert: Massenmigration,
Fickilanten, Umvolkung, Biodeutsche, Asylflut, Gutmenschen,
Systemparteien, Schweinepresse und ähnliche: "Mit der Veränderung des
Sagbaren verändert sich nicht allein der Sprachgebrauch von Menschen,
sondern das, was sie als 'Wirklichkeit' und 'Normalität' empfinden...
Für die AfD sind diese Wahrheitsspiele die wichtigste Disziplin, um
gesellschaftlichen Einfluss zu erlangen" (S. 38/39).

Das zweite Kapitel beschreibt die neuartige Medienstrategie der
Rechtspopulisten: "Diese Propaganda 4.0 ist einerseits durch ein
doppeldeutiges, aber nicht widersprüchliches Verhältnis zu
journalistischen Medien gekennzeichnet und andererseits durch den
intensiv betriebenen Aufbau eigener Kommunikationskanäle und damit
einer alternativen Öffentlichkeit, einem alternativen Wahrheitssystem
im digitalen Raum" (S. 17).

Im dritten Kapitel entfaltet der Autor eine Reihe von Denkanstößen zur
Beschränkung des rechtspopulistischen Einflusses in unserer
Gesellschaft. Dabei plädiert er für ein Verständnis von
Rechtspopulismus als Ideologie, nicht als Stilmittel: "Eine
demokratisch gewählte Partei wie die AfD kann man nicht ausgrenzen,
man muss sich von ihr abgrenzen... statt Begriffe von Rechtspopulisten
zu übernehmen, sollten demokratische Akteure sich viel stärker darauf
konzentrieren, eine eigene positive Sprache für ihre Agenda zu
entwickeln und verlorengegangene Deutungsfelder zurückgewinnen
(Framing und Reframing)" (S. 17/18).

Johannes Hillje hat vier zentrale Elemente der "Propaganda
4.0-Strategie" rausgefiltert: Delegitimierung der klassischen Medien /
Schaffung von Alternativmedien / Bildung eines "digitalen Volks" /
Instrumentalisierung des Journalismus. Die Delegitimierung der
klassischen Medien finde man in jedem "Lügenpresse-" oder
"Systempresse-"Ausspruch, Alternative Medien habe die AfD mit eigenen
Video- oder Nachrichtenportalen geschaffen, unterstützt von politisch
nahestehenden Medien wie 'Compact'. Das 'digitale Volk' verberge sich
in der großen Zahl an Accounts, die der AfD in den 'sozialen Medien'
folgten. Auch die klassischen journalistischen Medien wie ARD, ZDF
oder die großen Tages- und Wochenzeitungen - üblicherweise als
"Lügenpresse" beschimpft - würden genutzt für kalkulierte Provokation
oder Skandale wie Auszug aus der Talkshow (Alice Weidel) oder Aussagen
über den "Schießbefehl", "das Denkmal der Schande" oder den
"Vogelschiss". Es ginge immer darum, in den Medien vorzukommen: "Mit
der Propaganda 4.0 nutzen demokratiefeindliche Kräfte die digitalen
Kanäle genau wie traditionelle Medien, um die Demokratie von innen
mindestens zu beschädigen, wenn nicht sogar zu illiberalen Systemen
umzubauen. Oft heimlich und leise, manchmal aber auch laut und
aggressiv" (S.182).

Johannes Hillje hat eine brillante Analyse der ausgefeilten und
wirkmächtigen Kommunikationsstrategien der AfD und ihrer europäischen
Partner vorgelegt. Mit vielen Beispielen illustriert er, wie
"Propaganda 4.0" in traditionellen und digitalen
Öffentlichkeitsstrukturen funktioniert und bei bestimmten Themen
Einfluss auf den öffentlichen Diskurs nimmt. Hillje sensibilisiert für
diese Instrumente der Rechtspopulisten und entwickelt wirksame
Gegenstrategien, um Abwehrkräfte gegen diese Feinde der Demokratie und
des Pluralismus zu stärken. Ein wichtiges Buch für alle wachsamen und
aufrechten Demokraten.


Johannes Hillje: Propaganda 4.0. Wie rechte Populisten unsere
Demokratie angreifen. Verlag J.H.W. Dietz Nachf. Bonn 2021
(vollständig überarbeitete Neuausgabe), 192 Seiten, Broschur, 18,00 Euro.

 * 

Quelle:

© 2021 by Klaus Ludwig Helf

Mit freundlicher Genehmigung des Autors

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 26. Oktober 2021 
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Sterling Seagrave & Peggy Seagrave



Gold Warriors

America's Secret Recovery of Yamashita's Gold




Als Anfang Juli Taro Aso, Japans Vize- und ehemaliger Premierminister,
öffentlich erklärte, ein Versuch Festland-Chinas, Taiwan mit
militärischen Mitteln in die Volksrepublik einzugliedern, stellte für
Tokio den Verteidigungsfall dar, löste dies heftigste Proteste seitens
Beijings aus. Schließlich war Taiwan fünfzig Jahre lang bis 1945
Kolonie des japanischen Kaiserreichs. Zudem hat sich Japan eine
Versöhnung mit den Nachbarn, wie es Deutschland nach dem verlorenen
Zweiten Weltkrieg gelungen ist, niemals geleistet. Das Gegenteil ist
der Fall.

Der japanische Imperialismus hat sich nach den Atombombenabwürfen auf
Hiroshima und Nagasaki demjenigen der siegreichen USA untergeordnet
und Tokio für Washington die Rolle des Juniorpartners in Ostasien
gegenüber China und Korea übernommen, wie sie im Grunde genommen
Großbritannien bis heute gegenüber Frankreich und Deutschland spielt.
Es darf im historischen Vergleich nicht vergessen werden, daß die
kaiserlichen Truppen Japans in Ost- und Südostasien weitaus länger und
mindestens so schlimm, wenn nicht sogar schlimmer gewütet haben als
etwa die Streitkräfte Nazi-Deutschlands in Europa und Nordafrika -
angefangen mit der Einnahme Taiwans 1895 und gefolgt von der
Unterwerfung Koreas 1905, dem Einmarsch in die Mandschurei 1931, dem
Einfall in Restchina 1937 sowie der raschen Eroberung der Philippinen,
Singapurs, Malaysiens, Birmas und Niederländisch-Indiens (heute
Indonesien) 1942 nach dem "Überraschungsangriff" auf den
Flottenstützpunkt der US-Marine in Pearl Harbor auf Hawaii im Dezember
1941.
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Ausdehnung des japanischen Kaiserreichs samt Daten der verschiedenen
Eroberungen
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Warum es in Japan von offizieller Seite niemals zu einer ernsthaften
Auseinandersetzung mit seinen historischen Verbrechen im Zweiten
Weltkrieg kam und warum die reaktionären Kräfte des Landes bis heute
das Sagen in Tokio haben ist der Hauptgegenstand des Buchs "Gold
Warriors - America's Secret Recovery of Yamashita's Gold" von Sterling
& Peggy Seagrave, das in einer ersten Version 2003 erschienen ist und
schon damals für Furore gesorgt hat. Offiziell heißt es, der Sieg der
Kommunisten um Mao Zedong im chinesischen Bürgerkrieg und die Flucht
der nationalistischen Kuomintang um Chiang Kai-shek nach Taiwan 1949
zusammen mit dem Ausbruch des Koreakriegs 1950, der bis 1953 dauerte
und in dessen Verlauf die Armeen der USA und der Volksrepublik
aneinandergerieten, hätten die US-Besatzungsmacht in Japan zu einer
engen Zusammenarbeit mit Nippons alter Garde veranlaßt. Diese Version
stimmt, gibt jedoch die ganze Wirklichkeit nur unzureichend wieder.

Wie sie es bereits in Korea und der Mandschurei gemacht hatten, haben
die Japaner während des Zweiten Weltkriegs in den von ihnen eroberten
Ländern und Regionen einen Raubzug gigantischen Ausmaßes betrieben.
Sie haben Banken, Firmen, Tempel, Bibliotheken, Museen und
Privathäuser systematisch nach Wertgegenständen - Gold, Silber,
Platin, Edelsteine, Kunstobjekte und alte Schriften - durchsucht und
alles, was sie gefunden haben, katalogisiert und nach Japan
zurücktransportiert. Hauptleidtragende waren die Chinesen im eigenen
Land aber auch die zahlreichen wohlhabenden chinesischen Gemeinden,
die seit Jahrhunderten Handel und Produktion in allen der
Südchinesischen See angrenzenden Staaten beherrschten. Des weiteren
zwangen die Japaner in den von ihnen kontrollierten Gebieten
Abermillionen von Menschen zur Sklavenarbeit - zum Beispiel
koreanische Frauen in den Bordellen der kaiserlichen Armee, männliche
Zivilisten und Kriegsgefangene in den Bergwerken sowie im Straßen- und
Brückenbau. Die Plünderungsorgie, die sich in den Expansionsjahren des
japanischen Reichs entfaltete und erst durch die bedingungslose
Kapitulation von Kaiser Hirohito im August 1945 beendet wurde, soll
alle früheren Raubzüge in der Menschheitsgeschichte übertroffen haben.

Den Amerikanern, die ab 1942 mit eigenen Bodentruppen um US-General
Joseph Stillwell an der Burma-Indien-China-Front kämpften, waren die
Raubaktivitäten der Japaner nicht verborgen geblieben. Nach der
Landung der alliierten Streitkräfte um US-General Douglas MacArthur
Ende 1944 auf der Insel Leyte und beim anschließenden verlustreichen
Feldzug auf der philippinischen Hauptinsel Luzon gegen die Truppen um
General Tomoyuki Yamashita bekamen sie erste Berichte über das
Verstecken größerer Mengen Raubgold zu hören. Nach dem Ende des Kriegs
wurde MacArthur, der in den dreißiger Jahren in Manila der
philippinischen Regierung als Militärberater zur Seite gestanden
hatte, Oberbefehlshaber des alliierten Besatzungsregimes in Japan.
Amerikas großer Held des Pazifikkrieges ist auch derjenige, der dafür
sorgte, daß Hirohito Japan als Monarch erhalten blieb, während er
sämtliche andere Adelstitel aberkennen ließ.
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Premierminister Hideki Tojo (links im Bild) mit Handels- und
Industrieminister Nobusuke Kishi (rechts) im Oktober 1943
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Vor dem Hintergrund eines sich rasch zuspitzenden Kalten Kriegs wurde
unter der Regie MacArthurs der einstige japanische Premierminister und
Rädelsführer der Militaristen, General Hidekei Tojo, zum
Hauptverantwortlichen für die unzähligen japanischen Greueltaten
gestempelt und 1948 hingerichtet, während viele von dessen engsten
Mitarbeitern von der Liste der Kriegsverbrecher der Klasse A genommen,
rehabilitiert und als Garanten für politische Stabilität
wiederaufgebaut wurden. Dies trifft insbesondere auf Tojos Protégé
Kishi Nobusuke zu, der in den dreißiger Jahren Leiter der japanischen
Zivilverwaltung in der Mandschurei und während des Pazifikkrieges
Handels- und Industrieminister mit besonderer Verantwortung für
Rüstung und Munition war. Kishi hat wesentlich am Aufbau der
liberaldemokratischen Partei (LPD) mitgewirkt, die Japan seit 1955
fast ausschließlich - bis auf zwei kleine Unterbrechungen 2003-2004
und 2009-2012 - regiert.

Zusammen mit Kishi wurde 1948 auch dessen Zellengenosse Yoshio Kodama
aus dem Sondergefängnis Sugamo entlassen. Kodama, ein
Ultranationalist, der zuerst in der Mandschurei und später in
Restchina für die Japaner den Opiumhandel organisiert hat, soll seine
Freilassung mit Bestechungsgeldern an die US-Besatzer im Wert von 100
Millionen Dollar bezahlt haben. Damit ist Kodama zum wichtigsten
Agenten der CIA in Japan, wo er jahrzehntelang als großer Yakuza-Boß
über die Unterwelt geherrscht hat, aufgestiegen. Ganz am Ende des
Zweiten Weltkrieges hatte Kodama dem letzten Premierminister des
japanischen Kaiserreichs, Prinz Higashikuni, als persönlicher Berater
gedient und in dieser Funktion die ersten Treffen zwischen dem Bruder
Hirohitos und dem neuen Satrapen MacArthur eingefädelt. Diese
Personalie erklärt, warum der Gangsterpate seinen Teil des
Raubgoldschatzes auf dem Gelände des kaiserlichen Palasts in Tokio
verstecken konnte.
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Yoshio Kodama im US-Militärgefängnis Sugamo bei Tokio im März 1946
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Als dritte wichtige Figur in diesem Zusammenhang gilt Ryoichi
Sasakawa. Unmittelbar nach Ende des Zweiten Weltkrieges als
Kriegsverbrecher der Klasse A eingestuft, stieg der ebenfalls
ultranationalistisch eingestellte Sasakawa nach der Entlassung aus
Sugamo zuerst zum zweiten großen Unterweltboß Japans auf. 1951 hob der
große Mussolini-Bewunderer mit der Hilfe Kodamas, Chiang Kai-Sheks und
Sun Myung Moons, des umstrittenen Oberhaupts der koreanischen
Vereinigungskirche, die World Anti-Communist League (WACL), die
jahrzehntelang in Asien, Afrika und Lateinamerika linksfeindliche
Umtriebe entfaltete, deren Finanzierung häufig aus dem Geschäft mit
illegalen Drogen und anderen dunklen Kanälen stammte, aus der Taufe.
In dieser Funktion sowie als großer Philanthrop mit der eigenen Nippon
Stiftung zeigte sich Sasakawa später im Ausland an der Seite hoher
Prominenz wie des US-Präsidenten Jimmy Carter, der britischen
Premierministerin Margaret Thatcher und des polnischen Papsts Johannes
Paul II. Offiziell stammte der Reichtum Sasakawas aus der Lizenz, die
er von der japanischen Regierung zur Veranstaltung von Motorbootrennen
und zum Betreiben eines dazugehörigen legalen Wettgeschäfts erhalten
hatte. Inoffiziell verfügte auch er über Raubgold in riesigen Mengen.

Ähnlich wie im Nachkriegseuropa Alan Dulles, der spätere CIA-Chef, als
US-Vertreter bei der Bank of International Settlements in Bern das
geraubte Nazigold in Besitz nahm, schmelzen und zu neuen Barren gießen
ließ, um es für politische Zwecke wie etwa die Unterstützung der
konservativen Partei Democrazia Christiana (DC) in Italien zu nutzen,
haben sich MacArthur und seine Mannschaft recht schnell nach dem
Einzug in Tokio Zugriff auf einen nicht geringen Teil des gesammelten
Diebesguts der japanischen Königsfamilie, Militärführung und Unterwelt
verschafft. Im Herbst 1945 war auch Edward Lansdale, der im Krieg beim
Office of Strategic Services (OSS), der CIA-Vorläuferorganisation,
kämpfte, im Auftrag des Counter Intelligence Corps (CIC) des Pentagons
bei der Suche nach japanischem Raubgold auf den Philippinen fündig
geworden. Zusammen mit dem philippinischen Vatikan-Verbindungsmann
Santa Romana folterte Lansdale aus Yamashitas Chauffeur, Major Kojima
Kashii, die erwünschte Information über die Standorte von zwölf
kaiserlichen Schatzkammern heraus. Wegen der Brisanz des Fundes
veranlaßte MacArthur bereits im Februar 1946 vor einem Militärtribunal
nahe Manila die rasche Aburteilung und Hinrichtung Yamashitas wegen
Kriegsverbrechen.
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General Douglas MacArthur führt die Landung der US-Streitkräfte bei
Leyte auf den Philippinen im Oktober 1944 an
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US-Präsident Harry Truman, der ein Gnadengesuch Yamashitas trotz der
Feststellung zahlreicher Unregelmäßigkeiten bei dessen Prozeß durch
den Obersten Gerichtshof in Washington abwies, soll derjenige gewesen
sein, der eine Zusammenlegung des amerikanischen Anteils an der
japanischen Kriegsbeute mit dem Raubgold der Nazis verfügt hat. Daraus
sind für die USA zwei unglaublich große Geheimfonds entstanden: der
M-Fund, mit dem Washington die Remilitarisierung Japans vorantreiben
und die Politik des Landes beeinflussen konnte, und der Black Eagle
Fund, der als schwarze Kasse der CIA fungierte und zugleich wegen
seiner unvorstellbaren Größe die Position des Dollars als
internationale Leitwährung sicherte - bis heute. Nach Einschätzung der
Seagraves hat die Bekämpfung der Rebellenorganisation Hukbalahap in
der zentralen Gebirgsregion auf Luzon Ende der vierziger, Anfang der
fünfziger Jahre, was den Grundstein für Lansdales legendären Ruf als
Mann für knifflige Angelegenheiten legte, weniger einen realen
politisch-militärischen Zweck, sondern fungierte vielmehr als Vorwand
und Tarnung für die Bergung japanischen Raubgolds.

Bis zum heutigen Tag werden die Geschichten über Japans sagenhafte
Kriegsbeute von amerikanischen Mainstream-Medien als Märchen aus
Tausendundeiner Nacht abgetan, nicht zuletzt deshalb, weil 1951 die
USA wider besseren Wissens und unter der Federführung von
Außenminister John Foster Dulles im Friedensvertrag mit Japan das Land
der aufgehenden Sonne formell für bankrott und damit unfähig, seine
Kriegsschulden zu begleichen, erklärte. Damit hat Washington Millionen
ehemaliger Arbeitssklaven aus ganz Ostasien sowie Abertausende eigener
Kriegsgefangenen wie auch jener aus den alliierten Staaten
Großbritannien, Australien und Neuseeland um jede Form von
Entschädigung für das ihnen in japanischen Lagern angetane Leid
gebracht.
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Prince Chichibu Yasuhito
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Während Lansdale und Santa Romana mit Hilfe philippinischer und
amerikanischer Militärs besagte zwölf Goldgruben leerräumten und den
Inhalt nach Japan und in die USA schafften, wußten sie offenbar nicht,
daß es auf den Philippinen ursprünglich insgesamt 175 solcher geheimen
Verstecke gegeben hat. Prinz Chichibu hatte von seinem Bruder Hirohito
das Oberkommando über die Rauboperation Goldene Lilie (kin no yuri) in
allen von den kaiserlichen japanischen Truppen besetzen Gebieten
erhalten. Als ab 1942 wegen amerikanischer U-Boote im Südchinesischen
Meer der Transport von Raubgut extrem gefährlich geworden war und nur
gelegentlich mit getarnten Krankenhausschiffen bewältigt werden
konnte, verlagerte der begeisterte Rugby-Spieler Chichibu seine
Kommandostelle von Singapur nach den Philippinen.

Mit der Hilfe von Prinz Takeda, einem Vetter Hirohitos ersten Grades,
der Unterstützung von japanischen Mineningenieuren und dem
Zwangseinsatz unzähliger unterernährter und geschundener Sklaven und
Kriegsgefangenen, ließ Chichibu tief in den gebirgigen Dschungeln der
Philippinen das gesamte Raubgold aus Französisch-Indochina, Malaysia,
Birma, Indonesien und Singapur vergraben. Die teils sehr tiefen und
verzweigten Stollen wurden anschließend mit allen erdenklichen Fallen
wie Sprengstoff, Gift, Sand und Wasser versehen, die Eingänge
gesprengt, die Arbeiter - ausländische wie japanische - entweder
lebendig oder nach der Ermordung mitbegraben und alle äußerlichen
Hinweise auf den unterirdischen Schatz durch Planierarbeit und
Wiederbepflanzung beseitigt.
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Prinz Takeda
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Ab 1960 trat eine neue Phase ein. Mit dem Versuch, die in jenem Jahr
paraphierte Neuausrichtung der amerikanisch-japanischen Militärallianz
durch einen Staatsbesuch von US-Präsident Dwight D. Eisenhower in
Japan feierlich zu besiegeln, ist Premierminister Kishi kläglich
gescheitert. Zwar hatte Kodama für Kishi eine Schlägertruppe von rund
100.000 gewaltgeübten Yakuzas bereitgestellt, welche die erwartete
Großdemonstration der japanischen Friedensbewegung gegen den
Eisenhower-Besuch von den Straßen Tokios fegen sollte, doch wegen des
Tods einer Studentin wenige Tage zuvor fiel der große Staatsakt ins
Wasser. Die landesweiten Proteste führten schließlich zum Rücktritt
Kishis. Sein Nachfolger als großer Strippenzieher bei der LPD und
später auch als Premierminister wurde Kakuei Tanaka, der ebenfalls
nach dem Zweiten Weltkrieg auf der Insel Sado in seinem späteren
Wahlkreis in der Präfektur Niigata an der japanischen Westküste
gegenüber Korea den eigenen Anteil am Raubgold versteckt haben soll.
In der vom Unternehmen Mitsubishi betriebenen Goldmine auf Sado waren
am 2. August 1945 397 alliierte Kriegsgefangene lebendig begraben
worden - möglicherweise damit sie ihr Wissen um das Deponieren von
gestohlenem Edelmetall mit in den Tod nehmen sollten.

An den Kreis um Tanaka übergab 1960 US-Vizepräsident Richard Nixon die
Kontrolle über den M-Fund. Im Gegenzug bekam der Republikaner aus
Kalifornien üppige wie zugleich illegale Spenden aus Japan für seinen
letztlich erfolglosen Kampf gegen den Demokraten John F. Kennedy um
die Präsidentschaft in November desselben Jahres. Dennoch blieben
Tanaka und Nixon einander verbunden. Nach der Wahl zum Präsidenten
1968 erfüllte Nixon sein früheres Versprechen an die politischen
Freunde in Tokio und verfügte die Rückgabe Okinawas an den Staat
Japan. Nach dem historischen Besuch Nixons bei Mao 1972 wurde Tanaka
im selben Jahr der erste Regierungschef Japans, der die Volksrepublik
besuchte. Ende der siebziger Jahre stolperte Tanaka über den
Lockheed-Skandal, der in Deutschland als Starfighter-Affäre
bekanntlich den bayrischen Landesvater und CSU-Chef Franz Joseph
Strauß in erhebliche politische Bedrängnis brachte.
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Nixon und Marcos beim Staatsbesuch des US-Präsidenten in Manila am 26.
Juli 1969
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1965 war Ferdinand Marcos Präsident der Philippinen geworden, worauf
er sich sofort auf die Suche nach den japanischen Goldverstecken
machte. Er holte deshalb japanische und koreanische Mafiosi, allen
voran Sasakawa, ins Land. Letzter ließ zum Beispiel auf der Insel
Lubang eine große Hotelanlage für ausländische Touristen errichten, um
unter dem Vorwand der notwendigen Arbeiten am Fundament einen größeren
Schatz Raubgold aus einer unterirdischen Anlage zu bergen. Wegen
seiner Verdienste um den Aufstieg von Marcos und dessen Ehefrau Imelda
zu einem der reichsten Paare der Welt wurde Sasakawa später von seinen
Kumpanen in Manila mit der Staatsbürgerschaft der Philippinen geehrt.

1971 stieß der philippinische Goldsucher Rogelio Roxas auf dem Gelände
des zentralen Krankenhauses von Baguio, Hauptstadt der Bergregion
Cordillera Central, wo sich 1945 Yamashitas Armee verschanzt hatte,
auf ein unterirdisches Tunnelsystem voller Holzkisten. Zusammen mit
seinen Mitarbeitern barg Roxas eine Buddhastatue aus purem Gold, die
eine Tonne wog, sowie elf Goldbarren, schüttete den Eingang des
Gewölbes zu und meldete nach Vorschrift seinen Fund bei den Behörden,
um später in aller Ruhe die Tunnelanlage erkunden und das restliche
Gold bergen zu können. Doch Marcos bekam über einen Verwandten Wind
von dem spektakulären Fund und ließ den jungen Schlosser von seinen
Schergen fast zu Tode prügeln.

Unter Mordandrohungen gab Roxas den Fundort preis. Nach Angaben der
Seagraves hat Marcos aus diesem einen Stollensystem in Baguio 3600
Kisten und damit 10.000 jeweils 75 Kilogramm schwere Goldbarren
abtransportieren lassen und unter dem Präsidentenpalast in Manila
gebunkert. Viel später, im Jahr 2000, bekamen Roxas' Erben bei einer
Klage gegen die Marcos-Familie vor einem US-Gericht auf Hawaii die
höchste Schadensersatzsumme in der Geschichte des Zivilrechts - 43
Milliarden Dollar - zugesprochen. Beim sogenannten
Goldenen-Buddha-Prozeß gaben zwei australische Broker unter Eid zu
Protokoll, Ferdinand Marcos habe mit ihrer Hilfe während seiner 21
Jahre als Präsident der Philippinen Gold im Wert von 1,63 Billionen
Dollar heimlich verkauft.
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US-Präsident Richard Nixon empfängt Japans Premierminister Kakuei
Tanaka 1973 vor dem Weißen Haus
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Dazu paßt der Umstand, daß es Marcos recht früh gelungen ist, den
armen Bauern Ben Valmores, der als Jugendlicher aus Zentralluzon zwei
bis drei Jahre lang Prinz Takeda als Page gedient hat und mit diesem
überall gereist war, ausfindig zu machen. Kurz vor der Flucht per
U-Boot in die Heimat im Sommer 1945 hatte Takeda, der später Chef des
olympischen Komitees Japans werden sollte, Valmores eine vollständige
Sammlungskopie der verschlüsselten Karten aller 175 Schatzverstecke
auf den Philippinen anvertraut und ihn für mindestens 30 Jahre zum
Stillschweigen verpflichtet. Marcos erzwang jedoch mittels der
Drohung, nicht nur Valmores selbst, sondern auch dessen Frau und
Kinder zu ermorden, die Aushändigung der Karten. Danach heuerte er den
amerikanischen Goldminenexperten und Metallurgen Robert Curtis an.
Dieser sollte nicht nur die schwer verständlichen Karten entschlüsseln
und die unterirdischen Schätze bergen, sondern auch noch durch die
Errichtung einer eigenen Anlage auf dem Gelände der philippinischen
Goldmine Benguett die Goldbarren schmelzen, das geschmolzene Gold von
Verunreinigungen befreien bzw. bestimmte hinzufügen, damit Marcos es
anschließend als Gold philippinischen Ursprungs auf den Markt bringen
konnte.

1974 ergab sich auf der Insel Lubang Oberleutnant Hiroo Onoda, das
vorletzte Mitglied der kaiserlichen japanischen Armee, das sich noch
im philippinischen Dschungel versteckt gehalten hatte. Das Buch
Seagraves läßt das Phänomen der nicht zur Aufgabe bereiten japanischen
Soldaten in einem ganz anderen Licht als die herkömmliche Version
erscheinen. Demnach weigerten sich Onoda und seine wenigen Kameraden
fast 30 Jahre nicht deshalb, sich zu ergeben, weil sie glaubten, der
Zweite Weltkrieg finde noch statt, sondern weil sie einen Eid abgelegt
hatten, die ihnen unterstellen Goldverstecke auf Lubang zu schützen.
Wie die Seagraves nachweisen konnten, war Prinz Takeda in jenem Jahr
inoffiziell und ohne Namensnennung als Mitglied der japanischen
Delegation nach Lubang gereist, um Onoda persönlich von seinem Eid zu
entbinden. Die Fernsehbilder, wie Onada anschließend Marcos sein
Samuraischwert übergab, gingen damals um die Welt. Ebenfalls im Jahr
1974 starb Santa Romana. Daraufhin ging die Kontrolle über die
insgesamt 176 von ihm eingerichteten Bankkonten in 42 Ländern,
darunter angeblich eines bei der USB in Zürich mit 20.000 Tonnen Gold,
an Edward Lansdale über.
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Der japanische Weltkriegssoldat Hiroo Onoda übergibt am Tag
seiner Aufgabe am 11. März 1974 sein Schwert dem philippinischen
Präsidenten Ferdinand Marcos
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1975 hatte Curtis alles Vereinbarte in die Wege geleitet und bereits
den ersten wichtigen Fundort ausfindig gemacht, als der
Insider-Journalist Jack Anderson in der Washington Post den
vermeintlichen Durchbruch von Marcos bei der Goldsuche auf den
Philippinen publik machte. Marcos nahm an, Anderson habe die
Informationen für den Artikel von Curtis bekommen, und plante als
Vergeltung dessen Beseitigung. Curtis witterte gerade noch rechtzeitig
die Racheabsichten seines Noch-Geschäftspartners und setzte sich per
Flugzeug in die USA ab. Zuvor hatte er alle Schatzkarten der Japaner
verbrannt, aber erst nachdem er sie fotografiert und die Negative per
Post in die USA geschickt hatte. Daheim in den USA wurde Curtis von
den Verbündeten von Marcos, allesamt führende Mitglieder der
anti-kommunistischen John Birch Society, geschäftlich ruiniert und
mußte als Autoverkäufer arbeiten, um zu überleben.

1986 hatte Marcos, der wegen seines äußerst brutalen Umgangs mit der
politischen Opposition im In- und Ausland schwer in der Kritik stand,
den Bogen endgültig überspannt. Die Regierung Ronald Reagans, allen
voran CIA-Chef William Casey, wollte einen weit größeren Anteil an
Marcos' enormem Goldreichtum haben. In einem Anflug von Ubermut und
Größenwahn schätzte der langjährige philippinische Präsident und
Multimilliardär die wahren Kräfteverhältnisse und die Stärke der
eigenen Position falsch ein und weigerte sich, den Forderungen
Washingtons nachzukommen. Doch bevor Marcos wußte, wie ihm geschah,
wurde er von der CIA weggeputscht und zusammen mit seiner Gattin
Imelda nach Hawaii entführt. Die Umstände seines Sturzes und die
Machtübergabe an Corazon Aquino, Sproß einer der mächtigsten Dynastien
der Philippinen, wurden mediengerecht von einer friedlichen "People's
Revolution" begleitet. Marcos' Gold teilten sich Washington und das
neue Regime in Manila.
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Yakuzaboß, Antikommunist und Wohltäter Ryoichi Sasakawa circa
1990
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Unmittelbar nach dem Ende der Marcos-Diktatur wurde Robert Curtis
erneut als Goldsucher in die Philippinen geholt, diesmal von einen
Konsortium angeführt von John Singlaub. Der mehrfach dekorierte
Kriegsheld war im Zweiten Weltkrieg Caseys Untergebener beim OSS.
Später nahm er bei der US-Armee an zahlreichen geheimen
CIA-Operationen im Rahmen des Vietnamkriegs teil. 1978 fand seine
ruhmreiche Militärkarriere ein abruptes Ende, nachdem er zweimal
Präsident Jimmy Carter öffentlich kritisiert hatte, unter anderem
wegen des Vorschlags, die US-Streitkräfte von der koreanischen
Halbinsel abzuziehen. Seitdem war Singlaub im Auftrag des von ihm
gegründeten United States Council for World Freedom, einer
Schwesterorganisation von Sasakawas World Anti-Communist League,
unterwegs. Inoffiziell koordinierte er im Auftrag der
Reagan-Administration private militärische Hilfsmaßnahmen für die
rechtsgerichteten Contra-Rebellen in Kampf gegen die linke
Sandinista-Regierung in Nicaragua.

Das Singlaub-Konsortium hatte von Präsidentin Aquino grünes Licht für
die Goldsuche erhalten. Doch es kam, wie es kommen mußte, wenn größere
Mengen Gold und menschliches Gier im Spiel sind. Kaum hatten Curtis
und seine Leute begonnen, den Schatz aus einem ihrer ersten Fundorte
in Manila zu bergen, da tauchte 1987 das philippinischen Militär im
Auftrag des Verteidigungsministers und späterem Präsidenten, General
Fidel Ramos, der wichtigsten Figur beim Sturz von Marcos und
eigentlichen Macht hinter der Aquino-Regierung, auf und jagte sie zum
Teufel. Das Projekt war nicht zuletzt deshalb gescheitert, weil
Singlaub zeitgleich wegen seiner prominenten Rolle im
Iran-Contra-Skandal vor dem Kongreß aussagen mußte und jeden Abend in
den Fernsehnachrichten zu sehen war.




[image: Ronald Reagan und Ferdinand Marcos samt Gattinnen Nancy Reagan und Imelda Marcos schreiten gemeinsam zum Staatsbankett in der Cross Hall am 16. September 1982 - Foto: Series: Reagan White House Photographs, 1/20/1981 - 1/20/1989 Collection: White House Photographic Collection, 1/20/1981 - 1/20/1989, Public domain, via Wikimedia Commons]

Die Ehepaare Reagan und Marcos als sie noch Freunde waren

Foto: Series: Reagan White House Photographs, 1/20/1981 - 1/20/1989
Collection: White House Photographic Collection, 1/20/1981 -
1/20/1989, Public domain, via Wikimedia Commons



Glücklicherweise hatte Curtis unter Verweis auf seine früheren
schlechten Erfahrungen mit Marcos und der John Birch Society darauf
bestanden, die tagelangen Verhandlungen in Hongkong, bei denen
Singlaub ihn angeworben hatte, mit einem Tonbandgerät aufzunehmen. Die
Seagraves konnten die Tonbänder für ihr Buch auswerten. Sie haben
neben ausführlichen Gesprächen mit Robert Curtis auch über drei Jahre
lang mit Ben Valmores ausgiebig über seine Erlebnisse mit Prinz Takeda
gesprochen und sie für absolut stimmig befunden. Beispielsweise hat
Valmores auf alten Gruppenfotos versammelter japanischer Militärs und
Adelsleute die Prinzen Takeda und Chichibu jedesmal sofort erkannt.

Auch die Berufs- und Lebenserfahrung der Seagraves verleiht dem Inhalt
ihres Buchs Glaubwürdigkeit. Sterling Seagrave ist als Sohn einer
angesehenen baptistischen Missionarsfamilie im Norden Birmas nahe der
Grenze zu China aufgewachsen. Im Zweiten Weltkrieg gehörte sein Vater,
Gordon Seagrave, als sprachgewandter Ortskenner und Mediziner in
beratender Funktion dem Oberkommando von US-General Stillwell in
Südostasien an. Sterling Seagrave hatte seine schreiberische Karriere
als Reporter für die Washington Post begonnen, bevor er
Investigativjournalist mit Schwerpunkt Asien für die Zeitschriften
Time, Life, Atlantic Monthly und die Far East Economic Review wurde.
Später veröffentlichte er als Historiker die Bücher "The Soong
Dynasty" (1985) über die gleichnamige, bis heute auf Taiwan mächtige
Familie, "The Marcos Dynasty" (1988), "Dragon Lady: The Life and
Legend of the Last Empress of China" (1992), "Lords of the Rim" (1995)
über die Geschichte der Auslandschinesen im südasiatischem Raum und
"The Yamato Dynasty: The Secret History of Japan's Imperial Family"
(2000). Peggy Seagrave arbeitete jahrelang als leitende
Wissenschaftlerin und Bildredakteurin bei Time-Life Books.

"Gold Warriors" ist ein außergewöhnliches Buch, das spannend
geschrieben und umfassend recherchiert wurde. Um letzteres zu belegen,
haben die Seagraves Tausende dazugehöriger Schrift-, Ton- und
Bilddokumente auf einer eigenen Website ins Netz gestellt. Nicht
umsonst schloß Rob Attar 2006 seine Rezension der korrigierten und
ergänzten 2005-Ausgabe von "Gold Warriors" für das BBC History
Magazine der staatlichen britischen Fernseh- und Radioanstalt mit
folgenden lobenden Worten ab: Wenngleich "viele Lücken bleiben ...
handelt es sich hier um eine wichtige Geschichte mit weitreichenden
Implikationen, die größere Aufmerksamkeit verdient".
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Friedliche Hügellandschaft im Zentralgebirge Luzons, Hauptverstecksort
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INTERNATIONAL/289: Frauen in Schwarz auf dem Balkan - Der Krieg ist nie zu Ende, die Wunden verheilen nicht (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Der Krieg ist nie zu Ende - die Wunden verheilen nicht

von Heidi Meinzolt, 29. September 2021



Ende September diesen Jahres hatte ich mit einer kleinen Gruppe
engagierter Frauen der Internationalen Frauenliga für Frieden und Freiheit
(aus Österreich, Deutschland und Ungarn) die Freude viele der langjährigen
Aktivistinnen der Frauen in Schwarz auf dem Balkan, Wissenschaftlerinnen,
Juristinnen, Künstlerinnen, Therapeutinnen, aus ländlichen Regionen und aus
Städten zu treffen. Mit dabei auch einige wenige junge Frauen, die vom
Krieg hören wollen, sich selbst existentielle Fragen stellen und sich für
Frieden und gegen Gewalt engagieren wollen.

Zahlreiche Frauen - und einige wenige Männer - aus dem gesamten
post-jugoslawischen Raum, aus Serbien, Bosnien Herzegowina, Kosovo,
Vojvodina, Montenegro, Kroatien trafen sich im alten Badeort Vrnjacka
Banja, um sich auszutauschen, gemeinsam über ihre Erinnerungen, ihr Leiden,
ihre Verluste und Vertreibungen, ihre traumatischen Erlebnisse aus der
Kriegs- und Nachkriegszeit zu reden - über die Gewalt, die ihnen angetan
wurde und wird. Der Völkermord in Srebrenica lastet schwer auf allen, zumal
er von der serbischen Regierung noch immer negiert wird.

"Der Krieg ist nie zu Ende - die Wunden verheilen nicht", sagt Stasa
Zajovic, eine der Seelen der Bewegung im Büro in Belgrad [1].

Erinnern und Kraft schöpfen

Abgesehen von ihrem Anliegen, eine Kraft der "permanenten" Erinnerung zu
bilden, sind die Frauen in Schwarz vom Balkan in diesem Jahr wie in jedem
zusammengekommen, um ihr Selbstvertrauen, ihre Widerstandskraft, ihre
Resilienz in der Gemeinschaft zu stärken und gemeinsame Aktionen zu planen.
Sie machen aufmerksam auf die verheerende politische Kontinuität
autoritärer nationalistischer Regierungen, die auf ethnische Separation,
patriarchale Gewalt und Diskriminierung setzen, die kritische
Journalist:innen und Menschenrechtsverteidiger:innen verfolgen. Die
staatlichen Kirchen spielen nach Aussagen Vieler in dieser Gemengelage eine
unrühmliche Rolle zur Konfliktverschärfung.

Desaströse gesellschaftliche Entwicklung und private Not

Privatisierung, Gentrifizierung, Geldwäsche und Korruption gehören sichtbar
zum Alltag in den Städten. Belgrad zeigt stolz seine massiven Investitionen
in Großprojekte, sichtbar zum Beispiel an der Zerstörung des historischen
Bahnhofs im Zentrum, stattdessen wurde ein millionenschweres monumentales
Kunstwerk aus russischer Produktion am durch Abrissbirnen leergefegten
Platz aufgerichtet. Es sind die Glitzerfassaden von Belgrad Waterfront auf
der einen Seite und alte Bürgerhäuser, die traurig auf den Abbruch warten,
anstatt bescheiden renoviert zu werden - dafür gibt es sichtbar kein Geld.
Es fehlt an Investitionen in öffentlichen Verkehr, an bezahlbarem Wohnraum.
Die Armut ist sichtbar und sie ist weiblich. Die Investoren brauchen die
"Arbeitssklav:innen", fördern Prekariat - ein "Kollateralschaden der
Geschichte"? wie eine Teilnehmerin es zynisch formuliert. Selbstmorde und
Femizide häufen sich, auch weil die Anerkennung von Vergewaltigung als
Kriegsverbrechen so unendlich lange juristische Prozesse verlangt. Die
Hoffnung auf eine Minimalkompensation für die Rente ist gering und die
Frauen beklagen die Verfahrenstricks zum Beispiel in Kroatien, wo
Vergewaltigung als Kriegswaffe immer noch nicht anerkannt wird. Dringend
reformbedürftig, sagen die Frauen, sei das Erziehungssystem, weg von den
alten Heldengeschichten und den Feinden - hin zu einer permanenten
Friedenserziehung, die den Namen verdient.

Der Krieg ist nie vorbei

In den letzten Jahren wird die Rüstungsproduktion wieder massiv angekurbelt
und paramilitärische Einheiten trainieren - eine offene Kriegsvorbereitung.
Vielfach vorhandene Ängste werden medial verstärkt und damit Hass offen
geschürt - währenddessen bekannte Täter straffrei bleiben. Auch deshalb ist
ein Monitoring der Gerichtsverfahren ein wichtiger Teil der Arbeit der
Frauen in Schwarz.

Alternativen fürs Überleben in Würde

Die Frauen erarbeiten Konzepte zu reproduktiver Medizin, zu Arbeitsrechten,
sie helfen Überlebenden - auch in der zweiten und dritten Generation - und
behandeln traumatisierte Frauen. Das bekannteste Zentrum ist in Zenica
(Bosnien) für Flüchtlingsfrauen und Opfer von Kriegsvergewaltigungen. Im
August 1992 hat es die Deutsche Monika Hauser als erstes Projekt von Medica
Mondiale eröffnet, und es wird nun weitgehend in Eigenregie betrieben. Nur
ein kleinerer Teil der Verfahren und Behandlungen ist jedoch erfolgreich,
denn es fehlt an langfristigen Unterstützungen und an Zukunftsperspektiven.

"Wir sind verpflichtet, an diese Zeit zu erinnern, aber wir kämpfen auch
mit positiven Geschichten für unser Überleben", sagt eine der Frauen und
stürzt sich mit überbordender Freude in den Tanz nach serbischen,
montenegrinischen, kroatischen Klängen - in einem offenen, absolut
grenzfreien, kulturell und sprachlich verbundenen Raum!

Weiterdenken in Europa

Seit Beginn der 90er Jahre, seit den Kriegen am Balkan, machen sich die
Protagonistinnen in der Tradition palästinensischer Frauen den schweigenden
Protest der bei Mahnwachen schwarz gekleideten Frauen zu Eigen. Sie sind
Teil eines weltweiten Netzwerks, das Verbindungen zwischen Militarismus und
Feminismus belegt und sich für Frieden und Gerechtigkeit einsetzt.

Die öffentliche Sichtbarkeit der Frauen in Schwarz ist in den letzten
Jahren kleiner geworden, trotz wachsender Herausforderungen. Das darf nicht
sein, denn es steckt eine große Kraft in dieser Bewegung. Sie steht für
Solidarität und Menschlichkeit. Und das ist es, was unsere Welt, Europa so
bitter nötig hat. Jetzt ist die nächste Mahnwache für die Frauen in
Afghanistan geplant.

Als Mitglieder der ältesten Frauenfriedensbewegung, der WILPF (Women's
International League for Peace and Freedom) und dort internationale
Vertreterinnen der deutschen Sektion, sind wir tief beeindruckt in unsere
kleinen "heilen" Welten zurückgekehrt mit dem Auftrag, nicht nur mit dazu
beizutragen, die Wunden dieses Krieges zu heilen, sondern aktiv dazu
beizutragen - wie dies eine der Gründungsmütter unserer Organisation, Anita
Augspurg, vor genau 100 Jahren gesagt hat -, dafür zu sorgen, dass die
"Wunden nicht mehr geschlagen werden". Dies ist ein politischer Auftrag,
der wir auch in Deutschland an die neu zu bildende Bundesregierung richten.


Anmerkung:

http://zeneucrnom.org/en/


Heidi Meinzolt ist Friedensaktivistin und war von 1992-1998 im
Vorstand der europäischen Grünen und ist im Jahr 2000 aus der Partei
ausgetreten. Seit den 1980er-Jahren ist sie Mitglied der Women's
International League for Peace and Freedom (WILPF) und dort internationale
Vertreterin der deutschen Sektion und Europakoordinatorin.
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REZENSION/050: Lutz Seiler - schrift für blinde riesen. Gedichte (SB)

Lutz Seiler

schrift für blinde riesen

Gedichte

von Christiane Baumann



Widerstand und Fremdsein in der Welt. Lutz Seilers neuer
Gedichtband schrift für blinde riesen

Nach seinen preisgekrönten Romanen Kruso (2014) [1] und
Stern 111 (2020) [2] hat Lutz Seiler nun wieder einen Lyrikband
vorgelegt. Es ist seit 1995 die fünfte Gedichtsammlung, die von ihm
erschienen ist. Seilers Lyrik, die in einem literarischen Kanon von
Hölderlin, Huchel, Trakl über Stefan George bis Gottfried Benn, um
einige wichtige Namen zu nennen, wurzelt, bewegt sich in einer eigenen
Welt, die entdeckt und erschlossen werden will. Wer nach Zugängen
sucht, kann in seinen Essays wie den 2020 veröffentlichten
Heidelberger Vorlesungen Laubsäge und Scheinbrücke Anregungen
finden.

Das Gedicht morgenrot & knochenaufgänge, das den Band
schrift für blinde riesen eröffnet, deutet den programmatischen
Rahmen an. Die Texte schreiten den Raum aus von Ost nach West, in dem
Anfang und Ende eines Lebens und Menschheitsgeschichte aufgehoben
sind. "Morgenrot" ("Osten") und "Knochen" sind als Metaphern in
Seilers Schaffen Konstanten. Im Gedicht handwunder & tagebuch
(2010) sah man den Großvater, "längst hat sich der tod / mit seinen
knochen ausgesprochen". Im gleichen Band, im felderlatein
(2010), kann man in bodmers tal lesen: "kein / guter anblick.
wenn / die jahre, holz- / & knochen wachstum sich / verzweigen". In
gravitation (2000) heißt es: "jedes Gedicht geht langsam / von
oben nach unten", was meint, "zu den rohen Stoffen, den Erzen, den
Knochen der Erde, wie sie nach alter Bergbaumythologie benannt sind"
(Laubsäge und Scheinbrücke, 2020). Das lyrische Ich begreift
sich als Teil der Menschheitsgeschichte. Das Gedicht morgenrot &
knochenaufgänge beschreibt die "stunde null im habitat" (7), eine
Wohnstätte der Ur- und Frühmenschen, die "nichts sehen" (7). Die
Menschwerdung des Affen, die Friedrich Engels in seinem berühmten Aufsatz
als komplexen historischen Prozess beschrieb, in dem die Arbeit, die
erst menschliches Leben und geistige Entwicklung ermöglicht, zur
zentralen Kategorie wird, drängt sich als Assoziation auf: "ein griff
/ nach der geschichte: daumen & zeigefinger / kommen zusammen, die /
schreibhand entsteht. zehntausend jahre / vor dem aufrechten Gang"
(7). Schreiben ist die Arbeit, um die die poetische Reflexion kreist
und die immer wieder hinterfragt wird. In dem sich anschließenden
Gedicht ich hab dem vogel stimmen nachgesagt, blickt das
lyrische Ich, mit biographischen Details Seilers spielend, auf seine
literarischen Anfänge zurück. Es ist zugleich Standortbestimmung
dichterischen Wirkens. Die Frage "für wen?", nach dem Adressatenbezug,
beantwortet das lyrische Subjekt mit einer Selbstreferenz, in dem es
auf sein "unersättliches poem" (11) weist. Poesie fungiert als
Rückzugsort, um Erfahrungen, Zumutungen und Verluste zu verarbeiten
und Erinnerungen zu bewahren. Seiler spricht in seinen Heidelberger
Vorlesungen von einem "Reservat aus Sprache und Poesie". Sprache ist
Heimat eines Unbehausten, der sich in ihr und durch sie in der auf
Kollektivität ausgelegten DDR seiner Individualität ebenso versichern
konnte, wie sie ihm in der Konsumwelt des Westens Anker und Refugium
ist. Allerdings erweist sich dieser Rückzugsort als gefährdet. Das
Hölderlin'sche "Sei du, Gesang, mein freundlich Asyl!" trägt nicht
mehr. Das lyrische Ich konstatiert: "sei du / gesang, sei du das
leuchten / aus den Bäumen, die verloren sind" (31) und stellt
damit sein Schaffen in den Kontext irreversibler ökologischer
Verwerfungen, die eine existenzielle Bedrohung der Menschheit
darstellen.

Heimat versteht Seiler "als Gangart", die in der Kindheit wurzelt. In
prometheus als kind tritt uns nicht der mutige Rebell entgegen,
vielmehr ein in die DDR-Alltagswelt eingezwängtes, jugendliches Ich,
das sich als "lutz" zu erkennen gibt, unfähig, aus dieser Welt
auszubrechen. Die Prägungen der Kindheit in der Gegend um Ronneburg,
in jener vom Uran-Bergbau verstümmelten, radioaktiv belasteten
Landschaft, der in Seilers Schaffen zentrale Bedeutung zukommt,
grundieren die Texte. Der Heimatverlust, die Zerstörung des
Kindheitsdorfes Culmitzsch bei Selingstädt, das in den 1960er Jahren
geschleift, dem Uranabbau der Wismut SDAG geopfert wurde, werden als
traumatische Erfahrungen spürbar (ortsdurchfahrt culmitzsch).
Der Schmerz wird nie vergehen, denn "das gebet war verloren", doch das
lyrische Subjekt "musste genesen. / ich sammelte dinge, als hätten sie
inne / das gebet; es war nur verstummt, in ihnen verstummt" (13).
kindheit & weiter heißt dieses Gedicht, in dem ein
grundlegendes poetologisches Verfahren von Seiler auf seinen Ursprung
zurückgeführt wird. Es sind die einfachen alltäglichen Dinge, die
Bestand hatten, an denen sich das lyrische Subjekt festhielt und an
"denen die Geschichte für einen Moment lesbar wird", wie Seiler in
einem Essay formulierte. Die Landschaft der Dinge - Seiler weist auf
Francis Ponges Sprachästhetik als Dinglehre und Kosmogonie - bildet
den authentischen Ort, der den Gang in die Geschichte und in den Raum
poetischer Reflexion ermöglicht, in dem sich Vergangenheit und
Gegenwart kreuzen. Dieses Verfahren lässt ideologische Überformungen,
wie in das war der knochenpark, sagt a, scharf hervortreten und
rekurriert auf Autonomie. Dinge, wie der gut bekannte HEIKO-
Füllfederhalter, mit dem erste Schön-Schreibversuche unternommen
wurden, lassen das lyrische Ich in das Jahr 1971 eintauchen. In der
Abgeschlossenheit der DDR-Welt waren West-Postkarten ein Ereignis, das
sich in der Rückschau, "mit jedem schritt / durch diese weiten" (15),
relativiert. Die einstige Schr eibschrift nach Vorgaben, bemüht um äußere
Schönheit, wird zugleich
zur Projektionsfläche des Dichter-Ichs, um Anspruch und Erreichtes
abzuwägen, die Tragfähigkeit eigenen Schreibens zu hinterfragen: "auch
du / bist angekommen in der schrift, du schreibst / & hast es nie
erreicht. & was erreicht?" (15)

Das lyrische Subjekt beharrt auf dem eigenen Weg: "langsam / aber
sicher geht / das knirschen der schritte im schnee" (18). Dabei
dominiert das Gefühl der Verlorenheit in dieser Welt, eine tiefe
Entfremdung: "der kies / war schrift für blinde riesen in der
finsternis, ein jeder schritt / ging jetzt von anfang an, die fremde /
begann auf der eigenen einfahrt" (32). Diese für den Band titelgebende
Zeile aus dem Gedicht heimwärts, im regen schlägt den Ton an,
der den Band durchzieht: Melancholie, Verlassenheit, Fremdheit
gegenüber der Realität und Selbstentfremdung, was sich auch in
zitierter Literatur (Peter Weiss Das Gespräch der drei
Gehenden) widerspiegelt. Im Gedicht hortensie, das Angst
vor der "last des gelingens" und Verletzlichkeit thematisiert, fühlt
sich das lyrische Ich "fremd im eignen schlaf" (61). Auch den Blick
zurück in DDR-Zeit, nostalgia, prägt ein Gefühl der Fremdheit,
das nostalgisches Erinnern durchkreuzt. Geschichtserfahrung wird immer
wieder "auf ihren authentischen Wahrnehmungs- und Erinnerungsgrund"
(Seiler, 2004) zurückgeführt wie in dem Gedicht als das jahrhundert
überstanden, als. Alltagsdinge fungieren als Einfallstor in die
Geschichte, die hier das Jahrhundert umfasst und damit den DDR-
Horizont überschreitet. Das Fremdsein reicht bis zum
Identitätsverlust: "alles entfernt sich & wird unverständlich, am ende
/ sogar der eigene name / vor allem der eigene name" (83).

Die poetische Reflexion kreist um Verluste. Die Mechanik der Dinge,
die der einstigen Hand-Arbeit mit "werkzeugen" entsprang und eine
mechanik der bilderwelt evozierte, ist nur noch "halb vertraut"
(32) und museal. Diese Arbeit und mit ihr die eigene Biografie sind
historisch geworden und im Museum (technisches museum in
berlin) zu besichtigen. Es zeigt sich eine Entfremdung zur Welt
der Arbeit, die sich grundlegend verändert hat und zu der Zugänge
verlorengegangen sind. Man empfindet beim Lesen die Endzeitstimmung
"am ende des mechanischen Zeitalters" (30). Das nicht Sehen-Können der
Affenmenschen, das den Band eröffnet, korrespondiert mit der Blindheit
heutiger Riesen. Die Frage müssen wir riesen verhungern?
beantwortet das gleichnamige Gedicht nicht direkt, antizipiert aber
geistige Verarmung ("was ist noch lesbar?"), kollektiven
Identitätsverlust ("wie sagten wir einmal / wer wir sind") und
Blindheit: "wir haben / schon länger den blick / blinder riesen, das
lachen ins nichts / mit erhobenem kinn, dorthin / wo die welt vermutet
werden könnte ..." (33-34) Karl Vollmoellers Ballade Die Riesin
- eine Märchenversion vom Untergang der Titanic - auf die Seiler im
Anhang verweist, variiert das Titelmotiv. Der Riesin gereicht allein
das Sehen wollen zum Verhängnis, so dass sie "blind wie alle
Meeresgeschöpfe / den Tod der Tiefe für die Todeswunde" sucht. Das
klingt nach Weltuntergangsszenarien, nach Vergeblichkeit menschlichen
Erkenntnis-Strebens, nach Akzeptanz der Unmöglichkeit des "Sehens",
nach Fatalismus. Der Weg aus der "selbstverschuldeten Unmündigkeit"
(Kant) eine Unmöglichkeit, eine Sackgasse? Die Skepsis gegenüber dem
Vernunftglauben der Aufklärung sowie Distanz zu den an ihr
orientierten Poetologien, von denen sich Seiler schon früh absetzte,
bestätigt der Besuch im Lessing-Museum. Im haus des ersten
kammerdieners schrumpft "das stück" Nathan der Weise zur
"addition der religionen, geteilt / durch handelnde personen" (66).

"die welt war schrift & ich / war ihre stimme" (58) heißt es in
achaemenides, jenem Gefährten des Odysseus, den dieser auf der
Insel des Zyklopen Polyphemos zurückließ. Die Welt wird als Literatur
erfahrbar und Literatur, Poesie zur (einzigen) Existenzmöglichkeit.
Hatte noch im Gedicht vertigo (2003), das auf DDR-Wirklichkeit
rekurrierte, "wer hinten ging" "seine eigene Welt", so deutete das
hierauf Bezug nehmende Gedicht wer hinten geht (2010) im
mühsamen, schleppenden Gehen "auf / das unbeschriebne zentrum hin" auf
Veränderungen in der Beziehung des lyrischen Subjekts zum vage
gewordenen gesellschaftlichen Kontext. In 29. märz 2020 erfährt
diese Veränderung nun ihre Zuspitzung. Die Welt erzeugt nur noch
"dampf & untergang" (94), heißt es unter dem Eindruck von Pandemie und
Lockdown. Das "bloße gehen" - ohne Welt - ist nunmehr eine alte
sterndreherweise, in der das lyrische Subjekt "im gehen schon zu
haus" (52) ist.

Das poetologische Credo Seilers, das er unter Bezugnahme auf den
Lyriker Wolfgang Hilbig formulierte, "fordert die Durchdringung der
sogenannten Realität (für ihn [Hilbig, C. B.] das Scheinhafte, die
Oberfläche) - hin zu einem Wesentlichen, Substantiellen, Historischen"
(Laubsäge und Scheinbrücke). Geschichte drängt sich in diese
(scheinbare) Abgeschlossenheit von der Welt über "Passepartouts"
(passepartout menaggio), die man als "Rahmen", aber auch als
"Codesequenzen zur Textentschlüsselung" verstehen kann. Vaduz
wird zu einem solchen Codewort, dessen Bedrohlichkeit sich am Ende des
Gedichts schlaglichtartig offenbart. Der Moloch Kapital wird als
lebensgefährlicher Albtraum entlarvt. signalstation arholma
hebt beim Besuch der musealen Batteri Arholma den Zweiten Weltkrieg
und den Kalten Krieg, der zum Bau der Militäranlagen auf der
schwedischen Insel führte, ins Bewusstsein: "man hat / die maske an
der wand mit den augen & sogar / die leuchtenden signale. man / hat im
grunde alle zeichen, dazu die zeitung / mit der zeile 'hitler fast
 tot'" (41). Das Wissen um die historischen Zusammenhänge läuft ins
Leere, mündet in Kontemplation: "man beugt sich / zum fenster & schaut
lange, einfach lange / so hinaus" (41). Beantwortet eingangs das
lyrische Subjekt die Frage nach dem Adressatenbezug von Dichtung mit
einem Selbstverweis, so verweigert es sich ebenso deutlich
Zuschreibungen gesellschaftlicher Provenienz an Kunst. In der Reibung
mit Gottfried Benn, der das Erleiden der gesellschaftlichen Existenz
als Grundmaxime des Lebens beschrieb (Nur zwei Dinge), stellt
sich die Frage des "Wozu" dem lyrischen Subjekt in nur zwei
kragenbinden nicht mehr. Es antizipiert Widerstand, Wehrhaftigkeit
und Verweigerung den großen Narrativen, den Ideologien der Zeit
gegenüber. Emanzipation von kollektiven Zwängen und Individuation seit
dem "grundwehrdienst" (92) bilden das Gegenprogramm.

Seilers poetischer Raum ist von wiederkehrenden Bildern und Metaphern
geprägt, die sich durch seine Texte ziehen und deren sich verändernde
Semantik und Kontexte Perspektivwechsel augenfällig machen. Der gerade
im aktuellen Band sich nachdrücklich artikulierende Rückbezug auf die
Kunst ist Reaktion und Spiegelbild unserer Zeit, der die
Widerständigkeit künstlerischer Artikulation entgegengestellt wird.


Beiträge im Schattenblick zu Lutz Seilers Romanen "Kruso" und "Stern
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AUSSICHTEN/9034: Und morgen, den 26. Oktober 2021 (SB)

+++ Vorhersage für den 26.10.2021 bis zum 27.10.2021 +++
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Weil sich Jean mit Wetterläufen

nicht mehr gut vertragen kann,

wenn sich schnelle Wechsel häufen,

steht der Trip zum Nordpol an.
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AUSSEN/174: Die "Geopolitik des Stroms" (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 6. Oktober 2021

german-foreign-policy.com

Die "Geopolitik des Stroms" 

Berliner Denkfabrik beschreibt internationale Stromverbünde als
"Machtsphären" und dringt auf entschlossene "Strom-Außenpolitik" der EU -
auch im Machtkampf gegen Russland und China.



BERLIN - Die Geostrategie der Bundesrepublik Deutschland soll weitaus
enger als bisher mit energiepolitischen Interessen verflochten werden. Dies
fordert die vom Kanzleramt finanzierte Berliner Stiftung Wissenschaft und
Politik (SWP). Demnach sollen Berlin und Brüssel stärker auf eine
"Geopolitik des Stroms" setzen: Synchronisierte Stromverbünde schüfen
"technopolitische und ökonomische Einflusssphären" und ließen Macht durch
die Grenzen zwischen Staaten und Rechtsräumen "diffundieren"; sie dienten
der Einflussexpansion. Wie die SWP konstatiert, wird der Machtkampf
zwischen der EU und Russland auch dadurch ausgetragen, dass Brüssel die
Anbindung der baltischen Staaten, aber auch der Ukraine an das in
Westeuropa verankerte kontinentaleuropäische Verbundsystem vorantreibt.
Umgekehrt fördere China den Aufbau energetischer Infrastrukturen, die "auf
das Reich der Mitte" ausgerichtet seien, urteilt die Denkfabrik. Die EU
arbeite zwar an der Anbindung weiterer Nachbarregionen an ihre Stromnetze,
drohe jedoch gleichzeitig an ihrer Peripherie "machtdurchlässig" zu werden
und in den "Sog" anderer Mächte zu geraten.

Geostrategische "Schicksalsgemeinschaften"

Die vom Kanzleramt finanzierte Berliner Stiftung Wissenschaft und Politik
(SWP) plädiert für eine Neuausrichtung der deutschen Geostrategie. Diese
soll weitaus enger als bisher mit energiepolitischen Interessen verflochten
werden. Insbesondere spricht sich die SWP für eine Erweiterung der
deutschen Außenpolitik um eine "Geopolitik des Stroms" aus: Synchrone, mit
identischer Netzfrequenz arbeitende Stromnetze wie das europäische
Verbundsystem sollen als "Machtsphären in politischen Gemeinschaften" bzw.
als "Einflusskanäle" begriffen werden.[1] Laut der SWP stellt insbesondere
der europäische Netzverbund eine "Schicksalsgemeinschaft" dar, die aufgrund
der in ihr geteilten "Sicherheit und Wohlfahrt" besonders "attraktiv" sei.
Die zu Netzverbundsystemen zusammengeschlossenen Stromnetze träfen im
"Kontinentalraum Europa-Asien" mittels grenzüberschreitender
Übertragungsnetzverbindungen aufeinander und bildeten dadurch auch
geostrategisch wirkende "konkurrierende Integrationsvektoren". Berlin müsse
folglich nicht nur danach streben, eine "Strom-Außenpolitik" mit der
Zielsetzung zu formulieren, das europäische Stromnetz zu modernisieren und
zu erweitern, sondern im Rahmen der EU auch bemüht sein,
"Interkonnektivität über das eigene Verbundnetz hinaus mitzugestalten".

Standards und "strategische Reichweite"

Dabei nimmt die SWP eine klar eurasische Perspektive für die künftigen
energiepolitischen Machtprojektionen Berlins und Brüssels ein, in der feste
Konfliktlinien vorgezeichnet sind. China sei dabei, im Rahmen seiner "Belt
and Road Initiative" (BRI, "Neue Seidenstraße") den Aufbau kompatibler
energetischer Infrastrukturen in Eurasien zu fördern, die "auf das Reich
der Mitte" ausgerichtet seien, erklärt die Berliner Denkfabrik. Beijing
setze dabei eigene "Standards und Normen", wodurch etwa die deutsche
DIN-Norm verdrängt werde; es könne so seine "strategische Reichweite" in
seinem Einflussraum zum "Vorteil der eigenen Wirtschaft" ausbauen. Ein
ähnliches Vorgehen Berlins und Brüssels sieht SWP in der "östlichen
EU-Nachbarschaft" geboten, wo geostrategische Erwägungen längst die
"Konfiguration der Stromnetze" bestimmten; die "Integrationskonkurrenz
zwischen der EU und Russland" sei unübersehbar.[2] Des weiteren werden das
"östliche Mittelmeer, der Kaspische Raum und Zentralasien" als Zielräume
der künftigen Berliner "Geopolitik des Stroms" anvisiert: Diese peripheren
Regionen wandelten sich zu neuen eurasischen "Verbindungsräumen", in denen
Europa, Russland, China und - südlich und südöstlich des Schwarzen Meeres -
auch "Iran und die Türkei um Einfluss bei der Neukonfiguration der
Stromnetze" konkurrierten.

Europa als expandierender "Stromraum"

Der "Stromraum" Europa ist, wie die SWP konstatiert, in fünf
synchronisierte Netzgebiete aufgeteilt. Das kontinentaleuropäische
Verbundsystem umfasst weite Teile der EU, die Schweiz und die
Nicht-EU-Staaten Südosteuropas; es reicht von Portugal bis Polen, Bulgarien
und Griechenland. Davon unabhängig sind die Netzgebiete Großbritanniens und
Irlands (samt Nordirland). Ebenso bildet Skandinavien mit Norwegen,
Schweden und Finnland ein eigenes Verbundsystem, während das Stromnetz der
baltischen Staaten "immer noch Teil des postsowjetischen Stromnetzes" sei,
das als "Ringnetz zwischen Belarus, Russland, Estland, Lettland und
Litauen" funktioniere, moniert die SWP. Die Studie illustriert an mehreren
Beispielen, wie die Synchronisierung der Stromnetze von Ländern jenseits
der EU als Teil geostrategischer Expansionsbewegungen fungiert. Die volle
Integration der baltischen Staaten in das EU-Netz, die bis spätestens 2025
durch "drei Stromkorridore" mit der Union verbunden werden sollen,
finanziert Brüssel mit 1,6 Milliarden Euro. Die SWP spricht in diesem
Zusammenhang ausdrücklich von "geopolitischen Veränderungen" und einer sich
wandelnden Sicherheitslage, die "den Ausschlag dafür gaben, die Länder des
Baltikums an das Kontinentalnetz" anzubinden.

Energiepolitische Expansionsziele

Als zweites großes "Synchronisierungsprojekt im Osten", bei dem ebenfalls
geostrategische Erwägungen dominieren, sieht die SWP die Anbindung der
Ukraine und Moldawiens an. Nach dem großen Erdgasstreit zwischen der
Ukraine und Russland im Jahr 2008 hätten diesbezügliche Bestrebungen in
Kiew und Brüssel zugenommen, um 2016 - nach dem vom Westen forcierten
Umsturz in der Ukraine - konkretisiert zu werden. Das entsprechende
Memorandum of Understanding sehe die "vollständige Integration der
Energiemärkte zwischen der EU und der Ukraine" vor, die voraussichtlich bis
"bis 2025 umgesetzt werden" solle - durch Interkonnektoren mit Polen, der
Slowakei, Rumänien und Ungarn. Auch die Türkei liefere ein Beispiel dafür,
wie die energetische Anbindung als Teil eines weitreichenden
"geopolitischen Ansatzes" fungieren könne, schreibt die SWP. Das NATO-Land
sei zwischen 2005 und 2015 schrittweise an das EU-Netz angeschlossen
worden; doch sei die Integration unvollständig, da man die Netze zwar
synchronisiert habe, aber eine gemeinsame "Gouvernance" nur "rudimentär"
gegeben sei und der Stromhandel nur "begrenzt" funktioniere. Die SWP äußert
dennoch die Hoffnung, die Türkei könne als Brücke zur Integration des
Kaukasus in das europäische Energiesystem fungieren. Ähnliche Bestrebungen
zur Festigung der energetischen Anbindung an die EU sieht die SWP in
Nordafrika, wo "Marokko, aber auch Tunesien und Algerien" - trotz des
faktischen Scheiterns der Desertec-Initiative [3] - bereits mit dem
europäischen Verbundnetz synchronisiert seien; diese Integration solle
durch den Bau mehrerer neuer Seekabel bis 2030 noch vertieft werden.

"Stromnetz, Raum und Macht"

Für die SWP bildet die Integration peripherer Räume in Stromverbundsysteme
der Zentren - als "Zusammenspiel von Stromnetz, Raum und Macht" bezeichnet -
 einen wichtigen geostrategischen Machthebel. Die Infrastrukturnetze
schafften "technopolitische und ökonomische Einflusssphären", die Macht
durch die Grenzen zwischen Staaten und Rechtsräumen "diffundieren" ließen,
urteilt die Denkfabrik. Die Anfälligkeit von Staaten gegenüber äußerer
Einflussnahme und Machtprojektion hänge zu einem guten Teil davon ab, "wie
robust und resilient die Stromnetze" seien. Mit der Anbindung an die
Stromnetze des Zentrums könnten in der Peripherie "asymmetrische
Abhängigkeiten erzeugt", "technisch-wirtschaftliche Dominanz etabliert" und
"merkantilistische Ziele verfolgt" werden. Unter Berufung auf Carl Schmitt,
den "Kronjuristen" des NS-Reichs, ist von einer "Großraumordnung" die Rede,
die als "Entwicklungszusammenhang von Großräumen, Wirtschaftsbeziehungen
sowie Energie- und Stromnetzen" definiert wird. Die
Stromnetzinfrastrukturen könnten dabei auch prägend sein für die
"sozioökonomischen" Beziehungen zwischen "Zentren einerseits und
Peripherien andererseits", heißt es weiter. Dabei begreift die SWP die
Zentren des Weltsystems als "infrastrukturell, industriell und
sozioökonomisch verdichtete Räume", die durch eine "niedrige geopolitische
Machtdurchlässigkeit charakterisiert" seien. Periphere Regionen wiesen
hingegen eine schwach entwickelte Infrastruktur, eine geringe ökonomische
Verdichtung sowie eine "hohe geopolitische Machtdurchlässigkeit" auf.

Deutschland in der Defensive

Die SWP urteilt, in vielen peripheren Regionen - "Zentralasien und
Südkaukasus, Nordafrika oder Süd- und Südostasien" -, die nur begrenzt
vernetzt und infrastrukturell fragmentiert seien, seien verstärkt Prozesse
zur "Reintegration und Resynchronisierung" der Stromnetze zu beobachten,
die von den Zentren ausgingen. Die hohe Machtdurchlässigkeit der peripheren
Regionen bewirke, dass sie zu "Konkurrenzräumen" würden, in denen ein Kampf
um "normative, technische, wirtschaftliche und damit geopolitische
Einflusssphären" zwischen den Großmächten tobe, die die Peripherien in ihre
"hierarchisch strukturierten Großmachträume" einzugliedern versuchten. Um
sich dieser Herausforderung zu stellen, müsse die EU daran gehen,
"Interkonnektivität aktiv in der Nachbarschaft mitzugestalten und eine
eigene Strom-Außenpolitik zu entwickeln", fordert die Berliner Denkfabrik:
Der europäische Einflussraum werde zunehmend "machtdurchlässig"; die
europäische Peripherie gerate in "den Sog der Konnektivitätsstrategien
anderer Mächte", die so die deutsche Einflusssphäre penetrierten. Die hohe
Integration des europäischen Zentrums dünne sich in "den peripheren Räumen
gen Süden, Südosten und Osten" rasch aus; dies verschaffe vor allem
"raumfremden Akteuren" wie China - auch der Begriff "raumfremd" stammt von
Carl Schmitt - Optionen, die Interkonnektivität in der EU mitzugestalten.


Anmerkungen:

[1] Kirsten Westphal, Maria Pastukhova, Jacopo Maria Pepe: Geopolitik des
Stroms - Netz Raum und Macht. SWP-Studie S14. Berlin, September 2021.

[2] S. auch Osteuropas geostrategische Drift

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8412/

und Machtkämpfe um Ost- und Südosteuropa

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8519/

[3] S. dazu Ein gescheitertes Schlüsselprojekt

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6443/

und Die Geoökonomie des Wasserstoffs

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8328/
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ITALIEN/372: Bankenfusionspläne gestoppt - Rettung der "Monte dei Paschi" in der Schwebe (Gerhard Feldbauer)

Fusionspläne gestoppt

Rettung der "Monte dei Paschi" bleibt in der Schwebe

von Gerhard Feldbauer, 25. Oktober 2021



Die Rettung der ältesten Bank Italiens, der 1472 gegründeten "Monte
dei Paschi di Siena" (MPS), wurde bereits für "tutti paletti", alles
in Ordnung, gehalten. Ministerpräsident Mario Draghi hatte einer
Fusion durch Verkauf an die UniCredit, einen der großen Haie unter den
Finanzimperien, zugestimmt. Der überlegene Konkurrent, mit 170.000
Mitarbeitern und 40 Millionen Kunden nach Marktkapitalisierung an
14. Stelle in Europa stehend, wäre weiter gewachsen. Der italienische
Staat, der an der MPS mit 64 Prozent beteiligt ist und die von
Insolvenz bedrohte Bank seit 2016 mit insgesamt 20 Milliarden Euro
gestützt hatte, wäre jedoch unter die 50-Prozent-Marke gesunken. Dabei
war noch nicht geklärt, ob er die Anteile überhaupt würde halten
können. Nun seien die Verhandlungen, wie die staatliche
Nachrichtenagentur ANSA berichtete, abgebrochen worden und
würden laut dem Wirtschaftsministerium auch nicht wieder aufgenommen.

Über einen vorgesehenen Rekapitalisierungsplan über 7 Milliarden Euro
sei keine Einigung erzielt worden. UniCredit habe gefordert, dass der
Staat weitere 6,3 Milliarden Euro in die Monte dei Paschi stecken
müsse. Das Finanzministerium habe diese "Anpassungen" in weiten Teilen
für ungerechtfertigt gehalten. Weiter wurde zurückgewiesen, dass
UnCcredit für den Kauf der MPS-Teile nur 1,3 Milliarden Euro zahlen
wollte, während das Finanzministerium von einer Bewertung von 3,6 bis
4,8 Milliarden Euro ausgehe. "Unter den Bedingungen von UniCredit ist
derzeit kein Deal möglich", hieß es.

Nach dem Stopp der Verhandlungen kollabierten die Nachranganleihen der
MPS an der Mailänder Börse um 4,2 Prozent, aber auch die von UniCredit
um 1,6 Prozent, meldete ANSA am Montag.

Noch ist offen, wie sich die EU dazu verhalten wird. Draghi hatte
Brüssel informiert, die Fusion bis Mitte 2022 über die Bühne zu
bringen. Wenn jetzt mehr Geld in die Krisenbank gepumpt werden solle,
müsste dazu eine Genehmigung aus Brüssel eingeholt werden. Die EU
hatte verlangt, bis Jahresende einen Plan für die Reprivatisierung
vorzulegen.

Nun werde über ein neues Szenario, einen "Plan B", nachgedacht. Der
Vertreter der Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) habe sich laut ANSA
für eine "Normalisierung der Verhandlungen" ausgesprochen, um "die
bestmögliche Lösung für Monte dei Paschi zu finden". Im Gespräch sei
ein "Stand-Alone-Plan", der mögliche Vorteile einer Eigenständigkeit
der MPS prüfe, bei der Teile der Maßnahmen, die auch UniCredit
angeboten wurden, einschließlich einer Kapitalerhöhung von mehreren
Milliarden Euro, umgesetzt werden sollen. Das Management der MPS soll
umgebaut und die faulen Kredite an die staatliche Auffanggesellschaft
AMCO übertragen werden.

Nicht zuletzt sind die Rettungspläne Gegenstand des Gerangels der
Parteien in Draghis zerstrittener Koalition, die sich dabei im
Interesse ihrer Unternehmersponsoren zu profilieren suchen. Während
die Führung des sozialdemokratischen Partito Democratico (PD) in der
Draghi-Regierung dem Plan zustimmte, hatte der Chef der faschistischen
Lega, Matteo Salvini, den Verkauf "eine Schande" genannt. Er wollte im
Interesse seiner Klientel einige kleine Banken wie die Banca Carige
von Genua (4.200 Mitarbeiter, 529 Filialen) zu einem "italienischen
Bankenzentrum" fusionieren und sich so stärkeren Rückhalt unter diesen
Wirtschaftskreisen sichern.

Inzwischen hat sich laut ANSA kein Geringerer als der Präsident
des Verbandes der Großindustriellen Confindustria, Carlo Bonomi, dazu
zu Wort gemeldet und "einen dritten Bankenplatz" ins Spiel gebracht.
Pressegerüchten zufolge gehe es um den französischen Versicherer
Covea, der 2020 durch die erfolgreiche Übernahme der PartnerRe mit 9
Milliarden US-Dollar bekannt wurde. Das Unternehmen auf den Bermudas
befand sich bis dahin - was auch über Hintergründe nachdenken lässt -
im Besitz der italienischen FIAT-Eigner, der Agnelli-Familie.

Die Entscheidung über das Schicksal der Monte dei Paschi wird
letztendlich die Generaldirektion der Europäischen Kommission
(DG-COMP) fällen. Diese hatte den Verkauf der Krisenbank bis Ende
Dezember gefordert. Eine Verlängerung der Frist ist zwar denkbar. Dass
die Generaldirektion die Forderung nach einem Verkauf aufgibt, ist
höchst unwahrscheinlich.

 * 
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Sozialdemokraten auch bei Stichwahl der Bürgermeister in Rom und Turin
überlegene Sieger

Bumerang für faschistische Spannungsstrategen

von Gerhard Feldbauer, 19. Oktober 2021



Italiens Sozialdemokraten, der Partito Democratico (PD), haben an der
Spitze eines Mitte-Links-Bündnisses nach den vorläufigen
Wahlergebnissen auch bei der Stichwahl in Rom und Turin überragende
Ergebnisse erzielt, berichtet die staatliche Nachrichtenagentur
ANSA. In der Hauptstadt erreichte der frühere Finanzminister
Roberto Gualtieri (PD) 59 Prozent, während der von den faschistischen
Brüdern Italiens (FdI) von Giorgia Meloni aufgestellte Enrico Michetti
abgeschlagen auf 37 Prozent kam. In Turin wird der
Mitte-Links-Bewerber Stefano Lo Russo mit 56 Prozent neuer
Bürgermeister. Wie in Rom stellen die Ergebnisse auch in der
Industriemetropole, die M5S seit 2016 regierte und hier auf 9 Prozent
absackte, eine schwere Schlappe dar. Der neue Sternechef Giuseppe
Conte will die Partei nun in der politischen Mitte positionieren, um
ihren Niedergang aufzuhalten.

Einzig in der Hafenstadt Triest gelang es dem Amtsinhaber Roberto
Dipiazza von Berlusconis Forza Italia (FI), nach einem
Kopf-an-Kopf-Rennen mit Francesco Russo auf 51,29 Prozent zu kommen.
Die Wahlen der Bürgermeister- und Kommunalparlamente fanden in 1348
Gemeinden mit rund 12 Millionen Wahlberechtigten statt. In der
Stichwahl ging es dann noch in 65 Städten um das Votum für ein neues
Stadtoberhaupt. Mit 43,9 Prozent erreichte die Wahlbeteiligung ein
neues Rekordtief.

Nachdem bereits nach dem ersten Wahlgang vor zwei Wochen
Mitte-Links-Bewerber in Mailand, Bologna und Neapel als neue
Bürgermeister in die Ratshäuser einzogen, hat die linke Mitte jetzt in
acht von zehn Großstädten, darunter in fünf von sechs
Regionalhauptstädten, die faschistische Allianz geschlagen und stellt
damit in 15 Großstädten doppelt so viele Stadtoberhäupter wie vorher.
"Wir haben bewiesen, dass die Rechte zu schlagen ist", zitiert das
linke Manifesto den Chef des PD Enrico Letta, der auf der
Piazza Santi Apostoli in Rom mit Gualtieri unter Applaus das Ergebnis
als "einen triumphalen Sieg" feierte.

Während Berlusconi den Sieg in Triest in seinem Hausblatt Il
Giornale als Bestätigung seiner eigenen wichtigen Rolle sowie der
seiner Forza Italia (FI) in der Allianz hervorhebt, sind laut dem
Mailänder Corriere della Sera Meloni und Salvini noch dabei,
die Niederlage "zu reflektieren". Meloni befindet sich in einer
starken Position, denn ihre FdI ist mit 20,4 Prozent Wählerstimmen
dabei, Salvinis Lega, die auf 19,5 absackte, zu überholen. Ihre
Leaderschaft in der Allianz rückt näher. Ihren Stimmenzuwachs führt
sie darauf zurück, dass sie nicht in die Draghi-Regierung eintrat, nun
fordert sie den Lega-Chef auf, diese auch zu verlassen.

Wie Manifesto oder das kommunistiche Online-Portal
Contropiano enthüllten, waren die schweren faschistischen
Ausschreitungen mit dem Überfall auf die Zentrale der Gewerkschaft
CGIL der Forza Nuova (FN), bekanntermaßen ein Stoßtrupp der Lega, eine
Woche vor der Stichwahl der Versuch, die alte faschistische
Spannungsstrategie neu zu beleben, um ein Klima der Angst zu schaffen
und die Wähler von der Stimmabgabe für Mitte-Links abzuhalten. Das
Ganze erwies sich angesichts der gemeinsamen Proteste am vergangenen
Freitag von 200.000 Antifaschisten in Rom zur Unterstützung des
Verbotsantrages der FN und aller sich auf den Faschismus berufenden
Organisationen als ein Bumerang. Hinzu kam, dass bekannt wurde, wie
Michetti auf seiner Homepage, an Hitler anknüpfend, die der Shoah, dem
Völkermord an den Juden, zum Opfer Gefallenen als "Teil einer Lobby
von Banken, die über das Schicksal des Planeten entschied",
diffamierte. Nachdem die jüdische Gemeinde das entschieden verurteilt
hatte, sagte Michetti einen bei ihr geplanten Besuch mit einer
Delegation der FdI, um dort anlässlich des Jahrestages der Razzia des
Ghettos von Rom im Oktober 1943 einen Kranz niederzulegen, ab. Auch
Michettis letzte Ankündigung, er werde den im finstersten Klima der
Hetze gegen links erzielten Wahlsieg der Democrazia Cristiana (DC) von
1948 (48 Prozent der DC gegen 31 des Linksbündnisses) wiederholen und
die Sozialdemokraten auch diesmal schlagen, um so "das Kapitol
zurückzuerobern", wirkte eher kontraproduktiv.

Contropiano warnt vor Illusionen. Der PD gehöre weiter der
Draghi-Regierung an und habe sich "im Zentrum des politischen Systems
etabliert". Er trägt die Wirtschafts- und Sozialpolitik der
Draghi-Regierung, "die eine klassische Arbeitgeberpolitik ist", mit.
Eine soziale Alternative sei nicht zu erkennen.
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200.000 Demonstranten in Rom:

"Nein zu Faschismus und Gewalt"

von Gerhard Feldbauer, 17. Oktober 2021



Unter der Losung "Nein zu Faschismus und Gewalt" hat am Sonnabend in
Rom eine gewaltige Massenkundgebung auf der Piazza San Giovanni die
Forderung unterstützt, die faschistische Forza Nuova nach den schweren
Ausschreitungen vor einer Woche, bei denen die Zentrale der
CGIL-Gewerkschaft überfallen und verwüstet wurde, zu verbieten. Zu
der Protestveranstaltung hatte die CGIL, die mit 5,6 Millionen
Mitgliedern stärkste der drei großen Gewerkschaften, aufgerufen. Nach
Angaben der Veranstalter waren es 200.000 Menschen, die an der
Kundgebung teilnahmen, berichtete die staatliche Nachrichtenagentur
ANSA. Sie kamen mit etwa 800 Bussen, 10 Sonderzügen und einigen
Flügen von den Inseln aus ganz Italien. Dem Aufruf folgten laut dem
linken Manifesto Mitglieder der Verbände, Bewegungen und
Parteien, vom sozialdemokratischen Partito Democratico (PD) über die
Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) und die Linkspartei Freie und Gleiche (LEU)
bis zum Nationalen Partisanenverband ANPI, der Aktion Italienische
Linke und Kommunisten.

Die Kundgebung wurde von dem Italiener Luca Visentini, der als
Generalsekretär des Europäischen Gewerkschaftsbundes teilnahm,
eröffnet. Auf ihr sprachen die Generalsekretäre von CGIL, CISL und
UIL, Maurizio Landini, Luigi Sbarra und Pierpaolo Bombardieri. Sie
forderten, dem Klima faschistischer Gewalt, von Subversion und
Spannungen von der Arbeitswelt aus entschieden entgegen zu treten.
"Der Angriff auf die CGIL, der Angriff auf die Gewerkschaft, ist ein
Angriff auf die Würde der Arbeit des ganzen Landes", führte Landini
aus. "Und wir sind nicht hier, um irgendjemanden zu verteidigen,
sondern um die Demokratie zu verteidigen und sie auszubauen." Dazu
müsse die Verfassung "wieder zum Leitstern" werden. An der Kundgebung
nahmen auch der Chef des PD, Enrico Letta, und von M5S der Sekretär
Giuseppe Conte sowie Außenminister Luigi di Maio teil, obwohl beide
Parteien gleichzeitig mit den Faschisten der Lega Salvinis und der
Forza Italia (FI) Berlusconis in der Regierung von Mario Draghi
sitzen. Letta äußerte, auf die Angriffe sei "eine sofortige Reaktion"
erforderlich, um faschistische Gewalt abzulehnen und die Prinzipien
und Werte der Verfassung zu verteidigen. Conte betonte,0 man vereine
sich nicht "unter Parteisymbolen", sondern stehe gemeinsam "unter der
Trikolore auf dem Platz".

Die Kundgebung fand am Vorabend der Sonntag und Montag stattfindenden
Stichwahl der Bürgermeister in Rom, Turin, Triest und weiteren 65
Städten statt. Die Redner, darunter Maurizio Landini, wiesen den
Vorwurf zurück, sich in die Wahlen in irgendeiner Weise
"einzumischen", zitiert Manifesto. Es sei darum gegangen, der
Forderung, neofaschistische Organisationen wie die Forza Nuova per
Gesetz aufzulösen, vor der am Mittwoch, dem 20. Oktober, darüber im
Senat beginnenden Debatte über die Anträge von PD, LeU, M5S und Italia
Viva Nachdruck zu verleihen.

Manifesto mahnte in einem Kommentar, diesem Treiben entschieden
entgegenzutreten und erinnerte daran, dass faschistischer Squadrismus
(Terror), wie ihn heute Forza Nuova und Casa Pound betreiben, 1922
Mussolinis "March auf Rom", der faschistischen Machtergreifung, den
Weg bereitete.
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Nach schweren Ausschreitungen

Forderung nach Auflösung "aller faschistischen Formationen" von Premier
Draghi blockiert

von Gerhard Feldbauer, 14. Oktober 2021



Nach den schweren Ausschreitungen der faschistischen Forza Nuova (FN)
am vergangenen Wochenende, die u. a. die Zentrale der Gewerkschaft
CGIL in Rom überfiel und verwüstete, hat deren Generalsekretär
Maurizio Landini gefordert: "Alle diese Formationen, die sich auf den
Faschismus beziehen, müssen aufgelöst werden." Der Forderung
entsprechend liegt dem Parlament laut Manifesto bereits ein
Antrag des Mitte-Links-Blocks - sozialdemokratischer Partito
Democratico (PD), Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) und die Linkspartei Freie
und Gleiche (Leu) - "auf dem Tisch", in einem "dringenden Verfahren"
die Forza Nuova "aufzulösen". Premier Draghi, der nach der Verfassung
per Dekret dazu den Prozess einleiten könnte, hat nicht die Absicht,
davon Gebrauch zu machen. Seine bei einem Besuch in der CGIL-Zentrale
verkündete "Solidarität" mit den von den Faschisten attackierten
Gewerkschaftern erwies sich schnell als pure Heuchelei.

Wie die staatliche Nachrichtenagentur ANSA berichtete, empfing
er danach Lega-Chef Salvini im Palazzo Chigi (Regierungssitz) zu einem
einstündigen Gespräch und nahm dessen Forderung, "die Delegitimierung
der Mitte-Rechts zu stoppen", ohne Widerspruch entgegen. Es solle, so
der Führer der Lega, "so schnell wie möglich ein Klima der Einheit und
Harmonie im Land mit den politischen Kräften" hergestellt werden. Vor
dem 20. Oktober werde der Verbotsantrag nicht erörtert, verlautete
weiter. Am 19. Oktober soll Innenministerin Luiana Lamborghese
zunächst darlegen, ob die von den Führern von Forza Nuova angeführte
Aktion (bei den von dieser entfesselten Strassenkämpfen wurden 38
Polizisten verletzt) "besonders gefährlich" gewesen sei. Danach seien,
so zitiert ANSA Draghi weiter, die Ermittlungen der
Staatsanwaltschaft abzuwarten. Ferner sei "eine juristische Studie
über die Möglichkeit der Auflösung von Formationen wie Forza Nuova,
die Gewalt anwenden, im Gange". Draghis Haltung ist eindeutig. Er
regiert mit den Faschisten der Lega und der FI und ist von ihren
Stimmen abhängig. Er wird nicht an dem Ast sägen, auf dem er sitzt.

Manifesto erinnerte daran, wie in der ganzen
Nachkriegsgeschichte Versuche, die bereits 1946 als Nachfolger der
Mussolini-Partei gegründete Movimento Sociale Italiano (MSI), aus der
Melonis FdI hervorging, oder andere zu ihr gehörende Organisationen zu
verbieten, zum Scheitern gebracht wurden. Um Forderungen nach dem
Verbot des MSI zu entsprechen, verabschiedete 1952 das Parlament ein
vom Innenminister der Democrazia Cristiana (DC) Mario Scelba
ausgearbeitetes und nach ihm benanntes Gesetz, nach dem faschistische
Organisationen gemäß der Verfassung aufgelöst werden sollten. Das
Legge Scelba wurde jedoch gegen das MSI nie angewendet, woraus dieses
schlussfolgern konnte, dass es dazu keinen Anlass biete und es eine
verfassungsmäßige Partei sei. Kam es nach Terrorakten zu Prozessen
gegen faschistische Organisationen oder auch nur ihre Mitglieder, so
endeten sie meist mit Freisprüchen oder äußerst milden Urteilen. Die
1973 als Nachfolgeorganisation der Mussolini-Partei verbotene
terroristische Ordine Nuovo konnte danach unter dem Namen Ordine Néro
(Schwarze Ordnung) faktisch weiter existieren. Im April 1978 endete
ein Prozess gegen 18 ihrer Mitglieder wegen der Neugründung der
faschistischen Partei für alle mit einem Freispruch. So diente das
Legge Scelba letzten Endes dazu, das Paktieren der bürgerlichen
Rechten, an ihrer Spitze die DC, mit den Faschisten zu kaschieren.

Um der Öffentlichkeit einen Rest von antifaschistischem Konsens
vorzuführen, verständigten sich die DC und die anderen bürgerlichen
Parteien mit den Kommunisten und Sozialisten darauf, das MSI auf
zentraler Ebene an keiner Regierung zu beteiligen. Man sprach von den
Parteien des Arco Costituzionale, des Verfassungsbogens, von dem das
MSI ausgeschlossen blieb. Der Arco Costituzionale wurde jedoch nicht
in die Verfassung aufgenommen. Mit der Bildung des "Governo nero", wie
Manifesto am 15. Mai 1994 die erste von Berlusconi gebildete
Regierung nannte, war es "finito" mit dem Arco Costituzionale.

2019 stellte die Holocaustüberlebende, Senatorin Liliana Segre, den
Antrag, eine Kommission zur Untersuchung der faschistischen Umtriebe
einzusetzen. Auch dieser Versuch verlief im Sande. Im Gegenteil wurden
im November 2019 von einem Gericht im norditalienischen Imperia zwei
Mitglieder der Forza Nuova, die mit Hunderten Mitgliedern ihrer Partei
den Jahrestag von Mussolinis "Marsch auf Rom", die faschistische
Machtergreifung, mit "Duce"-Rufen und Bekenntnissen zu den Verbrechen
seines Regimes gefeiert hatten, freigesprochen.
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Empörung über Schandurteil

Helfer der Migranten Mimmo Lucano zu 13 Jahren Haft verurteilt

von Gerhard Feldbauer, 4. Oktober 2021
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Domenico Lucano - Aufnahme vom 3. Juli 2017 in Buenos Aires, Argentinien

Foto: Secretaría de Cultura de la Nación, CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0], via Wikimedia Commons



Ein Gericht in Locri in der süditalienischen Region Kalabrien hat den
bekannten Flüchtlingshelfer und früheren Bürgermeister der kleinen,
kaum mehr als 2.000 Einwohner zählenden Gemeinde Riace, Mimmo
(Domenico) Lucano, zu 13 Jahren und zwei Monaten Haft verurteilt. Das
Strafmaß liegt fünf Jahre höher als von der Staatsanwaltschaft
gefordert. Der 63-Jährige wurde der Beihilfe zu illegaler Migration,
des Betrugs, der Veruntreuung, des Amtsmissbrauchs und der Bildung
einer kriminellen Vereinigung beschuldigt, berichtete die staatliche
Nachrichtenagentur ANSA. Außerdem muss Lucano 500.000 Euro, die
die Regierung in Rom und die EU für die Flüchtlinge bereitgestellt
hatte, zurückzahlen. Seit Oktober stand Lucano unter Hausarrest. Der
Verurteilte, der den Richterspruch als eine "Unerhörte Geschichte"
bezeichnete, erklärte: "Mir fehlen die Worte; das habe ich nicht
erwartet." Er habe sein Leben damit verbracht, gegen die Mafia zu
kämpfen, sich auf die Seite der Schwachen gestellt, und nun werde er
wie ein Mafioso verurteilt. Seine Anwälte Giuliano Pisapia und Andrea
Daqcua, die den mittellosen Angeklagten kostenlos verteidigten,
sprachen von einem "politisch motivierten" Prozess, einer
"ungerechtfertigten Verurteilung, die völlig im Widerspruch zu den
Beweisen steht". Ihr Mandant lebe in Armut und habe keine finanziellen
oder anderweitigen Vorteile aus seiner Tätigkeit als Bürgermeister von
Riace gezogen. Sie legten sofort nach der Verlesung des Urteils
Berufung ein.

Lucano gehörte zu den Bürgermeistern wie Leoluca Orlando aus Palermo,
Luigi de Magistris aus Neapel oder Giuseppe Sala aus Mailand, die sich
weigerten, das vom damaligen Innenminister und Vizepremier Matteo
Salvini (2018/19 im Amt), dem Chef der faschistischen Lega
eingebrachte rassistische und gegen die Verfassung verstoßende
"Sicherheitsgesetz" anzuwenden. Lucano trat für die Öffnung der Häfen
für Schiffe mit Flüchtlingen und damit die Bürger- und Menschenrechte
auch für Migranten ein. Er brachte sie in leer stehenden Häusern unter
und half ihnen materiell. Dass er Italiener, die Migrantinnen
heirateten, bei der Eheschließung unterstützte, wurde ihm im Prozess
als Organisierung von Scheinehen, mit denen er den Frauen
Aufenthaltsgenehmigungen verschafft habe, angelastet. Dass er die
Abfallentsorgung des Dorfes nicht öffentlich ausgeschrieben und
stattdessen an Genossenschaften, denen Migranten angehörten, vergab,
zählte als Amtsmissbrauch.

Riace wurde unter seinem Bürgermeister Lucano weltweit bekannt,
erhielt den inoffiziellen Beinamen "Willkommensstadt". 2016 wurde ihr
Bürgermeister in die Liste der 100 einflussreichsten Persönlichkeiten
des Fortune-Magazins eingestuft. 2010 wurde Lucano als
drittbester Bürgermeister der Welt ausgezeichnet und diente als
Inspiration für einen Film von Wim Wenders. Die Stadt Dresden
zeichnete ihn 2017 mit ihrem Internationalen Friedenspreis aus.
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Die kleine Gemeinde Riace 2014 - heute weltbekannt als "Willkommensstadt"

Foto: Marcuscalabresus, CC BY 3.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/3.0], via Wikimedia Commons



Das Urteil hat nicht nur in Italien eine Welle der Empörung ausgelöst.
Seenotrettungsorganisationen reagierten entsetzt auf das Urteil und
das Strafmaß. Lucano habe seiner Stadt Leben und Zukunft durch
Willkommenskultur und Solidarität gegeben, twitterte Sea-Watch
Italien. Die Gruppe Mediterranea Saving Humans bezeichnete das Urteil
als beschämend. Das linke Manifesto verweist auf den
politischen Hintergrund, dass am kommenden Sonntag/Montag in Kalabrien
ein neues Parlament und ein Präsident gewählt werden und Lucano für
den Regionalrat kandidiert.

Während Linke empört reagieren, begrüßt die faschistische Allianz
den Richterspruch und erhofft sich für ihren
Präsidentschafts-Kandidaten bei der Wahl Stimmenzuwachs. "Die Linke
stellt Kandidaten auf, die zu 13 Jahren Haft verurteilt wurden",
hetzt Lega-Chef Salvini. Beobachter verweisen darauf, dass das Urteil
gegen Lucano am Vorabend der Wahlen gefällt wurde, während der Prozess
gegen Salvini wegen seiner verfassungsfeindlichen Flüchtlingsabwehr,
gegen die Lucano Widerstand leistete, verschoben wurde.
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20. Juli 2018 - Solidaritätsveranstaltung "Offene Grenzen" im Amphitheater von Riace (vorne rechts Domenico Lucano)

Foto: Hiruka komunikazio-taldea, CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0], via Wikimedia Commons
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Schwere Ausschreitungen der faschistischen Forza Nuova vor Stichwahl in
Rom

Zahlreiche Verletzte beim Sturm auf die Zentrale der CGIL-Gewerkschaft

Generalsekretär Landini fordert Verbot

von Gerhard Feldbauer, 11. Oktober 2021



Wie die staatliche Nachrichtenagentur ANSA berichtete, ist es
in Rom am Wochenende zu schweren, von der faschistischen Forza Nuova
(FN) angeführten Ausschreitungen gekommen, bei denen die Zentrale der
Gewerkschaft CGIL am Corso d'Italia gestürmt und verwüstet wurde,
wobei drei Polizisten verletzt wurden. Hunderte Demonstranten hatten
auch versucht, zum Regierungssitz von Ministerpräsident Mario Draghi
vorzudringen, wurden aber von der Polizei mit Wasserwerfern
aufgehalten. Bei den Straßenkämpfen mit der Polizei, die auch
Tränengas und Schlagstöcke einsetzte, gab es zahlreiche Verletzte,
darunter 38 Polizisten. Am Abend griffen etwa 30 Personen die
Notaufnahme eines Krankenhauses an, in der ein Verletzter der FN
behandelt wurde. Laut ANSA wurden hier vier Menschen verletzt,
darunter eine Krankenschwester, die mit einer Flasche am Kopf
getroffen und niedergeschlagen wurde.

Am Sonntag wurden die beiden FN-Anführer, ihr Chef Roberto Fiore und
dessen Vize, Giuliano Castellino, sowie zwölf Faschisten festgenommen.
600 Demonstranten wurden laut ANSA identifiziert.

Die Demonstration der ob ihres offenen Bekenntnisses zum Faschismus
Mussolinis bekannten FN war von der abgewählten, aber noch amtierenden
Bürgermeisterin von Rom, Virginia Raggi von der Fünf-Sterne-Bewegung
(M5S), genehmigt worden. Für die Frontfrau der rechten Sterne-Führung
spielte auch keine Rolle, dass der den Antrag stellende FN-Führer
Fiore ein stadtbekannter faschistischer Terrorist ist, dessen Forza
Nuova in zwei Urteilen des Kassationsgerichts als "nazi-faschistische
Formation" eingeschätzt wurde. Warum auch hätte sie die Demonstration
verbieten sollen, hatte man doch auch in Brüssel nichts dagegen
gehabt, dass Fiore 2008 den frei gewordenen Sitz der Enkelin des
"Duce" Alessandra Mussolini im EU-Parlament einnahm.

CGIL-Generalsekretär Maurizio Landini nannte den Vandalismus einen
"organisierten Akt faschistischer Gewalt" und forderte: "Alle diese
Formationen, die sich auf den Faschismus beziehen, müssen aufgelöst
werden." Der Parlamentarier des sozialdemokratischen Partito
Democratico (PD) Emanuele Fiano kündigte an, seine Partei werde "in
der Abgeordnetenkammer einen dringenden Antrag stellen, um die
Auflösung der Forza Nuova und der anderen offen faschistischen
Bewegungen zu fordern".

Zum Anlass der Proteste wurde formell genommen, dass diese Woche
zusätzliche, von der Draghi-Regierung beschlossene Corona-Regeln in
Kraft treten: Ab 15. Oktober müssen Beschäftigte im öffentlichen
Dienst und in der Privatwirtschaft einen Nachweis für eine Impfung,
eine Genesung oder einen negativen Test vorlegen. Die Tests sind
kostenpflichtig. Das führte dazu, dass sich viele No Vax-Anhänger
unter den Demonstranten befanden. Der Chef der faschistischen Lega
Matteo Salvini, als deren Stoßtrupp die FN bekanntermaßen immer
agiert, versuchte sich davon zu distanzieren und "Solidarität mit der
CGIL für den erlittenen Angriff" zu demonstrieren: "Ich stehe den
Arbeitern nahe, die friedlich ihre Rechte und Freiheiten verteidigen."
Beobachter halten das Ganze, wie auch einem Bericht des
kommunistischen Online-Portals Contropiano zu entnehmen war,
jedoch für ein geplantes Manöver der Lega, um beim Ballottaggio, der
Stichwahl am kommenden Wochenende erneut zu versuchen, das
faschistische Image zu verdecken, um Stimmen der Mitte zu gewinnen und
zudem weitere Stimmen für Mitte-Links zu verhindern.

Dafür spricht, dass die faschistische Casa Pound, die immer an der
Seite der FN auftritt, sich diesmal zurückhielt, um den faschistischen
Bewerber zur Stichwahl in Rom, Enrico Michetti, auf dessen Liste drei
ihrer Mitglieder für das Stadtparlament kandidierten, nicht
bloßzustellen. In den Plan passt, wie ANSA am Montag weiter
berichtete, dass die FN ankündigte, "die Revolte" weiter anzuheizen.
"Bis der Grüne Pass endgültig zurückgezogen wird", werde "die
Volksrevolution mit oder ohne uns nicht aufhören". Das bedeute, so die
Agentur, "Guerilla-Krieg in Rom".
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Mitte-Links-Bündnis bei Kommunalwahlen vorn

M5S-Bürgermeisterin in Rom abgewählt

"Waterloo" für Faschisten

von Gerhard Feldbauer, 6. Oktober 2021



Die Kandidaten von Mitte-Links-Bündnissen sind bei den Wahlen der
Bürgermeister und der Kommunalparlamente am Sonntag und Montag in
Mailand, Bologna und Neapel bereits im ersten Wahlgang mit absoluter
Mehrheit zu neuen Chefs der Stadtregierungen gewählt worden. Wo die
Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) Bündnisse mit dem sozialdemokratischen
Partito Democratico (PD) abgelehnt hatte, profitierten die Bewerber
der faschistischen Allianz - Lega Salvinis, Brüder Italiens (FdI)
Giorgia Melonis und Berlusconis Forza Italia (FI) - davon. So in Rom,
wo ihr Bewerber Enrico Michetti auf gut 30 Prozent kam, während der
gegen die Amtsinhaberin Virginia Raggi von M5S antretende PD-Bewerber
Roberto Gualtieri auf 27 Prozent kam, während die Raggi auf 19 sank.

Auch in Kalabrien, wo gleich drei Kandidaten aus dem
Mitte-Links-Spektrum getrennt antraten, setzte sich als neuer
Präsident der Region der FI-Bewerber bereits im ersten Wahlgang durch.
Hinzu kamen Ergänzungswahlen für zwei Sitze der Abgeordnetenkammer,
darunter in Siena, wo der neue Chef des PD Enrico Letta nach sechs
Jahren Unterbrechung Pause wieder ins Parlament gewählt wurde. Die
Wahlen der Bürgermeister- und Kommunalparlamente fanden in 1348
Gemeinden mit rund 12 Millionen Wahlberechtigten statt. Wo ein Kandidat
nicht 50 Prozent plus wenigstens einer Stimme erreichte, treten die
beiden an der Spitze liegenden Bewerber in zwei Wochen zum
Ballottaggio (Stichwahl) an, so in Rom, Turin und Triest.

Die Sternepartei steckt erneut eine Niederlage ein. Im Vergleich zu
den Parlamentswahlen im März 2018, wo sie 32 Prozent einfuhr, kommt
sie jetzt im Durchschnitt nur noch auf 8,5 Prozent. Ihr droht laut
Manifesto "der Zusammenbruch". Die Abfuhr für die Raggi, die
2016 nur mit den Stimmen der FdI Melonis ins Amt kam, ist eine
deutliche Absage an den Rechtskurs von M5S-Gründer Grillo, der an
ihrer heftig kritisierten Kandidatur festhielt. Ob der neue
Sterne-Chef, Ex-Premier Giuseppe Conte, der wie in Neapel auch in Rom
für den PD-Bewerber Gualtieri eintrat, das aufhalten kann, wie Medien
meinen, bleibt abzuwarten. Vor allem aber geht der PD, der in den
Mitte-Links-Bündnissen meist die Bewerber stellte, gestärkt aus dem
Votum hervor und steht laut Manifesto verglichen mit der
Katastrophe der Rechten "mehr als wettbewerbsfähig" da. "Wir haben
gezeigt, dass die Rechte schlagbar ist", zitierte das linke Blatt den
PD-Chef Enrico Letta. Auf sich aufmerksam machte auch die kleine
antikapitalistische Linkspartei Potere al Popolo (Die Macht dem
Volke), der es im Bündnis mit Kommunisten u. a. in Bologna gelang,
über zwei Prozent Stimmen zu erzielen.

Um das faschistische Odium los zu werden oder zu verbergen und Wähler
der Mitte zu gewinnen, hatten die Parteien der faschistischen Allianz
versucht, mit sogenannten parteiunabhängigen Kandidaten anzutreten,
wie zum Beispiel in Rom mit dem Jura-Professor für Kommunalrecht
Enrico Michetti. Wie Manifesto enthüllte, hat der für seine
Sympathien für die extreme Rechte bekannte Michetti die Tarnung
nutzlos gemacht, indem er gleich drei Mitglieder der faschistischen
Casa Pound in seine Liste aufnahm. In Neapel wollte die Lega ohne ihr
Parteisymbol auf einer "Prima Napoli-Liste" den mit ihr
sympathisierenden Staatsanwalt Catello Maresca unterstützen, wurde
aber vom Stadtrat abgelehnt. Es erwies sich ohnehin als nutzlos. Wie
Lega-Chef Salvini eingestehen musste,, ist es "für die ganze Rechte
und für die Lega im Besonderen" ein "Waterloo", eine "nicht zu
leugnende Niederlage" geworden. Die Wahlergebnisse zeigen eine sich
fortsetzende Stimmenwanderung von der Lega zu den Brüdern Italiens
Melonis bei gleichzeitig sinkender Akzeptanz Salvinis.

Mit Blick auf die Wahl des Staatspräsidenten im Februar 2022 wie auch
eines neuen Parlaments im Frühjahr 2023 wurde dem Votum eine auf die
Wähler ausstrahlende Bedeutung beigemessen. Wie zutreffend das ist,
zeigte sich, als FdI-Führerin Meloni laut ANSA sofort nach dem
Wahlausgang ein verdecktes Manöver zu vorgezogenen Neuwahlen
einleitete und darauf drängte, Premier Draghi solle als Kandidat für
die Präsidentenwahl im Februar 2022 aufgestellt werden. Das Ziel ist
unschwer zu erkennen. Mit dem Ausscheiden Draghis aus dem Amt des
Premiers möchten die Faschisten Wahlen auf Frühjahr oder Herbst 2022
vorziehen, um an die Regierung zu kommen, da ihre Chancen mit dem
Sinken der Lega-Stimmen fallen. Auch befürchten sie ein weiteres
Anwachsen der PD-Stimmen.
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Ein "Giftcocktail" für die EU-Erdgasversorgung 

Transatlantische Kreise spekulieren erneut über Sanktionen gegen die
Erdgaspipeline Nord Stream 2. US-Flüssiggasproduzenten reduzieren ihre
Lieferungen nach Europa.



BERLIN/WASHINGTON/MOSKAU - Äußerungen von US-Funktionären und eine
Europareise eines US-Sondergesandten rufen neue Spekulationen über etwaige
Sanktionen gegen die Erdgaspipeline Nord Stream 2 hervor. Hintergrund sind
Vorwürfe, Russland treibe die Gaspreise in Europa gezielt nach oben und
nutze die aktuellen Versorgungsschwierigkeiten in der EU zu politischen
Zwecken aus. Experten urteilen weithin, beides treffe nicht zu: Während die
Gaspreise wegen des rasant steigenden Verbrauchs in Ostasien sowie der
Preisbildungspolitik der EU-Kommission in die Höhe schössen, habe Moskau
alle vertraglichen Lieferpflichten in vollem Umfang eingehalten. Gazprom
hat seine Exporte nach Deutschland zudem sogar um 33 Prozent gegenüber dem
Vorjahreszeitraum aufgestockt. Dagegen sind die Lieferungen von
US-Flüssiggas nach Europa um mehr als 15 Prozent zurückgegangen: Die
US-Energiekonzerne können höhere Preise in Asien erzielen. Der
US-Botschafter in der Ukraine äußert nun, dass Russland nicht ohne Verzug
die Gasexporte nach Europa ausweite, habe womöglich mit "geopolitischen
Erwägungen" zu tun. Für diesen Fall sind neue Sanktionen vorgesehen.

Nachfrageboom in Ostasien

Die Ursachen für den heftigen Anstieg der Erdgaspreise in Europa sind
weitgehend bekannt. Eine zentrale Rolle spielt der erheblich gestiegene
Erdgasverbrauch in Ostasien, vor allem in China. Die dortige Wirtschaft ist
nach den pandemiebedingten Einbrüchen Anfang 2020 schneller als erwartet
wieder angesprungen; das treibt den Konsum in die Höhe. Hinzu kommt, dass
nicht nur in der Industrie, sondern auch in Privathaushalten die Umstellung
von der Nutzung von Kohle auf andere Energieträger rasche Fortschritte
macht. Experten rechnen mit einer Zunahme des chinesischen Gasverbrauchs
dieses Jahr um 13 Prozent bzw. 42 Milliarden Kubikmeter im Vergleich zu
2020.[1] Davon wird ein gewisser Teil über Pipelinelieferungen gedeckt -
zum einen über Erdgaspipelines aus Zentralasien, zum anderen über die
Pipeline Power of Siberia aus Gasfeldern Ostsibiriens nach China, die Ende
2019 in Betrieb genommen wurde und deren Liefermenge zur Zeit aufgestockt
wird. Hinzu kommt eine deutliche Ausweitung der Einfuhr von Flüssiggas
(Liquefied Natural Gas, LNG). Experten gehen davon aus, dass der
Erdgasverbrauch in China aufgrund des Ausstiegs aus der Kohle in den
kommenden Jahren weiter zunehmen wird. Das könnte die Preise auf hohem
Niveau halten oder sie sogar noch weiter nach oben treiben.[2]

Die Preispolitik der EU-Kommission

Dass sich die gestiegene Nachfrage so rasch und massiv auf den Erdgaspreis
niederschlägt, liegt auch daran - so erläutert es der ehemalige
CDU-Politiker Friedbert Pflüger -, dass es "nicht zuletzt auf Druck der
EU-Kommission ... immer weniger langfristige Gaslieferverträge mit
Ölpreisbindung" gibt.[3] Stattdessen wird der Rohstoff in zunehmendem
Umfang über den "freien globalen Gas(spot)markt" gehandelt. Dadurch sei
"der Gaspreis starken Marktschwankungen ausgesetzt", urteilt Pflüger, der
auch Senior Fellow des Global Energy Center des Atlantic Council ist: "Eine
schnell steigende Nachfrage führt eben zu rapide steigenden Preisen." Der
Erdgasmarkt "funktioniert ... jetzt genau so, wie sich die EU-Kommission
das immer gewünscht hat", wird Kirsten Westphal, Energiepolitik-Expertin
der Berliner Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP), zitiert: "Es gibt
keine langfristigen Lieferverträge mehr, die Ölpreisbindung ist längst
weggefallen, der Gaspreis bildet sich kurzfristig und ist volatil
geworden." Wenn sich "Knappheiten" ergäben, spiegelten sie sich "im Preis
wider".[4] Dies trage dazu bei, dass "ein Giftcocktail für die
Versorgungslage in Europa" entstanden sei.

Kein Preisrückgang

Die Schwierigkeiten haben sich zudem zugespitzt, weil wegen extremer
Wetterverhältnisse der Erdgasverbrauch im vergangenen Jahr in die Höhe
geschnellt ist - zunächst wegen des kalten Winters, dann wegen der in
manchen Weltgegenden großen Hitze im Sommer, die aufgrund einer
gesteigerten Nutzung von Klimaanlagen den Konsum ebenfalls ausgeweitet hat.
Auch in der Bundesrepublik sei der Gasverbrauch noch im April um etwa 60
Prozent höher gewesen als im Vorjahr, berichtet der Vorsitzende der
Initiative Erdgasspeicher (INES), der rund 90 Prozent aller
Erdgasspeicherfirmen in Deutschland angehören.[5] Der zusätzliche Bedarf
sei recht lange aus Speichervorräten gedeckt worden, um die stetig
steigenden Preise zu vermeiden. Viele hätten geplant, die Speicher erst
nach einem ersehnten Preisrückgang wieder aufzufüllen. Dieser jedoch trat
nicht ein. Entsprechend waren die Speicher Mitte September EU-weit gerade
einmal zu 71 Prozent gefüllt, in Deutschland sogar nur zu 64 Prozent.[6]
Üblich sind, um auf einen hohen Winterverbrauch vorbereitet zu sein,
Füllstände von rund 90 Prozent. Zwar heißt es bei der INES, man hoffe,
diesen Wert bis Anfang November noch erreichen zu können. Ob das angesichts
der starken globalen Nachfrage gelingt, ist jedoch unklar.

Höhere Profite in Asien

Dies umso mehr, als sich die naheliegende Hoffnung, zusätzlichen Bedarf mit
der Einfuhr flexiblen Flüssiggases zu decken, bislang nicht erfüllt. So
sind, wie Pflüger berichtet, die LNG-Lieferungen in die EU und nach
Großbritannien "in den ersten acht Monaten" dieses Jahres "um 17 Prozent im
Vergleich zum Vorjahr" zurückgegangen.[7] Die LNG-Importe speziell aus den
Vereinigten Staaten brachen im ersten Halbjahr 2021 um 15,9 Prozent
gegenüber dem Vorjahresvolumen ein.[8] Ursache dafür ist, dass Erdgas in
Asien traditionell zu höheren Preisen verkauft wird als in Europa, weil
dort bis heute eine nur rudimentäre Anbindung an Pipelines vorhanden ist.
Entsprechend wird "das LNG aus den USA ... vor allem in Richtung Asien oder
Lateinamerika verschifft", berichtet Pflüger. Verstärkt wird dies durch das
Phase One Agreement im US-Handelskrieg gegen China, das im Januar 2020
geschlossen wurde; es sieht vor, dass die Volksrepublik zur Senkung des
US-Handelsdefizits bis Ende dieses Jahres Energierohstoffe für 50
Milliarden US-Dollar zusätzlich in den Vereinigten Staaten kaufen muss.
Damit steht für den europäischen Markt deutlich weniger zur Verfügung.
Hinzu kommt, dass die US-Industrie mittlerweile eine Reduzierung der
Erdgasausfuhr verlangt, um die Preise auf dem US-Inlandsmarkt zu
stabilisieren.[9]

Mehr Erdgas nach Deutschland

In dieser Situation bringen transatlantische Kreise erneut Sanktionen wegen
Nord Stream 2 ins Gespräch. Während die Erdgaslieferungen aus den
Vereinigten Staaten zurückgegangen sind, hat Russland laut einhelligen
Aussagen von Importeuren und Industrieverbänden seine vertraglichen
Exportverpflichtungen eingehalten. Zudem hat es in den ersten neun Monaten
des Jahres seine Erdgasausfuhr insgesamt um 17,3 Prozent, seine Ausfuhr in
die Bundesrepublik gar um 33,2 Prozent erhöht.[10] Dabei steckt Russland
selbst spürbar in Schwierigkeiten: Es musste zunächst, wie Atlantic
Council-Experte Pflüger konstatiert, seine eigenen, aufgrund des großen
Verbrauchs stark geleerten Speicher füllen und hatte anschließend Ausfälle
wegen eines Schadens an einer großen Kompressorstation zu verzeichnen.
Hinzu kommt, dass die Erdgaspipeline Nord Stream 2 inzwischen zwar
fertiggestellt und betriebsbereit ist, aber immer noch eine Genehmigung der
Bundesnetzagentur aussteht. Deren Entscheidung muss dann der EU-Kommission
zur Prüfung vorgelegt werden. Der Genehmigungsprozess könne sich, heißt es,
"bis Mai" in die Länge ziehen.[11] Eine Ablehnung ist möglich. Die
Aussicht, die Pipeline könne selbst nach der Fertigstellung auf
bürokratischem Weg unbrauchbar gemacht werden, ist kein Anreiz, die
Gaslieferungen zu erhöhen.

Sanktionen im Gespräch

Jetzt wird der US-Botschafter in der Ukraine, Steven Pifer, mit der
Äußerung zitiert, man müsse "sich fragen, ob im Kreml geopolitische
Erwägungen im Spiel sind".[12] Wäre dies der Fall, dann müsste Berlin neue
Sanktionen gegen Moskau beschließen. Das sieht eine Übereinkunft mit der
Biden-Administration vor.[13] Unterlässt die Bundesregierung dies, kann
Washington Sanktionen gegen Deutschland beschließen. Erst kürzlich ist der
US-Sondergesandte für Energiesicherheit, Amos Hochstein, nach einem
Aufenthalt in Berlin nach Brüssel gereist; Gegenstand seines Interesses war
die bevorstehende Stellungnahme der EU-Kommission zur demnächst erwarteten
Entscheidung der Bundesnetzagentur zu Nord Stream 2.[14] Die
Biden-Administration hat - ganz wie die Vorgängerregierung - Interesse
daran, Nord Stream 2 scheitern zu lassen.
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Huldrych Zwingli, der radikale Schweizer Reformator

Vorkämpfer der bürgerlich-republikanischen Umgestaltung der
Eidgenossenschaft

Er brach auch mit dem Zölibat

von Gerhard Feldbauer, 7. Oktober 2021
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Der Zürcher Reformator Ulrich (Huldrych) Zwingli (1484-1531), porträtiert von Hans Asper

Abbildung: Hans Asper, Public domain, via Wikimedia Commons



Die Enthüllungen über 330.000 Missbrauchsopfer in Frankreich lenken
dieser Tage erneut den Blick auf die anhaltenden Sexualverbrechen der
katholischen Kirche. Die Dunkelziffern dürften nach Experten-Meinungen
weltweit in die Millionen gehen. Ihnen Einhalt zu gebieten erfordert,
das der Natur widersprechende Zölibat aufzuheben, was der Vatikan bis
heute verweigert. Mit ihm brachen bereits die Kämpfer der Reformation
vor fünf Jahrhunderten, indem sie auch die Ehe eingingen. Neben Thomas
Müntzer ist hier Huldrych Zwingli zu nennen, an dessen Todestag, den
11. Oktober 1531, erinnert werden soll.

Der am 1. Januar 1484 in Wildhaus (Kanton St. Gallen) geborene
Huldrych Zwingli gehörte zu den entschiedensten Führern der
protestantischen Bewegung Europas, die beispielsweise in Deutschland
in den Bauernkriegen in eine frühbürgerliche Revolution mündete. Als
Feldprediger begleitete er die revolutionären Truppen in die
Schlachten. Am 11. Oktober 1531 fiel er bei Kappel.

Zwingli, dessen eigentlicher Vorname Ullrich lautete, wuchs im
sozialen und politischen Umfeld der im 15. Jahrhundert von
verschiedenen Volksschichten getragenen reformatorischen Bewegung auf.
Vordergründig ging es darum, die katholische Kirche in einem Teil
Europas in eine reformierte anglikanische, lutherische oder
kalvinistische umzugestalten. Die tieferen Ziele der Bewegung, die
auch in der Schweiz ihrem Charakter nach Züge revolutionärer
frühbürgerlicher Erhebungen annahm, bestanden jedoch darin,
grundlegende gesellschaftliche Veränderungen herbeizuführen. Dafür gab
es in der Schweiz eine Reihe günstiger Bedingungen, die in anderen
Ländern so meist nicht existierten. Die Feudalverhältnisse waren
relativ unterentwickelt; die Form der Marktgenossenschaft war
erhalten geblieben; eine starke Schicht freier Bauern hatte sich
herausgebildet; in den Stadtkantonen Zürich, Basel und Bern waren
bereits starke Zentren des Zunfthandwerks (Weberei) entstanden; es
existierte ein ausgedehnter Fernhandel.
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Gründungszeremonie der Universität Basel am 4. April 1460 im Basler Münster

Abbildung: Unknown author, Public domain, via Wikimedia Commons



Das entwickelte städtische Bürgertum, aber auch Grundbesitzer
forderten im Interesse der Stärkung ihrer wirtschaftlichen Positionen
und ihrer politischen Eigenständigkeit, die Eidgenossenschaft stärker
zu zentralisieren und die Machtstellung der Kirche zu beseitigen. In
den nordschweizerischen Städten, an ihrer Spitze Basel mit seiner 1459
gegründeten Universität, entstanden Zentren des Buchdrucks und auf
dieser Basis der Humanismus.

In Basel und Bern besuchte Zwingli, Sohn eines Bauern und Amtmannes,
die Schule, studierte anschließend in Basel und Wien von 1498 bis 1506
Theologie und promovierte zum Magister. Danach hat er in Glarus zehn
Jahre ein Pfarramt inne und war bis 1518 im Wallfahrtsort
Maria-Einsiedeln tätig und von 1519 an Leutpriester am Großmünster in
Zürich. Als Feldprediger nahm er 1513 und 1515 an den Schlachten von
Novara bzw. Marignano (heute Melegnano) gegen die französischen
Truppen in Norditalien teil.

Stand Zwinglis Wirken zunächst unter dem Einfluss der lutherischen
Bewegung, wurde er jedoch bereits zu dieser Zeit besonders durch den
Humanismus des Erasmus von Rotterdam geprägt, der sich 1517 und 1528
in Basel aufhielt. Zu einem engen Weggefährten wurde ihm der
Mediziner, Philosophieprofessor und Historiker Joachim von Watt
(latinisiert Vadianus genannt), der in St. Gallen als Stadtarzt
arbeitete, dort zum Magistratsmitglied und 1526 zum Bürgermeister
berufen wurde.
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Szene aus der Schlacht von Marignano (1515) - Maître à la Ratière zugeschrieben

Abbildung: Condé Museum, Public domain, via Wikimedia Commons



Im Rahmen heftiger sozialer und politischer Auseinandersetzungen
begann unter Führung Zwinglis 1523 in Zürich die Schweizer
Reformation, die sich in den nächsten Jahren auf andere Stadtkantone
ausbreitete. Während in Zürich das Patriziertum entmachtet wurde,
erhoben sich die Bauern in der Nordschweiz, erkämpften die Aufhebung
der Leibeigenschaft und des kleinen Zehnten. Durch seine erste und
zweite Disputation (Januar und Oktober 1523) gestaltete Zwingli Zürich
zum Zentrum der kirchlichen, politischen und sozialen Neuordnung der
Eidgenossenschaft. Die Schweizer Reformation strahlte vor allem auf
Süddeutschland und Tirol aus. Der Bauernführer Michael Gaismair
verfasste 1526 in seinem Exil in Graubünden auf der Grundlage der
Lehren Zwinglis seine "Tiroler Landesordnung" und führte im selben
Jahr die Bauern des Alpenlandes zu einem neuen Aufstand.

Nach der zweiten Disputation Zwinglis begann die Durchführung der
Reformation; der Züricher Stadtrat entmachtete die Kirche und übernahm
ihre Aufgaben. Zwingli verkündete als Ziel, alles zu beseitigen, was
nicht aus der Heiligen Schrift zu begründen ist: Darunter die Abnahme
der Heiligenbilder (1524), die Aufhebung der Klöster (1525), die
Abschaffung der Prozession, des Orgelspiels und des Gemeindegesangs,
der Firmung und der letzten Ölung, die Beschränkung der Feiertage, die
Begründung des Almosenamtes, Abendmahlsfeier nur an vier Sonntagen des
Jahres am weißgedeckten Tisch mit Brotbrechen und Kelchnahme. An die
Stelle des Stiftskapitels am Großmünster trat die Prophezei
(Bibelauslegung in wissenschaftlichen Arbeitsgemeinschaften). Zu
Beginn der kirchlichen Reformen brach Zwingli mit dem Zölibat und ging
1524 mit Anna Reinhard die Ehe ein.
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Erste Zürcher Disputation 1523 im alten Rathaus - der Zürcher Stadtrat lässt in aller Öffentlichkeit disputieren, welche Religion die "richtige" sei
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Zwinglis theologisches Wirken war rational geprägt und auf das
gesellschaftliche städtische Leben ausgerichtet, es beeinflusste
maßgeblich den bürgerlich-republikanischen Charakter der Schweizer
Reformation. Wenn er die Bedeutung der Arbeit für die Gesellschaft
hervorhob, war er seiner Zeit sozial weit voraus. Daran änderte auch
die zeitbezogene Begründung nichts, dass sie Gottes Gnade herbeirufe.
Entschieden bekämpfte er die Leibeigenschaft und den Söldnerdienst in
fremden Heeren, das sogenannte Reislaufen, das 1522 in Zürich verboten
wurde. Die von Zwingli herbeigeführten sozialen, wirtschaftlichen und
politischen Veränderungen entsprachen den Bedürfnissen des
aufsteigenden Bürgertums.

Sowohl in seinen kirchlichen als auch seinen politisch-sozialen
Reformen war Zwingli radikaler als Luther, was offen in dem Marburger
Religionsgespräch 1529 zum Ausdruck kam. Während Luther die
leibhaftige Gegenwart Christi in den Abendmahlssegmenten (Brot und
Wein) vertrat, fasste Zwingli diese nur symbolisch auf. Welten
trennten Zwingli, der die Reformationstruppen in die Schlachten
begleitete und sich auf die Seite der aufständischen Bauern stellte,
von dem Wittenberger, der 1525 mit seiner Schrift "Wider die
räuberischen und mörderischen Rotten der Bauern" diesen in den Rücken
fiel.
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Marburger Religionsgespräch 1529 zwischen Luther (2.v.l.) und Zwingli (4.v.l.) - Relief von Otto Münch auf dem Zwingli-Portal des Zürcher Grossmünsters

Abbildung: Toksave, Public domain, via Wikimedia Commons



1529 verbündete sich die klerikal-katholische Reaktion der Schweiz mit
der Österreichs gegen Zürich. 1531 erlitt das Revolutionsheer in der
Schlacht bei Kappel, in der Zwingli fiel, eine Niederlage. Der Tod des
radikalen Reformators engte die Reformen ein und erleichterte die
katholischen Restaurationsbestrebungen. Die konfessionelle Spaltung
blieb bestehen, die Umsetzung tiefergehender historisch-progressiver
Pläne Zwinglis zu einer staatspolitischen Umgestaltung der
Eidgenossenschaft wurde verhindert.

Seine Anhänger, die sich nach seinem Tod Zwinglianer nannten,
vereinigten sich 1549 mit denen Jean Calvins, der nach seiner
Ausweisung aus Frankreich 1536 vor allem in Genf wirkte, zu den
sogenannten Reformierten.
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Die Schweizer Eidgenossenschaft zur Zeit des Zweiten Kappelerkrieges 1531 (orange - katholische Partei, braun - reformierte Partei, grün - neutral-vermittelnde Seite)

Graphik: Marco Zanoli, CC BY-SA 4.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0], via Wikimedia Commons



Zwingli hinterließ umfangreiche Schriften, die erstmals ab 1905 in
14 Bänden zusammengefasst erschienen. Als sein Hauptwerk gilt "De vera
ac falsa religione" (über die wahre und die falsche Religion), das
bereits zu seinen Lebzeiten 1525 erstmals in Zürich erschien.
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TIERGESCHICHTEN/015: Wieder gut mit Flügelmut ... (SB)



An einem warmen Sommertag tollten Birte und Birger im Garten wild
herum, rannten quer über den Hof, durch den Kuhstall, obgleich das
strengstes verboten war, und landeten vor dem Kaninchenpferch.

"Sieh mal, das ist Fritzchen", pustete und schnaufte Birte und zeigte
ihrem Cousin, der die Ferien bei ihrer Familie verbrachte, ihr fast
schwarzes Kaninchen.
"Darf ich es mal in die Hand nehmen?", blickte er Birte fragend an.
"Aber klar doch, aber du musst ganz vorsichtig sein. Es ist noch
ziemlich klein und zerbrechlich."

Sie öffnete den Verschlag und hob Fritzchen aus der kleinen
Geschwistergruppe heraus. Birger griff nach dem flauschigen Etwas und
hielt es auf seinem Arm. Doch als er es streicheln wollte, fing
Fritzchen an zu zappeln. Unsicher wie er sich verhalten sollte, tat er
gar nichts, was das quirlige Tier nutze, um sich zu befreien und auf
die Erde zu hüpfen. Birte war so überrascht, dass sie nicht schnell
genug handen konnte und nur noch sah, wie ihr kleines Kaninchen die
Flucht ergriff und den Weg mitten ins Gebüsch einschlug.

"Oh je, das tut mir leid, das wollte ich nicht", entschuldigte sich
ihr Cousin, "was machen wir denn nun?" - "Nichts wie hinterher",
brüllte Birte, "wir müssen es wieder
einfangen. Allein kommt es nicht zurecht!"

Schon rannte sie los, bückte sich und krabbelte in die Büsche, wo sie
dann auch wirklich das kleine zitternde Tier erblickte. "Was machst du
denn für Sachen, Fritzchen? Das ist doch viel zu gefährlich für dich.
Na, komm her", lockte sie ihren Liebling. Es gelang ihr, das Kaninchen
zu greifen. Zartfühlend hob sie es an und drückte es leicht an sich.
Sie streichelte das kleine Fritzchen, das sich schließlich beruhigte.

"Hast du es gefunden", rief Birger ängstlich.
"Ja, mach dir keine Sorgen, ich hab ihn. Es ist nichts passiert. Ich
krieche jetzt rückwärts wieder raus."
Birte richtete sich auf: "Noch mal gutgegangen."

Gerade wollten die beiden sich auf den Weg zum Kaninchenstall begeben,
als sie ein merkwürdiges Geräusch vernahmen, ein lautes, klägliches
"Chrää chrää - chrää chraää" tönte aus genau der Richtung aus der Birte
eben gekrochen kam.

"Ich seh mal nach, das hört sich an als sei ein Vogel verletzt",
vermutete Birger und kroch sogleich unter den ersten Busch. Das
Krächzen klang gar nicht gut.
"Gib acht, dass du ihn nicht erschreckst", mahnte Birte und
streichelte Fritzchen.
"Ich sehe ihn, sein Flügel hängt irgendwie komisch an ihm runter",
flüsterte Birger, "ich versuche mal ihn zu greifen, wir müssen ihm
helfen." - "Ja, sicher, aber pass auf, dass du ihn nicht noch
mehr verletzt", sorgte sich Birte.
"Ich bin doch kein Grobian", zischte Birger leise zurück.

Den kranken Vogel in die Hand zu bekommen gestaltete sich recht
schwierig, denn er war verängstigt und wollte flüchten, doch das
Gestrüpp hinter ihm war zu dicht. Er hüpfte hin und her, kam aber
nicht von der Stelle. Birger wollte dem Tier Zeit lassen, keine
hastige Bewegung machen, so dass es merkte, dass keine Gefahr von ihm
ausging. Schließlich gelang es Birger, den Vogel zu greifen. Er hielt
ihn ganz vorsichtig in beiden Händen und rutschte auf seinen Knien
rückwärts aus dem Gebüsch. Birte half ihm auf. Behutsam trug ihr
Cousin den zitternden Vogel in seinem Arm in Richtung Haus.
"Mama, Mamaaa! Schnell, komm, wir haben einen verletzten Vogel, Mama?"
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"Hier, im Wohnzimmer, Birte", rief ihre Mutter und kam den beiden
Kindern auch schon entgegen.
"Tante Anni, siehst du ihn dir bitte einmal an? Kannst du ihm
helfen?", Birger war ganz aufgewühlt.

Durch den Lärm und die Aufregung aufgeschreckt, sprang Theo, der
Familienhund, auf und stürmte in den Flur, wo er an Birte hochsprang,
die dabei mitsamt dem Kaninchen fast den Halt verlor. All das reichte
aus, um den armen, verschreckten Vogel in Panik zu versetzten. Sein
kleines Vogelherz pochte wie wild, das konnte Birger spüren. Sanft
strich er über das Gefieder und sprach leise mit ihm.

"Birger, setz dich erst einmal in die Küche auf einen Stuhl. Wir
warten, bis das Tier sich etwas beruhigt hat. Dann sehe ich, ob ich
etwas für ihn tun kann", forderte Birtes Mutter den Jungen auf. "Du
machst das ganz prima, Birger. Bleib nur ganz ruhig, das ist im Moment
das Beste für den kleinen Kerl. Und du, Birte, sperrst Theo in dein
Zimmer und bringst danach Fritzchen in den Kaninchenstall zurück!"

Birte eilte sich, beides umgehend zu erledigen, und kam flugs zurück,
denn auf keinen Fall wollte sie verpassen, wie der Vogel verarztet
wurde. Sie setzte sich mit ihrer Mutter still an den Küchentisch. Nach einer
ganzen Weile flüsterte Birger: "Tante Anni, ich glaube, jetzt hat sich
der Vogel beruhigt. Willst du ihn jetzt nehmen?"

"Nein, nein, halt du ihn nur gut fest, aber nicht drücken. Ich hebe
seinen Flügel etwas an und fühle, ob etwas gebrochen ist." Gespannt
und ohne einen Laut von sich zu geben, sahen beide Kinder zu, wie die
Mutter mit sicheren Handgriffen ganz vorsichtig den kaputten Flügel
befühlte.

"Tja, ein glatter Bruch, der muss geschient werden! Beib ruhig hier
sitzen, bin gleich wieder da." Damit verließ sie die Küche und kam
wenige Augenblicke später mit allem notwendigen Material zurück.
Geschickt schiente sie den Flügel mit einem winzigen, glatten
Holzstift und legte einen Verband an. Zum Schluss befestigte sie den
bandagierten Flügel am Vogelleib. "So, mein Lieber, fliegen kannst du
nun erst einmal nicht!", mahnte sie ihren Patienten.

"Birte, hole den alten Vogelbauer aus dem Schuppen, dann putzt ihn
bitte, ja, Birger du hilfst doch mit, oder?" - "Klar doch", versicherte Birger.
"Danach gebt etwas Vogelsand und Heu hinein und befestigt die
Sitzstange möglichst weit unten", wies die Mutter die Kinder an. Passt
auf, dass er gut an den Wasser- und den Fressnapf gelangen kann!"
"Wird gemacht. Ich könnte mich auch um Futter für ihn kümmern, aber
ich weiß gar nicht, was für einer Vogelart er angehört", unsicher
blickte er seine Tante Anni an.

"Ihr beide habt einen Eichelhäher gerettet. Diese Vögel sind nicht so
wählerisch, was die Nahrung angeht." -
"Oh, das ist gut, aber, weißt du, was sie besonders gerne mögen?", wollte Birger
von seiner Tante wissen.
"Moment, lass mich kurz überlegen. Ah, ja, also auf jeden Fall
Eicheln, Bucheckern und Haselnüsse. Wenn wir die nicht auftreiben
können, frisst er auch Mais, Beeren, Steinfrüchte, Kernobst und sogar
Hülsenfrüchte. Aber selbst Kartoffeln oder Pilze wird er fressen."

"Oh, prima, dann finde ich bestimmt etwas", strahlte Birger.
"Mama, wo stellen wir den Käfig denn hin? Kann er in meinem Zimmer
wohnen, bis er wieder ganz gesund ist? Er kann in der Nähe vom Fenster
auf meiner Kommode stehen", schlug Birte vor.
"Ja, ich denke, das wird gehen. Zunächst sollten wir den Käfig mit
einer Decke etwas abdunkeln, damit er sich beruhigt. Ganz wichtig,
Birte! Pass auf, dass Theo auf keinen Fall in dein Zimmer kommt, das
würde unseren kleinen Gast erschrecken."

Schließlich hatte der Eichelhäher, den die beiden Kinder Robin getauft
hatten, in Birtes Zimmer eine vorübergehende Unterkunft gefunden. Er
wurde umhegt, gepflegt und gefüttert, sie lasen ihm vor und sangen
Vogellieder. Aber es dauerte noch lange, bis sein Flügel wieder
ganz verheilt war. Dann kam der große Tag. Die Mutter hatte die
Verbände schon ein paar Tage zuvor entfernt und Robin war eifrig damit
beschäftigt, seine beiden Flügel zu bewegen.

Birger und Birte standen auf einem Feld, etwas entfernt vom Haus.
Birtes Mutter hatte den Vogel in ihren Händen. "So ihr beiden, nun
verabschiedet euch von Robin."

"Mama, meinst du, er fliegt noch mal wieder zu uns zurück?", überlegte
Birte voller Hoffnung. "Nun, das kann ich nicht sagen, aber ihr habt
ihm geholfen, wieder gesund zu werden. Was glaubst du, was ein Vogel
am liebsten mag?"

"Bestimmt nicht in einem Käfig sitzen!", lachte Birte und Birger
stimmte mit ein. Dann ließen sie ihn frei. Er flog davon und setzte
sich auf den Ast eines nahen Baumes. Die beiden Kinder winkten und
riefen ihm gute Wünsche hinüber. Wenig später erhob Robin sich und
flog in die Weiten des Himmels.

Ende
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PFLANZEN/061: Gummiwahn mit Löwenzahn ... (SB)



Was hat wohl der Name Löwenzahn mit dem Gebiss eines Löwen zu tun?
Vielleicht sind es die stark gezackten grünen Blätter dieser Pflanze,
die an spitze Zähne erinnern? Aber nicht nur ihr Name ist eigenartig,
auch birgt sie einige Besonderheiten, die vielleicht nicht jedem
bekannt sind. Hingegen dürften die leuchtend gelben, vielblättrigen
Gewächse, die oft in großer Zahl die Wiesen und Rasenflächen
bevölkern, den meisten schon begegnet sein. Späterhin werden noch
einige andere Bezeichnungen angeführt, die jeweils auf eine besondere
Nutzungsmöglichkeit dieser Pflanze hindeuten. Doch zunächst sehen wir
uns diese Blütenpflanze etwas genauer an.




[image: Eine gelbe Blüte mit vielen kleinen Blättern auf einem langen Stängel mit grünen gezahnten Blättern - Foto: © 2021 by Schattenblick]
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Die gelben Blütenblätter bilden die Krone auf einem 10 bis 30
Zentimeter hohen Stängel, der in einer 1 Meter (manchmal sogar bis zu
2 Meter) langen Wurzel endet. Außen herum ist sie braun bis schwarz
gefärbt, innen weißlich. Alle Pflanzenteile enthalten einen weißen
Milchsaft. Auffallend sind ihre Blätter, die eiförmig bis
eilanzettlich gewachsen sind. Auf einer Länge von 10 bis 25 Zentimeter
sind sie stark gezähnt. In der Nähe des Pflanzenstiels sind sie feiner,
zur Blattspitze hin gröber gezahnt. Vor allem und in großer Zahl
trifft man den Löwenzahn im April und Mai an, aber er kann auch noch
bis in den Herbst hinein blühen. Das Besondere an dieser Pflanze, die
auch "Pusteblume" genannt wird, ist wohl, dass sie eigentlich gar
keinen Nektar produzieren müsste, weil ihre Samen vom Wind
davongetragen werden. Warum es sich so verhält, ist nicht genau
bekannt, doch für die Bienen bietet sich so im frühen Jahr eine
willkommene Pollen- und Nektarquelle.

An Wegrändern, auf Wiesen und in Gärten trifft man auf
Löwenzahnpflanzen, manchmal sprießen sie auch durch Mauerwerk oder
brüchige Straßendecken. In Gebieten, in denen Temperaturen zwischen
5°C bis 26°C vorherrschen, ist sie verbreitet. Doch viele
Gartenfreunde halten den Löwenzahn für ein Unkraut und bemühen sich,
ihren Rasen von dieser Pflanze zu befreien.
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Dazu ist es erforderlich, dass die Wurzeln ausgegraben werden, da sie
ansonsten im nächsten Jahr wieder austreiben. Doch der Löwenzahn ist
weitaus mehr als nur ein Unkraut. Er kann auf vielfältige Weise
genutzt werden, in der Küche wie auch in der Heilkunde.


Was alles aus Löwenzahn bereitet werden kann

Da wäre zunächst der Honig zu erwähnen, den die Bienen herstellen. Er
hat ein kräftiges Aroma, eine goldgelbe Farbe und ist etwas
dickflüssig. Dieser Honig ist nicht nur für die Bienen gut, sondern
Imker stellen daraus Löwenzahnblütenhonig her, der auf eine besondere
Art sehr lecker sein soll. Aus den gelben Blüten kann ein
wohlschmeckender Sirup hergestellt werden. Versetzt mit Orange oder
Zitrone eignet er sich als leckerer Brotaufstrich. Dazu werden nur die
gelben Blüten abgepflückt, wobei jene, die im Frühjahr geerntet werden
am wohlschmeckendsten sein sollen.

Aus den zarten, jungen Blättern, die einen leicht bitteren Geschmack
haben, lässt sich ein schmackhafter Salat zubereiten. Selbst die
Wurzel findet Verwendung. Wird sie getrocknet und dann geröstet, so
kann daraus ein Ersatzkaffee erzeugt werden, der kein Koffein enthält
und dennoch anregend wirkt. Dazu muss die Wurzel ausgegraben,
gesäubert, geröstet und gemahlen werden. In den ersten Jahren nach dem
Zweiten Weltkrieg, als es nur wenig Nahrungsmittel und schon gar
keinen Bohnenkaffee gab, wurde unter anderen dieses
Löwenzahnwurzelgetränk aufgebrüht.
Heute wird er wieder hergestellt. Es heißt, er sei gesund, koffeinfrei
und schmackhaft und eine gute Alternative für all jene die, richtigen,
also koffeinhaltigen Kaffee, nicht vertragen.

In bestimmten Zubereitungen und Darreichungen findet die
Löwenzahnpflanze auch in der Heilkunde Anwendung. Sie wird bei
besonderen Leberleiden verabreicht, bei rheumatischen Erkrankungen
oder eventuell auch bei Magenschmerzen. Zudem wird ihr nachgesagt, sie
wirke appetitanregend und verdauungsfördernd. Am bekanntesten ist
jedoch ihre harntreibende Wirkung. In einigen Ländern wird die
Löwenzahnpflanze deswegen zum Beispiel "Pissblume", "Bettpisser" oder
"Bettnässer" genannt.

Aber Vorsicht: verzehrt man eine größere Menge an Löwenzahnstängeln,
so führt das zu Übelkeit und Erbrechen. Der weiße Milchsaft des
Löwenzahns kann außerdem unangenehme Hautreaktionen verursachen. Es
ist ratsam, zunächst vorsichtig und in kleinen Mengen die
Löwenzahnzubereitungen zu genießen. Nicht jeder verträgt die in ihm
enthaltenen Bitterstoffe gleich gut. Wenn der
Löwenzahn-Tee oder -Kaffee auch als gesund und bekömmlich gilt und
bestimmte wohltuende Wirkungen damit erzielt werden können, so kommt
es doch auf die Dosierung an, also auf die Menge, die verzehrt wird.
Aber das ist wohl bei den meisten Lebens- und Genussmitteln so.


Löwenzahn - ein Kraut mit magischen Kräften?

Vor historisch langer Zeit wurde diese Pflanze in Zusammenhang mit
Orakeln gebracht, doch wie mit Hilfe des Löwenzahns angeblich ein
Blick in die Zukunft ermöglicht werden sollte, bleibt wohl eher ein
Geheimnis. Die Ureinwohner von Nordamerika sollen, so heißt es, nicht
nur Tabakblätter, sondern auch Löwenzahnblätter zu kultischen
Handlungen geraucht haben. In einigen Regionen Europas versprach man
sich durch das Verreiben des Löwenzahns auf der Haut die Erfüllung
von Wünschen.
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Pusteblume - die vielen Samen hängen an kleinen, weißen Schirmchen
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Aus der Pusteblume, wie der Löwenzahn genannt wird, weil seine Samen
mit den zarten weiß schimmernden Schirmchen zuhauf auf der einstigen
Blüte sitzen, könne die Zukunft gelesen werden. So heißt es, dass die
Anzahl der übriggebliebenen Schirmchen einer Pusteblume die noch
verbleibenden Lebensjahre desjenigen voraussagt, der zuvor einmal
kräftig gepustet hat. Nun, darüber sollten wir uns heute keine
Gedanken mehr machen, aber in vergangenen Jahrhunderten war der
Aberglaube weit verbreitet und hat das Handeln vieler Menschen
beeinflusst.


Forschungen an der Löwenzahnpflanze

Ein Verwandter unseres Löwenzahns enthält in seiner Wurzel einen für
die Forschung interessanten Anteil an Naturkautschuk. Es handelt sich
um den "Russischen Löwenzahn", der gerade jetzt eine hohe
Aufmerksamkeit seitens der Autoindustrie erhält.
Naturkautschuk hat ganz besondere Eigenschaften, die dem künstlichen,
aus Erdöl hergestellten, Kautschuk fehlen. Kautschuk wird für die
Produktion aller möglichen Reifen benötigt, also für jene von
Fahrrädern, Autos, Lastwagen, Bussen oder Traktoren. Bisher wird
dieser Rohstoff, der von einer einzigen Pflanze (Hevea brasiliensis)
gewonnen wird, aus Ländern wie Brasilien, Indonesien, Malaysia oder
Thailand importiert.




[image: Aus dem angeritzten Baumstamm fließt der weiße Milchsaft in einen kleinen Eimer - Foto: 2004 by AxelBoldt, (eigenes Werk), Public domain, via Wikimedia Commons]

Der Milchsaft des Baumes wird in einem kleinen Eimer gesammelt
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Es handelt sich um einen Baum, der nur in den Tropen wachsen kann.
Sein Ursprungsland ist Brasilien. Seit vielen Jahren wird er durch
eine sehr ansteckende Schadpilz-Krankheit bedroht, so dass sein Anbau
in Plantagen kaum mehr möglich ist. Umso dringender suchen die
Reifenhersteller nach Alternativen und konzentrieren sich auf die
Erforschung des Russischen Löwenzahns (Taraxacum koksaghyz).
Ein wesentlicher Vorteil besteht darin, dass dieser Löwenzahn auch
unter unseren klimatischen Bedingungen wächst. Wissenschaftler bemühen
sich schon jetzt um effektive Anbau- und Ertragssteigerungsmöglichkeiten.

Es könnte eine gute Entwicklung sein, doch hat es einen schalen
Beigeschmack. Je mehr Rohstoffquellen aus welchen Gründen auch immer,
versiegen, desto mehr wird auf andere Pflanzen zugegriffen. So kann
der Eindruck entstehen, dass eine Pflanze nicht als Lebewesen, sondern
lediglich als Rohstoffproduzent gesehen wird und so lange ausgenutzt
wird, bis sie erkrankt und damit nicht weiter von wirtschaftlichem
Interesse ist.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.ndr.de/ratgeber/garten/Loewenzahn-Laestiges-Unkraut-und-gesunde-Heilpflanze,loewenzahn172.html

https://kraeuterkontor.de/magazin/loewenzahn/

https://www.plastverarbeiter.de/roh-und-zusatzstoffe/russischer-loewenzahn-als-quelle-fuer-naturkautschuk.html
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GESCHICHTE/035: Genosse Picasso - Ein Künstler gegen Faschismus, für Frieden (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 41 vom 15. Oktober 2021

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Genosse Picasso


Ein Künstler gegen Faschismus, für Frieden

von Manfred Idler



Eine Ausstellung im Kölner Museum Ludwig ist unter dem Titel "Der geteilte
Picasso" der unterschiedlichen Betrachtung des Künstlers in der alten
Bundesrepublik und in der DDR gewidmet. Das ist verdienstvoll und zum 140.
Geburtstag am 25. Oktober geeignet, den Blick auf Werk und Leben des
Künstlers zu schärfen. Denn das politische Engagement Pablo Picassos, seine
klare Parteinahme für den Kommunismus, hat die bürgerliche Kunstbetrachtung
über Jahrzehnte hinweg ausgeblendet oder zum Spleen erklärt. Nur ein
Picasso als unpolitischer Zerstörer klassischer Seh- und Malweisen galt dem
westdeutschen Feuilleton als konsumierbar.

Diese Trennung des Künstlers von seiner Haltung hat Methode. Generationen
von Kopflangern mühten und mühen sich damit, etwa von einem
Schostakowitsch, einem Brecht, einem Oscar Niemeyer und zuletzt von Mikis
Theodorakis den Kommunismus zu subtrahieren, wie sie schon von den
Klassikern deren kämpferischen Humanismus abzogen. Der
Ausstellungsrezensent der "Rheinischen Post" sah sich jetzt zum Rückzug in
eine Auffangstellung gezwungen: "Auf dem linken Auge war Picasso blind",
diagnostiziert er. Eine Art, die Welt zu sehen, wird als Augenkrankheit
wahrgenommen.

Am 5. Oktober 1944 widmete die französische KP-Zeitung "L'Humanite" dem
Beitritt des Künstlers zur Kommunistischen Partei Frankreichs die Hälfte
ihrer Titelseite. "Ich kam zum Kommunismus, wie man zum Brunnen geht", für
Picasso, zu dieser Zeit 63 Jahre alt, war dieser Schritt logische Folge
eines langen Weges. Er war nie ein unpolitischer Mensch gewesen - schon als
der junge Spanier um 1900 nach Paris kam, wurde er von der französischen
Fremdenpolizei des Anarchismus verdächtigt und beobachtet. Die französische
Staatsbürgerschaft wurde ihm vorenthalten.

Seit dem faschistischen Putsch in Spanien im Juli 1936 engagierte sich
Picasso gegen den Faschismus. In seiner Radierungsfolge "Traum und Lüge
Francos" und seinem epochalen Werk "Guernica" brachte er sein "Entsetzen
über die Militärkaste zum Ausdruck, die Spanien in ein Meer von Schmerz und
Tod gestürzt hat". Seine engsten Vertrauten in dieser Zeit waren seine
Lebensgefährtin bis 1943, die Fotografin Dora Maar - eine Kommunistin -,
und der Dichter Paul Éluard, 1933 aus der FKP ausgeschlossen, ab 1942
wieder ihr Mitglied.

Kurz vor der Besetzung Frankreichs durch die Nazi-Wehrmacht suchte Picasso
wieder um die französische Staatsbürgerschaft nach, die ihm abermals
verweigert wurde. Das Angebot, in die USA oder nach Mexiko zu emigrieren,
schlug er aus. Anders als viele andere Künstler und Intellektuelle lehnte
er es ab, Kompromisse mit den Besatzern oder der Kollaborationsregierung
unter Marschall Pétain einzugehen. Er blieb im besetzten Paris. In den
Jahren bis zur Befreiung entstanden düstere, von Trauer geprägte Bilder.

Weder besitzt die These Glaubwürdigkeit, der Eintritt in die "Partei der
Erschossenen" sei eine opportunistische Geste gewesen, noch ist es
plausibel, ihn der überschwänglichen Begeisterung der Wochen nach der
Befreiung von Paris zuzuordnen. Der Kern von Picassos Engagement für den
Kommunismus ist sein über viele Jahre gereifter Antifaschismus. Es war kein
Augenblicksentschluss, dafür spricht auch, dass er ihn bis zu seinem
Lebensende nicht revidierte oder relativierte. Er wehrte sich früh gegen
Versuche, seinen Parteieintritt als einer Marotte entsprungen zu erklären:
"Was, glauben Sie denn, ist ein Künstler? Ein Schwachsinniger, der nur
Augen hat, wenn er Maler ist, nur Ohren, wenn er Musiker ist, gar nur eine
Lyra für alle Lagen des Herzens, wenn er Dichter ist, oder gar Muskeln,
wenn er Boxer ist? Ganz im Gegenteil! Er ist gleichzeitig ein politisches
Wesen, das ständig im Bewusstsein der zerstörerischen, brennenden oder
beglückenden Weltereignisse lebt und sich ganz und gar nach ihrem Bilde
formt. ... Nein, die Malerei ist nicht erfunden, um Wohnungen
auszuschmücken! Sie ist eine Waffe zum Angriff und zur Verteidigung gegen
den Feind."

Das Verhältnis des Künstlers zur FKP war aber stets widersprüchlich, kein
"Vie en rouge". Die kommunistische Presse schmückte sich mit seinen
Zeichnungen, die Partei mit Plakaten nach seinen Entwürfen, Lithografien
davon wurden massenhaft verbreitet und halfen, die Öffentlichkeitsarbeit
der Partei zu finanzieren. Als Emissär der Partei wandte sich Louis Aragon
im Frühjahr 1949 an Picasso mit der Bitte, ein Plakat für den
Weltfriedenskongress zu entwerfen - die Taube, der eigentlich zänkische
Vogel, wurde durch diese knappe Zeichnung weltweit und bis heute zum Symbol
der Friedensbewegung. Mit einem von ihm entworfenen Halstuch schmückte sich
1951 die französische Delegation bei den III. Weltfestspielen der
arbeitenden und lernenden Jugend in Berlin. Im selben Jahr wurde er mit dem
Stalin-Friedenspreis ausgezeichnet.

Ein Stalin-Porträt war es dann auch, das zur Verstimmung führte: Zum Tod
des Generalissimus im März 1953 zeichnete Picasso einen Stalin - nicht als
entrückten "Vater der Völker", sondern nach einer Fotografie von 1903 als
jungen Revolutionär. Das Sekretariat der PCF missbilligte die Darstellung.
Nicht zum ersten Mal kollidierte ein erstarrter Begriff von sozialistischem
Realismus mit Picassos Schöpfertum, der Vorwurf lautete: "dekadenter
Formalismus".

Solche Differenzen sah Picasso als Widersprüche innerhalb einer Familie,
aus der man nicht wegläuft, wenn es Konflikte gibt. Ebenso bei späteren
Auseinandersetzungen, so, nachdem er zusammen mit anderen kommunistischen
Künstlern und Intellektuellen einen Offenen Brief unterzeichnet hatte, in
dem das sowjetische Eingreifen gegen die Konterrevolution in Ungarn im
Herbst 1956 in Frage gestellt und kritisiert wurde. Solche Vorkommnisse
beeinträchtigten seine Popularität in der weltweiten Friedensbewegung
nicht, die auch gefördert wurde durch große Ausstellungen seiner Werke in
Leningrad 1956 und Moskau 1966. 1962 ehrte ihn die sowjetische Regierung
mit dem Lenin-Friedenspreis.

Im Westen war die Sicht auf den Künstler gespalten. Führende Politiker
sahen in Picasso einen Agenten kommunistischer Subversion. Ein
Einreisevisum für die USA erhielt er nie, es wurde ihm auch versagt, als er
1950 ausgewählt wurde, als einer von zwölf "Kämpfern für den Frieden" dem
US-Kongress die 500 Millionen Unterschriften des "Stockholmer Appells" zur
Ächtung von Atomwaffen zu übergeben. Doch der westliche Kunstmarkt sah in
seinem Werk ein lohnendes Objekt der Spekulation, die Preise für seine
Bilder erreichten bisher nicht gekannte Höhen. Das geht bis heute weiter:
In diesem Jahr hat das fünfte Werk von Picasso die
100-Millionen-Dollar-Marke geknackt. Das hat allerdings nichts mit Kunst zu
tun, sondern mit Zockerei. Im Alltagsbewusstsein gilt er, der nie ein
gegenstandsloses Bild gemalt hat, bis heute als eine Art Übervater der
abstrakten Malerei.

Seine Malerei sperrt sich dennoch gegen die Verwendung als Innendekoration
des Imperialismus. Viele wichtige Bilder sind im Westen fast unbekannt. Das
1951 entstandene "Massaker von Korea" - es wird in der Kölner Ausstellung
gezeigt - ist eine vehemente Anklage gegen das barbarische Wüten des
enthemmten US-Militärs auf der koreanischen Halbinsel. Es zeigt ein Peloton
von Maschinenmenschen, die ihre Waffen auf Frauen, unter ihnen Schwangere
und Kinder, gerichtet haben, nur auf das Kommando zum Feuern wartend.

Der Kunsthistoriker Richard Hiepe bestimmte 1971, zum 90. Geburtstag des
Künstlers, dessen Platz in der marxistischen Rezeption: "Bei Picasso wird
die Welt noch als in Unordnung sichtbar gemacht und es wird ihr das ideale
Bild von neuer, schöner Ordnung entgegengehalten. Beides ausgedrückt zu
haben, das ist die Größe Picassos, die wir uns nicht nehmen lassen wollen
durch seinen Missbrauch als Statussymbol spätbürgerlicher Kultur."



Anfang Texteinschub

Der geteilte Picasso.

Der Künstler und sein Bild in der BRD und der DDR


25. September 2021 - 30. Januar 2022


Öffnungszeiten: Di. - So. 10 - 20 Uhr; Eintritt: 14,80 Euro,

ermäßigt 9,85 Euro; bis 18 Jahre frei; Es gelten die aktuellen
Corona-Schutzmaßnahmen.

Museum Ludwig, Heinrich-Böll-Platz, 50667 Köln

Ende Texteinschub
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NEUES/058: TTT News 37 (MA)

TTT News 37
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MELDUNG/1097: Menschen- und Bürgerrechtler:innen in tiefer Sorge um Pressefreiheit wegen anhaltender Verfolgung von Julian Assange (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Brandbrief an US-Justizministerium


Menschen- und Bürgerrechtler:innen in tiefer Sorge um Pressefreiheit
wegen anhaltender Verfolgung von Julian Assange

von FreeAssange.eu, 21. Oktober 2021



Eine breite Koalition aus namhaften Organisationen für Menschen- und
Bürgerrechte sowie für Pressefreiheit, darunter Amnesty International,
Human Rights Watch und Reporter ohne Grenzen, wandte sich am 15. Oktober
2021 erneut mit einem dringenden Schreiben an den US-Justizminister Merrick
Garland (Democratic Party). Sie sehen eine extreme Gefahr für die
Pressefreiheit, die von der anhaltenden Verfolgung des
WikiLeaks-Journalisten Julian Assange ausgeht. Durch seine Verfolgung droht
eine Kriminalisierung ganz regulärer journalistischer Tätigkeiten, die sich
bereits jetzt auf die Pressefreiheit weltweit auswirkt. Im Februar 2021
hatten sie deswegen einen ersten Brief an das US-Justizministerium
geschrieben.

Am 27. und 28. Oktober 2021 wird der High Court in London in
Berufungsanhörungen über eine von den USA geforderte Auslieferung von
Julian Assange entscheiden. Am 4. Januar 2021 hatte Bezirksrichterin
Vanessa Baraitser eine Auslieferung abgelehnt, da in diesem Fall ein Suizid
von Julian Assange nach Einschätzung verschiedener unabhängiger Experten
nahezu unausweichlich erfolgen würde.



Im folgenden dokumentieren wir das aktuelle Schreiben in deutscher
Übersetzung:

U.S. Department of Justice

950 Pennsylvania Avenue, NW

Washington, DC 20530-0001

15. Oktober 2021

Sehr geehrter Herr Justizminister Merrick Garland,

wir, die unterzeichnenden Organisationen, die sich für Pressefreiheit,
Bürgerrechte und internationale Menschenrechte einsetzen, schreiben erneut,
um unserer tiefen Besorgnis über das laufende Straf- und
Auslieferungsverfahren gegen den WikiLeaks-Gründer Julian Assange unter dem
Espionage Act (US-Spionagegesetz) und dem Computer Fraud and Abuse Act
(US-Gesetz gegen Computerbetrug und -missbrauch)[1] Ausdruck zu verleihen.

Im Februar schrieben Mitglieder dieser Koalition an den amtierenden
Justizminister und forderten, dass die strafrechtlichen Anklagen gegen
Herrn Assange fallen gelassen werden.[2] Angesichts eines kürzlich
veröffentlichten Berichtes in den Yahoo News, der alarmierende
Diskussionen innerhalb der CIA und der Trump-Regierung vor der Einreichung
der Anklage gegen Assange beschreibt, erneuern wir nun diese Aufforderung
mit noch größerer Dringlichkeit.[3] Der Yahoo News-Bericht verstärkt
nur unsere Besorgnis über die Beweggründe für diese Strafverfolgung und
über den gefährlichen Präzedenzfall, der geschaffen wird.

Wie wir in unserer früheren Korrespondenz angemerkt haben, haben die
Unterzeichner dieses Briefes unterschiedliche Sichtweisen auf Herrn Assange
und seine Organisation. Wir sind uns jedoch einig, dass das Strafverfahren
gegen ihn eine große Bedrohung für die Pressefreiheit sowohl in den
Vereinigten Staaten als auch im Ausland darstellt. Wir waren enttäuscht
darüber, dass das Justizministerium gegen die Entscheidung von Richterin
Vanessa Baraitser vom Westminster Magistrates' Court, den
Auslieferungsantrag der Trump-Regierung abzulehnen, Berufung eingelegt
hat.[4] Insbesondere angesichts des jüngsten Nachrichtenberichts bitten wir
Sie dringend, die Berufung zurückzuziehen und die zugrundeliegende Anklage
fallen zu lassen.

Wie wir in unserem früheren Schreiben erklärt haben, gehören für
Journalisten viele der in der Anklageschrift beschriebenen Handlungsweisen
zu ihrem routinemäßigen Vorgehen: Gespräche mit Informationsgebern führen,
um nähere Angaben oder weitere Unterlagen bitten und Staatsgeheimnisse
entgegennehmen und veröffentlichen. Nachrichtenunternehmen veröffentlichen
häufig und notwendigerweise geheime Informationen, um die Öffentlichkeit
über Angelegenheiten von großer öffentlicher Bedeutung zu informieren. Wir
verstehen, dass die Regierung ein legitimes Interesse daran hat, Belange
der nationalen Sicherheit zu schützen, aber das Verfahren gegen Herrn
Assange gefährdet den Journalismus, der für die Demokratie von
entscheidender Bedeutung ist. Unserer Ansicht nach könnte ein
Präzedenzfall, der durch die strafrechtliche Verfolgung von Assange
geschaffen wird, gegen Verleger und Journalisten eingesetzt werden und
deren Arbeit beeinträchtigen und die Pressefreiheit untergraben.

Große Nachrichtenorganisationen teilen diese Sorge. Die Anklagen gegen
Assange werden von praktisch allen großen amerikanischen
Nachrichtenunternehmen verurteilt[5], obwohl viele von ihnen Herrn Assange
in der Vergangenheit kritisiert haben.

In Anbetracht dieser Bedenken und angesichts des schockierenden neuen
Berichts über das Verhalten der Regierung in diesem Fall, fordern wir Sie
mit allem Respekt auf, die laufende Berufung gegen die Entscheidung von
Richterin Baraitser fallen zu lassen und die Anklage gegen Herrn Assange
zurückzuziehen.

Hochachtungsvoll

(in alphabetischer Reihenfolge)

Access Now

American Civil Liberties Union

Amnesty International USA

Center for Constitutional Rights

Committee to Protect Journalists

Defending Rights & Dissent

Demand Progress Education Fund 

Electronic Frontier Foundation

Fight for the Future

First Amendment Coalition 

Free Press

Freedom of the Press Foundation

Human Rights Watch

Index on Censorship

Knight First Amendment Institute at Columbia University

National Coalition Against Censorship

Open The Government

Partnership for Civil Justice Fund

PEN America

Project on Government Oversight

Reporters Without Borders

RootsAction.org

The Press Freedom Defense Fund of First Look Institute

Whistleblower and Source Protection Program (WHISPeR) at ExposeFacts

Mit herzlichem Dank an die Übersetzerin Rada Lazic.

Weitere Informationen, wie Sie Julian Assange unterstützen und sich für
die Pressefreiheit einsetzen können, sind unter FreeAssange.eu zu
finden.


Anmerkungen:

[1] "WikiLeaks Founder Julian Assange Charged in 18-Count Superseding
Indictment." Department of Justice. May 3, 2019. 

https://www.justice.gov/opa/pr/wikileaks-founder-julian-assange-charged-18-count-superseding-indictment

and "WikiLeaks Founder Charged in Superseding Indictment." Department of
Justice. June 24, 2020.

https://www.justice.gov/opa/pr/wikileaks-founder-charged-superseding-indictment

[2] Savage, Charlie. "Civil-Liberties Groups Ask Biden Justice Dept. to
Drop Julian Assange Case." The New York Times. February 8, 2021.

https://www.nytimes.com/2021/02/08/us/politics/julian-assange-indictment.html

[3] Dorfman, Zach; Naylor, Sean D.; Isikoff, Michael. "Kidnapping,
assassination and a London shoot-out: Inside the CIA's secret war plans
against WikiLeaks." Yahoo News. September 26, 2021.

https://news.yahoo.com/kidnapping-assassination-and-a-london-shoot-out-inside-the-ci-as-secret-war-plans-against-wiki-leaks-090057786.html?guccounter=1

[4] Order of District Judge (Magistrates' Court) Vanessa Baraitser In the
Westminster Magistrates' Court, January 4, 2021. 

https://www.judiciary.uk/wp-content/uploads/2021/01/USA-v-Assange-judgment-040121.pdf

[5] Fassett, Camille. "Press freedom advocates and news outlets strongly
condemn new charges against Julian Assange." Freedom of the Press
Foundation. May 24, 2019.

https://freedom.press/news/press-freedom-advocates-and-news-outlets-advocates-strongly-condemn-new-charges-against-julian-assange/



Link zur Erstveröffentlichung:

https://blog.freeassange.eu/2021/10/21/brandbrief-an-us-justizministerium/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com
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STANDPUNKT/085: ARD-aktuell, die Armut und die Zukunftsangst (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)

ARD-aktuell, die Armut und die Zukunftsangst

Politiker und Journalisten täuschen die Öffentlichkeit / Blick auf
Ampel-Leuchten und Pöstchenjäger

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam - 22. Oktober 2021



Langsam, aber stetig geht es abwärts. Jeder, der nicht mit einem
goldenen Löffel im Mund geboren wurde (oder aus weniger harmlosen Gründen
zur Millionärskaste gehört), spürt es schon: Inflationäre Preisentwicklung
für Waren und Dienstleistungen des Alltagsbedarfs lassen unsere materiellen
Lebensgrundlagen erodieren. Der Trend zur Altersarmut nimmt zu, das Gefälle
zwischen Arm und Reich wird immer krasser. Unser Gemeinwesen passt damit
vorzüglich in die "Westliche Wertegemeinschaft". Dass deren "Werte"
börsennotiert sind, versteht sich von selbst. 

Der Problemkreis "Soziales" steht zwar weit oben auf Platz 3 im Katalog der
wichtigsten Informationsbedürfnisse des Bundesbürgers. (1) Die Tagesschau
geht trotzdem nur luschig mit dessen Sorgen um, ohne jegliches Engagement.
Das lässt sich auf ihrer Internetseite per Suchfunktion mit dem Stichwort
"Lebenshaltungskosten" beispielhaft ablesen. (2) Selbst mäßig
anspruchsvolle Kabarettsendungen sind diesbezüglich informativer als die
Angebote der ARD-aktuell:

"Obst ist 15,1 % teurer geworden. Der Lebensmittel-Tagessatz für
 Hartz IV-Empfänger beträgt 5,07 Euro. Ab 2022 gibt es 0,76 % mehr Hartz -
 bei fast 5 % Inflationsrate. Finden Sie den Fehler!" (3) 


Beschlossen sind vom Januar 2022 an monatlich 3 (!) Euro mehr für die
Ärmsten unter uns. (4) Die nächste Erhöhung sollte zwei Jahre später
kommen. Das Hartz IV-Geld wird aber von der kommenden Regierungsmehrheit
vielleicht schon vorher in ein "Bürgergeld" umgewandelt. Auf dieser
Wassersuppe werden letztlich zwar nicht mehr Fettaugen schwimmen. Jedoch
lässt sie sich unter dem neuen Namen besser als soziale Wohltat ausgeben.
Er klingt fast so schön wie die Behauptung, Kanzler-Anwärter Scholz habe
eine schneeweiße Weste, Lindner sei sozial gesinnt und Annalena habe mehr
intellektuellen Anspruch, als den Baerbock der Woche zu schießen.

"Inflationsrate 5 %" ist keine satirische Übertreibung. Der Rücktritt des
Bundesbankpräsidenten Jens Weidmann wird als böses Vorzeichen einer
erheblich größeren Geldentwertung erachtet. (5) Nur hat die Tagesschau das
bisher nicht aufgegriffen.

Es stimmt, noch rangiert das Thema "Corona" im Informationsbedürfnis der
Bürger höher als die Sozialdaten. Allerdings wird es von ARD-aktuell nur
mit schwerer Schlagseite abgehandelt. Da wird gegen Impfgegner zu Felde
gezogen als seien die ernstlich eine gesellschaftliche Gefahr. Entsprechend
stark die regierungshörige Wortwahl gegen Kritik am Impfprogramm: "Fake
News", "Verschwörungstheoretiker", "Angstmacher", "Rechtsextreme" usw. Die
miese Form der Meinungsmache kommt bei der ARD auch noch im Gewand seriöser
Erkenntnissuche daher, als Tagesschau-"Faktenfinder". (6)


Absurde Schieflage

Andere Themen, die das tatsächliche Interesse der Bevölkerungsmehrheit und
ihre Lage betreffen, werden entsprechend vernachlässigt oder nur verkürzt
behandelt. Somit systematisch der öffentlichen Aufmerksamkeit und der
notwendigen gesellschaftlichen Debatte entzogen - als böten Grafiken über
faule Covid-19-Inzidenz-Statistiken einen tauglichen Ersatz für umfassende
Informationen über die angegriffenen Standards unseres Sozialstaats. Die
Schieflage des Diskurses ist geradezu absurd.

Gebetsmühlenartig wird in den Tagesschau-Börsenberichten behauptet, die
gegenwärtige Inflation sei wahrscheinlich nur vorübergehend, im kommenden
Jahr werde sich alles wieder aufs gewohnt niedrige Maß einpendeln. Wer's
glaubt ... In Verbindung mit fortschreitender Armut, Mini-Renten,
Wohnungsnot, Mietpreisexplosion, statistisch absichtlich ignorierter
Arbeitslosigkeit und gravierenden Strukturveränderungen auf dem
"Arbeitsmarkt" (7, 8) erzeugt die Preissteigerung Unsicherheit und
Zukunftsängste. (9) Diese Problematik endlich und gemäß mehrheitlichem
Zuschauerbedürfnis ins Zentrum informativer Berichterstattung zu stellen
hieße für die Tagesschau jedoch, sich mit den politischen und
wirtschaftlichen Entscheidungsträgern anzulegen. Mit den "Eliten" der
Politik und den Geld-Mächtigen unserer "freien Marktwirtschaft".

Die wünschen keine Schlaglichter auf die Trümmerhaufen des einstigen
Wohlfahrtsstaates. Es gilt das Bild von den blühenden Landschaften, basta.

Sozialkritische, aufklärerische Informationsarbeit will und schafft die
ARD-aktuell nicht (mehr). Die nach wie vor wichtigste deutsche
Nachrichtenredaktion ist meilenweit davon entfernt, sich - auftragsgemäß -
als Anwalt der Öffentlichkeit gegenüber Politik und Wirtschaft zu
verstehen. Vor einem Dreivierteljahrhundert forderte der BBC-Journalist
Hugh Carleton Greene von den deutschen Nachkriegs-Journalisten noch
Aufklärungsarbeit, Zivilcourage und Respektlosigkeit gegenüber den
Regierenden:

"Glaubt nie, was sie sagen!" (10). 


Dieses grundsätzliche journalistische Konzept ist dem kollektiven
Gedächtnis jedoch längst entwunden. An Greene, den von der britischen
Militärregierung eingesetzten ersten Generaldirektor des Nordwestdeutschen
Rundfunks, NWDR, erinnert heute nur noch der Straßenname an der Einfahrt
zum Gelände des NDR-Fernsehens in Hamburg-Lokstedt. Dort liegen auch die
Büros und Studios der Tagesschau.


Postenjäger statt Sachwalter

Dass ARD-aktuell nichts, aber auch gar nichts von Greenes Empfehlungen
befolgt, zeigte sich kürzlich wieder in den Nachrichten über die
Sondierungsgespräche der "Ampel"-Leuchten, obszön unverhüllt: Die
Möchtegern-Koalitionäre hatten sich während ihrer Posten-Pirsch auch über
die Rentensicherung ausgetauscht. Auf ihrem antisozialen Propaganda-Niveau
rapportierte die ARD-aktuell:

"So wie es ist, kann es nicht bleiben - in Anlehnung an einen
 Wahlkampfslogan der FDP könnte man das über die Rente sagen ... Denn die
 Bevölkerungsentwicklung ist eindeutig: Wegen der steigenden
 Lebenserwartung wird die Finanzierung der gesetzlichen Rentenversicherung
 immer schwieriger ..." (11) 


Dass über andere Beitragsmodelle zur Finanzierung der gesetzlichen Rente
(beispielsweise ohne Beitrags-Bemessungsgrenzen und unter Berücksichtigung
aller Einkünfte, nicht bloß der Arbeitseinkommen) offenkundig überhaupt
nicht diskutiert worden war, wurde verschwiegen. Die
ARD-aktuell-Journalisten bliesen lieber gleich in das Horn derjenigen,
denen gleichgültig ist, dass Millionen Mitmenschen kein sozial
abgesichertes Leben im Alter führen können.

Unsere Spitzenjournalisten konfrontieren die politischen Rosstäuscher und
Trickser nicht mit gegenläufigen Rentenkonzepten, auch nicht mit solchen,
die sich im europäischen Ausland als erfolgreich erwiesen haben. Sie
plappern nur den einfallslosen Spruch nach, dass künftig immer weniger
junge Arbeitnehmer immer mehr und älter werdende Rentner zu finanzieren
hätten und die öffentlichen Kassen mit dem Sozialausgleich bald überfordert
seien. Damit rechtfertigen sie indirekt die Beutetour, auf der sich die
Renten-Privatisierer gerade wieder befinden.

Der Publizist Albrecht Müller, zu Regierungszeiten Willy Brandts und Helmut
Schmidts Leiter des Planungsstabes in Bundeskanzleramt und heute
Herausgeber der NachDenkSeiten, hat kürzlich zu den fälschlichen und
desinformativen Verlautbarungen angemerkt:

"Nichts von den Behauptungen zur demographischen Entwicklung und zur
 Altersvorsorge ist wahr. Sie haben sich allein deshalb durchgesetzt, weil
 sie ständig wiederholt werden und aus verschiedenen Ecken auf uns
 eindringen. Es sind Musterbeispiele für die Möglichkeit totaler
 Meinungsmache und für die politische und finanzielle Wirksamkeit einer
 solchen Meinungsmache." (12) 


ARD-aktuell, Inhaber der Deutungshoheit in der Nachrichtenwelt, ignoriert
solche Feststellungen, anstatt sich sachlich damit auseinanderzusetzen, sie
mit den Statements der Parteipolitiker und der "Sachverständigen"
abzugleichen, dieser der Versicherungswirtschaft innig verbundenen
Gutachter und Lobbyisten.


Geraffelhüscht statt informiert

Ein offener Diskurs über Wege zur gesicherten Altersversorgung findet nicht
statt. ARD-aktuell trägt vielmehr dazu dabei, dass Scheinargumente die
bewusst verengte Debatte beherrschen. Sie lässt parteiische,
voreingenommene Berater wie Bernd Raffelhüschen zu Wort kommen. Dem Herrn
Professor beliebt, als unabhängiger Experte aufzutreten, ohne seine sehr
geldwerte Verbindung zur Versicherungswirtschaft erkennen zu lassen.
Typisch seine demagogische "entweder-oder"-Sichtweise, die keine
Alternativen oder Kompromisse wahrzunehmen erlaubt: Wenn das
Renteneintrittsalter nicht weiter erhöht werde, müsse die Bundesregierung

"entweder die Beitragssätze für die Rentenkasse auf fast 28 Prozent
 anheben oder den Bundeszuschuss aus Steuermitteln extrem erhöhen".
 (13)  


Mit Verlaub: Verarschen kann sich Otto Normalverbraucher selbst, auch ohne
professorale Handreichung. Die Verpflichtung der Tagesschau zu "sachlicher,
vollständiger und umfassender Berichterstattung" nach "anerkannten
journalistischen Grundsätzen" (14) wird mit solchen demagogischen Exzessen
missachtet. Die Tagesschau informiert zudem nicht umfassend und fortlaufend
über die besser finanzierten und sozialer ausgestalteten Rentensysteme in
anderen Ländern (Schweiz, Österreich). Deshalb können die Abbrucharbeiten
an unserem System der umlagefinanzierten gesetzlichen Rente weitgehend
ungestört fortgesetzt werden.

Die österreichischen Sozialversicherungsbeiträge sind beispielweise - trotz
des etwas höheren Rentenbeitrags - insgesamt niedriger als die deutschen,
wegen der günstigen Krankenversicherungskosten und nicht erforderlicher
Pflegeversicherungsbeiträge. Im Nachrichtenangebot des mdr kann man es
nachlesen, von der Tagesschau erfährt man es nicht, was in unserem
südlichen Nachbarland an Sozialstaatlichkeit geschaffen wurde:

"Der Beitragssatz liegt seit 1988 unverändert bei 22,8 Prozent, wobei
 die Arbeitgeber für 12,55 Prozent aufkommen, die Arbeitnehmer für 10,25
 Prozent. Die durchschnittliche Bruttorente liegt in Österreich bei
 2.214,73 Euro ... In Deutschland kommt der Standard-Rentner nach
 45 Beitragsjahren nur auf 1.418,80 Euro, rund 800 Euro im Monat weniger.
 ... Das Rentenniveau (nach 45 Beitragsjahren) liegt in Österreich bei
 80 Prozent, in Deutschland bei 48,2 Prozent."
 (15) 


Bemerkenswert: Die Arbeitgeber haben einen 2,3 Prozent höheren
Rentenbeitrag zu zahlen als die Arbeitnehmer. Trotzdem ist die
österreichische Wirtschaft nicht untergegangen. Ergänzend sei noch
angemerkt, dass in unserem südlichen Nachbarland das Renteneintrittsalter
mit 65 Jahren niedriger als bei uns. Von "Rente ab 70" wagt dort keiner zu
reden.


Die schiere Heuchelei

Die letzte für den lehrreichen Vergleich halbwegs brauchbare Information
über das österreichische Rentenmodell erschien auf tagesschau.de vor mehr
als fünf Jahren. (16) Dabei ist nicht nur der Fachwelt durchaus klar, dass
leistungsstarke öffentliche Rentensysteme gut finanzierbar sind, aber die
privatwirtschaftliche Rentenfinanzierung letztlich in eine Sackgasse führt
und bisher immer im Desaster endete. (17)

Den Bundespolitikern scheint das Wohlergehen der Rentnergeneration trotz
aller Heucheleien relativ gleichgültig zu sein. Besonders deutlich
manifestiert sich das in der nun schon 30 Jahre dauernden Benachteiligung
der ostdeutschen Rentnerinnen und Rentner. Das ungleiche Rentenniveau in
Ost und West ist, wenn man die per Treuhand-Enteignungen abgesahnten
DDR-Milliardenwerte bedenkt, objektiv nie begründbar gewesen. Besonders
drastisch ist die fortwährende Benachteiligung geschiedener Frauen. (18)
Aber es zeichnet sich bereits ab, dass auch die Gender-Grünen daran nichts
ändern werden.

Unverdrossen heucheln die Bauernfänger der in Aussicht genommenen
"Ampel"-Koalition soziales Engagement für die Altersversorgung. Die
Tagesschau macht daraus "Nachrichten", ohne jeden Hinweis auf die
Konsequenzen der "neuen" Finanzierungsidee für die gesetzliche Rente:

"Wir werden die gesetzliche Rente stärken und das Mindestrentenniveau
 von 48 Prozent sichern. Es wird ... keine Anhebung des gesetzlichen
 Renteneintrittsalters geben. Um diese Zusage generationengerecht
 abzusichern, werden wir ... in eine teilweise Kapitaldeckung der
 gesetzlichen Rentenversicherung einsteigen. ... Wir werden der Deutschen
 Rentenversicherung auch ermöglichen, ihre Reserven am Kapitalmarkt
 reguliert anzulegen." (19) 



Rentenrücklage als Spekulationsmasse

Mit anderen Worten: Die Rentenversicherung soll aufgefordert werden, mit
Beitragsgeldern aus ihrer Rücklage an der Börse zu zocken. Das ist ein
sozialethischer Offenbarungseid. Die aus der neoliberalen Kloake
abgefischte Idee hatte der Bochumer Soziologe Martin Werding im Auftrag der
FDP in einem ihr gefälligen Gutachten ausgebreitet. Es ist nur noch
vergleichbar mit dem von Friedrich Merz (CDU) propagierten Vorschlag, die
Bürger sollten nach US-Vorbild ihre Altersversorgung gefälligst selbst
regeln, mittels Aktienanlagen.

Dass hier ein rentenpolitisches Vabanquespiel eröffnet wird, verschweigt
die Tagesschau sträflich. (20) Die Öffentlichkeit soll sich nicht
beunruhigen. Politiker und ihre akademischen Wasserträger genießen
unbefristete Schonzeit.

Statt eigenständiger kritischer Analyse möglicher
Rentenfinanzierungsmodelle und ganz im Sinne der Merz & Co. macht die
Tagesschau Propaganda für die "Aktienrente". (ebd.) Wenn die Arbeitnehmer
zwei Prozent ihres Bruttoeinkommens in einen Aktienfonds investierten,
könne das bei langjährig versicherten Durchschnittsverdienern die Renten um
bis zu 30 Prozent erhöhen. Dem Publikum wird ein Déjà-vu mit Gerhard
Schröders "Agenda 2010" verpasst, mit Riesters Rentenbeschiss und Rürups
"Basisrente"-Einseiferei. Und die Tagesschau spielt dazu die Begleitmusik:

"Mehr als ein Viertel des Bundeshaushalts musste 2019 in die
 Rentenkasse umgeleitet werden, um diese Lücke zu füllen" (21), 


behauptete ARD-aktuell. Falsch. Der Bund zahlte vor zwei Jahren einen
Zuschuss von 72 Milliarden Euro in die Rentenkasse ein, das waren knapp 21
% der Gesamteinnahmen von 343 Milliarden Euro. (22) Dieser Anteil, nur rund
ein Fünftel, ist seit 2005 gleichgeblieben, er ist kein Grund zur
Aufregung. Der Unterschied zu "mehr als ein Viertel" muss einen
Tagesschau-Redakteur aber nicht stören, Hauptsache, der schwimmt brav im
neoliberalen Schmetterlingsstil mit.

Die Panikmache wegen angeblich zu teuer werdender Altersversorgung lenkt
davon ab, dass unsere Politiker komplett dabei versagt haben, mit
angemessener Steuer- und Abgabenpolitik für den sozialen Ausgleich zu
sorgen. Von einer Vergleichbarkeit der Lebensverhältnisse kann in
Deutschland seit Jahrzehnten keine Rede mehr sein. (23) Unsere gut 100
Multi-Milliardäre sitzen auf einem Barvermögen von 1,1 Billionen Euro, das
ist das Dreifache unseres Staatshaushalts. (24) Neben dem gigantischen
Reichtum wohnt bittere Armut. (25, 26)

Trotz gesetzlichen Mindestlohns können mehr als 3,1 Millionen unserer
Erwerbstätigen nicht von ihrer Arbeit leben, sie sind armutsgefährdet und
auf zusätzliche Sozialhilfe angewiesen. (27) Das ist für die Tagesschau
aber nur äußerst selten ein Thema. (28) Wenn überhaupt mal angesprochen,
bleibt ein Gesichtspunkt darin zumeist außen vor: Den hauptsächlichen
Nutzen in diesem Aufstocker-System haben die Arbeitgeber, der Staat zahlt
an ihrer Stelle jährlich rund zehn Milliarden Euro als Lohnzuschuss. (29)
Zur Frage der ihnen ersparten Lohnaufwendungen gibt es bei ARD-aktuell
jedoch praktisch nichts. Es könnte ja das Image des Unternehmers als
"Leistungsträger" beschädigen. Das riskiert die Redaktion ARD-aktuell
natürlich nicht.


Auf der Schleimspur

Statt kritischer Distanz zum Staat und seinen Institutionen dienert sich
der öffentlich-rechtliche Rundfunk als humanitärer Ersatzdienstleister bei
der Erfüllung sozialstaatlicher Pflichten an. Mit Aktionen wie "Hand in
Hand in Norddeutschland" tut er Gutes und beölt sich zugleich selbst.
NDR-Intendant Knuth plant auf dieser Schleimspur gerade wieder eine
Sammelaktion für arme Kinder. Das lässt seinen Scheinheiligenschein
erstrahlen und mindert zugleich den Druck auf unsere lieben Gesetzgeber,
die gemäß unserer Verfassung dazu verpflichtet sind, die Kinderarmut zu
beseitigen. (30)

Grundgesetz-Artikel 14 (2): "Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll
zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen." (31) Es "soll". Dieser
GG-Artikel verpflichtet zu nichts. Seine Nichtbefolgung ist üblich, selbst
Zuwiderhandlung bleibt straffrei. Die Tagesschau-Nachrichten entsprechen
diesem Ungeist.

Dass das Thema "Armut in Deutschland" in der ARD-aktuell-Berichterstattung
übergangen und unterbelichtet bleibt, lässt sich problemlos auf der
Internetseite tagesschau.de feststellen. Das Suchwort "Armut" ergibt, dass
dieses Phänomen fast ausschließlich im Ausland vorkommt: hauptsächlich in
der Volksrepublik China und in Russland, wen wundert's. (32, 33)

In Bertolt Brechts "Alfabet" steht dieser schöne Vers:

Reicher Mann und armer Mann standen da und sah'n sich an. Und der
 Arme sagte bleich: Wär ich nicht arm, wärst du nicht
 reich." (34) 



Quellen und Anmerkungen: 
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(2) https://www.tagesschau.de/suche2.html?query=Lebenshaltungskosten&sort_by=date

(3) https://www.zdf.de/comedy/heute-show/heute-show-vom-15-oktober-2021-100.html

(4) https://www.hartziv.org/news/20200702-hartz-iv-erhoehung-2021-so-steigen-die-saetze.html

(5) https://www.heise.de/tp/features/Ein-gescheiterter-Weidmann-tritt-zurueck-6224791.html

(6) https://www.tagesschau.de/faktenfinder/
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(14) https://www.daserste.de/ard/die-ard/Medienstaatsvertrag-100.pdf
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(20) https://www.tagesschau.de/multimedia/podcasts/malangenommen-aktienrente-101.html

(21) https://www.tagesschau.de/wirtschaft/verbraucher/rente-krise-reform-101.html
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(32) https://www.tagesschau.de/ausland/asien/china-armut-101.html
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STANDPUNKT/084: Wie die Tagesschau gegen China hetzt (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)


Wie die Tagesschau gegen China hetzt

BILD-Zeitungs-Niveau statt eigener Recherche und seriöser
Nachrichtengestaltung

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam - 10. Oktober 2021



Vergleichen wir mal eine ARD-aktuell-Leistung mit einem typischen
BILD-Zeitungs-Angebot: "Verteidigungszone Taiwans / China
provoziert mit Kampfjets" (1) titelte die Internet-Seite
Tagesschau.de am 3. Oktober. "China fliegt mit 39 Kampfjets über
Taiwan" (2), behauptete das Berliner Käseblatt am selben
Tag. Beide Alarmmeldungen bestanden hauptsächlich aus heißer Luft.
Auch ARD-aktuell ist Wiederholungstäter: "China schickt Kampfjets
Richtung Taiwan" (3), meldete die Redaktion fälschlich
bereits am 16. Juni und befolgte am Samstag, 9. Oktober ein da capo:
"... hatte Peking mehrfach (sic!) dutzende Militärflugzeuge
in den taiwanesischen Luftraum geschickt". (4) Das kommt
davon, wenn man sich ausschließlich auf transatlantisch genormte
Nachrichtenagenturen wie Reuters und AP stützt, deren Quellenmaterial
nicht überprüft und nicht einmal im Atlas nachguckt oder in einem
Lexikon. 

Dass die Herrschaften sich korrigieren, sich bei ihrem Publikum für
ihre Fehlleistungen entschuldigen und dann auch andere als die
US-hörigen Agenturen in ihr Redaktionssystem einspeisen, ist - wir
wissen es längst - nicht zu erwarten. Es wäre geradezu revolutionär.
Bleiben wir also noch beim Zitieren aus den hier angesprochenen
Falschnachrichten. Man muss sich den bösen Text schon mal auf der
Netzhaut zergehen lassen und zumindest auszugsweise im Wortlaut lesen,
was die Könner von ARD-aktuell und BILD sich dank Reuters- und
AP-Dröhnung zurechtfantasierten. Tagesschau.de:

"Erneut haben chinesische Kampfjets für Aufregung in Taiwan
 gesorgt. 39 Maschinen drangen nach taiwanischen Angaben in die
 Luftverteidigungszone ein ... nahe den Pratas-Inseln ... teilte
 das Verteidigungsministerium in Taipeh mit. Es habe sich zumeist
 um Maschinen vom Typ J-17 und SU-30 gehandelt. Taiwanische
 Kampfflugzeuge seien in zwei Wellen aufgestiegen, um die
 chinesischen Flugzeuge zu vertreiben. Zudem seien
 Flugabwehrsysteme zur Überwachung aktiviert worden, so das
 Ministerium." (Anm. 1) 



Was es mit den Pratas-Inseln, Taiwans "Luftverteidigungszone" und der
Mitteilung des taiwanischen Ministeriums auf sich hat, klären wir
gleich. Zunächst noch die Version des Springer-Blatts von der
US-amerikanischen Propagandaplatte. BILD-Zeitung:

"Die Spannungen zwischen China und Taiwan verschärfen sich
 zusehends. Die Volksrepublik sieht den Inselstaat als Teil ihres
 Staatsgebiets, den es zurückzuerobern gilt. Und das mit aller
 Macht! Die chinesische Luftwaffe ist am Samstag mit
 Kampfflugzeugen wieder in den Luftraum Taiwans eingedrungen. Das
 taiwanische Verteidigungsministerium teilte mit, zuerst seien 20
 chinesische Kampfflugzeuge in der Nähe der Pratas-Inseln
 aufgetaucht. ... Mit insgesamt 39 Kampfflugzeugen habe das
 Aufgebot an Maschinen die bisherige Höchstzahl vom Freitag noch
 übertroffen." (Anm. 2) 



Ein erster Blick in den Atlas (der den ARD-aktuell-Redakteuren
durchaus zuzumuten gewesen wäre): Die Pratas-Inseln - ihr chinesischer
Name ist "Dong sha qun dao" und bedeutet "Östliche Sandinseln" -
liegen im Südchinesischen Meer, südlich des chinesischen
Festlands. Taiwan hingegen liegt östlich davon, im
Ostchinesischen Meer. Nicht nur der Tagesschau-Titel "China
schickt Kampfjets Richtung Taiwan" (Anm. 3) und erst recht die
BILD-Schlagzeile "China fliegt mit 39 Kampfjets über Taiwan" (Anm. 2)
sind allein deshalb purer Unsinn.

Die Pratas-Inseln sind vom chinesischen Festland gut 250 Kilometer
entfernt, von Taiwan jedoch 400 Kilometer, wie man mittels
"Googlemaps" leicht nachmessen kann. (5) Der Zankapfel: Beijing
beansprucht die Inselgruppe für sich, aber Taiwan übt nach wie vor die
Kontrolle darüber aus (6) und unterhält eine Marinebasis mit Flugplatz
auf dem winzigen, knapp zehn mal zehn Kilometer bedeckenden Atoll (7);
es hat einen Überwasser-Anteil von nur 1,7 Quadratkilometern, der Rest
ist Lagune. Von rund 200 taiwanischen Marinesoldaten abgesehen ist das
Atoll unbewohnt und für Zivilisten unzugänglich. Einen anderen als
rein militärischen "Nutzen" hat es nicht. Die Unterhaltskosten des
Stützpunkts stehen in keinem wirtschaftlichen Verhältnis zu seinem
Gebrauchswert. Der liegt nur im politischen Prestige und in seiner
strategisch interessanten Lage.


Kleiner feiner Unterschied

Was hat es nun mit "Taiwans Luftverteidigungszone" auf sich, deren
Verletzung sowohl im Tagesschau-Text als auch in der BILD
hervorgehoben wird? Beide Medienerzeugnisse berufen sich auf
Mitteilungen des Verteidigungsministeriums in Taipeh. (8, 9) Das darin
verwendete Kürzel "ADIZ" steht für den englischen Begriff
Air Defense (and) Identification
Zone (10). Nach üblichem Verständnis ist damit ein Luftraum
gemeint, in dem sich alle, auch zivile Flugzeuge im Interesse der
nationalen Sicherheit des fraglichen Landes orten und identifizieren
lassen (sollen), und zwar lange bevor sie in dessen tatsächliches
Hoheitsgebiet einfliegen. Eine ADIZ ist also meist wesentlich größer
und keineswegs identisch mit dem völkerrechtlich konkret definierten
Lufthoheitsraum über einem souveränen Staat. (11)

Das Konzept der ADIZ ist vielmehr recht willkürlich, in keinem
internationalen Vertrag geregelt und wird von keinem internationalen
Gremium verwaltet und angewandt. (12) Eine über das staatliche
Hoheitsgebiet hinausreichende ADIZ dient denn auch lediglich dazu, der
fraglichen Regierung mehr Zeit zu geben, auf die Annäherung
möglicherweise feindlicher Flugzeuge zu reagieren. Nur einige, bei
weitem nicht alle Länder haben einseitig eine ADIZ deklariert und
fordern jedes dort einfliegende Flugzeug auf, sich zu identifizieren.
Diese Aufforderungen werden häufig und folgenlos ignoriert, weil
hinter der unverbindlichen ADIZ kein einklagbares Hoheitsrecht steht.
Üblicherweise überlappt eine ADIZ aber auch kein fremdes
Hoheitsgebiet.


US-typisch großmäulig

Die ersten ADIZ wurden von den USA während des Koreakrieges und nach
imperialistischer Manier deklariert. (Anm. 12) Auch Taiwans ADIZ ist
eine US-Schöpfung aus jener Epoche. Entsprechend herrschsüchtig und
anmaßend fiel sie aus. Sie ragt weit ins chinesische Festland hinein,
ins unbestreitbare Hoheitsgebiet der Volksrepublik China: in die
Provinzen Fujian, Zhejiang und Jiangxi sowie in einen Teil des
Ostchinesischen Meeres. (13) Nur ein Teil der ADIZ Taiwans umfasst
dessen "Ausschließliche Wirtschaftszone". (14) Selbst die steht jedoch
völkerrechtlich infrage, weil Taiwan nun einmal kein international
anerkannter und bei den UN als Mitglied vertretener Staat ist. Nur 19
Länder, alle von der Größenordnung Paraguay, Swasiland und drunter,
unterhalten noch reguläre diplomatische Beziehungen zu Taipeh; der
Vatikanstaat ist unter ihnen das einzige europäische Land. (15) Auch
die USA nutzen Taiwan lediglich als handelspolitisch sowie
geostrategisch bedeutenden Posten unmittelbar vor der Ostküste Chinas.
(16)

Ungeniert zeigt das Ministerium in Taipeh mit einer Landkarte die
Dreistigkeit seines ADIZ-Anspruchs auf Gebiete der Volksrepublik. (17)
Eine bezüglich der Grenzziehung identische Karte erscheint auch auf
der Internetseite der neuseeländischen "Global Security" (18). Sie
weist ebenfalls die ADIZ Chinas, Südkoreas, Japans und Taiwans aus und
zeigt, dass sich außer der südkoreanischen alle Zonen überschneiden,
jedoch nur die taiwanische obendrein auf fremdes, nämlich das
chinesische Hoheitsgebiet übergreift. (Anm. 13)

Das taiwanische Verteidigungsministerium macht übrigens kein Hehl
daraus, dass es die Überflüge der volksrepublikanischen Kampfjets über
den Südwestzipfel seiner weitgezogenen ADIZ keineswegs für dramatisch
oder gar für existenziell gefährlich hält; sie werden als lästig, aber
im Wortsinne alltäglich betrachtet. (19) Am 1. Oktober, dem
Nationalfeiertag der Volksrepublik China, gab es lediglich eine
Extraportion dieser militärischen Übungsflüge über das Atoll.


Militärische Übungsflüge

Hätten sich unsere Qualitätsjournalisten die Mühe gemacht, erst einmal
die Grundlagen der aufbauschenden Agenturmeldungen der kanadischen
Thomson-Reuters

"China begeht seinen Nationalfeiertag mit massiven
 Luftangriffen in der Nähe von Taiwan" (20)  



und der US-amerikanischen Associatet Press

"Spannungen durch verstärkte chinesische Flüge in der Nähe von
 Taiwan" (21) 



zu untersuchen, dann wäre ihnen die irreführende Zielsetzung dieser
Propagandisten aufgefallen. Ob die Tagesschau-Größen dann darauf
verzichtet hätten, den vergiftenden Unfug zu senden, ist leider eine
andere Frage.

Nicht einmal das Verteidigungsministerium in Taipeh verstieg sich zu
der Behauptung, VR-chinesische Kampfjets hätten den Lufthoheitsraum
über Taiwan verletzt oder gar die Insel selbst angegriffen. Das
anzudeuten blieb den Reuters- und AP-Hetzern vorbehalten. Sie
verfälschten militärische Übungsflüge der VR China über das südliche
Pratas-Atoll in einen Aggressionsakt auf den östlichen Nachbarn
Taiwan. Und die Tagesschau betete die AgitProp-Texte nach.

Dazu musste das begnadete journalistische Fachpersonal allerdings die
Augen schließen und das Denken gänzlich einstellen, denn Logik hätte
nur gestört: Wenn wirklich chinesische Kampfjets in die Hoheitszone
Taiwans eindrängen, würde dessen Flugabwehr mit dem Abschuss von
Boden-Luft-Raketen reagieren. Die USA würden ihre nächstgelegene
Flugzeugträgerflotte in Marsch setzen, der Krieg mit China würde
beginnen. Von entsprechend substanzieller Verletzung des Luftraums
über Taiwan konnte hier aber keine Rede sein. Nur von "Luftaktivitäten
in der südwestlichen ADIZ" (Anm. 19). Beim Pratas-Atoll also, gut 400
Kilometer von Taiwan entfernt.

Angemessen vorsichtig war denn auch die Mitteilung des taiwanischen
Verteidigungsministeriums: Die eigenen Kampflugzeuge seien
aufgestiegen, Funkwarnungen geschickt und Luftabwehrraketen
abschussbereit gemacht worden, "um die Aktivitäten zu überwachen"
(engl. Originaltext: "... to monitor the activity". Anm. 9).
Dass die chinesischen Jagdbomber zum Abdrehen gezwungen worden seien,
wie von der Tagesschau angedeutet (Anm. 1), wurde nicht behauptet. Es
gab auch sonst keine Berichte über "gefährliche Annäherungen" oder gar
von Warnschüssen. Solche irrigen Vorstellungen legten nur Reuters, AP
und die Tagesschau nahe.


Blind für das Widersprüchliche

Bei halbwegs korrekter journalistischer Arbeitsweise wäre den
ARD-aktuell-Redakteuren eine Besonderheit aufgefallen: Die
AgitProp-Meldung

"China marks national day with mass air incursion near
 Taiwan" (Anm. 20) ("China begeht den Nationalfeiertag mit
 massenhaften Überflügen nahe Taiwans". Übers. d. Verf.) 



erschien bei Thomson-Reuters am 1. Oktober um 01.30 Uhr (Ortszeit),
wurde acht Stunden danach von AP übernommen und noch am Abend
desselben Tages von der in Hongkong erscheinenden South China
Morning Post gebracht. Hier unter dem Titel

"38 Chinese warplanes enter Taiwan's air defense zone" (22).
 ("38 chinesische Kampfflugzeuge dringen in Taiwans
 Luftverteidigungszone ein", Übers. d. Verf.) 



Zum Nachschmecken: Die South China Morning Post ist eine in
Hongkong gedruckte und dort verbreitete Tageszeitung. Dass auch sie
offensichtlich soviel Pressefreiheit genießt, einen reichlich
Beijing-feindlichen AgitProp-Artikel US-amerikanischer und kanadischer
Nachrichtenagenturen zu veröffentlichen, fiel unseren Könnern in der
ARD-aktuell-Redaktion nicht als bemerkenswert auf, obwohl doch die
Behauptung, Beijing unterdrücke die Pressefreiheit, zum
transatlantisch-deutschen Glaubensbekenntnis gehört.


Steigbügelhalter 

Wir Deutsche gut, Chinesen böse. Die USA postulieren das Feindbild
China, und ihr Aberglaube soll sich auch bei uns wieder festsetzen und
gepflegt werden, wie zu Kaiser Willems Zeiten. Dazu leisten die
Meinungsmacher der Tagesschau verdienstvolle Beiträge. Nach Art des
Hauses inzwischen schon auf demselben primitiven Niveau wie Springers
journalistische Krawallbrüder. Die ARD-aktuell hat den Baerbocks,
Habecks, Göring-Eckarts und Bütikofers die Steigbügel zum
Regierungseintritt gehalten. Jetzt übernimmt sie in vorauseilendem
Gehorsam der kommenden Koalitionsregierung gegenüber die
grün-aggressive, chinafeindliche Schaumschlägerei in die
Regelberichterstattung der Tagesschau.

Schon die abgewählte schwarz-rote Koalition konnte sich gegenüber
Deutschlands wichtigstem Handelspartner China allerhand Maulheldentum
erlauben, ohne eine distanziert-kritische Berichterstattung der
Tagesschau fürchten zu müssen. Auf Anordnung der
Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer durchfuhr die Fregatte
"Bayern" soeben erst das Südchinesische Meer (23), eine lachhafte
maritime Aufschneiderei. Erklärtermaßen nimmt die "Bayern" allerdings
nicht, wie ursprünglich beabsichtigt, an dem dortigen US-geführten
Dauer-Manöver "Operation Freiheit der Seefahrt" ("Freedom of
Navigation Operation, FONOP") teil. (24).

Von diesem Manöver einer riesigen multinationalen Flotte geht weit
größere Gefahr für den Weltfrieden aus als von den paar chinesischen
Demonstrationsflügen über den Pratas-Inseln. Dutzende vorwiegend
US-amerikanische und britische Kriegsschiffe toben sich im
FONOP-Rahmen aus, weniger der "Freiheit der Seefahrt" wegen als
vielmehr zwecks Provokation der Volksrepublik China. (25, 26, 27)
Übrigens: Außenminister Maas hatte - man fasst es nicht - in Beijing
anfragen lassen (28, 29, 30), ob unsere Fregatte "Bayern" auch zu
einem Hafenbesuch in Shanghai eingeladen werde. (nach
Vorbeimarschfahrt an Taiwan. Hasch mich, ich bin der Frühling). Uns'
Heiko. Der größte Außenminister aller Zeiten. Bald ist auch er
Geschichte.

Noch dümmer und schlimmer geht's aber immer - bei ARD-aktuell,
BILD-Zeitung & Co.


Quellen und Anmerkungen: 

(1) https://www.tagesschau.de/ausland/asien/taiwan-china-luftwaffe-101.html

(2) https://www.bild.de/politik/ausland/politik-ausland/invasion-im-luftraum-china-fliegt-mit-39-kampfjets-ueber-taiwan-77854072.bild.html

(3) https://www.tagesschau.de/ausland/asien/taiwan-china-flugzeuge-101.html

(4) https://www.tagesschau.de/multimedia/sendung/ts-45203.html

(5) https://www.google.com/maps/@20.5807139,116.8865343,7.12z

(6) https://de.wikipedia.org/wiki/Dongsha-Inseln

(7) https://goo.gl/maps/wHhoV4FTpLWNp8VDA

(8) https://bit.ly/3ipQ7e6

(9) https://www.mnd.gov.tw/english/Publish.aspx?title=News%20Channel&SelectStyle=Military%20News%20Update%20&p=79128

(10) https://de.wikipedia.org/wiki/Abkürzungen%2FLuftfahrt

(11) https://de.wikipedia.org/wiki/Lufthoheit

(12) https://en.wikipedia.org/wiki/Air_defense_identification_zone

(13) https://image.jimcdn.com/app/cms/image/transf/none/path/sa512a6954d219eb2/image/id5b99c44f7abdcb0/version/1633359934/image.png

(14) https://de.wikipedia.org/wiki/Ausschließliche_Wirtschaftszone

(15) https://www.ripleybelieves.com/countries-that-recognize-taiwan-2651

(16) https://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/515029/Bericht-US-Spezialeinheiten-waren-auf-Taiwan-aktiv

(17) https://twitter.com/mondefense/status/1443975956578795522

(18) https://www.globalsecurity.org/military/world/taiwan/adiz.htm

(19) https://www.mnd.gov.tw/english/PublishTable.aspx?types=Military%20News%20Update&Title=News%20Channel&Page=1#

(20) https://www.reuters.com/world/asia-pacific/evoking-mao-china-likens-taiwan-foreign-minister-shrilling-fly-2021-10-01/

(21) https://apnews.com/article/tensions-flare-chinese-flights-near-taiwan-02b30ed449f663cf53ef0782482e35e9

(22) https://www.scmp.com/news/china/military/article/3150933/25-chinese-warplanes-enter-taiwans-air-defence-zone

(23) https://www.dw.com/de/deutschland-schickt-fregatte-bayern-in-den-indopazifik/a-58730154

(24) https://www.giga-hamburg.de/de/publikationen/20691035-south-china-lawfare-fighting-over-freedom-navigation/#

(25) https://foreignpolicy.com/2021/04/06/freedom-of-navigation-operation-china-us-maritime-law/

(26) https://www.wsws.org/en/articles/2021/07/20/scse-j20.html

(27) https://southfront.org/hms-queen-elizabeth-leads-16-more-international-warships-into-south-china-sea-on-freedom-of-navigation-patrol/

(28) https://www.rnd.de/politik/china-sagt-besuch-von-deutscher-fregatte-bayern-in-suedchinesischem-meer-ab-PRWFGLDLJ5EMRK5ZFFBQEAFA4Q.html

(29) https://www.heise.de/tp/news/Kanonenboot-Bayern-In-China-nicht-willkommen-6195272.html

(30) https://de.nachrichten.yahoo.com/laschet-warnt-kaltem-krieg-gegen-072051451.html


Das Autoren-Team:

Friedhelm Klinkhammer, Jahrgang 1944, Jurist. 1975 bis 2008
Mitarbeiter des NDR, zeitweise Vorsitzender des NDR-Gesamtpersonalrats
und des ver.di-Betriebsverbandes sowie Referent einer
Funkhausdirektorin.

Volker Bräutigam, Jahrgang 1941, Redakteur. 1975 bis 1996
Mitarbeiter des NDR, zunächst in der Tagesschau, von 1992 an in der
Kulturredaktion für N3. Danach Lehrauftrag an der Fu-Jen-Universität
in Taipeh.


Anmerkung der Autoren:

Unsere Beiträge stehen zur freien Verfügung, nichtkommerzielle Zwecke
der Veröffentlichung vorausgesetzt. Wir schreiben nicht für Honorar,
sondern gegen die "mediale Massenverblödung" (in memoriam Peter
Scholl-Latour). Die Texte werden vom Verein "Ständige
Publikumskonferenz öffentlich-rechtlicher Medien e.V."
dokumentiert:

https://publikumskonferenz.de/blog

 * 

Quelle:

Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 26. Oktober 2021 
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"Geriatriezentrum ein ideales Forschungsareal"

Uwe Groenewold sprach mit Sonja Krupp, der wissenschaftlichen Leiterin der
Forschungsgruppe Geriatrie Lübeck (FGL)

INTERVIEW. Seit zehn Jahren gibt es die Forschungsgruppe Geriatrie
Lübeck (FGL). Die wissenschaftliche Leiterin Dr. Sonja Krupp erläutert
Uwe Groenewold die Beweggründe und Ziele der Einrichtung.


Wie kam es zur Gründung der Forschungsgruppe und welche Ziele verfolgt die FGL?

Dr. Sonja Krupp:  Die Idee, eine Forschungsgruppe im
Geriatriezentrum aufzubauen, entstand 2010, als das Krankenhaus Rotes
Kreuz Akademisches Lehrkrankenhaus der Universität Lübeck geworden
war. Damit sollte unterstrichen werden, dass auch außeruniversitäre
Forschung dazu beiträgt, das Wissen zu generieren, das für eine
stetige Verbesserung der Patientenversorgung erforderlich ist. Dass
einerseits hochaltrige Menschen in Forschungsprojekten
unterrepräsentiert sind, diese andererseits in unserer Klinik
durchschnittlich länger verweilen als in Kliniken der
Maximalversorgung, macht das Geriatriezentrum zu einem idealen
Forschungsareal.


Das Lübecker Modell Bewegungswelten wurde von der FGL entwickelt 
und wird inzwischen bundesweit in geriatrischen
Einrichtungen eingesetzt. Was zeichnet das Modell aus?

Krupp: Kerngedanke des Trainings in den Bewegungswelten ist,
sowohl Muskelkraft, Gleichgewicht und Ausdauer zu trainieren, als auch
simultan kognitiv anzuregen, den sozialen Zusammenhalt zu fördern und
gemeinsam Spaß zu haben.


Wie funktioniert das? 

Krupp:  Dadurch, dass die Übungen praktische Tätigkeiten
imitieren, die in einer zusammenhängenden Handlung angesiedelt sind.
Werden dann zum Beispiel in der Bewegungswelt "Hausbau" mit großen
Armschwüngen "Tapeten eingekleistert", können - auch bei leichter
Demenz - die passenden Bewegungen teilautomatisiert abgerufen werden.
Und plötzlich tauchen aus dem episodischen Gedächtnis auch
Erinnerungen an selbst erlebte Situationen auf, die gern in der Gruppe
erzählt werden. Das bringt die Teilnehmenden einander näher und stärkt
das Selbstwertgefühl.


Aktuell laufen Forschungsprojekte zur Prävention und zu mehr
Bewegung in stationären Pflegeeinrichtungen. Gibt es hier bereits
erste Ergebnisse?

Krupp:  Beide Projekte stehen noch am Anfang,
Kontrolluntersuchungen haben noch nicht stattgefunden. Wir wissen aber
bereits, dass die speziell auf pflegebedürftige ältere Menschen
ausgerichtete Assessment-Batterie gut einsetzbar ist. Leider erleben
wir auch hautnah mit, wie schwierig es für das Personal in
Pflegeeinrichtungen ist, die Bewohnerinnen und Bewohner über das
Notwendige hinaus zu fördern.


 In einem weiteren Projekt untersuchen Sie, wie der Verlust
bestimmter körperlicher und geistiger Fähigkeiten die
Selbstständigkeit beeinträchtigt. Welche Erkenntnisse haben Sie hier
gewonnen? 

Krupp:  Wir haben festgestellt, dass bei der Erhebung des
sogenannten Barthel-Index wichtige Informationen verloren gehen, wenn
als Ergebnis lediglich ein Summenwert wie "Barthel-Index 80"
mitgeteilt wird. Der von uns entwickelte "Barthel plus" dokumentiert
zusätzlich, bei welchen Aktivitäten die Person sich zwar selbst
versorgt, aber deutlich beeinträchtigt ist und dafür medizinische
Hilfsmittel benötigt oder nur unter Schmerzen oder extremer
Anstrengung die Aufgabe bewältigt. Hier vermuten wir ein erhöhtes
Risiko dafür, die Selbstständigkeit innerhalb der nächsten drei Jahre
einzubüßen, wenn nicht interveniert wird. Wir haben bereits
herausgefunden, dass die Konstellation "Geht noch ohne personelle
Hilfe - aber nur mit Ach und Krach" bei geriatrischen Patientinnen und
Patienten häufig vorkommt.


Zur Forschungsgruppe Geriatrie Lübeck: Wie groß ist die
Gruppe, wie stark die interdisziplinäre Ausrichtung und wie gut die
Zusammenarbeit mit geriatrischen Einrichtungen aus der Region? 

Krupp:  Zurzeit gehören 14 Personen zu unserem Team, darunter
Physio- und Ergotherapeutinnen und -therapeuten mit akademischer
Erfahrung, Pflege-, Gesundheits- und Sportwissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler, eine Sekretärin, eine Medizinstudentin und ich als
Geriaterin. In den vergangenen Jahren wurden zwei Forschungsarbeiten
multizentrisch mit Unterstützung mehrerer geriatrischer Kliniken in
Schleswig-Holstein durchgeführt. Wer mit der FGL kooperieren möchte,
ob als geriatrische oder nicht-geriatrische Klinik, Praxis oder
Pflegeeinrichtung, ist herzlich eingeladen.


Vielen Dank für das Gespräch.

 * 

Quelle:
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Digitale Messgeräte optimieren Diagnose und Therapie

von Uwe Groenewold

GERIATRIE. Die Altersmedizin gewinnt aufgrund der demografischen
Entwicklung weiter an Bedeutung. Am virtuellen Jahreskongress der
Deutschen Gesellschaft für Geriatrie (DGG) waren auch Wissenschaftler
aus Schleswig-Holstein maßgeblich beteiligt.


Im Blickpunkt der Kongressteilnehmer stand insbesondere das
geriatrische Assessment, das mit standardisierten und reproduzierbaren
Tests den physischen, kognitiven, emotionalen, ökonomischen und
sozialen Zustand des älteren Patienten erfassen kann. Ziel des
Assessments ist eine ganzheitliche Versorgung geriatrischer Patienten
sowie die an die jeweiligen Lebensbedingungen angepasste adäquate
Therapie der Erkrankungen.

Zur Beurteilung von Mobilität und Motorik des älteren Patienten wird
als Test bevorzugt der Timed Up and Go (TUG) eingesetzt. Der Test
sieht vor, dass der sitzende Proband aufsteht, drei Meter geht,
umkehrt und sich wieder setzt. Je mehr Zeit hierfür benötigt wird,
desto stärker sind die Mobilitätseinschränkungen ausgeprägt. "Doch
längst nicht von allen geriatrischen Patienten kann der TUG bewältigt
werden, viele scheitern schon am selbstständigen Aufstehen;
insbesondere in Pflegeheimen sind viele Bewohner deutlich in ihrer
Mobilität eingeschränkt", erläutert Dr. Sonja Krupp von der
Forschungsgruppe Geriatrie Lübeck, die kürzlich ihr zehnjähriges
Bestehen gefeiert hat (*). "Für diese Patientengruppen haben wir die 
Lübecker Skala der Basis-Mobilität(LSBM) entwickelt, mit der wir prüfen, 
welche Ressourcen bei dem Einzelnen noch vorhanden sind."

In der LSBM werden dem Patienten sieben Aufgaben gestellt: Bei fünf
davon soll er in maximal 60 Sekunden seine Position wechseln, zum
Beispiel von der Rücken- in die Seitenlage, vom Liegen zum Sitzen und
vom Sitzen zum Stehen. Bei zwei weiteren Aufgaben soll eine Position
60 Sekunden lang gehalten werden. Jede Aufgabe wird fünfstufig
bewertet. "Für die Validierungsstudie wurden im Geriatriezentrum am
Krankenhaus Rotes Kreuz Lübeck 80 Patienten untersucht. Aktuell werten
wir die Daten aus", sagte Krupp. "Erste Ergebnisse zeigen, dass wir
mit der LSBM ein standardisiertes, verlässliches Instrument zur
Mobilitätserhebung entwickelt haben. Wir hoffen, damit die Lücke
unterhalb des TUG endlich zu schließen."

Geriatrisches Assessment findet zunehmend auch digital statt,
erläuterte Prof. Walter Maetzler, Neurogeriater am UKSH-Campus Kiel.
Eine Art Pflaster, mit Biosensoren versehen und auf dem Brustkorb
unter dem linken Schlüsselbein verklebt, liefert kontinuierlich
Informationen über Herz- und Atemfrequenz, Blutdruck oder
Körperhaltung, ein digitales Stirnband, das die Schlafqualität
analysiert, Armbänder, die Bewegungsdaten aufzeichnen - Geräte dieser
Art, sogenannte Wearables, können insbesondere für das geriatrische
Krankheitsmanagement von großem Nutzen sein, glaubt Neurologe
Maetzler. "Das im medizinischen Kontext am weitesten entwickelte
Wearable ist ein subkutanes kontinuierliches Blutzuckermessgerät, das
auch als sogenanntes closed loop angewendet wird und für
Typ-1-Diabetes zugelassen ist." Geräte dieser Art regulieren den
Blutzucker, ohne dass der Nutzer etwas tun muss, etwa indem sie bei
Bedarf Insulin ausschütten. "Das ist gerade im geriatrischen Bereich
eine ausgesprochen interessante Behandlungsoption. Das Gerät erkennt
frühzeitig gefährliche, vor allem nächtliche Hypoglykämien und kann
diese mit entsprechender Gegenregulation automatisch verhindern."

Maetzler selbst untersucht mit seinem Team in verschiedenen
EU-geförderten Projekten die Praktikabilität digitaler Messgeräte.
Bereits vor vier Jahren ging ein multizentrisches Projekt
(www.keep-control.eu) an den Start, das Gleichgewichts- und
Gangdefizite bei älteren Erwachsenen analysiert. Die beteiligten
Wissenschaftler wenden dabei neuartige technische Methoden an, um
schon in Frühphasen von Gang- und Gleichgewichtseinschränkungen die
entsprechende Diagnose zu stellen. Zusätzlich führen sie in
Kooperation mit anderen Universitäten Therapiestudien mit
sturzgefährdeten Personen im höheren Alter durch. Ein ungewöhnliches
Beispiel hierfür ist eine in Wien durchgeführte Untersuchung, die
Belege liefert, dass Sportklettern das Gleichgewicht bei
Parkinsonpatienten mit leicht bis mäßig ausgeprägten
Krankheitssymptomen verbessern kann
(https://doi.org/10.1038/s41531-021-00193-8).

In einem weiteren Projekt (www.idea-fast.eu) mit 46 Partnern aus 14
europäischen Ländern wollen die Kieler Wissenschaftler mit digitaler
Technik die Intensität belastender Begleitsymptome chronischer
Krankheiten messbar machen. Zu diesen Begleitsymptomen zählen
Schlafstörungen und Fatigue, eine häufige und quälende Form von
Müdigkeit und Antriebslosigkeit. "In klinischen Studien werden diese
Krankheitsfolgen bei der Beurteilung des Therapieerfolgs nur am Rande
berücksichtigt", beklagte Maetzler. Denn bislang fehlen praktikable
Methoden, um sie zuverlässig und objektiv messen zu können.
Fragebogenbasierte Ansätze sind oft ungenau und stark von der
Tagesform abhängig. Diese diagnostische Lücke wollen die
Wissenschaftler in dem internationalen Forschungsprojekt schließen.

Ziel ist es, digitale Endpunkte zu identifizieren, mit denen Fatigue,
Schlaf und Aktivitäten des täglichen Lebens bei verschiedenen
neurodegenerativen und entzündlichen Erkrankungen beurteilt werden
können. Hierfür werden tragbare Sensoren getestet, die kontinuierlich
Daten im Alltag sammeln. "Wir glauben, dass es wesentlich relevanter
ist, die Symptomatik im häuslichen Umfeld zu messen als in der Klinik
oder in der Arztpraxis", sagte Maetzler. Im Fokus des Projekts stehen
etwa das idiopathische Parkinsonsyndrom, die Huntington-Krankheit und
rheumatoide Arthritis sowie chronisch entzündliche Darmerkrankungen
wie Morbus Crohn und Colitis ulcerosa. "Symptome wie Erschöpfung und
Schlafstörungen beobachten wir über neurologische und internistische
Erkrankungen hinweg", so Maetzler. "Jetzt wollen wir prüfen, ob das
Symptom Fatigue bei den verschiedenen Erkrankungen technisch ähnlich
gemessen werden kann."

Tragbare Sensoren etwa in Smartwatches oder Fitnessarmbändern bieten
sich hierfür an, auch die Nachtschlafaktivität des Gehirns lässt sich
mit digitaler Technik erfassen. Welche Sensoren tatsächlich geeignet
sind, die belastende Symptomatik abzubilden, soll in der ersten
Projektphase getestet werden. "Es wird wahrscheinlich eine Kombination
aus verschiedenen Informationen sein, die wir zusammentragen", sagte
Assistenzärztin Hanna Hildesheim aus der Kieler Arbeitsgruppe. Zum
Beispiel könne es sinnvoll sein, Informationen zur Tagesaktivität und
Gangqualität mit Hirnstromableitungen in der Nacht zu kombinieren, so
Hildesheim.

Aktuell sind 141 Patienten in die Studie eingeschlossen, erste
Auswertungen laufen. Diese zeigen, dass mit digitalen Endgeräten, die
Kognition und Motorik erfassen, offensichtlich Aspekte von Fatigue
detektiert werden können. "Wenn sich diese Daten bestätigen, ist davon
auszugehen, dass wir bald digitale Parameter haben, die relativ
unabhängig ein bis dato schwer erfassbares Symptom tatsächlich
erfassen können", so Maetzler. Solche digitalen Endpunkte können die
Effizienz klinischer Studien verbessern und den Zeit- und
Kostenaufwand für die Einführung neuer Therapien reduzieren.

Stürze sind die Hauptursache für Verletzungen und verletzungsbedingte
Todesfälle bei älteren Menschen - maßgeblichen Anteil daran haben nach
Meinung vieler Experten auch Nebenwirkungen bestimmter Medikamente:
Rund 90 Prozent aller Sturzpatienten nehmen sogenannte Fall risk
increasing drugs, kurz FRIDs, ein, die zum Beispiel zur Behandlung von
kardiovaskulären Erkrankungen oder Depressionen verschrieben wurden.
Die Gründe dafür, warum FRIDs im klinischen Alltag dennoch zu selten
abgesetzt beziehungsweise ihre Einnahme nicht modifiziert wird, sind
vielfältig. Unter anderem fehlt es an Leitlinien zu diesem Thema und
Medikamentennebenwirkungen sind sehr individuell.

Klare und strukturierte Guidelines und Vorhersagemodelle für den
klinischen Alltag zu schaffen, die sturzgefährdete, ältere Menschen
identifizieren helfen und individuelle Sturzprophylaxe ermöglichen -
das ist das Forschungsziel einer europaweiten Arbeitsgruppe um Prof.
Nathalie van der Velde, Geriaterin am Amsterdam University Medical
Center. Sie haben ein Tool (STOPPFalls,
https://doi.org/10.1093/ageing/afaa249) entwickelt und während des
Kongresses vorgestellt, das Geriatern im Alltag eine
Entscheidungshilfe zur Medikation von Patienten bieten soll.
STOPPFalls beinhaltet eine Liste von 14 FRIDs, darunter vor allem
psychotrope und kardiovaskuläre Medikamente. Außerdem wurden 18
pharmakologische Unterklassen in Bezug auf sturzrisikoerhöhende
Eigenschaften identifiziert.

Um all diese Informationen anwendbar für den Geriateralltag zu machen,
haben die Wissenschaftler sie in Übersichtstabellen zusammengefasst,
die mithilfe von Entscheidungsbäumen pro Medikamentengruppe leicht
interpretierbar sind. "Dieses Tool hilft dabei, ganz individuell bei
einem Patienten oder einer Patientin abwägen zu können, ob ein
bestimmtes Medikament abgesetzt werden soll oder nicht. Es geht also
darum, im Hinblick auf die Sturzprophylaxe die sichersten Medikamente
zu wählen", so van der Velde. Zum Beispiel listet das Tool für alle
Medikamentengruppen auf, welche Symptome das Absetzen veranlassen
sollten, und auch, welche Symptome nach dem Absetzen überwacht werden
müssen. Die Auflistung von entsprechenden Leitlinien, evidenzbasierten
Empfehlungen und Literaturangaben untermauert die Aussagen des Tools.

In eine ähnliche Richtung gehen die Untersuchungen der Kieler
Forscher, die beim Kongress eigene Ergebnisse zum Einfluss
kardiovaskulärer Medikamente auf Gang und Gleichgewicht älterer
Patienten vorgestellt haben. Konkret wurde die Wirkung von
Betablockern auf spezifische Mobilitätsbereiche wie den Transfer vom
Sitz in den Stand untersucht. "Dieser Transfer gehört zu den
essenziellen Bewegungsabläufen des täglichen Lebens.
Transferschwierigkeiten sind mit einem erhöhten Sturzrisiko und daraus
resultierenden Verletzungen assoziiert", sagte Dr. Philipp Bergmann,
Geriater am UKSH-Campus Kiel.

Untersucht wurden 24 ältere Patienten zu Beginn und vor Abschluss
einer frührehabilitativen geriatrischen Komplexbehandlung. Bei der
Mobilitätsmessung kam auch hier eine tragbare Sensortechnik zum
Einsatz. Die Messungen ergaben, dass die Transfergeschwindigkeit vom
Sitz in den Stand bei akut geriatrisch erkrankten Patienten unter
Betablockertherapie deutlich reduziert ist. "Durch derartige Analysen
können wir individuellere Beratungen bei unseren geriatrischen
Patienten durchführen, bevor sie überhaupt diese oder ähnliche
Medikamente bekommen", bilanzierte Bergmann. "Und wir können mit den
neuen digitalen Möglichkeiten die Effekte wie auch die Neben- und
Wechselwirkungen besser und auch kontinuierlich beobachten. Es ist
erfreulich, dass wir als Geriater und Neurogeriater durch
Implementierung modernster Technologie möglicherweise bald helfen
können, neue Standards auch im Verschreiben von Medikamenten zu
setzen."

Geriatrie ist komplex und erfordert eine fachübergreifende Behandlung,
konstatierte Prof. Ulrich Liener aus Stuttgart während des Kongresses.
Als Blaupause könne hier die Alterstraumatologie fungieren. Angesichts
von rund 800.000 osteoporotischen Verletzungen und 170.000
hüftgelenknahen Frakturen bei vornehmlich älteren Menschen im
vergangenen Jahr sei eine enge Zusammenarbeit von Unfallchirurgen und
Geriatern zwingend notwendig. Um die Funktionsfähigkeit der Patienten
wiederherzustellen und gleichzeitig die Reintegration ins soziale
Umfeld zu ermöglichen, müsse über Abteilungs- und Berufsgrenzen
hinausgedacht und gehandelt werden, so Liener: Unfallchirurgische und
geriatrische Ärzte, Pflegekräfte, Sozialdienstmitarbeiter sowie
Physiotherapeuten müssten dafür an einem Strang ziehen - mit
niedrigschwelliger Kommunikation auf Augenhöhe gemeinsam im Team.
Diese interprofessionelle Zusammenarbeit sei richtungsweisend dafür,
wie in den kommenden Jahrzehnten die zunehmend multimorbiden älteren
Patienten grundsätzlich im Gesundheitssystem versorgt werden sollten.


(*) Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

Interview mit Sonja Krupp, der wissenschaftlichen Leiterin der
Forschungsgruppe Geriatrie Lübeck (FGL)

SCHATTENBLICK / INFOPOOL → MEDIZIN → FACHMEDIZIN

GERIATRIE/314: Die Forschungsgruppe Geriatrie Lübeck - "Geriatriezentrum ein ideales Forschungsareal" (SHÄB)
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GERIATRIE/312: Strukturiertes Arzneimittelmanagement bei Alten - Das Projekt "Samba" in Neumünster (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 10, Oktober 2021

Samba in Neumünster

von Dirk Schnack



Polypharmazie und inadäquate Medikation bei geriatrischen Patienten
verhindern: Dieses Ziel verfolgen Ärzte in Neumünster mit dem Projekt
"Samba" (Arzneimittelmanagement bei Alten). Für Ärzte in Klinik und
Praxen haben sie konsentierte Empfehlungen für die medikamentöse
Therapie von fünf Erkrankungen vorgelegt, die zunächst nur für
Kollegen in Neumünster gedacht sind. "Es geht nicht um Einsparungen,
sondern um qualitative Verbesserungen", betonte der Vorsitzende des
Medizinischen Praxisnetzes Neumünster (MQN), Dr. Johannes Kandzora,
bei der Vorstellung der Empfehlungen. Diese waren in mehrjähriger
Arbeit in Abstimmung zwischen niedergelassenen Haus- und Fachärzten,
in Qualitätszirkeln sowie zwischen Geriatern und Ärzten anderer
Fachrichtungen des örtlichen Friedrich-Ebert-Krankenhauses (FEK)
entstanden.

Zunächst liegen die Empfehlungen mit Leitsubstanzen und
Dosierungsangaben für Herzkreislauferkrankungen, Schmerzen, Schlafstörungen,
Delir und Depressionen vor.

Ziel ist es, dass möglichst viele Kollegen aus der Stadt mit den
Empfehlungen arbeiten, damit die Therapie zwischen den Sektoren, aber
auch zwischen einzelnen Praxen sowie zwischen den Abteilungen des
Krankenhauses möglichst angeglichen werden.

"Wir wollen zunächst regional Erfahrungen sammeln. Später können wir
uns vorstellen, die Empfehlungen auch Ärzten in anderen Regionen zur
Verfügung zu stellen", sagte der Chefarzt der FEK-Geriatrie, Dr.
Stephan Kaminsky. Dr. Svante Gehring, der das Projekt von Seiten der
Ärztegenossenschaft Nord vorantrieb, hofft damit insbesondere jungen
Kollegen eine Hilfestellung geben zu können. Er betonte, dass
Polypharmazie für geriatrische Patienten häufig unerwünschte
Arzneimittelwirkungen, Klinikeinweisungen, ein größeres Sturzrisiko
und andere negative Folgen haben kann.

Dass Samba in Neumünster an den Start geht, ist nach Angaben von Dr.
Klaus Bittmann von der Ärztegenossenschaft Nord kein Zufall, sondern
gewollt: "Weil das Netz gut aufgestellt ist und eine gute
Zusammenarbeit mit dem Krankenhaus besteht."

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 10, Oktober 2021

74. Jahrgang, Seite 29

Herausgeber: Ärztekammer Schleswig-Holstein

Bismarckallee 8-12, 23795 Bad Segeberg

Telefon: 04551/803-0, Fax: 04551/803-101

E-Mail: info@aeksh.de

Internet: www.aeksh.de

 

Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 26. Oktober 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





ETHIK/1330: Assistierter Suizid - Diskussion auf der Vollversammlung der Schleswig-Holsteinischen Ärztekammer am 1.9.2021 (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 10, Oktober 2021

Ein Team für Sterbewillige

von Dirk Schnack



KAMMERVERSAMMLUNG. Es war die erste Kammerversammlung seit fast einem
Jahr in Präsenz - ein Onlineformat wäre für das diskursive Thema
Sterbehilfe auch nicht optimal gewesen. Auf die Diskussion wirkte sich
die Präsenz der Kammerdelegierten in der Akademie der Ärztekammer
Schleswig-Holstein positiv aus.


Für viele Mitglieder der Kammerversammlung war die Veranstaltung
am 1. September ein willkommenes Wiedersehen mit anderen Delegierten,
Funktionsträgern und Gästen der Selbstverwaltung. Für Gast Prof. Dr.
phil. Claudia Bozzaro dagegen war es eine der ersten größeren
Präsenzveranstaltungen im Land überhaupt, nachdem sie im vergangenen
Jahr inmitten der Pandemie aus Freiburg an die Kieler
Christian-Albrechts-Universität gekommen war, um den Arbeitsbereich
Medizinethik am Institut für experimentelle Medizin zu leiten. Bozzaro
machte keinen Hehl daraus, wie willkommen ihr auch deshalb die
Einladung zum Impulsreferat war. Sie lieferte den Input für eine
anschließende Diskussion, die von den Kammerdelegierten mit viel
Inbrunst geführt wurde.

Kurz zur jüngsten Vorgeschichte beim Thema assistierter Suizid: Nach
einem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes im Februar 2020 umfasst
das allgemeine Persönlichkeitsrecht als Ausdruck persönlicher
Autonomie auch das Recht auf selbstbestimmtes Sterben. "Dieses Recht
schließt die Freiheit ein, sich das Leben zu nehmen, hierbei bei
Dritten Hilfe zu suchen und, soweit sie angeboten wird, in Anspruch zu
nehmen", wie Präsident Prof. Henrik Herrmann einleitend erläuterte. Er
stellte auch klar: "Eine Verpflichtung, insbesondere von Ärztinnen und
Ärzten, zur Suizidhilfe darf es nicht geben."

Der Deutsche Ärztetag hatte daraufhin die berufsrechtlichen Regelungen
für Ärzte zur Suizidhilfe geändert. Der Satz "Sie (Ärztinnen und
Ärzte) dürfen keine Hilfe zur Selbsttötung leisten" wurde aus der
Musterberufsordnung gestrichen, weil er mit dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichts aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht
mehr aufrecht zu erhalten war. Die vom Ärztetag beschlossenen
Eckpunkte sehen vor, dass es keine Verpflichtung zum assistierten
Suizid geben dürfe, dass Ärzte keinem Strafbarkeitsrisiko ausgesetzt
sein dürften und es keine Tötung auf Verlangen durch Ärzte geben
werde.

Viele Folgen für die Gesellschaft sind damit aber noch nicht klar
umrissen. Herrmann nannte als Beispiele:

• Wie frei, unbeeinflusst und ernsthaft ist dieser Wille beim Suizidwilligen?

• Sind entscheidungserhebliche Gesichtspunkte und Handlungsalternativen besprochen?

• Wie konkret ist der Weg?

Wie umfangreich die teils grundsätzlichen, teils sehr konkreten noch
zu klärenden Themenkomplexe sind, machte anschließend auch Bozzaro mit
folgenden Fragen deutlich:

• Welche Medizin wird dem Sterbewilligen verabreicht, müssen
Betten für Sterbewillige bereitgehalten werden, wer übernimmt die
Suizid-Assistenz, welche Vorgänge müssen wie dokumentiert werden?

• Welche Beratungs- und Begleitungsmöglichkeiten müssen für Ärzte
geschaffen werden, an die der Wunsch nach assistiertem Suizid
herangetragen wird?

• Wie gehen wir mit Extremfällen um? Erfahrungen aus anderen
Ländern zeigen, wie vielfältig dieses Spektrum sein kann, zum Beispiel
der Suizidwunsch von Minderjährigen, von psychisch Kranken, von
Menschen in Sicherheitsverwahrung oder von Paaren, die sich aufgrund
der unheilbaren Krankheit eines Partners beide für den assistierten
Suizid entscheiden.

• Wie geht unsere Gesellschaft mit dem Thema Alter und Einsamkeit
sowie mit der Annahme um, man falle anderen zur Last? Weil
Suizidwünsche zum Teil aus diesen Gründen entstehen, stellt sich aus
Sicht Bozzaros die Frage, welche Konsequenzen unsere Gesellschaft
daraus für die Versorgung und Betreuung in Alten- und
Pflegeeinrichtungen zieht.

Die zahlreichen noch offenen Fragen betrachtet Bozzaro aber auch als
Chance, die Weichen für eine "gute Praxis" zu stellen. Dafür sind aus
ihrer Sicht Monitoring und Evaluation unerlässlich. Derzeit gebe es
in Deutschland nur eine "dünne Datenlage". Um das zu verbessern,
appellierte Bozzaro an die Ärzte: "Wir sind auf die Zusammenarbeit mit
Ihnen angewiesen."

Eine, die auf jeden Fall mit ihr kooperieren möchte, ist die
hausärztliche Internistin Dr. Regina Sternfeldt aus Ahrensburg. Sie
beschrieb ihre Gefühle von regelmäßigen Besuchen in Pflegeheimen, bei
denen sie Patienten betreut, die aufgrund eines Leidens verzweifelt
sind und im assistierten Suizid den einzigen Ausweg sehen. "Da blutet
mir das Herz. Diesen Menschen Hilfe zu geben, halte ich auch für
unsere Aufgabe", sagte Sternfeldt in der Diskussion über die Rolle der
Ärzte beim assistierten Suizid. Auch Dr. Daniel Lohmann aus Preetz
stellte fest: "Ich reklamiere das als unser Thema." Ähnlich äußerten
sich zum Beispiel Dr. Frank Niebuhr aus Lübeck und Dr. Hanna Stoba aus
Kiel. Nach intensivem Austausch herrschte Konsens: Es ist eine
ärztliche Aufgabe, sich mit diesem Thema zu beschäftigen, wenn es um
kranke Menschen geht.

Wo aber ist die Grenze zu ziehen, ab der Ärzte nicht mehr die
Ansprechpartner für den Wunsch nach einem assistierten Suizid sind?
Vorstandsmitglied Mark Weinhonig fragte: "Warum sollen wir es uns
allein aufbürden, wenn es um Menschen geht, die ihr Leben als nicht
mehr lebenswert erachten?" Für diese Gruppe sieht er Fragen des
begleiteten Suizids in einem interprofessionellen Team richtig
angesiedelt, in das sich Ärzte einbringen. Dr. Joachim Rümmelein aus
Flensburg wünschte sich ebenfalls Begleitung. Auch Dr. Norbert Jaeger
zog eine Grenze und betonte zugleich die gesellschaftliche
Verantwortung, wenn es um nicht kranke Menschen geht. Bozzaro zeigte
sich ebenfalls "etwas verwundert, dass es in Deutschland fast
ausgemachte Sache zu sein scheint, dass das in den ärztlichen Bereich
gehört". Sie verwies darauf, dass sich schließlich auch Juristen,
Ethiker und andere Professionen profund mit dem Thema
auseinandersetzen und andere Länder zu Lösungen finden, bei denen
Ärzte nicht allein in der Verantwortung stehen.

Präsident Prof. Henrik Herrmann sah sich in dem rund 90-minütigen
Austausch in seiner Wahrnehmung bestätigt, dass es für den
assistierten Suizid nicht eine Lösung geben wird, die alle Fragen
beantworten kann, und vor allem, dass die ärztliche Entscheidung zu
diesem Thema immer individuell ausfallen wird. Wie unterschiedlich die
Auslegungen sein können, zeigte sich auch in der Diskussion über eine
Änderung der Berufsordnung zu diesem Thema. Zur Diskussion steht der
Paragraf 16 der Berufsordnung. Zum Vorschlag "Ärztinnen und Ärzte
haben Sterbenden unter Wahrung ihrer Würde und unter Achtung ihres
Willens beizustehen. Es ist ihnen verboten, Patientinnen und Patienten
auf deren Verlangen zu töten", gab es bereits intensive Diskussionen.
Abgestimmt wird darüber in der Novembersitzung der Kammerversammlung.

Herrmann ging in seinem Bericht zur Lage auf eine Reihe weiterer
Themen ein. Eine davon ist die Positionierung der Ärztekammer zu
relevanten Handlungsfeldern der Gesundheitsversorgung. Herrmann
kündigte an, dass die pandemiebedingten Verzögerungen etwa der
Positionierungen zur Primärversorgung, zur Digitalisierung oder zu
Antiobiotikaresistenzen überwunden werden sollen und die Kammer ihre
Bemühungen, hierzu eine Diskussionsplattform für alle Beteiligten zu
stellen, forcieren wird. Herrmann erinnerte in diesem Zusammenhang
daran, dass der Vorstand u.a. beschlossen hat, die Ärztekammer
sichtbarer und politischer zu machen. Dazu gehöre auch, Themen
"transparent und klarer anzusprechen" und Versorgung mitzugestalten.
Dass bei heiklen Themen Emotionen und Widerspruch erzeugt werden, ist
für Herrmann nachvollziehbar und zeigt, "wie lebendig ärztliche
Selbstverwaltung ist". Zu diesem Widerspruch gehört für ihn auch, sich
klar von den Kollegen abzugrenzen, die nicht nur eine andere Haltung
zur Corona-Pandemie haben, sondern die Ausübung der ärztlichen
Profession durch ihre persönliche Meinung beeinflussen, etwa indem sie
Schutzmaßnahmen und Infektiosität negieren und damit die
Patientensicherheit gefährden. Diese zahlenmäßig eher kleine Gruppe
war in den vergangenen Monaten zwar relativ laut und erhielt auch viel
mediale Aufmerksamkeit. Die große Mehrheit aber war anderer Meinung,
klärte auf und impfte. Herrmann sprach für eine große Mehrheit der
Kollegen, als er noch einmal betonte: "Zwar steigen die Inzidenzzahlen
wieder an, die Vorteile der Impfung machen sich jetzt jedoch
bemerkbar."



Anfang Texteinschub

Info


Die Ethikkommissionen bei der Ärztekammer Schleswig-Holstein sollen
sich künftig nicht mehr mit Anträgen zu Arzneimittelstudien befassen.
In diese Richtung deutet ein in der Kammerversammlung abgefragtes
Meinungsbild. Schleswig-Holstein würde damit den Entscheidungen
einiger anderer Landeskammern, die sich ebenfalls aus diesem Bereich
zurückgezogen haben, folgen. Hintergrund sind neue europarechtliche
Bestimmungen, wonach die Verteilung der Anträge zu Arzneimittelstudien
an die Kommissionen europaweit erfolgt und damit kein regionaler Bezug
mehr besteht. Damit gehen engere Fristen und höhere Anforderungen an
die Geschäftsstelle und die Kommission einher. Die Kammerversammlung
entschied sich bei drei Enthaltungen dagegen. Die jeweils neunköpfigen
interprofessionell besetzten Ethikkommissionen bei der Ärztekammer
bestehen seit den 1970er Jahren.

Ende Texteinschub
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GESCHICHTE/638: Das Schicksal der von Nationalsozialisten verfolgten Ärzte - "Das leere Sprechzimmer" als Mahnung (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 10, Oktober 2021

Leere Sprechzimmer als Mahnung

von Dirk Schnack



SYMPOSIUM. Wenn sich über 500 Allgemeinmediziner zum Kongress der
Deutschen Gesellschaft für Familien- und Allgemeinmedizin (DEGAM)
treffen, gibt es ein breites Themenspektrum aus Wissenschaft, Praxis
und Politik - so auch in diesem Jahr, als Kongresspräsdient Prof. Jost
Steinhäuser die Teilnehmer in der Lübecker Universität begrüßte. Ein
Symposium in Lübeck beschäftigte sich mit einem Thema, das immer
aktuell bleiben wird: Das Schicksal der von Nationalsozialisten
verfolgten Ärzte.


Sie war eine der wenigen deutschen Frauen, die es zu Beginn des
vergangenen Jahrhunderts unter großen Widerständen in die Medizin
schafften: Dr. Hertha Nathorff. Obwohl Bücher über ihr Leben
geschrieben wurden, ist ihr Name der breiten Öffentlichkeit kaum
bekannt. Eine Gruppe von DEGAM-Initiatoren gelang es in Lübeck, mit
einem Symposium Hertha Nathorffs Schicksal stellvertretend für alle im
Nationalsozialismus verfolgten Ärzte in Erinnerung zu rufen. Mehr
noch: Es war der Start für eine Dauerausstellung, die die DEGAM auf
ihren künftigen Jahrestagungen den verfolgten Ärzten widmen wird.
Unter dem Titel "Das leere Sprechzimmer" wird die Ausstellung jährlich
abgewandelt.

Nach Approbation und Promotion leitete Hertha Nathorff ab 1923 die
Säuglings- und Entbindungsstation in Berlin-Charlottenburg und baute
später zusammen mit ihrem Mann Erich eine Praxis in der Hauptstadt
auf. Als Jüdin wurde ihr die Arbeit ab 1933 zunehmend erschwert, 1938
musste sie aufgeben - die Nationalsozialisten entzogen ihr die
Approbation. Sie konnte auswandern und starb 60 Jahre nach der
Machtergreifung der Nazis in New York.

Die nüchterne Aufzählung solcher Fakten kann nicht beschreiben, was es
für Hertha Nathorff bedeutete, in Nazi-Deutschland zu leben und zu
arbeiten. Ihr Tagebuch macht erlebbarer, was die Ärztin durchmachen
musste: Die anfänglichen Repressalien durch behördliche Anordnungen,
die zunehmende Unterdrückung, das Ausbleiben "arischer" Patienten, die
Angst um die berufliche Zukunft und schließlich um die nackte
Existenz.

Die bloßen Fakten machen auch nicht deutlich, was es bedeutete, im
Exil unter völlig neuen, oft extrem schwierigen Bedingungen zu leben,
wie Dr. Sandra Blumenthal berichtet. Die Berliner Ärztin ist
Sprecherin der Sektion Fortbildung bei der DEGAM. Sie kennt nicht nur
das als Buch veröffentlichte Tagebuch, sondern hat zusammen mit
anderen Initiatoren dafür gesorgt, dass es über das Projekt "Das leere
Sprechzimmer" künftig zahlreichen Medizinern in Deutschland bekannt
wird. Für das verlassene Sprechzimmer wird bei jedem Kongress ein Raum
reserviert. Die Szenerie ist karg: Ein Schreibtisch, zwei Stühle, ein
abgelegter Kittel, zugeklappte Fachliteratur, ein leeres Glas und ein
Koffer - es bleibt dem Betrachter überlassen, sich eigene Fragen zu
stellen. Daneben lief in Lübeck ein Film, in dem Medizinstudierende
aus dem Tagebuch vorlesen und damit das Schicksal von Hertha Nathorff
erlebbar machen.

Die angehenden Ärzte aus verschiedenenen deutschen Universitäten
berichteten in Lübeck, wie nah ihnen Nathorffs Schicksal ging und wie
wichtig die Aufarbeitung solcher Lebensläufe aus ihrer Sicht ist. "Man
sieht ja, wie empfänglich Teile unserer Gesellschaft auch heute für
radikale Meinungen sind", sagte ein Student. Nicht nur auf die
Täter- sondern auch die Mitläuferrolle vieler Menschen - auch vieler
Ärzte - hofft eine Medizinstudierende mit dem Projekt aufmerksam
machen zu können. Tenor war auch, dass heutige Generationen zwar kein
schlechtes Gewissen wegen der Rolle früherer Generationen haben
sollten, aber offen bleiben sollten für die Entwicklungen, die zu der
Verfolgung geführt haben.

Die DEGAM bewies diese Offenheit: Für deren Präsident Prof. Martin
Scherer brauchte es "keine Sekunde des Nachdenkens", dass sich seine
Gesellschaft diesem Thema widmet - obwohl sie als eine erst in der
Bundesrepublik gegründete Organisation keinen unmittelbaren
"Aufarbeitungsauftrag" hat. Für Scherer gehört es aber zur "sozialen
Gesundheit", sich dennoch mit dem Thema auseinander zu setzen und
daran mitzuwirken, dass sich Vergleichbares nicht wiederholt oder erst
"salonfähig" wird. Der Film löste bei vielen Allgemeinärzten, die ihn
in Lübeck gesehen haben, ambivalente Gefühle aus. Scherer drückte es
so aus: "Überwältigt und erschlagen von der Nahbarkeit des Leids", das
frühere Kollegen wie Nathorff erfahren haben. Zugleich aber auch
angefasst von der Ästhetik und dem positiven Geist des Projektes, in
das sich auch viele angehende Allgemeinmediziner eingebracht haben.
Viele jüdische Ärzte wurden Opfer der Nationalsozialisten, viele
nicht-jüdische Ärzte zu Mitwissern, Mitläufern und Tätern. Auch darauf
wies Blumenthal bei der Vorstellung des Projektes in Lübeck hin. Die
jüdischen Kollegen wurden von ihnen gemieden, ausgeschlossen,
denunziert. Die Verantwortlichen in den ärztlichen Organisationen
gingen bisweilen mit noch größerer Härte gegen jüdische Mitglieder
vor, als es von den Behörden erwartet wurde. Außerdem gab es die
Kollegen, die sich durch die Übernahme jüdischer Praxen zum Teil
schamlos bereicherten. Der Terror gegen die jüdischen Ärzte in
Deutschland war unmittelbar nach der Machtergreifung so greifbar,
betonte Blumenthal in Lübeck, dass dies eigentlich von keinem Arzt
übersehen werden konnte.

Vom leeren Sprechzimmer erhofft sie sich einen Ort des Austauschs, mit
dem neben den verfolgten jüdischen Ärzten auch auf alle anderen einst
aktiven Ärzte erinnert wird, die wegen des nationalsozialistischen
Terrors gar nicht, und wenn dann stark gezeichnet, zurückkehrten. Für
Hertha Nathorff gab es dieses Zurück nicht. Sie starb verarmt und
verbittert in New York. Als Ärztin hat sie nach dem Entzug ihrer
Approbation nie wieder gearbeitet. Blumenthal: "Sie hat überlebt. Aber
das Leben, das sie sich aufgebaut hatte, haben die Nazis
unwiderruflich ausgelöscht."
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STUDIE/558: Bevölkerungsforschung - Die Langzeitstudie SHIP in Vorpommern (SHÄB)

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt Nr. 10, Oktober 2021

Mensch und Tier unter der Lupe

von Uwe Groenewold



STUDIE. Seit 1997 werden Erwachsene aus Vorpommern in der
Langzeitstudie SHIP (Study of Health in Pomerania) regelmäßig
medizinisch und zahnmedizinisch untersucht. Der Erkenntnisgewinn ist
groß, die Ergebnisse werden immer differenzierter. Jetzt werden sogar
die Haustiere der Probanden in die Analyse einbezogen.


"Zahnfleischschwund fördert Demenzrisiko" lautet die jüngste
Schlagzeile, die an SHIP beteiligte Wissenschaftler Anfang Juni
produzierten. In einer im Journal Alzheimer's & Dementia
veröffentlichten Studie (DOI: 10.1002/alz.12378) konnten sie einen
Zusammenhang von entzündlicher Parodontitis und beginnender
Alzheimer-Erkrankung nachweisen. Dabei verglichen sie 177 parodontal
behandelte und 409 unbehandelte Patienten. Als Indikator für eine
beginnende Demenz wurden während der Studie erhobene MRT-Daten
verwendet, die mit MRT-Bildern der amerikanischen Alzheimer's Diesease
Neuroimaging-Initiative abgeglichen wurden. Appell der Studienautoren:
Prävention und rechtzeitig Behandlung von Parodontose, von der
Schätzungen zufolge allein in Deutschland 11,5 Millionen Menschen
betroffen sind, um Zahnverlust und schwerwiegende Folgen wie
Demenzerkrankungen oder andere Einschränkungen des Wohlbefindens zu
vermeiden.

Um den Zusammenhang zwischen Risikofaktoren und Krankheiten besser zu
verstehen, werden die Menschen in Vorpommern seit mehr als 20 Jahren
regelmäßig befragt und untersucht. SHIP ist damit so etwas wie die
deutsche Antwort auf die Framingham Heart Study, die zeitlich am
längsten dauernde Untersuchung überhaupt. 1948 wurden die mehr als
5.000 Bewohner der Kleinstadt in Massachusetts, USA, erstmals befragt
und untersucht, um Ursachen und Risiken von koronarer Herzkrankheit
und Arteriosklerose auf die Spur zu kommen. Diese systematische
Untersuchung wurde in der Folge vielfach wiederholt und befindet sich
inzwischen in der dritten Generation. Mehr als 3.000 wissenschaftliche
Publikationen stehen in unmittelbarem Zusammenhang mit der
Framingham-Studie. Die gewonnenen Erkenntnisse - erhöhter Blutdruck,
zu hohe Cholesterin- und Glukosespiegel, Übergewicht, Bewegungsmangel
und Zigarettenrauchen erhöhen das Risiko für kardiovaskuläre
Erkrankungen - sind längst Grundlage aller Präventionsbemühungen
weltweit.

Die Studie in Vorpommern steht der Framingham-Studie in nichts nach.
Ganz im Gegenteil, hat sie sich eigenen Angaben zufolge doch über die
Jahre zur Studie mit dem "weltweit umfangreichsten
Untersuchungsprogramm in einer Bevölkerung" entwickelt. Die
Studienergebnisse haben "viele grundlegende und komplexe medizinische
Zusammenhänge aufgedeckt"; etwa, dass Zahnfleischschwund das
Herzinfarktrisiko erhöht, eine Leberverfettung das Diabetesrisiko
fördert und eine Schilddrüsenfehlfunktion das Risiko für
Herz-Kreislauferkrankungen erhöhen kann. Im Mai starteten nun
Befragung und Untersuchung der dritten Bevölkerungsgruppe mit 4.000
zufällig ausgewählte Probanden aus den Kreisen Vorpommern-Rügen und
Vorpommern-Greifswald. Die erste Gruppe von 1997, initial über 4.300
Teilnehmer, wurde in der Folge bislang vier Mal erneut untersucht, die
zweite, 2008 gebildete Gruppe mit über 4.400 anderen Teilnehmern wurde
zwei Mal untersucht und befragt.

Anfang Texteinschub

Info


Die Bedeutung der Langzeituntersuchung ist in den vergangenen Jahren
stetig gewachsen. An der Uni Greifswald ist die Abteilung
SHIP/Klinisch-Epidemiologische Forschung mit 88 Mitarbeitenden die
größte Forschungseinheit, nahezu alle Institute und Kliniken der
Universität sind in das Projekt eingebunden. Dazu gibt es zahlreiche
nationale und internationale Kooperationen, in Schleswig-Holstein zum
Beispiel mit Depressionsforschern und Epidemiologen am UKSH-Campus in
Kiel. In Brasilien und Polen laufen seit Jahren ähnlich angelegte
Schwesternstudien mit 3.000 und 5.000 Teilnehmern und in Mecklenburg
haben sich rund um SHIP weitere Schwerpunktprojekte für die
Bevölkerungsforschung entwickelt.

Ende Texteinschub

Ausgangspunkt der Studie war die Wiedervereinigung Deutschlands,
besser gesagt die in der Folge rasch festgestellten Unterschiede in
der Lebenserwartung: Westdeutsche lebten länger als Ostdeutsche, und
die im Nordosten beheimateten Menschen noch einmal kürzer als
Thüringer oder Sachsen. "Vor diesem Hintergrund wurde Mitte der 1990er
Jahre der Forschungsschwerpunkt Bevölkerungsmedizin an der Universität
Greifswald aufgebaut", erläutert SHIP-Studienleiter Prof. Henry
Völzke. In dem Projekt wollten die Wissenschaftler anfangs
untersuchen, ob ein besonders ausgeprägtes Risikofaktorenprofil die
hohe Mortalität im Nordosten erklären kann. In der Tat, die erste
Erhebung Ende der Neunziger wies für Adipositas, metabolisches
Syndrom, Diabetes mellitus, arterielle Hypertonie und
Gallensteinleiden teils alarmierende bundesweite Spitzenwerte nach.
Gesellschaftliche Veränderungen, eine verbesserte sozioökonomische
Situation und eine bessere medizinische Versorgungsstruktur führten in
den Folgejahren jedoch zu einer Angleichung an gesamtdeutsche Zahlen,
so das Ergebnis einer Untersuchung (DOI: 10.3238/arztebl.2015.0185).
Alkoholkonsum und Tabakrauchen waren deutlich rückläufig, körperliche
Aktivität nahm bei den über 40-Jährigen zu, die Adipositas- und
Diabetesprävalenz allerdings auch - ein weltweiter Trend. Die
Erwachsenenbevölkerung Nordostdeutschlands sei nicht mehr als
besondere Risikopopulation anzusehen, bilanzierte das Team um Völzke
im Jahr 2015, verhaltensbezogene Gesundheitsrisiken und
Lebenserwartung hätten sich dem Bundesdurchschnitt angeglichen.

In der Folge wurden die angestrebten Ziele von SHIP immer
detaillierter: Magen- und Darmgesundheit, Knochenstoffwechsel,
Hormonstatus - über all das geben die gewonnenen Daten detailliert
Auskunft. Auch dient die Langzeitstudie zur Bestimmung von
Referenzwerten für Laboranalysen, körperliche Belastbarkeit oder
Organgrößen. Jetzt ist die Untersuchung der dritten Bevölkerungsgruppe
(SHIP-NEXT) an den Start gegangen, in den kommenden vier Jahren werden
4.000 zufällig ausgewählte Bewohner zwischen 20 und 79 Jahren
untersucht. Die Bedeutung des epidemiologischen Forschungsvorhabens
ist unbestritten, SHIP-NEXT wird mit insgesamt 8,8 Millionen Euro
unter anderem vom Land Mecklenburg-Vorpommern sowie von DFG, BMBF und
EU gefördert.

Im Fokus von SHIP-NEXT stehen Lebensbedingungen, Umwelt und Gesundheit
der Probanden, die anhand von Daten der Einwohnermeldeämter zur
Studienteilnahme eingeladen werden und dafür unter anderem eigene
Untersuchungsergebnisse, eine Aufwandsentschädigung sowie ein
Anschreiben an Arbeitgeber mit Bitte um Freistellung erhalten. "Mit
der neuen Stufe des SHIP-Projektes eröffnen wir eine neue Dimension in
der Bevölkerungsforschung und betreten echtes Neuland. Wir integrieren
nicht nur innovative medizinische Untersuchungen und neue methodische
Konzepte, sondern binden erstmals in einer so umfassenden
Gesundheitsinitiative auch die Haustiere der Menschen ein", betonte
Studienleiter Völzke.

Das bis zu zwölfstündige Untersuchungsprogramm setzt sich aus einem
Kernprogramm und weiteren Untersuchungen zusammen, es beinhaltet neben
medizinischen Basisuntersuchungen etwa eine Fußdruckmessung, die
Bestimmung von Körpermaßen im Bodyscanner, mehrere
Ultraschalluntersuchungen, eine siebentägige Messung der
Alltagsaktivitäten, Schlafuntersuchung, Ganganalyse, Messung der
Blickbewegungen, zahnärztliche Untersuchungen, eine Bewertung der
Stimmqualität und eine Reihe von Laboruntersuchungen, inklusive einer
Haar- und Nagelanalyse. Dazu kommen ein persönliches Interview und
verschiedene thematische Fragebögen. Zu den Zusatzuntersuchungen
gehören etwa ein Ganzkörper-MRT, Untersuchungen der
Herz-Kreislauf-Lungenleistung, ein Fahrradbelastungstest, ein
3D-Herzultraschall, eine Pulswellenanalyse, eine bioelektrische
Impedanzanalyse zur Bestimmung der Körperzusammensetzung sowie
spezielle Ultraschalluntersuchungen des Herzens und weiterer Organe.

"Der Gedanke dahinter ist, die Gesundheit von Menschen nicht isoliert,
sondern zusammen mit der Gesundheit von Tieren und der Umwelt zu
betrachten", erläutert Völzke. Vielschichtige Fragen sollen geprüft
werden: Welchen Einfluss hat Tierhaltung auf die körperliche und
seelische Gesundheit des Menschen und inwiefern hängt das von der
Bindung zum Tier ab? Welchen Einfluss haben Haltungs- und
Fütterungsbedingungen des Tieres sowie das Verhalten von Menschen und
Tieren auf das Übertragungsrisiko von Zoonosen? Die Tiere der
Probanden werden durch qualifizierte Tierärzte in ihrer häuslichen
Umgebung untersucht; es werden Abstriche und Blutproben entnommen, um
Krankheitserreger, die auch eine Bedeutung für den Menschen haben
können, nachzuweisen. Ergänzt werden die Untersuchungen durch
Fragebögen und Vor-Ort-Interviews. "Ziel ist es, konkrete
Informationen über die Bedeutung von Tieren und deren Haltung für die
Gesundheit von Mensch und Tier zur Verfügung zu stellen. Dadurch
wollen wir ein stärkeres Bewusstsein für einen gesunden Umgang mit
Hunden, Katzen, Geflügel und Tauben im Privathaushalt schaffen",
erläuterte Bevölkerungsforscher Völzke.


Weitere Informationen:

http://ship.community-medicine.de
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RECHT/663: Abfrage des Impfstatus - Mehr Klarheit durch neues Gesetz (Dr. Datenschutz)

"Dr. Datenschutz"-Fachbeitrag vom 30. September 2021

Abfrage des Impfstatus: Mehr Klarheit durch neues Gesetz

Von Christopher Schewior



Auch wenn sich derzeit nicht viel zu bewegen scheint, beherrscht das Thema Corona immer noch die Schlagzeilen. Es wird diskutiert über Impfmüdigkeit und entsprechende Gegenmaßnahmen. Und was ist besser? 2G oder doch 3G? Dabei spielt auch der Impfstatus eine wichtige Rolle. Darf der Arbeitgeber eigentlich danach fragen? [1] Wir haben uns einmal die aktuelle Entwicklung dazu angeschaut.

Änderung des Infektionsschutzgesetzes

Auch vor der Corona-Pandemie durften Arbeitgeber in einigen Berufsfeldern den Impfstatus bezüglich übertragbarer Krankheiten abfragen. Dies galt für Arbeitsumfelder, in denen es häufig zu einem engen körperlichen Kontakt zwischen Menschen kommt, also vor allem im medizinischen Bereich. Insofern ist die Frage nach dem Impfstatus eines Beschäftigten erst einmal nichts Neues. Und natürlich waren auch hier die Grundsätze der Datenverarbeitung zu berücksichtigen.

Mit der letzten Änderung im Infektionsschutzgesetz (IfSG) vom 10.09.2021 kommt nun eine Erweiterung dahingehend, dass auch in weiteren Berufsfeldern eine Abfrage zulässig ist. Diese ergeben sich insgesamt aus § 36 Abs. 1 und 2 IfSG. [2] Nunmehr sind z. B. auch Schulen, Kindertageseinrichtungen, Obdachlosenunterkünfte oder Justizvollzugsanstalten in Abs. 1 der Vorschrift erfasst. In Abs. 2 heißt es ergänzend:

"Einrichtungen und Unternehmen, bei denen die Möglichkeit besteht, dass durch Tätigkeiten am Menschen durch Blut Krankheitserreger übertragen werden, sowie Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 2 [3] können durch das Gesundheitsamt infektionshygienisch überwacht werden."


Für die meisten Unternehmen dürfte diese Erweiterung bereits mangels "Tätigkeit am Menschen" nicht in Betracht kommen. Sie gilt ohnehin nur und solange, wie der Bundestag eine "epidemische Lage von nationaler Tragweite" festgestellt hat. Das ist noch mindestens bis zum 24.11.2021 der Fall. Derzeit ist allerdings nicht absehbar, wann der Bundestag zur gegenteiligen Auffassung kommt.

Impfstatusabfrage: Keine Datenverarbeitung ohne Rechtsgrundlage!

Und auf welcher Rechtsgrundlage erfolgt dann die Datenverarbeitung? Da Informationen über den Impfstatus zu den besonderen Kategorien personenbezogener Daten nach Art. 9 Abs. 1 DSGVO [4] gehören, ist das Ganze nicht unproblematisch. Für die oben genannten Berufsfelder bildet § 23a IfSG [5] einen gesetzlichen Erlaubnistatbestand. Aber wie sieht es außerhalb dieser Tätigkeiten aus? Bin ich vielleicht doch gezwungen meinem Arbeitgeber mitzuteilen, ob ich geimpft bin? Oder geht das nur mit meiner Einwilligung? Aus dem Berateralltag lässt sich berichten, dass diese Fragen für Unternehmen immer häufiger relevant sind.

Das IfSG enthält keine über §§ 23a, 36 IfSG hinausgehenden Rechtsgrundlagen. Daher kommen nur die altbekannten Vorschriften aus der DSGVO und dem BDSG in Betracht. Hier haben der Sächsische Datenschutzbeauftragte [6] sowie das Bayerische Landesamt für Datenschutzaufsicht [7] (BayLDA) aktuelle Hinweise gegeben. Das BayLDA stellt dabei ausdrücklich klar, dass die Neuregelungen aus dem IfSG eng auszulegen sind. Wenn Unternehmen aus anderen Branchen Informationen zum Impfstatus ihrer Mitarbeiter verarbeiten wollen, unterliege dies sehr engen Voraussetzungen.

Einwilligung als Allheilmittel?

Als Rechtsgrundlage kommt zunächst natürlich die Einwilligung in Betracht. Allerdings ist dies im Rahmen eines Arbeitsverhältnisses immer mit Schwierigkeiten verbunden. Die Krux ist hier das Merkmal der Freiwilligkeit. In Erwägungsgrund 42 zur DSGVO heißt es hierzu:

"Es sollte nur dann davon ausgegangen werden, dass sie ihre Einwilligung freiwillig gegeben hat, wenn sie eine echte oder freie Wahl hat und somit in der Lage ist, die Einwilligung zu verweigern oder zurückzuziehen, ohne Nachteile zu erleiden."


Eine wirksame Einwilligung setzt immer voraus, dass die betroffene Person eine echte Wahl hat zu entscheiden, ob sie ihre Daten preisgeben möchte oder nicht. Es darf keinerlei Druck auf die Person ausgeübt werden. Auch darf sich die Person nicht unter Druck gesetzt fühlen. Genau dies dürfte sich angesichts der aktuellen öffentlichen Debatte um Impfungen und sogenannte Impfverweigerer nur schwer vermeiden lassen. Die Einwilligung hat zudem den Nachteil, dass die betroffene Person die Einwilligung jederzeit widerrufen kann. Dies dürfte in der praktischen Umsetzung im Unternehmen zu erheblichen Problemen führen. Während das BayLDA die Einwilligung nahezu kategorisch ausschließt, ist der Sächsische Datenschutzbeauftragte der Ansicht, dass die Einwilligung in Einzelfällen möglich wäre. Hier käme es dann sicherlich auch darauf an, wie offen und transparent ein Unternehmen mit der Abfrage des Impfstatus umgeht.

Zulässig nach § 26 Abs. 3 BDSG?

Nach dieser Vorschrift ist die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten zum Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses zulässig,

"wenn sie zur Ausübung von Rechten oder zur Erfüllung rechtlicher Pflichten aus dem Arbeitsrecht, dem Recht der sozialen Sicherheit und des Sozialschutzes erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse der betroffenen Person an dem Ausschluss der Verarbeitung überwiegt."


Neben der klassischen Interessenabwägung, welche dann zu Gunsten des verantwortlichen Unternehmens ausfallen muss, bedarf es einer rechtlichen Verpflichtung zur Datenverarbeitung. Die Vorschriften aus dem IfSG gelten allerdings gerade nicht für die meisten Unternehmen. Auch sehen die Corona-Verordnungen der Bundesländer derzeit keine weitergehenden Vorschriften zur Abfrage des Impfstatus vor, so dass eine bindende rechtliche Verpflichtung zur Verarbeitung im Regelfall nicht bestehen wird.

Und wie ist es mit Betriebsvereinbarungen? Diese können grundsätzlich auch eine Rechtsgrundlage zur Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten sein. Der Betriebsrat hat allerdings in seiner Funktion als Interessenvertretung der Belegschaft das Persönlichkeitsrecht der Arbeitnehmer gemäß § 75 Abs. 2 BetrVG [8] umfassend zu schützen, so dass fraglich ist, inwiefern eine solche Rechtsgrundlage praktisch überhaupt relevant werden wird.

Freiwillige Angabe des Impfstatus der Arbeitnehmer

Spannend wird es zudem, wenn Arbeitnehmer ohne vorherige Aufforderung des Arbeitgebers Angaben zu ihrem Impfstatus machen. Derzeit haben Arbeitgeber eine Prüfpflicht hinsichtlich des Impfstatus, wenn sie z. B. den betreffenden Arbeitnehmer von der Pflicht zur Durchführung von Corona-Tests im Betrieb befreien wollen. Das Vorzeigen des Impfstatus bzw. die Kenntnisnahme stellt allerdings keine Datenverarbeitung im Sinne des Art. 4 Nr. 2 DSGVO [9] dar.

Eine Pflicht zur Speicherung oder einer anderen Form der Verarbeitung dieser Daten ist weder im IfSG noch in den Corona-Verordnungen vorhanden. Wenn ein Unternehmen diese Informationen speichern will, bedarf es also einer Rechtsgrundlage, so dass wir wieder bei dem bekannten Problem sind. Hier dürfte dann sicherlich eine Einwilligung ausnahmsweise zutreffend sein. Leider haben die Gesetz- und Verordnungsgeber in Deutschland es versäumt, eindeutige Regelungen zu schaffen. Als nüchternes Fazit nach gut eineinhalb Jahren Pandemie kann man nur festhalten, dass dies nur eine von vielen verpassten Gelegenheiten war.

Im Westen nichts Neues

Die Neuregelungen im IfSG haben in der Praxis also keine wesentlichen Änderungen gebracht. Das Thema Impfstatus war auch im Bundestag heiß umstritten. Herausgekommen ist eine Kompromisslösung mit einer zudem zeitlich begrenzten Wirkung. Eine weitergehende Impfabfrage ist vom Gesetzgeber offenbar derzeit nicht gewollt. Aus datenschutzrechtlicher Sicht ist das grundsätzlich zu begrüßen, da die Verarbeitung von sensiblen Gesundheitsdaten stets mit besonderem Augenmerk durchgeführt werden sollte. Dennoch sind klare Regelungen für die Zukunft wünschenswert, da uns die Corona-Problematik voraussichtlich noch länger begleiten wird. Vielleicht beweist die nächste Bundesregierung hier mehr Sachverstand.


Update 04.10.2021: Keine Lohnfortzahlung für Ungeimpfte bei Corona-Quarantäne

Die Gesundheitsminister der Länder haben auf ihrer Konferenz am 22. September 2021 beschlossen [10], dass Beschäftigte gegenüber denen eine Quarantäne-Anordnung des Gesundheitsamtes aufgrund von COVID-19 oder einer Reiserückkehr aus einem Risikogebiet ergeht, keine Entschädigungsleistung gemäß § 56 Absatz 1 IfSG [11] mehr gewährt wird. Das geschieht aber nur unter der Voraussetzung, dass für die Person eine entsprechende Impfempfehlung der STIKO vorliegt und es ihr möglich war, sich impfen zu lassen. Als gemeinsame Verwaltungspraxis übernehmen die Gesundheitsämter in solchen Fällen spätestens ab dem 1. November nicht mehr die von Arbeitgebern verauslagten Lohnfortzahlungen für Arbeitnehmern in Quarantäne. In Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg wird diese Praxis aber bereits angewandt.

Positionspapier Lohnfortzahlung, Corona und Datenschutz

Der LfDI Baden-Württemberg hat daher ein Positionspapier [12] zu den datenschutzrechtlichen Fragen veröffentlicht, die sich im Zusammenhang mit dieser Verwaltungspraxis Arbeitgebern stellen könnten:

"Darf der Arbeitgeber, um die Lohnerstattung von der Behörde zu erhalten, den Beschäftigten nach seinem Impfstatus fragen? Ist der Beschäftigte verpflichtet, dies zu offenbaren oder dem Arbeitgeber hierzu sogar Belege (Impfpass etc.) zu überlassen? Prüft der Arbeitgeber bei Nicht-Geimpften auch, ob gesundheitliche Gründe oder zwingende/unvermeidbare Gründe für eine Auslandsreise in ein Risikogebiet vorlagen? Die Rechtslage ist insoweit unklar und umstritten, da die aufgeworfenen praxisrelevanten Fragen vom Gesetz nicht geklärt sind."


Der Landesdatenschutzbeauftragte hält zwar die Abfrage des Impfstatus durch den Arbeitgeber in den Fällen für zulässig, in denen dieser die Entschädigung nach § 56 IfSG für die Behörde im Voraus auszahlt. Der Arbeitnehmer sei aber nicht verpflichtet, diese Frage zu beantworten. Vielmehr sei dies eine freiwillige Erklärung des Beschäftigten, die nach Maßgaben einer DSGVO-konformen Einwilligung erfolgen muss. Als Alternative könnten Beschäftigte die Entschädigung nach § 56 Abs. 5 Satz 4 IfSG stattdessen selbst gegenüber der zuständigen Behörde mit den erforderlichen Angaben geltend machen.

Widerspruch aus dem baden-württembergische Gesundheitsministerium: Datenschutz- hinter Arbeitsrecht

Der baden-württembergische Gesundheitsministerium weist die Auffassung des LfDI zurück, dass Arbeitnehmer den Antrag zur Entschädigung des Dienstausfalls bei der Behörde stellen könnten. Denn dies sei laut Infektionsschutzgesetz für Arbeitnehmer erst für den Quarantänezeitraum ab der siebten Woche vorgesehen. Der Gesundheitsminister Manfred Lucha äußert sich dazu gegenüber dem SWR [13]:

"Der Vorschlag des obersten Datenschützers Stefan Brink führe in die Sackgasse, da er Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, allen Warnungen unseren Hauses zum Trotz, hier falsche Hoffnungen macht. [...]


Das Bundesinfektionsschutzgesetz sehe klar vor, dass es keine Lohnfortzahlung geben könne, wenn eine Quarantäne aufgrund einer Corona-Infektion durch eine Impfung hätte vermieden werden können. Die Gesundheitsminister der Länder hatten das Gesetz Mitte September beschlossen. Damit sei auch das Datenschutz- hinter das Arbeitsrecht getreten, so Lucha weiter. Unternehmen dürften deshalb den Impfstatus ihrer Mitarbeiter abfragen."


Ähnlich sieht es laut LTO [14] auch das Bundesgesundheitsministerium. In einem Schreiben an die Deutschen Arbeitgeberverbände vom 27. August 2021 führt man aus, dass es schon "heute möglich (sei), in rechtlich zulässiger Weise von ihren Arbeitnehmern die erforderlichen Informationen einzuholen, die für eine wirksame Anwendung des Anspruchsausschlusses nach § 56 Absatz l Satz 4 IfSG erforderlich sind." Rechtsgrundlage dafür wäre § 26 Abs. 3 BDSG und ein überwiegendes Interesse des Arbeitgebers, da die Gesundheitsdaten für die Abwicklung und Durchführung des Arbeitsverhältnisses erforderlich seien.

Das letzte Wort in dieser Diskussion scheint noch nicht gefallen zu sein. Die Problematik könnte daher ab November vermehrt auf Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu kommen. Wir werden Sie zu dem Thema weiterhin auf dem Laufenden halten.


Über den Autor

Christopher Schewior: Die Digitalisierung der Welt schreitet voran. Es ist daher wichtig, die Privatsphäre des Einzelnen zu schützen. Zugleich ist es meine Motivation, Unternehmen im Datenschutz zukunftssicher aufzustellen. Denn: Datenschutz geht uns alle an!

Christopher Schewior ist Jurist mit mehrjähriger Berufserfahrung im Datenschutzrecht. Sein Studium der Rechtswissenschaften hat er an der Universität Osnabrück absolviert. Bereits im Rahmen des Studiums hat Christopher Schewior erste Kenntnisse im Datenschutzrecht erworben. Nach Abschluss des Zweiten Staatsexamen war er mehrere Jahre als Consultant für Datenschutz tätig und hat Unternehmen aus dem gesamten Bundesgebiet sowie aus dem europäischen Ausland beraten. Zudem war Christopher Schewior mehrere Jahre als leitender Angestellter in einer mittelständischen Kanzlei beschäftigt. Seine hohe Affinität zum IT-Recht kommt ihm bei der Bearbeitung datenschutzrechtlicher Sachverhalte zu Gute.


Fußnoten:

[1] https://www.dr-datenschutz.de/impfstatusabfrage-darf-der-chef-fragen-ob-man-geimpft-ist/

[2] https://dejure.org/gesetze/IfSG/36.html

[3] https://dejure.org/gesetze/IfSG/33.html

[4] https://dsgvo-gesetz.de/art-9-dsgvo/
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INITIATIVE/133: Praxis ohne Grenzen in Neumünster - Anlaufstelle für Menschen ohne Versicherungsschutz (SHÄB)
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Praxis ohne Grenzen in Neumünster

von PM/RED



Auch in Neumünster haben Menschen ohne Versicherungsschutz jetzt eine
Praxis ohne Grenzen als Anlaufstelle. Ärzte des Medizinischen
Praxisnetzes Neumünster (MPN) setzen die Idee in den Räumen der
Diakonie Altholstein nach dem Vorbild von sechs bereits bestehenden
Praxen ohne Grenzen in Schleswig-Holstein vor Ort um.

Rund 20 Ärzte des Praxisnetzes beteiligen sich an der Sprechstunde,
die vorerst jeden Mittwoch von 15 bis 17 Uhr stattfinden wird.
Vorgesehen sind eine medizinische Beratung und Basisuntersuchungen.
"In manchen medizinischen Fällen werden auch über eine Beratung und
Basisversorgung hinaus teure Behandlungen, Operationen, Entbindungen
oder wichtige aufwendige Untersuchungen auf den Weg gebracht werden
müssen und daher sind wir dringend auf Spenden angewiesen, die
ausschließlich dafür zum Einsatz kommen", sagt Dr. Johannes Kandzora
vom Praxisnetz. Parallel zur Sprechstunde bietet die Diakonie eine
Sozialberatung an, mit der auf weitere Hilfsangebote in der Stadt
aufmerksam gemacht werden soll. Ziel der Initiatoren ist es, den
Betroffenen nach der Akuthilfe wieder Zugang zur Regelversorgung zu
verschaffen. Wie viele Menschen Bedarf an Hilfe in der Praxis ohne
Grenzen haben, kann das Praxisnetz zum Start noch nicht abschätzen.
Nach Angaben der Diakonie haben rund 61.000 Menschen in Deutschland
trotz Versicherungspflicht keine Krankenversicherung. Besonders
betroffen seien Männer, Selbstständige und Erwerbslose. Häufig
verlieren sie ihren Versicherungsschutz nach Verlust der
wirtschaftlichen Existenz oder bei Obdachlosigkeit. Die Praxis ohne
Grenzen wird durch das Landesgesundheitsministerium gefördert und wird
von der Stadt Neumünster kofinanziert. Die Ärzte leisten die
Sprechstunden in ihrer Freizeit ehrenamtlich.
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KULTUR/235: Aufführung "Der Zauberberg" - Schwindet vertraute Zeit auch im Gesundheitswesen? (SHÄB)
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Schwindet vertraute Zeit auch im Gesundheitswesen?

von Horst Kreussler



AUFFÜHRUNG. "Der Zauberberg" wurde zehn Mal für zehn Zuschauer als
mahnendes Stück in Geesthacht aufgeführt - mit ganz besonderen
szenischen Darstellungen nach Thomas Manns Romanvorlage. Der
alljährliche "Kultursommer am Kanal" im Kreis Herzogtum Lauenburg
hatte seinen Schlusspunkt am 11. Juli auf dem historischen
Sanatoriengelände Edmundsthal-Siemerswalde am hohen Elbufer.


Es ging Regisseurin Karina Häßlein und Intendant Frank Düwel
auch um Parallelen von damals zu heute: eine um sich greifende
Lungenkrankheit (Schwindsucht versus COVID-19), eine Art "Stillstand
der Zeit" damals und eine lähmende Ereignislosigkeit 2020; viele
Worte, aber zu wenig abgewogene hilfreiche Maßnahmen, insgesamt eine
"schwindende", untergehende Epoche vor dem Ersten Weltkrieg - heute
eine Zeitenwende?

Vor der Kulisse des längst geschlossenen und teils zugewachsenen
Lungen-Sanatoriums "Thekla-Haus" von 1899 wurden die Zuschauer durch
das Gelände mit drei Plätzen für gemeinsame "Liege-Kuren" und weiteren
Szenen auf dem Weg geführt. Die Liegekuren sollten - so die
Regisseurin - die Zuschauer einladen, den gedankenreichen
Schwebezustand zwischen Wachen und Schlafen selbst zu erleben und sich
in Zeitlosigkeit zu verlieren. Dabei zogen romantische Pianoklänge in
ihren Bann: eine meditative Musik, die im Laufe des Rundgangs passend
zur Verstrickung des Romanhelden Hans Castorp immer moderner und
brüchiger wurde und am Ende verstörend im Geschützdonner des
beginnenden Krieges endete. Auch eine Anspielung auf die einst größte
Sprengstoff- und Munitionsfabrikation der Welt (Alfred Nobel) wenige
Meter entfernt?

Zu Beginn lernen wir den jungen Schiffbauingenieur Hans Castorp aus
Hamburg kennen, der bei Thomas Mann seinen kranken Vetter Joachim
Ziemßen im abgeschiedenen Gebirgssanatorium besuchen will, jedoch
durch die beeindruckenden Mitpatienten und die magische Atmosphäre so
gefesselt wird, dass er das Zeitgefühl verliert und sieben Jahre auf
dem "Zauberberg" bleibt. Seine "Lehrmeister" werden Ludovico
Settembrini, der rational bestechende Philosoph, und sein Gegenspieler
Dr. Leo Naphta, ehemaliger Jesuit und späterer Kommunist. In
Geesthacht hangelt sich Hans zwar immer wieder an einem der
roten/Roten Fäden entlang, an dem Fieberthermometer hängen, die
wichtigsten Instrumente für jeden Patienten. Doch schon bald
verheddert er sich in den Fäden wie in einem Spinnennetz - Gegenwart
und Vergangenheit verschwimmen. Dazu und zur Paradoxie des
Zeitempfindens bei äußerster Langeweile eine Stimme aus dem Off über
Kopfhörer: "...große Zeiträume schrumpfen bei ununterbrochener
Gleichförmigkeit auf eine das Herz zu Tode erschreckende Weise
zusammen: wenn ein Tag wie alle ist, so sind sie alle wie einer; und
bei vollkommener Einförmigkeit würde das längste Leben als ganz kurz
erlebt werden und unversehens verflogen sein." ("Der Zauberberg", S.
146)

Auf dem Weg zur nächsten "Liegekur" führt Hans die Gruppe rasch im
Gänsemarsch durch den Wald, immer wieder "Fragen über Fragen" rufend
wie zum Beispiel "Ist das Leben Krankheit?" und, sich dem "Skigebiet"
nähernd: "Führt diese Piste ins Verderben?" Nicht gezeigt, aber
angedeutet wird, dass Hans sich im Schneesturm in eine Hütte retten
kann. Dort im Fiebertraum stemmt er sich seinen tiefen Ängsten auf dem
"Zauberberg" entgegen: "Ich will gut sein. Ich will dem Tode keine
Herrschaft einräumen über meine Gedanken! Denn darin besteht die Güte
und die Menschenliebe, und in nichts anderem!" (S. 679, gilt als
Kernstelle des Romans) Auf dem Weg zur 3. Liegekur, Hans besorgt mit
der Hand an seinem "Roten Faden": "Was ist, wenn der Faden reißt?" Das
geschieht dann tatsächlich, allerdings im rhetorischen Duell der
beiden Lehrmeister Settembrini (mit erhobenem Buch) und Naphta (mit
erhobenem Kruzifix), als dieser den Faden mit einer Schere
durchschneidet. Hans verliert zwar nicht sein Leben wie sein Vetter
Joachim und andere, doch er verstrickt sich mehr und mehr in
"hochphilosophischen Gedankenknäueln" und wird handlungsunfähig - und
dies in einer höchst politischen Zeit. Dem überwiegend jungen Team
der "norden theaterproduktion" und der Hochschule für Musik und
Theater Hamburg gelang mit der Umsetzung von Weltliteratur in die
südholsteinische Provinz ein schöner Erfolg. Drei Akteure bestanden
ihre Abschlussarbeiten "mit Bravour" (Intendant Düwel). Könnte es für
andere Akteure im Gesundheitswesen Anregung und Mahnung sein zum
Überdenken ihrer Grundhaltung zu Krankheit, Gesundheit, Leben und
Tod - und Menschlichkeit?



Anfang Texteinschub

Info


Heute gibt es auf dem historischen Gelände am Rand von Geesthacht zwei
getrennte Rehakliniken. Im oberen Teil mit Elbblick die Gebäude der
Johanniter-Klinik für Geriatrie mit 67 Betten und 26
Tagesklinikplätzen. Außerdem im schönen alten "Susannenhaus" (früher
um 100 Betten) die Vamed Klinik Geesthacht, Neurologische Reha für
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene. Die Vorgängereinrichtungen
beider Kliniken waren lange zusammen unter dem Dach der "Stiftung
Hamburgisches Krankenhaus Edmundsthal-Siemerswalde" und hatten um die
Jahrtausendwende Existenzsorgen nicht zuletzt wegen ihrer Position
sozusagen zwischen den Krankenhausplänen von Hamburg und
Schleswig-Holstein.

Ende Texteinschub
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FRAGEN/080: Kolumbien - Jimmy Moreno vom Congreso de los Pueblos zur Bilanz des landesweiten Streiks (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien 

Bilanz des landesweiten Streiks



Vor mehr als vier Monaten begann in Kolumbien der landesweite
Streik. Wie ist die bisherige Bilanz? Interview mit Jimmy Moreno vom
Congreso de los Pueblos.

(Bogotá, 14. September 2021, colombia informa) - Vor mehr als vier
Monaten begann in Kolumbien eine wichtige Phase der Protestaktionen.
Der landesweite Streik hat 2021 eine Vielzahl von Akteur*innen und
Protestformen hervorgebracht, die über die Zeit hinweg
aufrechterhalten wurden und in von der Basis kommende Diskussionsräume
und politische Konstruktionsprozesse übergegangen sind. Wie ist dieser
Hintergrund mit Blick auf die kommenden Monate zu lesen?

Colombia Informa sprach mit Jimmy Moreno, Sprecher der Basisbewegung
Congreso de los Pueblos [1], die sich aktiv an der Planung der
Nationalen Volksversammlung beteiligt hat, über die Bilanz der
Protestwochen.

 * 

Colombia Informa: Es gibt Leute, die glauben, dass der landesweite
Streik vorbei ist. Glauben Sie, dass das stimmt? Warum?

Jimmy Moreno: Der landesweite Streik ist ein Prozess, dessen direkte
Vorläufer die Protestwelle 2019, die Mobilisierungsaktionen 2020 und
die Auswirkungen der Pandemie waren, die die soziale, politische und
wirtschaftliche Krise verschärft hat, sowie die Eskalation des Krieges
auf dem Land. Nach fünf Monaten der Aktionen und der Mobilisierung
stellen wir nun fest, dass sich die Bewegung aufgrund mehrerer
Faktoren zurückzieht:

• Die extreme Gewalt, die aus dem Staatsterrorismus resultiert
und die Bewegung u.a. durch Ermordungen, Verschwindenlassen, Drohungen
und Massenverfolgungen [2] kriminalisiert. Das führt dazu, dass die
Selbstfürsorge und der Schutz des eigenen Lebens, der Territorien und
der Widerstandsorte höchste Priorität haben.

• Die organisatorische Stärkung der Arbeit in den ländlichen
Gebieten, um Elemente wie die primeras líneas (erste Reihe von
Protestierenden, Anm. d. Red.), die Widerstandsorte, die
Vollversammlungen, die Dynamik der Streikkomitees usw. zu stärken.

• Die Veränderung von Aktionen und Taktiken in der Bewegung, die
von Kämpfen für Würde und Widerstand bis hin zu genehmigten Aktionen
und Dialog reichen. Das sind Themen, die die Bewegung belasten und die
Aktionen zerstreuen, sodass aktuell darüber nachgedacht wird, in
welcher Form die Kämpfe und die Mobilisierung wieder aufgenommen
werden können.

Darüber hinaus haben sich die strukturellen Ursachen vertieft, die die
Kämpfe motivieren, daher sind neue soziale Ausbrüche mit den Merkmalen
von Volksaufständen absehbar.

Was sind einige der wichtigsten Schlüsse aus den Mobilisierungen?


Diese Mobilisierung ist eine Verflechtung historischer Kampfprozesse
und neuer organisatorischer Dynamiken, die aus den
Mobilisierungsprozessen hervorgehen. In diesem Sinne ist es wichtig,
mehrere Szenarien hervorzuheben, die inmitten ihrer Vielfalt entstehen
oder verstärkt werden:

Die primeras líneas in ihrer Schutzfunktion: als Ausdruck von
Fürsorge und Würde; einige dieser ersten Reihen sind vor allem von
Jugendlichen, Nachbar*innen und Frauen besetzt, die durch ihre direkte
Aktion die Bewegung und ihre Viertel vor dem gewaltsamen Ansturm des
Staates schützen. Wächter*innen, die sich dem Selbstschutz von Leben
und Territorium verschrieben haben. Während der ersten Wochen des
Streiks 2021 haben sich Dutzende von primeras líneas in
verschiedenen Städten des Landes gebildet, die sich vor allem aus
jungen Menschen zusammensetzten.

Die Minga: Eine historische Organisationsform der indigenen Völker,
Afrokolumbianer*innen, Bäuer*innen und der sozialen und ärmeren
Schichten, denen es gelungen ist, ihre Vision für das Land zu
verdeutlichen und auf ihre Weise Kanäle zur Artikulation und
Mobilisierung zu schaffen.

Vollversammlungen: Die wichtigste Ausdrucksform im Rahmen der
Aufstände ist die der Versammlungen mit Schwerpunkt auf dem Aufbau
einer Macht der Basis im ländlichen Raum und der Entwicklung neuer
Formen der Demokratie, der direkten Beteiligung und der Perspektive,
die Bewegung weiter zu stärken, um ein Machtfaktor zu werden.

Nationales Streikkomitee: Ein Raum der Gewerkschaften, soziale und
politische Organisationen zusammenbringt, die eine Bühne und eine
gewisse Fähigkeit zur Mobilisierung für sich erlangt haben und die
sich sowohl auf lokaler als auch auf nationaler Ebene machtvoll
geäußert haben.

Einige diese Prozesse befinden sich im Aufbau, andere sind umstritten
oder stehen in einem Spannungsfeld. Daneben sind auch Dynamiken wie
die aktive Beteiligung von Frauen, diversen Bevölkerungsgruppen,
Umweltschützer*innen, Jugendlichen, Kunst, Kultur, das Kommunizieren
des ideologischen Kampfes sowie die Verteidigung und die Rolle von
Menschenrechtsverteidiger*innen von Bedeutung.

Wie interpretieren Sie die Rolle der führenden politischer
Akteur*innen?

Der landesweite Streik zeigt, dass die Summe der Beteiligten, der
organisierten und unorganisierten sozialen Akteur*innen, den Aktionen
eine gewisse Durchschlagskraft verliehen hat. Das befeuert den Eifer
bspw. von jungen Menschen, die nach alternativen Lebensformen suchen,
sowie von städtischen Vierteln, die durch die Auswirkungen des
neoliberalen Modells bis zur völligen Unwürdigkeit verarmt sind, und
es erkennt auch die Rolle von ethnischen Völkern und Bäuer*innen an,
denen es gelungen ist, ihre Kräfte zu bündeln und im Kampf an Stärke
zu gewinnen.

Obwohl einzelne Subjekte herausstechen, gibt es ein kollektives
Subjekt, das seiner Würde beraubt wurde und sich nun auf die Suche
nach seinem Leben macht.

Welches sind die Städte und Regionen, in denen die Mobilisierung
Ihrer Meinung nach besonders wichtig und stark war?

Der Aufstand hat gezeigt, dass die Auswirkungen der Politik und des
Regimes in ländlichen und städtischen Gebieten zu spüren sind und sich
in den seit dem 28. April stattfindenden Prozessen widerspiegeln.
Zweifellos sind aufgrund des eher urbanen Charakters des Aufstands
Widerstandsorte wie Cali deutlich sichtbar, die ausdauernde Stadt, die
eine fundamentale Rolle spielte. Dort hat sich eine Mischung aus
Ethnien, sozialen und urbanen Schichten zusammengeschlossen, um für
eine Stadt zum Leben zu kämpfen und so zum Zentrum des Widerstands zu
werden. Aber zu diesem Phänomen kommt noch die Region im Südwesten
hinzu, die eine kämpferische Tradition hat und mit ihrer Beteiligung
stabile Bedingungen für den Streik geschaffen hat.

Ebenfalls hervorgehoben werden können die Kämpfe in Städten wie z. B.:
Pereira, Manizales, Neiva, Ibagué, Medellín, Bogotá, Tunja, Yopal,
Villavicencio, Bucaramanga, Pamplona, Buenaventura, Pasto, Popayán,
Barrancabermeja, Barranquilla, Santa Martha, Regionen wie Catatumbo
und die Provinzen von Santander, ländliche Gebiete von Bolivar, Cesar,
Chocó, Antioquia, Arauca und viele kleine und mittlere Städte und
Dörfer. Sie alle zeigen, dass dieses Land die Nase voll hat von einem
Wirtschaftsmodell und einem Regime, das unrechtmäßig, korrupt, mafiös
und kriminell ist.

Welche Mittel der Repression hat der Staat in den letzten Wochen
gegen die Demonstrant*innen eingesetzt?

Das Regime und die Regierung nutzen ihre Militärdoktrin und das
Konzept des inneren Feindes, um ihren Status zu verteidigen. In diesem
Rahmen entwickelt sich ein Staatsterrorismus, der sich in einem
fortlaufenden Genozid an der aus dem Streik hervorgegangenen Bewegung
verfestigt und zur historischen Ausrottung von
Oppositionsorganisationen und -parteien hinzukommt.

In der Praxis ihrer Doktrin beantworten sie den sozialen Protest
militärisch, und die Kontrollinstitutionen ermöglichen eine komplette
Verletzung der Menschenrechte. Dies spiegelt sich im Verhalten der
Polizei, der Armee, der Staatsanwaltschaft, der Justiz und anderer
Instanzen wider, die sich an diesen Konzepten orientieren, um zu
kriminalisieren. Zudem fördern sie Gesetze wie die Unterstützung des
Militärs, um gewalttätigen und kriminellen Aktionen des Staates freie
Hand zu geben, wie z.B. Berichte der UN-Menschenrechtskommission oder
Dokumentationen des Streiks belegen.

Wie können wir die aktuellen Mobilisierungsmaßnahmen im Vorfeld der
Wahlen 2022 verstehen?

Ein großer Teil der eher strategischen Mobilisierungsprozesse sieht
die Abnutzung und fehlende Legitimität der Institutionen. Diese
glauben nicht, dass Wahlen etwas bringen, welche ja auch zur Realität
der Korruption beitragen, die mit diesen Prozessen einhergeht.
Andererseits gibt es eine Reihe von Gruppen, die den Weg der Wahlen
als einen Schritt in Richtung der Institutionen wie den Kongress
sehen, um durch legislative Maßnahmen in der Lage zu sein,
Gesetzesinitiativen zu entwickeln, welche die Vorschläge der
Gemeinschaft in Gesetze übertragen.

Die Spannung ist von der Taktik des Moments geprägt. Wenn wir diese
Debatte mit den Begriffen "Macht" und "Regierung" beschreiben, können
wir sehen, dass es, um große Veränderungen zu erreichen und diesem
Regime ein Ende zu setzen, notwendig ist, die Macht in der Bevölkerung
aufzubauen, und die Wahl muss ein Weg oder ein Übergang sein, mit dem
die Regierung und das Regime konfrontiert werden können. Gleichzeitig
müssen diese Szenarien mit den Kämpfen der Bevölkerung verbunden
werden, um über die Möglichkeit eines anderen Landes und im Dienste
des kollektiven Seins und des Lebens aller Lebewesen nachzudenken.


Anmerkungen:
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[2] https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/ein-monat-proteste-und-polizeigewalt/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/bilanz-des-landesweiten-streiks/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 26. Oktober 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





LATEINAMERIKA/2025: Peru - Mirtha Vásquez zur neuen Ministerpräsidentin ernannt (poonal)
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Peru 

Mirtha Vásquez zur neuen Ministerpräsidentin ernannt



Nach dem Rücktritt von Guido Bellido hat es im Kabinett Castillo
einige Veränderungen gegeben. Das Amt der Ministerpräsidentin
bekleidet nun Mirtha Vásquez.

(Lima, 7. Oktober 2021, La Jornada/Servindi/poonal) - Am Abend des 6.
Oktober hat Perus Präsident Pedro Castillo die ehemalige Präsidentin
des Kongresses Mirtha Vásquez zur neuen Ministerpräsidentin des Landes
ernannt. Nur Stunden zuvor hatte Castillo den Rücktritt des bisherigen
Ministerpräsidenten Guido Bellido bekannt gegeben. Bellido ist
Mitglied der Regierungspartei Perú Libre und folgt deren marxistischer
Linie. Sein Rücktritt löst in Peru nur zwei Monate nach Amtsantritt
der neuen Regierung einen politischen Wirbelsturm aus.

Bei ihrer Vereidigung vor Präsident Castillo schwor
Ministerpräsidentin Vásquez: "Ich schwöre auf Gott und dieses Land von
Frauen und Männern, die jeden Tag für ein Leben in Würde und ohne
Diskriminierung kämpfen und echten Wandel vorantreiben".

Zwischen November 2020 und Juli 2021 hatte Vásquez nach einem
chaotischen Monat, in dem sich in Peru drei Präsidenten die Klinke in
die Hand gaben, das herausfordernde Amt der Interimspräsidentin des
Kongresses übernommen. Vorher war sie landesweit vor allem als
Umweltaktivistin und Anwältin von Máxima Acuña bekannt geworden, einer
Bäuerin, deren Ländereien ihr von der US-amerikanischen Firma Newmont,
des größten Bergbauunternehmens der Welt für Goldgewinnung, streitig
gemacht wurden.

Die neue Regierungschefin, deren Benennung auf eine zukünftig
moderatere Linie der Regierung deuten lässt, wurde im vergangenen Jahr
als Abgeordnete der Frente Amplio, einer Koalition aus politischen
Parteien, linken Organisationen sowie sozialen und Umweltbewegungen,
gewählt. Auf ihrem Twitteraccount beschreibt Vásquez sich selbst als
"Umweltaktivistin und Menschenrechtsverteidigerin".


Bellidos Rücktritt hatte die Auflösung des Kabinetts zur
Folge

Der Rücktritt eines Ministerpräsidenten bedeutet in Peru die Auflösung
des gesamten Kabinetts. Nachdem Präsident Castillo Bellidos Rücktritt
akzeptiert hatte, wurden demnach einige Minister*innen ausgewechselt
sowie andere im Amt bestätigt. So etwa Óscar Maúrtua, der
weiterhin das Amt des Außenministers bekleiden wird, das er bereits
unter Präsident Alejandro Toledo (2001-2006) innehatte. Auch
Verteidigungsminister Walter Ayala und Wirtschaftsminister Pedro
Francke wurden im Amt bestätigt. Der linke Politiker Francke hatte
bereits Posten bei der Weltbank inne und bei seinem Amtsantritt
geschworen, einen "nachhaltigen Fortschritt hin zum guten Leben zu
machen - unabhängig vom Geschlecht oder der sexuellen Orientierung"
der Menschen.

Insgesamt wurden fünf Kabinettsmitglieder bestätigt und sieben
Minister*innen neu ernannt, darunter Luis Barranzuela als neuer
Innenminister, Betssy Chávez als neue Arbeitsministerin und Gisela
Ortiz Perea als neue Kulturministerin. So ist die Zahl von Frauen im
Kabinett von zwei auf fünf gestiegen.


Kongressabgeordnete von Perú Libre sehen sich von Castillo
verraten

Der Kongressabgeordnete Waldemar Cerrón von der Regierungspartei Perú
Libre, die Castillo damals als Präsidentschaftskandidaten aufgestellt
hatte, zeigte sich nicht begeistert über die jüngsten Personalwechsel.
So verkündete er direkt nach der Bekanntgabe des neuen Kabinettes,
seine Fraktion weise dessen Zusammensetzung zurück und bezeichnete
Castillos Entscheidung als "Verrat".

Präsident Castillo hatte Bellidos Rücktritt zuvor in einer Sitzung
eingefordert. Gründe nannte er nicht, in einer Mitteilung des
staatlichen Fernsehens bekräftigte er jedoch, die Entscheidung aus
Gründen der "Regierbarkeit" getroffen zu haben. "Es ist an der Zeit,
Peru über jede Ideologie und alle parteiisch isolierten Positionen zu
stellen", so Castillo.


Bellido sieht Mächte jenseits der Exekutive am Werk

Bei einer Pressekonferenz zu seinem Rücktritt machte Bellido darauf
aufmerksam, dass rechte Gruppen sich gegen seine Führung ausgesprochen
hätten. Diese mächtigen Gruppen hätten seiner Arbeit Hindernisse in
den Weg gelegt und außerdem sehr großen Einfluss auf die staatlichen
Institutionen: "Unsere Bevölkerung wird Zeuge dessen, dass es über die
Exekutive heraus de-facto-Kräfte und Mächte gibt, die regieren, Druck
ausüben, nötigen, anzeigen und verfolgen", entgegnete Bellido auf den
medialen Druck gegen ihn und seine Regierung.

Bellidos Rücktritt geschah vor dem Hintergrund von Konflikten mit dem
Kongress und starker Kritik von Seiten der Opposition. Gegen den nun
zurückgetretenen Ministerpräsidenten wird derzeit wegen
"Terrorismusapologie" ermittelt. In einer älteren Veröffentlichung auf
Facebook hatte er einen ehemaligen Guerillakämpfer des maoistischen
Sendero Luminoso verteidigt.

"Das Gleichgewicht der Gewalten ist die Brücke zwischen dem
Rechtsstaat und der Demokratie. Es muss für die Ruhe und den
Zusammenhalt der Regierung sorgen. Weder die Infragestellung des
Vertrauens noch parlamentarische Anfragen und Zensur sollten dazu
genutzt werden, politische Instabilität zu erzeugen", mahnte Castillo
in seiner Erklärung.
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Paraguay 

Präsident Abdo Benítez verkündet härtere Strafen für 
Landbesetzungen 



Das neue Gesetz stößt auf starken Widerstand der bäuerlichen und
indigenen Bewegungen, die ihren Kampf für das eigene Land
kriminalisiert sehen.

(Montevideo, 30. September 2021, la diaria) - Vergangene Woche ist es
in der paraguayischen Hauptstadt Asunción zu gewaltsamen
Auseinandersetzungen gekommen. Zuvor hatte Präsident Mario Abdo
Benítez ein neues Gesetz verkündet, das bereits von beiden Kammern des
Parlaments abgenickt worden war. Es sieht eine härtere Bestrafung von
Personen vor, die Land besetzen.

Die illegale Besetzung von privatem Land ist im paraguayischen Recht
im Artikel 142 des Strafgesetzbuches geregelt. Mit dem neuen Gesetz
können Landbesetzer*innen mit bis zu sechs Jahren Haft, bei
zusätzlicher Beschädigung des Privateigentums oder Grundstücks sogar
bis zu zehn Jahren Haft bestraft werden. Die Landfrage ist in Paraguay
besonders heikel. Etwa 38 Prozent der Paraguayer*innen und damit ein
bedeutender Teil der Bevölkerung lebt und arbeitet im ländlichen
Raum - jedoch in den seltensten Fällen auf eigenem Land.


Proteste gegen das Gesetz in Asunción

Die Gesetzesänderung trifft vor allem bei Bäuer*innen und den
indigenen Gemeinschaften auf Widerstand. Als das Gesetz im
Abgeordnetenhaus verhandelt wurde, versammelten sie sich in den
Straßen um das Kongressgebäude, steckten Autos in Brand, warfen Steine
und schossen Pfeile auf die Polizei. Diese konterte mit
Gummigeschossen und Tränengas.

Auch nach der Verabschiedung des Gesetzes gingen die Proteste weiter
und hinterließen Dutzende verletzte Demonstrierende und Festnahmen.
Laut paraguayischen Medienberichten hatten sich auch einige
Uniformierte bei den Protesten verletzt und bekamen am Tag darauf
Besuch von Präsident Abdo.


Neues Gesetz ging vor allem von der rechtskonservativen
Regierungspartei aus

Die Gesetzesänderung ging insbesondere auf Initiative der
rechtskonservativen Colorado-Partei vonstatten, wurde aber in beiden
Kammern des Parlamentes auch von anderen Parteien unterstützt,
darunter die Mitte-Rechts-Partei Patria Querida und Hagamos. Im Senat
stimmten 29 von 45 Vertreter*innen für das neue Gesetz, im
Abgeordnetenhaus 49 von 80 Abgeordneten.

Zwar stimmten auch einige Abgeordnete der Oppositionspartei PLRA für
die Änderung, der Großteil aber nicht. Der Abgeordnete Emilio Pavón
hat nicht dafür gestimmt und erklärte gegenüber der Tageszeitung
Última Hora, in Paraguay "gibt es einfach noch nicht die
Bedingungen, um so einem Vorschlag zuzustimmen, denn die Institutionen
geben den Landlosen keine Antworten."


Kritik von links

Édgar Acosta, ein weiterer Abgeordneter der PLRA, betonte, den
Unterstützer*innen des neuen Gesetzes ginge es nicht darum, die
allgemeinen Interessen zu schützen, sondern vielmehr die ganz
bestimmter Menschen. Acosta kritisierte außerdem, dass die Anhebung
des Strafmaßes für Besetzungen in keinerlei Weise mit einer Lösung der
Problematik von Besetzungen in Zusammenhang stehe.

Noch schärfere Kritik äußerte der Senatsabgeordnete Óscar Hugo
Richer von der linken Frente Guasú. Richer betonte, dass "es beim
Thema Land eine Mafia gibt, die aus dem Staat heraus agiert, aus dem
Indert (dem nationalen Insitut für ländliche Entwicklung), aus der
Staatsanwaltschaft und der Judikative".


Regierungsparteien behaupten, die Protestierenden seien von
der Linken manipuliert worden

Vertreter*innen des Regierungsapparates verteidigten die höheren
Strafen, die das neue Gesetz vorsieht, darunter etwa Basilio Bachi
Núñez, Abgeordneter der Regierungspartei und Anhänger des
Ex-Präsidenten Horacio Cartes. Núñez betonte, der Privatbesitz sei
unantastbar und kritisierte die liberalen Kräfte, die ihm zufolge die
Bürger*innen mit dem Thema Wahlen verwirrten. "Die Besetzungen
passieren in der östlichen Region und die Hälfte von ihnen in urbanen
Räumen", so der rechte Abgeordnete.

Laut Núñez seien die Indigenen, die in Asunción gegen das Gesetz auf
die Straße gingen, durch die Linke und Parlamentarier*innen, die mit
sozialistischen Ideen sympathisierten, manipuliert. Der Abgeordnete
zeigte sich überzeugt, es sei "der Moment, um den ländlichen Raum zu
beruhigen". Außerdem beschuldigte er die Abgeordneten der linken
Oppositionspartei Frente Guasú, zu Besetzungen von Privatbesitz
aufgerufen zu haben.


"Wir werden weiterhin auf den Plätzen demonstrieren"

Soziale Bewegungen teilten unterdessen mit, dass sich unter den
Festgenommenen bei den Protesten auch der indigene Aktivist Derlis
López befinde. Julián Ramírez, ein weiterer indigener Aktivist aus
Canindeyú, versicherte als Vertreter der Mobilisierungen, diese würden
in Asunción so lange weitergehen, bis ihre Forderungen vom Präsident
erhört werden. "Sie verletzen das Recht. Sie wollen unseren Kampf
kriminalisieren. Wir werden weiterhin auf den Plätzen demonstrieren,
so viel steht fest. Wir wissen, dass wir, wenn wir in unsere Kommunen
zurückkehren, nur verlieren können", so Ramírez in einem
Radiointerview bei Monumental 1080 AM. Der Aktivist fügte hinzu, dass
"die indigenen Gemeinschaften von Narcos, Sojabauern und großen
Viehzüchtern wie dem Senator Fidel Zavala übergangen werden".
Letzterer hatte als Abgeordneter von Patria Querida die umstrittene
Gesetzesänderung zusammen mit dem Coloardo-Abgeordneten Enrique Riera
und Patrick Kemper von Hagamos vorangetrieben.

Laut Informationen des Internetportals El Surtidor haben sich
gewaltsame Räumungen und Angriffe von bewaffneten Zivilisten gegen
sieben indigene Gemeinschaften des Landes zwischen Mai und Juli dieses
Jahres verschärft. Die Indigenen bekräftigten, Besetzungen seien das
einzige Mittel, um sich Zugang zu dem Land zu verschaffen, das ihnen
historisch zusteht. Dieses ist jedoch in vielen Fällen seit
Jahrzehnten in den Händen von Landwirt*innen und wird insbesondere für
die Viehzucht und den Sojaanbau genutzt.


Irreguläre Landvergaben während und nach der Diktatur

Die Kommission für Wahrheit und Gerechtigkeit, die gegründet wurde, um
Menschenrechtsverletzungen in Paraguay zwischen 1954 und 2003 zu
untersuchen, hat auch die Landkonflikte dokumentiert. Die Organisation
hat in diesem Zeitraum mehr als 200.000 direkte Landvergaben durch den
paraguayischen Staat untersucht. Darunter fallen sowohl die Jahre der
von Alfredo Stroessner geleiteten Diktatur (1954-1989) als auch die 14
Jahre danach in der Demokratie.

Auch nach Ende der Diktatur, so der Bericht der Kommission, haben
3.336 Personen, darunter Unternehmer*innen, Militärs und Colorado-nahe
Politiker*innen, von irregulären Landvergaben von insgesamt 7.851.295
Hektar profitiert. Dieser Wert entspricht etwa der Fläche der
paraguayischen Departamente Amambay, Concepción, San Pedro, Alto
Paraná und der gesamten Metropolregion Asunción - fast 77.400
Quadratkilometer oder umgerechnet fast ein Fünftel (19 Prozent) der
Gesamtfläche des Landes.


Übersetzung: Susanne Brust
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Chile 

Was kann und was muss die Neue Verfassung schaffen?

Von Leonel Yáñez Uribe und Ute Löhning
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Proteste an der Plaza de la Dignidad 18.10.2020, am Jahrestag von
Chile despertó 
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Chile ist auf dem Weg zu einer neuen Verfassung. Bei vielen
Menschen besteht die Hoffnung auf eine solidarischere
Gesellschaftsordnung.

(Berlin, 13. August 2021, RLS) - Chile ist auf dem Weg zu einer neuen
Verfassung - und damit zu einer solidarischeren Gesellschaftsordnung.
Es geht darum, das Erbe der Pinochet-Diktatur abzuschütteln und dem
neoliberalen Wirtschafts- und Gesellschaftsmodell ein Ende zu setzen.
Den Weg dahin freigemacht haben breite und lang anhaltende Proteste
seit 2019 und die überwältigende Zustimmung der Bevölkerung bei einem
Referendum am 25. Oktober 2020 [1]. Bei der Wahl des
Verfassungskonvents [2], der die neue Verfassung schreiben wird,
gewannen linke und parteiunabhängige Vertreter*innen am 15./16. Mai
die Mehrheit der Sitze. Weitreichende Veränderungen scheinen also
möglich. Inzwischen hat der Verfassungskonvent seine Arbeit
aufgenommen.

Ein historischer Moment: am 4. Juli 2021 wählen die Mitglieder des
chilenischen Verfassungskonvents die Mapuche-Vertreterin Elisa Loncón
Antileo zu ihrer Präsidentin [3]. "Ich grüße alle Brüder und
Schwestern, alle Menschen im Norden Chiles oder in Patagonien, vom
Ozean bis zu den Anden und auch auf den Inseln", sagt die 58-jährige
Linguistin und Aktivistin nach der ersten Sitzung dieses Gremiums [4],
das sie von nun an leitet und das bis zu einem Jahr Zeit hat, eine
neue Verfassung für Chile zu schreiben.


Es ist möglich, Chile neu zu gründen

In einer bewegenden Rede [5] richtet sie sich auf Spanisch und auf
Mapudungún, der Sprache der Mapuche an alle Menschen in ganz Chile und
bedankt sich für das ihr entgegengebrachte Vertrauen. "Dieser Traum
ist der Traum unserer Vorfahren. Dieser Traum wird jetzt
Wirklichkeit", sagt sie und hält dabei die Fahne der Mapuche in der
Hand, die sie selbst in den 1990er Jahren mit entworfen hat. "Es ist
möglich, Chile neu zu gründen", fährt sie fort und kündigt an: "Der
Verfassungskonvent, dem ich nun vorstehe, wird Chile zu einem
plurinationalen, interkulturellen Chile machen, in dem die Rechte der
Frauen und der Sorgearbeitenden geachtet, und in dem die Mutter Erde
und das Wasser geschützt werden".

Währenddessen demonstrieren etwa 40.000 Menschen auf den Straßen
Santiagos. Dabei ist María Gaete Peñín. Sie ist selbst Mapuche und
nach der Wahl Elisa Loncóns sehr bewegt: "Natürlich bin ich stolz",
sagt sie. Elisa Loncón werde das gut machen. "Sie vertritt ja nicht
nur die Mapuche, sondern auch andere indigene Gemeinschaften Chiles
wie die Aymara, die Rapanui oder die Yagan", ergänzt María Gaete
Peñín.


Das kollektive Gedächtnis

In Chile geht es in den aktuellen Debatten um die Umgestaltung der
Gesellschaft nach solidarischen Kriterien. Für viele Chileninnen und
Chilenen mag die bewegende Antrittsrede Elisa Loncóns auch an die
letzten Worte des sozialistischen Präsidenten Salvador Allende
anknüpfen: jene Rede vom 11. September 1973, die sich in das
kollektive Gedächtnis eingebrannt hat: "Seid gewiss, dass sich die
Menschen eher früher als später wieder frei auf den großen Straßen
versammeln werden, um eine bessere Gesellschaft aufzubauen", waren die
letzten Worte Allendes am Tag des Putsches. Während diese noch im
Radio ausgestrahlt wurden, bombardierten Militärs bereits den
Regierungspalast. Sie setzten damit auch dem drei Jahre währenden
Projekt des linken Bündnisses der Unidad Popular ein brutales Ende.

Es folgten 17 Jahre Diktatur unter General Augusto Pinochet. Chile
wurde zum Experimentierfeld neoliberaler Wirtschaftstheorien und
weitgehender Privatisierungen. In diesem Geist wurde 1980 auch die bis
heute gültige Verfassung geschrieben, in der das Privateigentum mehr
zählt als die Menschenrechte.

Seit 1990 und dem sogenannten "Übergang zur Demokratie" wechselten
sich rechte Regierungen mit Mitte-Links-Bündnissen ab. Aber keine
dieser Regierungkonstellationen stellte das neoliberale Wirtschafts-
und Gesellschaftsmodell infrage. Stattdessen trieben sie die
Privatisierung von Wasser und anderen natürlichen Ressourcen sowie der
allgemeinen Daseinsvorsorge sogar weiter voran: so z.B. im Bereich der
Autobahnen, der Strom-, Gas- und Wasserversorgung und auch des
Bildungssystems [6].


Chile despertó

Desillusioniert von den politischen Parteien, gingen Millionen von
Menschen ab Oktober 2019 mit der Parole "Chile despertó", auf deutsch:
"Chile ist aufgewacht" auf die Straße - und mit dem gleichnamigen
Hashtag auch ins Netz.

Am Anfang standen Proteste von Schüler*innen gegen eine
Fahrpreiserhöhung in der U-Bahn in Santiago, doch schnell
solidarisierten sich andere Bewegungen. Soziale Forderungen nach
fairen Renten und Löhnen, nach Bildung, Gesundheit und Wohnraum für
alle bestimmten das Bild der Proteste ebenso wie Fahnen der indigenen
Mapuche und feministische Parolen und Performances, wie die der Gruppe
Las Tesis, die weltweit bekannt wurde und zum nachahmen animierte.

Die Parole "No son 30 pesos, son 30 años" brachte es auf den Punkt,
dass die Kritik sich nicht nur gegen die Fahrpreiserhöhung von 30
chilensichen Pesos (umgerechnet weniger als 4 Euro-Cent) richtete,
sondern gegen die Politik der Regierungen der letzten 30 Jahre, also
seit dem Übergang zur Demokratie.


Eine Gesellschaft in Bewegung

Der Traum von einem "Leben in Würde" versetzte große Teile der
chilenischen Gesellschaft in eine kollektive Bewegung. "Dass in den
ersten Tagen der Proteste Millionen von Menschen auf die Straße
gingen, gab uns ein Gefühl von Stärke" [7], erinnert sich die
Sprecherin der feministischen Dachorganisation Coordinadora 8M, Karina
Nohales [8]. Das habe sehr viel bedeutet, denn in diesem Moment hätten
sie alle das Gleiche empfunden, sagt die Feministin und betont:
"Später sahen wir, dass wir mit dieser Stärke auch in die Wahlen zum
Verfassungskonvent gehen konnten, ohne uns den Parteien unterzuordnen,
die Träger des neoliberalen Systems waren".
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Denn bereits im November 2019, während die Polizei brutal gegen die
Straßenproteste vorging, vereinbarten Abgeordnete fast aller im
Parlament vertretenen Parteien eine "Abkommen für den Frieden und eine
neue Verfassung" [9]. Dieses zeichnete einen institutionalisierten Weg
vor, der die aus der Diktatur stammende Verfassung durch eine neu zu
schreibende ersetzen sollte.

Es war ein Zugeständnis an die Protestbewegung und verschaffte
Präsident Sebastián Piñera Luft. Dessen Zustimmungswerte fielen
zwischenzeitlich auf sechs Prozent, dennoch konnte er sich weiter an
der Regierung halten.


Verfassungskonvent versus verfassungsgebende Versammlung


Kritik kam aus weiten Teilen der Bewegung. Die hatte Piñeras Rücktritt
und eine verfassungsgebende Versammlung als einen basisdemokratischen
Prozess gefordert. Dabei sollte die Bevölkerung über
Nachbarschaftsversammlungen, die sogenannten cabildos oder asambleas,
direkt in die Diskussion einbezogen werden. Die Sorge war groß, dass
in dem institutionalisierten Prozess nur die politischen Parteien
bestehen könnten und die Unabhängigen verlieren würden.


Das Ende der Glaubwürdigkeit des neoliberalen Modells

Doch schon das überwältigende Ergebnis des Referendums vom 25. Oktober
2020 ging weit über die Erwartungen und Prognosen hinaus. Über 78
Prozent stimmten dabei für den Weg zu einer neuen Verfassung und
machten damit klar, dass das neoliberale Modell jede Glaubwürdigkeit
verloren hat. Ebenso viele Menschen stimmten dafür, dass der Konvent,
der die neue Verfassung schreiben wird, nur mit extra dafür gewählten
Personen besetzt würde. Parlamentsabgeordnete sollten außen vor
bleiben: eine klare Absage an die Politik der Parteien in den
vergangenen Jahren.


Kein Vetorecht für die Rechte

Die Journalistin Sophia Boddenberg [10] lebt in Chile und beobachtet
die Entwicklung seit Jahren. In den Ergebnissen der Wahl zum
Verfassungskonvent am 15. und 16. Mai sieht sie eine "deutliche
Verschiebung der politischen Mehrheiten nach links". Eines der
wichtigsten Ergebnisse der Wahl sei, dass die rechte Wahlliste Vamos
Por Chile weniger als ein Drittel der Sitze erhalten habe. Denn ein
Drittel der Sitze zu erhalten hatten sie "von Anfang an geplant und
gehofft, um anschließend im Verfassungskonvent tiefgreifende
Veränderungen blockieren zu können, weil alle Aspekte der neuen
Verfassung mit einer Zwei-Drittel Mehrheit befürwortet werden müssen".

37 von 155 Sitzen erreichte die rechte Einheitsliste Vamos por Chile.
Selbst falls einzelne Vertreter*innen anderer Listen mit ihnen
kooperieren sollten, scheinen sie weit entfernt zu sein von einem
Drittel der Sitze und damit von einem Veto-Recht bei Abstimmungen.


Starke Repräsentanz sozialer Bewegungen

Die in der Mitte bzw. links verorteten Parteien hatten sich auf zwei
Wahllisten verteilt, die 25 bzw. 28 Sitze erzielten. 48 Sitze gingen
an "unabhängige", also parteilose Kandidat*innen, die auf eigenen
Listen wie der Lista del Pueblo antraten. Sophia Boddenberg betont,
dass "nicht irgendwelche parteiunabhängige Kandidaten und
Kandidatinnen" gewählt wurden, "sondern Vertreter und Vertreterinnen
sozialer Bewegungen, unter anderem der feministischen Bewegung oder
verschiedener Umweltbewegungen in verschiedenen Teilen Chiles".

17 Sitze waren für Vertreter*innen indigener Gemeinschaften
reserviert, die auf separaten Listen zur Wahl antraten. Auch die
meisten dieser Plätze gingen an Aktivist*innen, die sich schon seit
Jahren für die Rechte der Indigenen einsetzen.

"Der Sieg der sozialen Bewegungen und der parteiunabhängigen
Kandidaten und Kandidatinnen und der linken Parteien ist sehr
bemerkenswert", erklärt Sophia Boddenberg weiter, "weil die
Wahlausgangsbedingungen extrem ungleich waren. Zum Beispiel in der
offiziellen Fernsehwahlwerbung hatten parteiunabhängige Kandidat*innen
und indigene Völker nur eine Sekunde Zeit für ihren Wahlwerbespot im
Vergleich zu mehreren Minuten von den traditionellen Parteien". Auch
die finanzielle Ausgangslage - sowohl von der staatlichen Finanzierung
als auch von den Wahlspenden - sei extrem ungleich gewesen, beschreibt
die Journalistin.


Männliche Kandidaten profitieren von Geschlechterparität


Bemerkenswert ist auch, dass sich die weltweit zum ersten Mal
vereinbarte Geschlechterparität im Verfassungskonvent schließlich
zugunsten der männlichen Kandidaten auswirkte. Damit gleich viele
Männer wie Frauen einen Platz im Konvent erhielten, rückten
insgesamt - über alle Wahlbezirke verteilt - elf Männer trotz
niedrigerer Wahlergebnisse vor, im Gegensatz zu lediglich fünf Frauen.

Elisa Gustinianovich ist gewählte Vertreterin im Verfassungskonvent.
Die Öko-Feministin erwartet, dass es möglich sein wird, wichtige
Forderungen in der Arbeit des Verfassungskonvents durchzusetzen: "Es
geht um die Sicherung der grundlegenden sozialen Rechte, die in
unserem Land bis heute nicht garantiert sind", sagt sie. Die neue
Verfassung solle aber auch "die gesellschaftliche Diversität abbilden:
ethnisch und kulturell. Verschiedene Erfahrungen und Kämpfe treffen ja
auch im Verfassungskonvent aufeinander". Jedenfalls - ergänzt Elisa
Gustinianovich - sei sie sehr gespannt darauf, diese Fragen im
Verfassungskonvent gemeinsam anzugehen.


Transformation zu einem solidarischen Staat

Alondra Carrillo [11] ist Sprecherin der feministischen
Dachorganisation Coordinadora 8M und eine der jüngsten Vertreterinnen
im Verfassungskonvent. In ihrer Organisation und den asambleas, den
Versammlungen in ihrem Wahlbezirk, gab es Diskussionen bis sie
entschieden, dass sie sich an dem verfassungsgebenden Prozess
beteiligen wollten: "Wir erwarten, hier mehr als nur einen Text zu
schreiben. Wir wollen darüber hinaus eine breite politische Debatte
anstoßen, die seit dem Ende der Diktatur immer noch aussteht," sagte
Alondra Carrillo und erklärt: "Es geht um echte Demokratisierung und
um eine soziale Alternative. Wir wollen eine Transformation von einem
subsidiären Staat, der die neoliberale Ordnung stützt, zu einem
solidarischen Staat, der Rechte garantiert, der plurinational,
demokratisch und von einer feministischen Perspektive geprägt ist".




[image: Demonstranten mit Plakat, im Hintergrund eine Reiterstatue - Foto: © Ute Löhning]

Proteste der feministischen Dachorganisation Coordinadora 8M, die nun
im Verfassungskonvent vertreten ist, in Santiago

Foto: © Ute Löhning



Der in der Verfassung von 1980 verankerte subsidiäre Staat steht für
ein Gesellschaftsmodell, in dem der Markt alles regelt und der Staat
nur eingreift, wenn der Markt versagt. Zwar garantiert die Verfassung
das Recht auf scheinbar freie Wahl zwischen privaten und öffentlichen
Anbietern, aber nicht den Zugang dazu.

So stehen schlecht finanzierte öffentliche Schulen und überlastete
kommunale Krankenhäuser den gut ausgestatteten, aber sehr teuren
privaten Bildungs- und Gesundheitseinrichtungen gegenüber.

Die jedoch können viele sich nicht leisten, denn über die Hälfte der
Menschen in Chile haben trotz hoher Lebenshaltungskosten ein
Monatseinkommen von weniger als 500 Euro oder arbeiten im informellen
Sektor und haben gar keine Renten- oder Krankheitsversorgung.

Die Journalistin Sophia Boddenberg sieht eine Mehrheit für
grundlegende Veränderungen in der neuen Verfassung wie z.B. die
"Verankerung der sozialen Rechte in der Verfassung, wie Bildung,
Gesundheit, also ein öffentliches und funktionierendes, und staatlich
finanziertes Bildungs- und Gesundheitssystem, auch dass Chile sich als
plurinationaler Staat konstituiert, dass Wasser entprivatisiert wird,
es eine öffentliche Trinkwasserversorgung gibt und die
Kommerzialisierung des Wassers aufhört".


Wirtschaftliche Interessen und internationale Abkommen

Doch je stärker wirtschaftliche Interessen privater Unternehmen
berührt würden, desto schwieriger seien Änderungen an der Verfassung.
Außerdem hänge eine Abkehr vom Neoliberalismus auch von den
internationalen Wirtschaftsbeziehungen ab. Denn Chile sei eines der
Länder der Welt, das am meisten Freihandelsabkommen unterschrieben
hat, ergänzt die Journalistin.

Sie verweist dabei auch auf Chiles Assoziierungsabkommen mit der EU,
das 2003 unterschrieben wurde und das gerade neu aufgelegt wird: "Zu
diesen Aktualisierungen gehört ein neues Kapitel über Rohstoffe, das
der EU den Zugang zu den chilenischen Rohstoffen erleichtern soll.
Außerdem gehört ein Kapitel über Energie dazu und ein Artikel über
Investitionsschutz und Mechanismen zur Streitbeilegung", erklärt sie
und bemerkt: "Natürlich könnte so ein Abkommen den Prozess
beeinträchtigen".

Denn als Voraussetzung des verfassungsgebenden Prozesses wurde
definiert, dass internationale Verträge einzuhalten sind. Und die
wirtschaftliche Abhängigkeit ist groß. Die chilenische Wirtschaft
basiert neben dem Dienstleistungssektor hauptsächlich auf dem Export
von Agrargütern und Rohstoffen wie Kupfer oder Lithium.


Autoritäre Regierung bremst Gestaltung einer neuen
Verfassung

Alondra Carrillo sieht darüberhinaus von Anfnag an ein grundsätzliches
Problem, einen "Konflikt, der sich durch den gesamten
Verfassungsprozess ziehen wird: Die sozialen Bewegungen sind stark
geworden und gestalten die Gesellschaft und die Verfassung neu",
erklärt die Feministin. Die autoritäre Regierung sei jedoch weiterhin
an der Macht und müsse nun den verfassungsgebenden Prozess formell
organisieren, den sie eigentlich ablehne. "Man könnte sagen: 'Das Alte
ist noch nicht gestorben und das Neue ist noch nicht geboren'", so
Carrillo, "und solange das so ist, wird dieser grundsätzliche
politische Konflikt zu Spannungen führen".




[image: Demonstrantin hält Plakat hoch - Foto: © Ute Löhning]

Proteste für die Freilassung der politischen Gefangenen der Revolte


Foto: © Ute Löhning



Ein Ausdruck dieser Spannung und dieses Interessenkonflikts ist auch
das brutale Vorgehen der Carabineros, der militarisierten Polizei
Chiles, gegen die Straßenproteste.

Dabei gab es seit Oktober 2019 über 30 Tote. Über 460 Menschen
erlitten Augenverletzungen durch Schrot- oder Gummimetallkugeln, die
gezielt in Kopfhöhe abgeschossen wurden. Viele verloren ein Auge,
einige sogar beide.

Es kam zu Tausenden Festnahmen und zahlreichen Berichten von Folter
und Vergewaltigung in Haft. Hunderte Personen sitzen - teils seit 2019
- noch immer im Gefängnis.


Ausblicke

Als erste öffentliche Aktion nach der Einrichtung des
Verfassungskonvents unterschrieben mehr als hundert seiner Mitglieder
eine Erklärung für die Freilassung der politischen Gefangenen der
Revolte: Ein Ausdruck der Verbundenheit mit den Protesten seit Oktober
2019, die den verfassungsgebenden Prozess erst ermöglichten.

Die von der Bevölkerung gewählten Repräsentant*innen aus dem
politischen, sozialen und kulturellen Leben haben nun die Chance,
Chile neu zu gestalten. Inwieweit sie die Bewegung und die Debatten
außerhalb des Verfassungskonvents dabei einbeziehen, wird entscheidend
sein für den Erfolg dieses gesellschaftlichen Projekts.

Ändern könnten sich die Bedingungen mit der Präsidentschaftswahl im
November. Die Zeit Pineras geht zuende. Und möglicherweise bekommt
Chile dann eine linke Regierung, die mit der Mehrheit im
Verfassungskonvent an einem Strang zieht, um das Erbe der Diktatur
wirklich abzuschütteln.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/adios-general-vom-ende-der-glaubwuerdigkeit-des-neoliberalen-modells/

[2] https://www.npla.de/thema/tagespolitik/weg-frei-fuer-eine-neue-verfassung/

[3] https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/verfassungskonvent-waehlt-mapuchevertreterin-zur-praesidentin/

[4] https://www.npla.de/thema/tagespolitik/erste-sitzung-des-verfassungskonvents-es-geht-um-partizipation/

[5] https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/wir-werden-chile-neu-gruenden/

[6] https://www.npla.de/thema/kultur-medien/ohne-internet-keine-schule-digitalisierung-und-bildungsungerechtigkeit/

[7] https://www.npla.de/thema/tagespolitik/verfassungskonvent-in-chile-diskussion-mit-protagonistinnen/

[8] https://twitter.com/KarinaNohales

[9] https://obtienearchivo.bcn.cl/obtienearchivo?id=documentos/10221.1/76280/1/Acuerdo_por_la_Paz.pdf

[10] https://www.unrast-verlag.de/vorankuendigungen/revolte-in-chile-detail

[11] https://twitter.com/AlondraCVidal

Zu diesem Thema gibt es auch einen Podcast:

https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/pinochets-erbe-abschuetteln-und-dem-neoliberalismus-ein-ende-setzen/



URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/tagespolitik/was-kann-und-was-muss-die-neue-verfassung-schaffen/


Link zur Erstveröffentlichung des Artikels bei der Rosa-Luxemburg-Stiftung:

https://www.rosalux.de/news/id/44802/chiles-weg-zu-einer-neuen-verfassung?cHash=9e57a4a24cea0630ecdf515a6345cdae

Der Schattenblick dankt der Rosa-Luxemburg-Stiftung für die
Nachdruckgenehmigung.
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HUNGER/375: Hunger wird gemacht (german-foreign-policy.com)

Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 15. Oktober 2021

german-foreign-policy.com

Hunger wird gemacht

Die Zahl der Menschen, die hungern, ist laut dem Welthungerindex wieder
gestiegen - auf mehr als 800 Millionen. Die westlichen Staaten, auch
Deutschland, tragen eine Mitschuld daran.



BERLIN - Die westlichen Staaten, darunter Deutschland, tragen eine
Mitschuld an der dramatischen Zunahme des Hungers in der Welt. Wie aus dem
gestern offiziell vorgestellten Welthungerindex hervorgeht, ist die Zahl
der Menschen, die hungern müssen, von annähernd 650 Millionen im Jahr 2019
auf 811 Millionen Ende 2020 in die Höhe geschnellt. Hauptursache ist die
Covid-19-Pandemie, gegen die sich vor allem die ärmeren Länder Asiens,
Afrikas und Lateinamerikas immer noch nicht schützen können, weil die
wohlhabenden westlichen Staaten die vorhandenen Impfstoffe überwiegend für
sich reservieren. Auch anderweitig tragen die westlichen Staaten zum
Anstieg des Hungers bei - mit Kriegen oder mit der wirtschaftlichen
Ausplünderung ärmerer Länder etwa durch Landraub ("land grabbing") oder
Dumpingexporte. Der Trend zum Anstieg der Zahl der Hungernden hat - nach
einer Phase des Rückgangs - bereits 2015 begonnen. Der damalige Rückgang
des Hungers ging zum größeren Teil nicht auf westliche Aktivitäten, sondern
auf erfolgreiche Hungerbekämpfung in der Volksrepublik China zurück.

Chronischer Hunger

Wie der gestern offiziell vorgestellte Welthungerindex bestätigt, nimmt die
Zahl der Menschen, die hungern müssen, weltweit zu. Demnach litten Ende
2020 "bis zu 811 Millionen Menschen unter chronischem Hunger"; weitere 155
Millionen waren "von einer akuten Ernährungskrise betroffen".[1] Eine
Zeitlang war es gelungen, die globale Unterernährung zumindest etwas
zurückzudrängen; so ging nach Angaben der Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) die Zahl der
Unterernährten weltweit, die 1990 bei annähernd einer Milliarde gelegen
hatte, über rund 811 Millionen im Jahr 2005 auf knapp 607 Millionen im Jahr
2014 zurück. Seitdem nimmt sie jedoch wieder zu; 2019 lag sie bereits bei
650 Millionen, um nun erneut in die Höhe zu schnellen.[2] Die Perspektiven
sind düster. Hatte die UN-Generalversammlung im Jahr 2015 das Ziel
formuliert, bis zum Jahr 2030 den Hunger auszurotten, so steht nun eine
weitere Zunahme zu befürchten. So geht der Welthungerindex davon aus, dass
bis 2030 47 Länder "noch nicht einmal ein niedriges Hungerniveau erreichen"
werden. Als hauptsächliche Hungertreiber werden die Covid-19-Pandemie, der
globale Klimawandel sowie bewaffnete Konflikte genannt.

Hunger als Kriegsfolge

Zu allen drei der im Welthungerindex genannten hungertreibenden Faktoren
haben die westlichen Mächte maßgeblich beigetragen. Dies gilt zunächst für
den Klimawandel, der vor allem durch die über viele Jahrzehnte
aufgelaufenen Emissionen der westlichen Industriestaaten - es sind mit
Abstand die historisch längsten - verursacht worden ist. Noch heute geht
auch im Westen der Kampf gegen den Klimawandel nur allzu schleppend
voran.[3] Bewaffnete Konflikte haben die westlichen Mächte, darunter
Deutschland, in zahlreichen Ländern Afrikas und Asiens angezettelt oder
befeuert. Das gilt etwa für den Irak, Libyen und Mali, wo der
Welthungerindex die Situation als "ernst" einstuft; in Syrien, wo die Lage
demnach "sehr ernst" ist, hat der Westen nicht nur den bewaffneten Aufstand
unterstützt, sondern zudem Sanktionen verhängt. Vor allem die
US-Sanktionen, die von europäischen Unternehmen in der Regel beachtet
werden, treiben Syrien seit geraumer Zeit in Richtung einer Hungersnot.[4]
Hungerverschärfend wirken auch die Sanktionen gegen Iran sowie vor allem
die Blockade, die Saudi-Arabien, ein enger Verbündeter des Westens, gegen
den Jemen verhängt hat. Auch im Jemen wird die Lage als "sehr ernst"
eingestuft. Nicht zuletzt haben die westlichen Mächte Afghanistan nach
knapp 20 Jahren Besatzung in einem Zustand zurückgelassen, der eine
verheerende Hungersnot befürchten lässt.

Hunger als Pandemiefolge

Eine Mitschuld tragen die westlichen Mächte zudem daran, dass die
Covid-19-Pandemie immer noch neuen Hunger verursacht; sie hat bereits weit
mehr als 100 Millionen Menschen in Armut und Hunger getrieben. Während die
reichen westlichen Staaten ihre Bevölkerung inzwischen weitestgehend
geimpft haben und zur Immunisierung von Kindern und Jugendlichen sowie zu
Auffrischungsimpfungen übergegangen sind, herrscht in der Mehrzahl der
Länder Asiens sowie Lateinamerikas und in fast allen Ländern Afrikas immer
noch krasser Mangel an Vakzinen. Hinzu kommt, dass die westeuropäischen
Staaten, insbesondere die Bundesrepublik, eine zeitweilige Freigabe von
Impfstoffpatenten zwecks rascher Ausweitung der globalen Produktion
verweigern - gegen heftige Proteste vor allem aus der ärmeren Welt
(german-foreign-policy.com berichtete [5]). Erst kürzlich hat der
Generaldirektor der Weltgesundheitsorganisation (WHO), Tedros Adhanom
Ghebreyesus, das Horten von Impfstoffen durch die westlichen Staaten scharf
kritisiert: Die Welt stehe "am Abgrund des Scheiterns, wenn Impfstoffe
nicht sofort weithin verfügbar werden".[6] Geändert hat sich seither
nichts. Der einzige Staat, der die Länder Asiens, Afrikas und
Lateinamerikas mit großen Mengen an Impfstoffen versorgt und damit Chancen
auf ein Ende der hungerfördernden Pandemie öffnet, ist China: Es hat
inzwischen fast eine Milliarde Impfdosen dorthin exportiert.[7]

Hunger durch Landraub

Hunger verursachen darüber hinaus allerlei Praktiken westlicher, darunter
deutscher, Unternehmen. So haben deutsche Großschlachtereien mit
Dumpingexporten von Geflügel und Geflügelteilen die einheimische
Hühnerfleischproduktion in mehreren Ländern Westafrikas schwer geschädigt
und Zehntausende in Arbeitslosigkeit, Armut und Hunger getrieben
(german-foreign-policy.com berichtete [8]). Fischfangflotten der EU haben
die Gewässer vor der westafrikanischen Küste lange Zeit so leergefischt,
dass dies zahlreiche einheimische Fischer ruinierte - ebenfalls mit
schädlichen Auswirkungen auf ihre Ernährungssituation. Dasselbe trifft auf
Landraub ("land grabbing") in Entwicklungsländern zu, an dem sich auch
deutsche Investoren beteiligen - teils mit Unterstützung der deutschen
Entwicklungshilfe. So berichtet beispielsweise das Aktionsnetzwerk FIAN aus
Sambia, dort würden Kleinbauern - traditionell das "Rückgrat des sambischen
Ernährungssystems" - immer häufiger entschädigungslos von ihrem Land
vertrieben, um "industriellen Megafarmen" Platz zu machen; dabei spielten
insbesondere deutsche Investoren eine "problematische Rolle".[9] Die
vertriebenen oder umgesiedelten Kleinbauern hätten mit mangelhaften Böden
oder schlechten Bewässerungsmöglichkeiten zu kämpfen; das verschlechtere
die Ernährungslage stark. Die Beispiele ließen sich vermehren.

Hunger erfolgreich bekämpft

Entsprechend geht auch die zeitweilige Reduzierung des globalen Hungers nur
zum geringeren Teil auf Aktivitäten westlicher Staaten zurück. So lag der
Anteil der Unterernährten in China laut Daten des Welthungerindex im Jahr
2000 bei zehn Prozent; das waren damals knapp 130 Millionen Menschen. Heute
wird der Anteil mit "weniger als 2,5 Prozent" beziffert - dieselbe Angabe,
die die FAO standardmäßig auch für die wohlhabenden westlichen Staaten
macht. In Indien wiederum, einem Land mit ähnlich großer Bevölkerung wie
China - beide befanden sich in den 1970er Jahren auch noch auf ähnlichem
Entwicklungsniveau -, liegt der Anteil der Unterernährten an der
Bevölkerung laut FAO-Statistik bei 15,3 Prozent; er ist seit 2012 (15,0
Prozent) sogar wieder leicht gestiegen.[10] Die Volksrepublik, die zudem
laut Angaben der Weltbank in den vergangenen Jahrzehnten über 800 Millionen
Chinesen aus extremer Armut befreien und bis zum Jahreswechsel 2020/21 die
extreme Armut im Land vollständig beseitigen konnte, wird vom Westen
allerdings nicht unterstützt, sondern inzwischen erbittert bekämpft.


Anmerkungen:

[1] Welthunger-Index. welthungerhilfe.de.

[2] The State of Food Security and Nutrition in the World. The world is at
a critical juncture. fao.org.

[3] S. dazu Klimapolitische Worthülsen.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8249/

[4] S. dazu Hoffen auf die Hungerrevolte.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8307/

[5] S. dazu Die Pandemieprofiteure

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8678/

und Die Pandemie als Chance (II).

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8710/

[6] Guterres: Horten von Impfstoffen ist Dummheit. n-tv.de 08.10.2021.

[7] China COVID-19 Vaccine Tracker. bridgebeijing.com 11.10.2021.

S. auch Die Welt impfen (III)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8619/

und Impfstoffe für Afrika.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8629/

[8] S. dazu Wie man Fluchtursachen schafft.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7705/

[9] Tag der Landlosen: Deutsche Akteure schüren Landknappheit in Sambia.
fian.de 16.04.2021.

S. dazu Entwicklungshilfe beim Landraub.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8596/

[10] Indien. globalhungerindex.org.
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HERRSCHAFT/1916: Marxismus fortgedacht ... (SB)



Viele vertraten den Standpunkt, der geistige Hunger beginne erst im
körperlich Gesättigten. Nur für den, der es noch nicht habe, spiele
das Essen eine Rolle. (...) Was für ein geistiger Hunger ist das, der
beginnt, wenn der Mann körperlich gesättigt ist? Er wird der Güte
gleichen, mit der der Mann beginnt, wenn er den andern erschlagen
hat!

Bertolt Brecht [1]

Mit der Räumung des Wagenplatzes der Köpi in Berlin-Mitte wurde die
Absicht des Eigentümers durchgesetzt, aus mehr Geld viel mehr Geld zu
machen. Ein Angebot der Stadt Berlin, das Gelände für einiges mehr zu
erstehen, als es den Investor gekostet hat, war offensichtlich nicht
hoch genug. Wer einen besetzten Platz im Wissen ersteht, dass die
Vertreibung der dort lebenden Menschen Voraussetzung für den
lukrativen Weiterverkauf des Objekts oder seine bauliche
Wertsteigerung ist, kann dieses Geschäft nur mit Unterstützung der
Staatsgewalt vollziehen. So ist es gekommen, und so sieht die
sozialökonomische Wirklichkeit in einem Berlin aus, wo eine Mehrheit
für die Enteignung großer Immobilienkonzerne votiert hat.

Wenn nun einige der BewohnerInnen unter die Brücken in der Nähe des
Ostbahnhofes ziehen, dann gilt für sie nicht minder als für den
Eigentümer ihres bisherigen Wohnortes, was der französische Dichter
Anatol France schon vor 130 Jahren zum Thema Rechtsgleichheit
zugespitzt hat: "Das Gesetz in seiner majestätischen Gleichheit
verbietet es Reichen wie Armen, unter Brücken zu schlafen, auf
Straßen zu betteln und Brot zu stehlen." Was für die einen der letzte
Notnagel ist, steht für andere mit großer Wahrscheinlichkeit
außerhalb jeder Überlegung - sie sind schlicht nicht darauf
angewiesen, ihr Leben im Konflikt mit dem herrschenden Eigentumsrecht
zu fristen.

Wohnungslosigkeit, zumal in Zeiten der Pandemie, wo das Zehren vom
Überfluss sehr viel schwieriger geworden ist, ist ein soziales Übel,
das zur Krise des Spätkapitalismus gehört wie der Niedergang einer
Linken, die es kaum noch wagt, das Wort "Enteignung"
auszubuchstabieren. Wo die Flucht des Kapitals vor Niedrigzinsen und
Anlagerisiken in Immobilien- und Grundeigentum direkt auf die immer
schwieriger zu bewältigende soziale Reproduktion durchschlägt, hebt
die Apologie des Privateigentums zu neuen Höhenflügen an, so Arnold
Schölzel in der jungen Welt anlässlich des Entsetzens, das die
Journalistin Anja Nehls schon beim Vernehmen der bloßen
Begrifflichkeit befiel:

Sie hatte bereits am 21. September auf DLF Kultur geklagt: "Allein
 der Begriff 'Enteignen' macht mir Angst. Geschichtlich gesehen ist
 dabei nämlich selten etwas Gutes herausgekommen. Russland enteignet
 nach der Revolution die gesamte Bourgeoisie, die Nazis jüdisches
 Eigentum und die DDR Grund und Boden. Enteignungen sind für
 demokratisch denkende Menschen der Anfang vom Ende." Was macht Nehls
 da bloß mit den von der Großen Französischen Revolution von 1789 in
 Gang gesetzten Besitzveränderungen bei Adel und Klerus? Und erst die
 armen Hohenzollern seit 1918. Und die Landesverfassung Hessens, in
 der seit 1946 steht, dass Industrie, Banken und Großgrundbesitz
 "Gemeineigentum" sein sollen. 2018 wurde das per Referendum
 bestätigt - Ende der Demokratie. [2]


Was dem Marktsubjekt, das lediglich seine Arbeitskraft zum Verkauf
anbieten kann, ein Papiertiger ist, verwandelt sich in den Händen der
EigentümerInnen in ein scharfes Schwert. In Rechtsansprüchen
artikuliert sich, perspektivisch wie immanent, physische Gewalt, das
gilt nicht nur für kapitalistische Gesellschaften, aber insbesondere
dort. Wer die Überwindung der Gewalt aus den Fluchten religiöser
Letztbegründungen in die politische Praxis zurückholen will, kommt an
der Eigentumsfrage nicht vorbei. Die Geschichte der Linken dreht sich
in großen Zügen um die gerechtere Verteilung gesellschaftlichen
Reichtums, die als Anliegen sozialdemokratischer Politik scheinbar
unumkehrbar in die Defensive angeblicher Sachzwänge kapitalistischer
Reproduktion geriet. Doch zwischen einer finanziellen Entschädigung
von Immobilienkonzernen, denen durch die in Berlin geforderte
Enteignung, so sie politisch verwirklicht würde, kaum ein Schaden
entstände, und der Vergesellschaftung der Produktionsmittel wie der
Wiederherstellung kostenfrei zu nutzender Gemeingüter liegen Welten.
Im unbescheidenen Stellen der Eigentumsfrage konnte die Erkenntnis,
dass dieses stets gegen den anderen gerichtete Gewaltverhältnis der
kommunistischen Aufhebung bedarf, nicht ausbleiben.

"Was ist ein Einbruch in eine Bank gegen die Gründung einer Bank?"
fragte Bertolt Brecht in der Dreigroschenoper und verwies damit auf
eine im Verhältnis zur zunehmenden Quantität anwachsende Legalität
des Raubes, der gegenüber die Moral der Ungerechtigkeit von Arm und
Reich stets im Hintertreffen bleibt. Seit dem Beginn sesshafter
Ackerbaukulturen bringt die Anhäufung von Reichtum eine Konzentration
von Eigentum und Macht hervor, an der der sozialistische Versuch, den
Staat an die Stelle des Privatkapitalisten zu setzen, nichts ändern
konnte. Was das materielle Begehren persönlichen Konsums in seiner
schwindelerregenden Dimension gegenstandslos macht, findet seinen
Gebrauchswert in der Machtfülle derjenigen, die darauf bauen, dass
Mangel und Ohnmacht schwer genug wiegen, um die große Mehrheit der
Menschen am Boden zu halten. Widerstand ist zwecklos, tönt es aus dem
Lager der Jasager, weil die Natur des Menschen nicht anders könne als
dem anderen den Schädel einzuschlagen. Die Güte dieser Form von
Zuwendung, für die Schaffung von Reichtum über Leichen zu gehen, ist
im Zusammenwirken von christlicher Mission und kolonialistischer
Expansion bis heute gewärtig. Das Wohlwollen, dem Elend seinen
Schmerz zu nehmen, indem seine biologische Grundlage eliminiert wird,
ist die Empathie des Genozids, dessen ökozidale Entgrenzung kein
Halten mehr kennt.
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Im Aufwind sozialdarwinistischer Logik

Wie in der Unangreifbarkeit monopolistischer Kapitalkonzentration
tagtäglich zu bestaunen fällt der Mythos vom Recht des Stärkeren auf
den fruchtbaren Boden neofaschistischer Zustimmung. Der bei einigen
aus erlebter Ohnmacht, bei anderen aus ideologisch verkappter Lust an
Unterdrückung und Grausamkeit gezogene Schluss, dass es um so
gewalttätigerer Machtausübung bedarf, um sich einen Weg nach oben zu
bahnen, setzt voraus, dass viele auf der Strecke des eigenen
Aufstiegs bleiben. Nicht die vertikale Struktur der
Klassengesellschaft oder staatlicher Verfügungsgewalt wird in Frage
gestellt, gekämpft wird um die Qualifizierung der Kontrolle über
knapper werdende Lebensressourcen und die Menschen, denen sie schon
jetzt vorenthalten werden.

Die autoritäre Revolte der neuen Rechten bezweckt die Eroberung der
Fleischtöpfe für all diejenigen, die qua Herkunft, Kultur und
Nationalität dazugehören, um von den Fettaugen fernzuhalten, wer sich
nicht für die Zugehörigkeit zur völkischen Beutegemeinschaft
qualifiziert hat. Es ist daher mehr als ein Kulturkampf, wenn der
autoritäre Zugriff auf die Organisation kapitalistischer
Vergesellschaftung die öffentliche Diskussion im Gewand sich
unschuldig gebender Ansprüche wie "Man wird ja wohl noch sagen
dürfen" oder "Ich habe doch nur gefragt" besetzt.

Eurozentrische Suprematie, antikommunistischer Klassenprimat und
patriarchale Geschlechterhierarchie ist die mit großer
Zuverlässigkeit in neurechten Diskursen anzutreffende Trias einer
Angriffsformation, die in der radikalen Linken schon vor fast 30
Jahren in der Schrift "DREI ZU EINS - Klassenwiderspruch, Rassismus
und Sexismus" [3] in selbstkritischer Absicht zum Problem erhoben
wurde. Während der Bedarf, in den eigenen Strukturen aus race, class
und gender resultierende Unterdrückungspraktiken zu diskutieren,
seitdem eher zugenommen hat und auf weitere Felder der
Diskriminierung und Unterwerfung ausgedehnt wurde, zeitigt die
Diskurshoheit der Rechten Folgen ganz anderer Art in der
parlamentarischen Linken. Im Aufwind eines sogenannten
Linkspopulismus, der die sozialdarwinistischen und identitären
Quellen rechter Mobilisierung anzuzapfen versucht, ohne zugleich von
den darin fungierenden Momenten xenophober, antifeministischer und
rassistischer Aggression kontaminiert zu werden, tritt sie in Form
eines ideologischen Wechselbalgs hervor.
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Im Spreizschritt zwischen Fundamentalopposition und Regierungsmacht

Die Teilnahme an der freien, gleichen und geheimen demokratischen
 Wahl durch die Wahlbürger ist also nicht allein Zustimmung zum
 Regiertwerden; sie ist zugleich die Zustimmung zu einem in seinen
 Grundprinzipien feststehenden Regierungsprogramm des bürgerlichen
 Staatswesens. Jede Wahlbeteiligung ist der Sache nach - da mag der
 Wähler denken was er will - zugleich die Zustimmung zur
 Marktwirtschaft, zum Nationalstaatsprinzip, zur Existenz einer
 Staatsgewalt mit Gewaltmonopol, zum Interesse an imperialem Zugriffe
 auf andere Staaten usw. All das steht fest, weil nichts davon zur
 Wahl gestellt wird. [4]


Wie sehr der Spagat zwischen linken Prinzipien und populistischer
Mobilisierung misslingen kann, hat zuletzt die Partei Die Linke mit
dem Einbruch ihres Wahlergebnisses bei der Bundestagswahl Ende
September bewiesen. Der Versuch, die Kommandohöhen politischer Macht
durch opportunistisches Taktieren zu erobern, hat eine Abwanderung
der WählerInnen zur SPD, zu den Grünen und ins Lager der
NichtwählerInnen von fast der Hälfte der 2017 erhaltenen Stimmen
bewirkt. Die Linke hat sich nicht nur überflüssig gemacht, weil sie
ihr konsequentes Einstehen für die Ablehnung von Kriegseinsätzen der
Bundeswehr zur Disposition einer Staatsräson gestellt hat, die unter
dem Deckmantel im Ergebnis völlig unzureichender Rettungseinsätze
nach einer weiteren Mandatierung des Einsatzes der Bundeswehr in
Afghanistan verlangte. Sie hat sich auch für links positionierte
Menschen unwählbar gemacht, denen das Eintreten für Minderheiten und
internationale Solidarität, gegen Imperialismus, Rassismus und
Sexismus wesentliche Bedingung für eine parlamentarische Vertretung
eigener Interessen sind.

Wo mit der vierjährlichen anonymen Abgabe der Stimme ein Blankoscheck
zur freien Verwendung im Geschäft demokratischer Repräsentation
ausgestellt wird, ist die Gewähr, das eigene Interesse mit
Handlungsmacht auszustatten, kaum gegeben. Linke Grundsätze über Bord
zu werfen oder zu schwächen, um an einer die herrschenden
Verhältnisse fortschreibenden Regierungsbildung teilzuhaben, schwächt
auch die außerparlamentarische Opposition, die die Durchsetzung
emanzipatorischer Forderungen sehr viel wirksamer vorantreiben kann
als eine der Staatsräson verpflichtete Partei. Verliert eine Linke,
die bislang damit warb, in wesentlichen gesellschaftspolitischen
Fragen verlässlich Kurs zu halten, an Kontur, nimmt die
Austauschbarkeit unter den nicht umsonst eher farblich denn
inhaltlich markierten Parteipositionen weiter zu. Mit dieser
Beliebigkeit auch noch zu werben verbaut dem großen Lager der
NichtwählerInnen die Möglichkeit, mit ihrer Stimme für Die Linke
zumindest Protest einzulegen.

Die zum Wahlausgang in der Partei diskutierte Frage, inwiefern der
Linkspopulismus Sahra Wagenknechts für das Scheitern an der Wahlurne
verantwortlich zu machen sei, personalisiert ein Problem, das tiefer
liegt, als deren Anwürfe gegen die sogenannte Lifestyle-Linke zu
verantworten haben. Ihr im April 2021 veröffentlichtes Buch "Die
Selbstgerechten" ist um die Öffnung der Linken für neurechte Diskurse
bemüht [5], hat aber nicht zu einer Distanzierung in der Partei
geführt, die den dadurch angerichteten Schaden begrenzt hätte. Statt
dessen erhält Wagenknecht viel Unterstützung aus den eigenen Reihen,
die anderen Strömungen der Partei die Missachtung der lohnabhängigen
und auf Sozialtransfers angewiesenen Menschen zum Vorwurf machen, zu
der es im Sofortprogramm vor der Bundestagswahl gekommen
ist [6], um sich als regierungsfähig zu präsentieren.


Sozialer Krieg im Gewand des Kulturkampfes

Die UnterstützerInnen Wagenknechts halten darüber hinaus den
sogenannten Kulturkampf zwischen Rechts und Links, auf dem um Fragen
der Zuwanderung, des Rassismus, des Genderns und der Klimapolitik
gestritten wird, für ein wahlentscheidendes Feld, auf dem nicht
genügend Flagge gegen die sogenannte Lifestyle-Linke gezeigt worden
sei. Gegen diese Deutung des Wahldebakels spricht, dass Wagenknecht
in NRW selbst nicht die Zustimmung an der Wahlurne erhalten hat, die
ihre Popularität versprach. Die Verankerung ihrer Positionen in
Ressentiments, die sich quer durch das politische Spektrum ziehen,
während sie in feindseliger Reinkultur vor allem in der Neuen Rechten
anzutreffen sind, dürfte durchaus für die Abwanderung traditioneller
Linken-WählerInnen verantwortlich sein.

Werden die emanzipatorischen Forderungen der Linken zugunsten einer
Umverteilung, bei der auf ein größeren Stücks vom Kuchen
imperialistischer Staatlichkeit gehofft wird, bis zur Unkenntlichkeit
relativiert, dann droht das inhaltliche Profil der Partei auf eben
jenes populistische Niveau zu verflachen, auf dem vordergründige
Attribute wie gefühlte Sympathien für bestimmte KandidatInnen oder
das Einstimmen auf verbreitete Vorbehalte gegen MigrantInnen zu
wahlentscheidenden Faktoren werden. Um so unwidersprochener kann auf
das von allen anderen Bundestagsparteien vertretene Ziel der Wahrung
eines Besitzstandes abgehoben werden, den Menschen mit deutscher
Staatsangehörigkeit für selbstverständlich nehmen, weil die Welt
jenseits der nationalen und europäischen Grenzen für sie bestenfalls
als Ressourcenquelle und Entsorgungsdeponie existiert.

Maßgeblich für diese Ignoranz ist ein unausgesprochen in Anspruch
genommener Sozialstatus, über den zu verfügen die Logik der Mehrheit
entscheidet, der gegenüber Minderheiten jeglicher Couleur
rechenschaftspflichtig sind. Dieser Besitzstand umfasst den Vorteil,
nicht wegen körperlicher, geschlechtlicher oder kultureller
Eigenarten schräg angeguckt und belästigt zu werden. Vor allem
garantiert er ein im Weltmaßstab hohes Ausmaß an Lebens- und
Versorgungssicherheit. Die geringe Bereitschaft, diese Vorzüge
kritisch zu hinterfragen, korrespondiert mit der Latenz rassistischer
und xenophober Ressentiments.

Um diesen Besitzstand unter allen Umständen zu verteidigen bietet
sich an, mit diesem Staat auch dann Frieden zu machen, wenn er Kriege
zur Sicherung hegemonialer Interessen führt. Während die Zustimmung
zur sogenannten bürgerliche Mitte ihre Attraktivität seit jeher aus
der damit versprochenen Teilhaberschaft am bestehenden
gesellschaftlichen Reichtum bezieht, hofft auch das weniger
privilegierte Staatsvolk mit Blick auf ein zusehends katastrophales
Weltgeschehen darauf, nicht von der Entwertungsdynamik überrollt zu
werden, die aus der Krise des Kapitals, der Globalisierung, des
Klimas und der Pandemie resultiert. Instinktiv wird immer mehr
Menschen klar, dass der Krieg künftig nicht nur militärisch, sondern
auf allen Ebenen der sozialen Reproduktion geführt werden wird.
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Internationalismus in Zeiten der Klimakrise

Eine diesen Besitzstand verteidigende Linke mag sozial egalitäre
Teilhaberschaft an den nationalen Überlebensoptionen propagieren, was
sie nicht daran hindern muss, beim Ausbau der nationalen
Flüchtlingsabwehr Maßstäbe zu setzen, wie es die sozialdemokratische
Regierung Dänemarks tut. Ein solcher "nationaler Sozialismus" ist
auch in anderen EU-Staaten anzutreffen und erfreut sich wachsender
Zustimmung. Freies Migrieren für alle Menschen, wie etwa die
Philosophin Donatella Di Cesare in ihrem Buch "Philosophie der
Migration" in Opposition zum Prinzip nationalstaatlicher Souveränität
fordert [7], ist zwar eine traditionell linke Kernforderung, stößt
aber auf wachsende Ablehnung auch unter Menschen, die sich links
verorteten. Zu vergessen, dass alle Menschen auf diese oder jene
Weise einen migrantischen Hintergrund besitzen, was die Freiheit zu
unbegrenzter Bewegung des eigenen Körpers universal macht, während
die Freiheit, unter anwachsendem Verbrauch so schnell wie möglich
reisen zu können, immer nur einer kleinen Minderheit zuteil werden
kann, fällt desto leichter, je knapper die zur Verfügung stehenden
Lebensressourcen werden. Kein Wunder also, dass linker Populismus und
sozialistischer Internationalismus immer weiter auseinanderklaffen.

Für die Bundesrepublik als Hegemon eines EU-Europas mit
Weltmachtambitionen und Vertragsstaat einer NATO, die sich auf Kriege
gegen den wirtschaftlichen Hauptkonkurrenten, VR China, und den
militärisch stärksten Staat außerhalb der Allianz, die Russische
Föderation, vorbereitet, bleibt die Absicht, das eigene, nunmehr
grüne Akkumulationsmodell finanzkapitalistisch wie globalpolitisch
auch mit Gewalt durchzusetzen, ungebrochen. Der konsequente
Antikriegskurs der Linken war daher ein Alleinstellungsmerkmal, das
gerade bei anwachsendem Druck, es aufzugeben, hätte verteidigt werden
müssen.

Doch wie das Einschwenken führender LinkenpolitikerInnen auf
antimigrantische Strategien zeigt, bedarf es eines weiter gefassten
Begriffes vom Krieg, um Frieden als etwas anderes verstehen zu können
denn die Einfriedung eines Territoriums gegen äußere Bedrohungen, als
die aus klimabedingter wie sozialer Not in die EU flüchtende Menschen
zusehends betrachtet werden. Der permanente soziale Krieg hat in der
kapitalistischen Globalisierung eine Zerstörungsgewalt erlangt, die
keiner militärischen Konfrontation bedarf, um von den davon
betroffenen Menschen als existenzbedrohende Gewaltanwendung erlitten
zu werden.

Epochale Dürren und Überflutungen, Wetterkatastrophen auch in
nördlichen Breiten, Hungersnöte globalen Ausmaßes, lebensbedrohliche
Hitzewellen und was der existenziellen Herausforderungen der
Klimakatastrophe mehr sind werden, um nur ein Beispiel zu nennen, im
Climate change risk assessment 2021 [8] des Think Tanks Chatham House
als nicht erst bevorstehende, sondern längst über das Anfangsstadium
hinausgewachsene Probleme ausgeführt.

Zwar ist der menschengemachte Charakter der Katastrophe allgemein
anerkannt, doch wird die Bedeutung kapitalistischer
Produktivkraftentwicklung für die immer steiler ansteigende Kurve
krisenhafter Bedrohung allen organischen Lebens nur bedingt in
Rechnung gestellt. Die Zerstörung der Grundlagen des Lebens durch
fossile Energieerzeugung und wirtschaftliches Wachstum werden nach
Kräften auseinanderdividiert, um CO2-Äquivalente als frei verfügbare
Negativwerte gegeneinander aufrechnen zu können. Die dadurch
eröffnete Möglichkeit, die Freisetzung von CO2-Emissionen durch das
Anpflanzen von Bäumen oder die Abscheidung von Klimagasen und deren
Einlagerung zu kompensieren, entspricht der Gleichgültigkeit des
Kapitals, auf welcher stofflichen Basis auch immer zu akkumulieren.
Die Absicht, noch auf lange Zeit fossil wirtschaften zu können, wird
zudem durch die Suggestion gestützt, über ein frei verwendbares
Budget an noch nicht emittierten Klimagasen zu verfügen, bevor die
1,5 Grad-Schwelle der Erwärmung erreicht wird.

Derartige Abstraktionen, die die Dringlichkeit sofortigen Handelns
und die bereits katastrophalen Folgen einer Erwärmung um 1,5 Grad
relativieren, beruhen nicht nur auf buchhalterischen Tricks, wie die
KritikerInnen der Net-Zero-Strategie des politischen Klimaschutzes
monieren. [9] Sie sind Ergebnis des sich wechselseitig verstärkenden
Verhältnisses von energetischem Brand und kapitalistischer
Produktivität, das den Kern des Problems der sich auch bei sofortigem
Ergreifen umfassender Maßnahmen weiter erhitzenden Welt ausmacht. Nur
mit Suggestionen wie der ökologischen Verträglichkeit sogenannter
Verschmutzungsrechte oder der Schäden ausgleichenden Funktion des
Offsettings durch Emissions- und Biodiversitätszertifikate ist grüne
Wertproduktion zu machen, nur die Objektivierung destruktiver
Praktiken in der Verrechnung von Umweltschäden zwecks wertbildender
Quantifizierung von Verbräuchen kann die Wachstumsperspektiven einer
Green Economy begründen, die dem radikalen Rückbau kapitalistischer
Akkumulationspraktiken zugunsten einer ökosozialistischen
Gemeinwirtschaft im Wege steht.

All das wären Felder, auf denen Die Linke wertvolle Oppositionsarbeit
leisten könnte. Dazu müsste sie allerdings Produktivismus,
Wachstumsdoktrin und Innovationsdynamik als Impulse eines
Kapitalismus kritisieren, aus denen heraus nichts entsteht, das der
Zerstörungskraft des fossilen Brandes und der nur bedingt weniger
destruktiven Verbrauchslogik alternativer Energieerzeugung Einhalt
gebieten würde. Die Linke hätte mithin gut daran getan, die
Konvergenz von Kapitalismus und Klimakrise in den Mittelpunkt ihrer
politischen Forderungen zu stellen.

Das bedeutete zugleich, ihrem sozialen Anspruch gerecht zu werden wie
in Opposition zur ehemaligen Alternativpartei Die Grünen zu gehen. So
unterstützenswert deren Anliegen sein mag, die Klimakrise
aufzuhalten, so sehr bedarf die Methode, dies auf
marktwirtschaftlichem Wege zugunsten eines neuen Akkumulationsregimes
zu tun, des sozialen wie politischen Widerstandes. Sollte es eine
wirksame außerparlamentarische Bewegung geben, die die Strategie, auf
affirmative Vermittlungsprozesse zu setzen und in systemkonforme
Appelle einzustimmen, überwunden hat, dann wäre eine parlamentarische
Linke, die das Versprechen des grünen Kapitalismus, im wesentlichen
bleibe alles wie es war, wirksam konterte, eine wertvolle Verbündete.

Wem die Zukunft geklaut wird, weil die Fortsetzung des immer gleichen
absehbar Katastrophen zeitigt, tut gut daran, jede Form aggressiver
Aneignung als systemische Eigenschaft gegenwärtiger wie vergangener
Verhältnisse zu begreifen und zu bekämpfen. Der zwingenden
Entwicklungslogik der Klimakrise mit Mitteln entgegentreten zu
wollen, die ihr maßgeblich zugrunde liegen, führt bestenfalls in ein
Partei- oder Regierungsamt oder einen Job bei einer
Politikberatungsfirma, einer PR-Agentur, einer NGO. Es wäre
bedauerlich, wenn die FFF-Akteure von heute, den Vorbildern der
Partei Die Grünen adäquat, zu den Funktionseliten des grünen
Kapitalismus von morgen würden. Da dessen Stellenangebote nicht
unendlich groß sein können, dürfte die kritische Masse derjenigen,
die den Ernst der Lage nicht zum Vehikel einer bürgerlichen Karriere
machen wollen, für den erforderlichen Widerstand gegen die
vorherrschende Beschwichtigungspolitik allemal groß genug sein.
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Kein Ökosozialismus ohne Überwindung von Rassismus und Sexismus

Für den Linkspopulismus der Wagenknecht und Co. dürfte die
FFF-Generation bereits verloren sein. Wer sich polemisch über die
Anliegen zahlreicher Minderheiten hinwegsetzt und sie abfällig als
"Marotte" tituliert, findet weder bei grünanarchistischen noch
queerfeministischen Bewegungen noch bei Fridays For Future Anklang.
Anstatt sich auf produktive Weise mit dem herrschaftsaffinen
Charakter einer Antidiskriminierungs- und Diversitätspolitik
auseinanderzusetzen, die von sozialer Ungleichheit, kapitalistischer
Ausbeutung und imperialistischer Kriegsführung zu wenig wissen will,
wird unter dem Label "Identitätspolitik" zu einem Rundumschlag
ausgeholt, der maßgeblich dazu beitrug, dass die Partei Die Linke zu
Boden ging.

Mit diesem Kampfbegriff wird die Überwindung des Patriarchats auf
einen Schlag als Nebenkriegsschauplatz entsorgt, als wären nicht
historisch Ströme von Blut im Namen maskuliner Dominanz und zu Lasten
dagegen gerichteter Formen des Aufbegehrens und der Autonomie
vergossen worden. Hätte Wagenknecht die Überwindung des Kapitalismus
nicht ohnehin zugunsten leistungsbezogener Formen
marktwirtschaftlicher Meritokratie aufgegeben, dann wäre sie
zumindest nicht hinter die Behauptung zurückgefallen, laut der
feministischer und queerer Aktivismus auf einem Nebenwiderspruch
beruhe, dessen Überwindung sich der Bekämpfung des
Klassenantagonismus zwischen Bourgeoisie und Lohnabhängigen
nachzuordnen habe.

Es ist kein Zufall, sondern Ergebnis patriarchaler Herrschaft, dass
die gesellschaftliche Arbeitsteilung historisch an
Geschlechtergrenzen festgemacht wurde. Wurden Frauen in
vorkapitalistischer Zeit quasi naturgegeben in die Nähe des Viehs und
der SklavInnen gerückt, sahen sie sich mit der Ausbildung des
bürgerlichen Staates, mit Kapitalismus und Privateigentum der
Belastung ausgesetzt, neben Haushalt und Kindererziehung auch noch
Lohnarbeit zu verrichten. Wurden sie im 19. Jahrhundert mit
sozialpolitischen Maßnahmen aus diesem Dilemma entlassen, dann nur zu
dem Zweck, die Reproduktion der Arbeiter durch kostenlose Tätigkeit
in Familie und Haushalt sicherzustellen. Sie sollten nicht durch
Lohnarbeit auf eine Weise vernutzt werden, die die Funktionsfähigkeit
von Industrie und Armee in Frage stellte. Dennoch unterliegen viele
Frauen bis heute der Doppelbelastung, neben der Erwerbsarbeit das
Gros häuslicher Sorgearbeit zu leisten, nicht weil die soziale
Reproduktion der Gesellschaft Sinn und Zweck kapitalistischen
Wirtschaftens wäre, sondern weil sie Voraussetzung dafür ist, freie
Lohnarbeit zur Mehrwertproduktion bewirtschaften zu können.

Im betriebswirtschaftlichen Kalkül der Gesellschaft ist die
Inanspruchnahme häuslicher Arbeit als kostenloser Beitrag zur
kapitalistischen Wertproduktion nicht anders als die Einspeisung
natürlicher Verbrauchspotentiale in die industrielle Produktion eine
möglichst unsichtbar bleibende Externalität. Um so entschiedener
wirbt die Neue Rechte für die Privilegierung der heteronormativen
Kleinfamilie gegenüber anderen Lebensentwürfen. Sie soll als Kern der
biologischen und ökonomischen Reproduktion des Nationalstaates wie
seines ideologischen Primats patriarchaler Autorität verteidigt
werden. "Deutschland. Aber normal." lautete der Wahlslogan der AfD.
Normal ist all das, womit der weiße Mann aufgewachsen ist, was er
kennt und worauf er konditioniert wurde. Wer als nicht weiß, nicht
deutsch, nicht heterosexuell und sonst wie von der so unausgesprochen
wie unhintergehbar gesetzten Norm abweicht, kann mit dem Stigma des
anders Seins exponiert werden.

Demgegenüber das Verhältnis von Sex als biologisches und Gender als
soziales Geschlecht zu begreifen ist ein produktiver Ansatz, um als
quasi "natürlich" begründete Formen der Funktionszuteilung und
Normerfüllung zu dekonstruieren, die im Kern der Fortschreibung
maskuliner Dominanz dienen. Dass die Ausdifferenzierung nicht binärer
Formen geschlechtlicher Orientierung selbst zu einem Problem
gegenseitiger Abgrenzung führen kann, hängt vor allem mit der nicht
in Angriff genommenen Kritik an gesellschaftlichen
Verfügungsverhältnissen zusammen, die ohne die Ausbeutung sozialer
Konkurrenz keinen Bestand haben können. Zugleich jedoch machen die
verschiedenen Kennungen geschlechtlicher Orientierung sichtbar, dass
die binäre Ordnung in einer strukturgebenden Zweiteilung der Welt
wurzelt, die herrschaftskonformen Zwecken dient. In einer stark
sexualisierten, den Körper marktförmig taxierenden Gesellschaft
fallen etwa asexuelle Menschen so aus dem Rahmen, dass es durchaus in
ihrem emanzipatorischen Interesse liegen kann, in der Nomenklatur
nicht binärer Geschlechtlichkeit aufzutauchen.

Dennoch ist der Forderung "Queer Liberation, not Rainbow Capitalism"
zuzustimmen, um der Adaption der Kämpfe um Geschlechtergerechtigkeit
zwecks Instrumentalisierung für herrschaftliche Zwecke
entgegenzutreten. Gleiches gilt im Antirassismus für die Forderung
nach einer Diversität, die als pluralistischer Ausdruck neoliberaler
Individualisierungsstrategien zu kritisieren allerdings erst dann
diskriminierungsfrei bleibt, wenn an die Stelle kapitalistisch frei
verfügbarer Vielheit die Kollektivität einer sozialistischen Bewegung
tritt, die das Problem sozialer Konkurrenz an der Wurzel packt. Das
erfordert eine Praxis alltäglicher Bereitschaft und Mühe, andere in
ihrer Eigenart zu respektieren und wertzuschätzen, die wohl nur aus
der Einsicht in die Totalität des Gewaltpotentials erfolgen kann, das
kapitalistische und patriarchale Subjektivierungsprozesse historisch
hervorgebracht haben.

In einer Gesellschaft, die auf Ungleichheit basiert, kommt die
 Diskriminierung nicht zur individuellen Position hinzu, sondern die
 individuelle Position ist von vornherein Produkt dieser Ungleichheit.
 Die Antidiskriminierungspolitik nimmt also mit der Ungleichheit der
 individuellen Erfahrungen immer das Resultat gesellschaftlicher
 Verhältnisse in den Blick, ohne über die "Produktionsbedingungen"
 dieser Ungleichheit reden zu wollen.

 Gesellschaft wird, dem folgend, immer als Frage der gegenseitigen
 Privilegierung ihrer einzelnen Mitglieder gedacht. Der Begriff des
 "Privilegs" fasst dabei selbst ein gesellschaftliches Verhältnis -
 die Bevorteilung einer Gruppe vor einer anderen - als eine
 individuelle Eigenschaft: Man "hat" ein Privileg oder eben nicht. Das
 hat zwar den Vorteil einer großen Anschlussfähigkeit an die private
 Lebenserfahrung, transportiert aber implizit auch immer ein
 bestimmtes Gesellschaftsbild: Gesellschaft zeigt sich damit nur noch
 durch die Meinung oder Haltung einzelner, aber nicht mehr in der
 Frage, wie diese einzelnen aufeinander verwiesen sind. Die
 kapitalistische Gesellschaft wird nicht historisch konkret als Ort
 widerstreitender Interessen, sondern als Summe von Einzelpositionen
 verstanden. [10]


Den Kampf gegen rassistische und sexistische Diskriminierung dem
Staat zu überlassen heißt mithin, ohne Not defensiv zu agieren, wo
ein offensiver Umgang mit dem ungemindert vollzogenen Ökozid
kapitalistischer Akkumulation wie der anwachsenden sozialen
Verelendung in aller Welt dringlicher nicht sein könnte. Das schließt
die Überwindung eurozentrischer, kolonialistischer und patriarchaler
Ideologie selbstverständlich mit ein, denn der kollektive Kampf um
eine ökosozialistische oder auf andere Weise herrschaftsfrei
verfasste Welt scheitert häufig genug an ungenügend aufgearbeiteten
Gewaltverhältnissen in den eigenen Reihen.

Das Wissen um die historische Ausbeutung rassifizierter und
sexualisierter Körper durch einen europäischen Kolonialismus, der die
Arbeitskraft afrikanischer und indigener SklavInnen in den
Plantagenökonomien und Bergwerken des Trikont vernutzte, wie deren
Fortschreibung in der kapitalistischen Globalisierung ist eine
grundlegende Voraussetzung für die Kritik am vertikalen Charakter des
Nord-Süd-Verhältnisses. Ohne diese Form physischer Aneignung wären
die Voraussetzungen der technisch-wissenschaftlichen Mechanisierung
und Rationalisierung industrieller Arbeit gar nicht erst geschaffen
worden, was die eurozentrische Sicht auf People of Color als
Geschichte gewaltsamer Zurichtung sichtbar macht, die sich nicht
einfach mit wohlmeinender Akzeptanz aufheben lässt.

Wie der Aktivismus des Ökofeminismus belegt, dessen Schwerpunkt im
Globalen Süden und in Strukturen weltweiter Selbstorganisation wie
der LandarbeiterInnenbewegung Via Campesina liegt, begründet der
patriarchale Charakter des Zugriffes auf Mensch und Natur ein
strukturelles Gewaltverhältnis, das aufzuheben mehr erfordert als
klimapolitische Ausgleichsmanöver, die am Raubbau der Agrarindustrie
und Tierproduktion, der Bergbau- und Energiekonzerne nichts ändern.
Dabei findet nicht einmal die offiziell beschlossene Kompensation des
historischen Vorteils jener Länder, deren hoher Wohlstand der
Mobilisierung fossiler Energie für Krieg und Produktion geschuldet
ist, wirklich statt.

Ganz im Gegenteil, sozialökologische Bewegungen haben es politisch
wie strukturell sehr schwer, gegenüber der in Regierungen und
Unternehmen formierten Kapitalmacht überhaupt in Erscheinung zu
treten, wie der Welternährungsgipfel im September gezeigt hat [11].
Analog zur Dominanz transnationaler Wirtschaftsakteure, die den Kampf
gegen den Hunger zugunsten ihres Profitinteresses und zu Lasten
kleinbäuerlicher Subsistenz wie ökologischer Nachhaltigkeit
sabotieren, fallen Basisinitiativen wie die kurdische
Freiheitsbewegung, die im nordsyrischen Rojava ein an
sozialökologischen und feministischen Prinzipien ausgerichtetes
Modell autonomer Selbstorganisation entwickelt, den hegemonialen
Interessen staatlicher Akteure zum Opfer. Die Versuche der Türkei,
das Gebiet schrittweise einzunehmen, werden von der Bundesregierung
durch Waffenlieferungen an die türkischen Streitkräfte, die
Verfolgung kurdischer AktivistInnen in Deutschland und die
politische Unterstützung Erdogans, der sich der
Kampfkraft islamistischer Milizen und des IS zum Erreichen seiner
strategischen Ziele bedient, faktisch unterstützt.




[image: Transparent 'Studierende und Arbeitende Hand in Hand im Klimakampf' - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Neue Wege gehen - FFF-Demonstration Hamburg 2019

Foto: © 2019 by Schattenblick




Zukunftsfrage Ernährungssouveränität

Für jede Person, jedes Lebewesen, so viel weiß ich, ist das eigene
 Leben der einzige wirkliche Besitz, und mit jeder kleinen achtlos
 erschlagenen oder zerquetschten Fliege geht eigentlich die ganze Welt
 zu Ende, für das kaleidoskopische Auge der kleinen Fliege ist es, als
 hätte das Ende der Welt alles Leben zerstört. Nein, der Grund, warum
 ich über andere Frauen spreche, ist genau, damit ihr euren eigenen
 Schmerz nicht herunterspielt und ignoriert, damit ihr euch nicht
 selbst missversteht und ein verzerrtes Bild davon macht, wer ihr
 eigentlich seid. Nur zu gut verstehe ich, dass euch jede schöne
 Melodie, jede Blume, jeder Frühlingstag, jede mondbeleuchtete Nacht
 ein Reiz darstellt, die Verlockung der größten Schönheit, die die
 Welt zu bieten hat. [12]


Das Zusammenspiel kolonialistischer, rassistischer und sexistischer
Zurichtung auf dem Weg in einen Ökozid, der auch die NutznießerInnen
dieser Entwicklung bedroht, wäre das Thema einer Linken, die die
Verhältnisse auf grundstürzende Weise in Frage stellt. Anstatt sich
über VeganerInnen lustig zu machen, die bei allem kritikwürdigen
Konsumismus und aller vergeblichen Reinheitsideologie an etwas
rühren, was schon Rosa Luxemburg beschäftigt hat, stände es einer
Partei, die auf sozialökologische Kompetenz pocht, gut zu Gesicht,
zumindest zur Kenntnis zu nehmen, dass die Generation FFF heute mit
Fragen des Zusammenhangs von Ernährung und Gewalt befasst ist, die
sich ihren Eltern nur im Ausnahmefall gestellt haben.

So hat die symbolische U-18-Wahl, mit der Jugendliche über das ihnen
vorenthaltene Wahlrecht hinweggetröstet werden sollen, dieses Jahr
nicht nur erwartungsgemäß zum Sieg der Grünen als stärkste Partei
geführt. Die Linke erhielt von den 260.000 abgegebenen Stimmen
lediglich einen Anteil von 7,51 Prozent, während die ebenfalls mit
einem linken Wahlprogramm aufwartende und Veganismus empfehlende
Tierschutzpartei auf einen Stimmenanteil von 5,65 Prozent kam [13].

Was ein Gerhard Schröder beim Streit um die Wurst als Affront gegen
Lohnabhängige darstellt, ist ein Element notwendiger Umsteuerung
allgemeiner Verbrauchspraktiken. Bis heute haben Die Grünen den Ruf
einer Verbotspartei, weil sie einmal einen Veggie-Day einführen
wollten. Der fromme, von den bei der Bundestagswahl erfolgreichen
Parteien durch die Bank genährte Glaube, Klimaschutz sei praktisch
ohne Einschränkung des individuellen Verbrauchs zu haben, entspricht
der Ansicht, Freiheit bestehe darin, natürliche Ressourcen nach
Belieben ohne Rücksicht auf diejenigen, denen sie genommen werden,
verfeuern zu können. Die dennoch bevorstehenden Einschränkungen nicht
ungleich zu verteilen, sondern als Bestandteil einer allgemeinen
Bemühung um die Minderung destruktiver Verbrauchsprozesse in Angriff
zu nehmen, liefe demgegenüber auf eine ökosozialistische Umwälzung
der Gesellschaft hinaus.

Bis dahin wäre der Versuch, sich dem Verbrauch von Tierprodukten von
der Seite der davon betroffenen Lebewesen her zu nähern, eine
praktikable Alternative zu staatlicher Regulation, um die
hochsubventionierte Fleisch- und Milchindustrie auf einen Platz zu
verweisen, auf dem sie nicht die Nahrungsmittelproduktion dominieren
und ihre Verbrauchskosten sozialisieren kann. Niedrige
Lebensmittelpreise stellen nicht zuletzt eine indirekte Förderung von
Unternehmen dar, die die Lohnkosten unten halten wollen, um sich am
Markt behaupten zu können. Wenn schon soziale Gerechtigkeit, dann
doch in aller Konsequenz. Eine gesellschaftliche Gesamtrechnung
aufzustellen, die der ganzen Bevölkerung unterschiedslos eine
vollwertige Ernährung garantierte, wäre bei einer Bilanzierung der
Produktionskosten im Verhältnis zum jeweiligen Nährwert viel leichter
machbar als die Schäden zu kompensieren, die eine Landwirtschaft
anrichtet, deren Ernten zum größten Teil von der Tier- und
Energieproduktion aufgesogen werden, was umfassende Importe an
Futtermitteln aus dem globalen Süden inklusive der dabei
angerichteten ökologischen Schäden unausweichlich macht.

Fridays For Future und andere soziale Bewegungen des Klimaaktivismus
vertreten in großer Mehrheit geschlechtergerechte und gewaltfreie
Ideale. Da es sich um eines der wenigen öffentlich sichtbaren Zeichen
dafür handelt, dass überhaupt noch ein politischer Wille zum
Widerstand gegen kapitalistische und patriarchale Zerstörungsgewalt
besteht, verstößt eine Partei, die emanzipatorische bis
sozialistische Ziele verfolgt, gegen die eigenen Prinzipien, wenn sie
sich vom mehrheitlich jugendlichen Klimakativismus entfremdet.
Während es zu ersten Annäherungen zwischen FFF und einzelnen
Gewerkschaften gekommen ist, hat sich die populistische Linke, indem
sie gegen FFF-kompatible Ideale der Selbstbestimmung und Autonomie
polemisierte, zielsicher ins Aus katapultiert.

Der Kampf um Ernährungssouveränität gewinnt nicht nur vor dem
Hintergrund des immer weiter um sich greifenden Hungers, sondern auch
der monopolkapitalistischen Bewirtschaftung der
Nahrungsmittelproduktion zusehends an Bedeutung. Worüber sich
Menschen hierzulande kaum Gedanken machen, ist für Millionen eine
Frage, über die sie jeden Tag neu nachdenken müssen. Das Problem der
Ernährung betrifft einen sozialen wie ökologischen Brennpunkt, dessen
Bearbeitung in der politischen Landschaft der Bundesrepublik gerade
erst Fahrt aufgenommen hat. Hier hätte eine Linke, die schon aufgrund
internationalistischer Tradition gut daran täte, über den eigenen
Tellerrand hinauszublicken, ein weites Betätigungs- und
Mobilisierungsfeld, auf dem die wissenschaftlichen und politischen
Ressourcen einer Bundestagspartei von großem Nutzen sein könnten.
Sich angesichts der vielen brach liegenden und zugleich mit hoher
Dringlichkeit zu erarbeitenden Fragestellungen ist ein
Linkspopulismus, der sich auf nationale Verteilungskämpfe beschränkt
und die Gewalt kapitalistischer Aneigung vor allem in diesem Kontext
kritisiert, ein historisches Auslaufmodell.



Fußnoten:
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REPRESSION/1715: Allianz der Sieger und Reichen ... (SB)



Ich danke dem brasilianischen Präsidenten für die
freundschaftliche Aufnahme und bin beeindruckt von seinem klaren
Verständnis für die Probleme in Europa und die politischen
Herausforderungen unserer Zeit. In einer Zeit, in der die Linken ihre
Ideologie über ihre internationalen Netzwerke und Organisationen auf
globaler Ebene vorantreiben, müssen auch wir Konservativen uns stärker
vernetzen und auf internationaler Ebene für unsere konservativen Werte
einstehen.

Beatrix von Storch (AfD) nach ihrem Treffen mit Jair Bolsonaro [1]



Wenngleich Brasiliens Präsident Jair Bolsonaro wie ein wahnwitziger
Irrläufer anmuten mag, der ein privates Universum mit seiner nicht
minder fanatischen Anhängerschaft teilt, ist er doch in seiner Ratio
nicht verrückter als das System von Ausbeutung und Unterdrückung, das
ihn ins höchste Staatsamt seines Landes gespült hat. Sein stärkstes
Pfund, mit dem er ungehemmt wuchern kann, ist der Hunger nach
brasilianischen Rohstoffen in den USA, Europa und China, deren
Nachschub er mit mörderischen Mitteln garantiert. Solange die Kette
des Extraktivismus nicht ins Stocken gerät, wird ihm in Washington,
Brüssel oder Berlin niemand in die Parade fahren, was gleichermaßen
für die Eliten seines Landes gilt, deren Macht und Einkünfte er wie
kaum ein anderer Präsident vor ihm mehrt. Überdies ist er ebenso Teil
wie eine Marionette des Militärs, das sich seiner bedient und de facto
ohne Putsch im klassischen Sinne die Macht übernehmen konnte. Er hat
zehn hochrangige Militärs in seine Regierung aufgenommen und mehr als
6000 weitere in Ministerien und Behörden platziert. Bleiben noch die
rund 211 Millionen Menschen im Land, unter denen der Glauben an diesen
"Messias" auf rapider Talfahrt in den Keller sackt. Ihnen droht
Bolsonaro damit, die Panzer rollen zu lassen und zur offenen Diktatur
überzugehen.

57 Jahre nach dem von den USA unterstützten Putsch von 1964, dem mehr
als zwei Jahrzehnte der Militärjunta folgten, ist Brasilien erneut mit
der Gefahr einer Diktatur konfrontiert. Angesichts extremer sozialer
Ungleichheit, einer anhaltenden Wirtschaftskrise mit hoher
Arbeitslosigkeit und Inflation, eines Massensterbens durch die
Corona-Pandemie wie auch katastrophaler Verheerungen im Amazonasgebiet
drängt die anwachsende Verzweiflung und Wut zahlloser Menschen im Land
nach einem Ausbruch. Bolsonaro und Teile des Militärs dürften durchaus
bereit sein, sich im Zweifelsfall äußerster Mittel zu bedienen. Es
sind keine Skrupel, die sie bremsen, sondern vielmehr
Vorteilserwägungen, da die gegenwärtige Situation für sie überaus
komfortabel ist. Der Präsident ist zwar erklärtermaßen ein Faschist,
der sich nach der Zeit der Militärjunta zurücksehnt, aber formell der
gewählte Staatschef einer Demokratie. Zwischen lächerlicher
Schießbudenfigur und bösartigem Clown changierend gibt Bolsonaro den
Fokus reaktionärster Heldenverehrung wie auch eine Zielscheibe
wütender Anwürfe ab, wodurch er die gesellschaftlichen Verhältnisse
aus der Schusslinie nimmt und die Auseinandersetzung auf den
Nebenschauplatz eines möglichen Regierungswechsels fixiert.

Das kapitalistische Verwertungsregime in brasilianischer Ausprägung
mit seiner extrem neokolonialen, rassistischen, Menschen und
Lebensräume ausplündernden und zerstörenden Aggression bleibt dabei
unberührt und intakt, zumal die internationalen wirtschaftlichen und
politischen Beziehungen ungeachtet aller oberflächlichen Irritationen
und Rügen florieren. Wechselten die Eliten Brasiliens mit einem
Militärputsch ins Lager der Outlaws, würde das zumindest für eine
gewisse Frist zu Verwerfungen führen, deren Schadensfolgen selbst für
die Militärs und deren ökonomische Interessen als allzu gravierend
eingeschätzt werden könnten. Im übrigen kann Bolsonaro bei Bedarf
durchaus den seriösen Staatsmann markieren, wie er dies vor zwei
Jahren beim Besuch des deutschen Außenministers Heiko Maas in Brasília
getan hat. Er wickelte den Gast ein, der sich gerne einwickeln ließ,
worauf sich strittige Themen erübrigten und man übereinkam, den
Putschversuch der US-Marionette Juan Guaidó gegen den venezolanischen
Präsidenten Nicolás Maduro zu unterstützen. "Beide Seiten bekräftigten
ihre Anerkennung Juan Guaidós als Übergangspräsident Venezuelas",
verkündeten sie in einer gemeinsamen Erklärung. Die Bundesregierung
hat noch nie ein Problem damit gehabt, gemeinsame Sache mit
autoritären Regimen zu machen, sofern dies ihren Interessen förderlich
war. Das gilt auch für den Brasilianer Bolsonaro, wobei es den Verkehr
natürlich geschmeidiger macht, wenn dieser als demokratisch gewählter
Staatschef, nicht aber als Militärmachthaber zu adressieren ist.

Jair Bolsonaro wäre nicht Präsident geworden, hätte man den nach wie
vor sehr beliebten früheren Staatschef aus der Arbeiterpartei, Luiz
Inácio Lula da Silva, nicht aus dem Verkehr gezogen. Inzwischen ist
Lula zurück und würde angesichts der erodierenden Zustimmungswerte
Bolsonaros bei der am 2. Oktober 2022 anstehenden Präsidentenwahl
voraussichtlich das Rennen machen - sofern er kandidiert und dann
nicht abermals auf die eine oder andere Weise ausgeschaltet wird.
Vorsorglich arbeitet Bolsonaro ganz im Stil seines großen Vorbilds
Donald Trump längst an der Legende einer Manipulation der kommenden
Wahlen, der er mit der Übernahme uneingeschränkter Staatsgewalt zu
begegnen droht. Er bedient sich dabei des ideologischen Baukastens der
extremen Rechten, die eine abzuwendende kommunistische Machtübernahme
halluziniert und sich als Opfer linksbürgerlicher Handlanger in
Politik, Justiz und Gesellschaft inszeniert.

Bolsonaro droht mit einem Militärputsch

In den zurückliegenden Monaten zeugte eine Reihe von Maßnahmen von der
Entschlossenheit Bolsonaros, das Schlachtfeld zu eigenen Gunsten zu
bestimmen. So wurde am 31. März, kurz vor dem Jahrestag des
Militärputschs von 1964, die gesamte Militärführung entlassen, was auf
eine Stärkung ihm gewogener Fraktionen der Streitkräfte schließen
ließ. Als ehemaliger Hauptmann der Fallschirmjäger ist er zwar ihr
Gewährsmann im höchsten Staatsamt, muss aber dennoch Sorge tragen,
nicht aufgrund seines Scheiterns an der Bewältigung jeglicher Krisen
und des daraus resultierenden Protestpotentials in der Bevölkerung
fallengelassen zu werden. Nicht lange darauf unterstrichen
Militärkommandanten mit Drohungen an die Adresse des parlamentarischen
Corona-Untersuchungsausschusses, dass sie keine Untersuchung gegen
Angehörige der Streitkräfte seitens ziviler Behörden dulden werden.

Es folgte eine Kampagne zur Einführung von "gedruckten Stimmzetteln",
die angeblich Fälschungen der elektronischen Stimmabgabe verhindern
könnten, die der Präsident seinen Gegnern unterstellt. Im August
belegten dann das Ergebnis der Abstimmung über diesen Vorschlag wie
auch eine demonstrative Militärparade, dass sich seine Putschpläne
durchaus einer beträchtlichen Unterstützung erfreuen. Auch wenn sich
oftmals der Eindruck aufdrängen mag, Bolsonaro gehe freihändig und
impulsiv zu Werke, werden seine Schritte doch von zivilen und
militärischen Beratern gesteuert, die das Vorgehen mit rechtsextremen
Verbündeten in den USA und anderen Ländern koordinieren. So richteten
sich die Angriffe in der Folge insbesondere gegen den Obersten
Gerichtshof (STF) und dessen Richter Alexandre de Moraes, der
gegenwärtig Ermittlungen wegen Bedrohungen der verfassungsmäßigen
Ordnung führt, in die der Präsident und seine Anhänger verwickelt
sind. Der STF wurde zum zentralen Feindbild aufgebaut, und Bolsonaro
rief zum "Gegenputsch" gegen eine angebliche Verschwörung des Obersten
Gerichtshofs auf, der ihn absetzen und seine Anhängerschaft
kriminalisieren wolle. Sein Schicksal sei es, entweder "verhaftet oder
getötet zu werden oder siegreich zu sein", verkündete Bolsonaro.

Er benutzte den brasilianischen Unabhängigkeitstag am 7. September als
Machtdemonstration und Generalprobe für einen Putsch, wobei sich die
Vorgehensweise an Donald Trumps Manövern in den USA vom 6. Januar
orientierte. In mehreren Städten fanden Demonstrationen statt, die
systematisch orchestriert wurden. Unternehmer und rechtsextreme
Organisationen finanzierten Karawanen, die Demonstranten aus allen
Teilen des Landes zu den beiden Hauptkundgebungen in der Hauptstadt
Brasília und in São Paulo brachten. Dass auf diese Weise
hunderttausende Menschen herbeigeschafft werden konnten, zeugt von
einer beträchtlichen und nicht zu unterschätzenden
Mobilisierungsfähigkeit der brasilianischen Rechten.

Am Vorabend der Demonstrationen in Brasília durchbrachen Karawanen von
Bolsonaro-Anhängern die Sperren der Militärpolizei, drangen in die
Einkaufstraße "Esplanada" zwischen den Gebäuden der Ministerien ein
und erklärten, sie würden am nächsten Tag den Obersten Gerichtshof
stürmen. Videoaufnahmen dieser Szenen belegen, dass die Polizei keine
ernsthaften Versuche unternahm, sie aufzuhalten, geschweige denn wie
angekündigt zu durchsuchen. Kommandanten der Militärpolizei hatten
sogar persönlich zur Teilnahme an den Demonstrationen aufgerufen, und
einer Umfrage des Instituto Atlas Intelligence zufolge waren 30
Prozent aller aktiven Beamten der Militärpolizei bereit, an den
Protesten teilzunehmen. Obgleich es nicht zu einem Eindringen in den
Obersten Gerichtshof kam, erwog dieser, die Streitkräfte zum Schutz
seines Hauptsitzes zu mobilisieren, nachdem die Militärpolizei des
Bundesdistrikts das Vorrücken von regierungsfreundlichen Demonstranten
nicht verhindern konnte oder wollte. [2]

Am 7. September folgte dann ein organisiertes Spektakel, bei dem
Bolsonaro mit einem Hubschrauber über die Demonstrationen flog, auf
der Tribüne landete und eine Rede hielt. Dabei wurde er frenetisch von
seinen Anhängern bejubelt, auf deren Transparenten Forderungen nach
dem Sturz des Obersten Gerichtshofs, einer Militärintervention und der
Kriminalisierung des Kommunismus zu lesen waren. Demonstrierende
trugen Plakate und T-Shirts mit Slogans in portugiesischer und
englischer Sprache und signalisierten ihre Übereinstimmung mit der
extremen Rechten in den USA. In der Hauptstadt, wo neben dem
Präsidenten auch Vizepräsident General Hamilton Mourão und
Verteidigungsminister General Walter Braga Netto sprachen, griff er
Richter Alexandre de Moraes frontal an. Werde dieser nicht sofort
abgesetzt, müsse der STF die Konsequenzen tragen: "Wir dürfen nicht
länger akzeptieren, dass eine bestimmte Person aus dem Bereich der
drei Gewalten weiterhin unsere Bevölkerung barbarisiert. Wir dürfen
keine weiteren politischen Verhaftungen in unserem Brasilien
akzeptieren. Entweder der Führer dieser Gewalt regiert selbst, oder
diese Gewalt leidet, was wir aber nicht wollen."

Auch auf der Kundgebung in São Paulo forderte Bolsonaro die Absetzung
des Richters und verkündete: "Dieser Präsident wird sich nicht mehr an
die Entscheidungen von Herrn Alexandre de Moraes halten." Zum
Abschluss seiner Rede rief er: "Nur Gott kann mich [aus Brasília]
herausbringen" und "ich sage diesen Bastarden: Ich werde nie verhaftet
werden!" Des weiteren kündigte der Präsident an, er werde in wenigen
Tagen ein Treffen des Rats der Republik leiten. Dabei handelt es sich
um ein Verfassungsorgan, das den Präsidenten in Fragen der nationalen
Sicherheit berät, wozu auch die Verhängung des Ausnahmezustands und
die Aussetzung individueller Rechte gehören.

Wenngleich es nicht wie am 6. Januar in Washington zur Erstürmung von
Regierungsgebäuden oder des Obersten Gerichtshofs kam und die
befürchteten Bilder ausblieben, war doch die massenhafte Mobilisierung
weit mehr als eine bloße Drohgebärde zur Unterhaltung der eigenen
Anhängerschaft und ein vorgezogener Wahlkampf. Denn Bolsonaro machte
deutlich, dass er eine Abwahl im kommenden Jahr nicht hinnehmen,
sondern mit seinen Gegnern abrechnen wird. Die spektakulären
Ereignisse am Unabhängigkeitstag stellten offenbar eine Etappe im
Rahmen einer weitreichenden Planung dar, es nicht auf eine mögliche
Niederlage in einem regulären Wahlgang um die Präsidentschaft ankommen
zu lassen. Dazu gehört auch die Schwächung oder Ausschaltung einer
Gewaltenteilung, die juristische Schritte gegen Bolsonaro und seinen
Familienclan durchsetzen könnte.

Der Zusammenhang zwischen den Ereignissen in Brasilien und dem von
Donald Trump in den USA verfolgten Staatsstreich ist offenkundig.
Als Schnittstelle fungiert Bolsonaros Sohn Eduardo als rechte Hand
seines Vaters und Fraktionsvorsitzender der ultrarechten
Sozialliberalen Partei (PSL) im Parlament. Eduardo Bolsonaro unterhält
Verbindungen zu rechtsextremen Organisationen in diversen Ländern wie
insbesondere zu Trump und dessen Familie. Am 6. Januar weilte er in
Washington und dürfte direkt an den Vorbereitungen zur Erstürmung des
Kapitols beteiligt gewesen sein. Auch ist er lateinamerikanischer
Vertreter von The Movement, das Trumps ehemaliger Chefstratege Steve
Bannon gegründet hat, um rechtsextreme Bewegungen in Europa und
weltweit zu vernetzen. Im August warb Eduardo Bolsonaro auf dem "Cyber
Symposium" von Trumps ehemaligem Berater Mike Lindell für die Kampagne
seines Vaters bezüglich der "gedruckten Stimmzettel" und Anfang
September eröffnete er die brasilianische Ausgabe der Conservative
Political Action Conference (CPAC), an der Donald Trump jr. virtuell
und Jason Miller vor Ort teilnahm, der sich während seines Aufenthalts
in Brasilien persönlich mit Jair Bolsonaro traf. Trump jr. verglich in
seinem Beitrag die bevorstehenden Wahlen in Brasilien ausdrücklich mit
denen in den USA und erklärte, die Brasilianer müssten sich in einem
unfairen Kampf zwischen "Sozialismus und Freiheit" entscheiden. [3]

Beatrix von Storch zeigt sich begeistert

Aus deutscher Sicht ist in diesem Zusammenhang ein Besuch der
Stellvertretenden AfD-Vorsitzenden Beatrix von Storch bei Jair
Bolsonaro aufschlussreich, bei dem sie sich am 21. Juli samt ihrem
Mann Sven Arm in Arm mit dem brasilianischen Präsidenten ablichten
ließ und ihn, wie eingangs zitiert, als "Konservativen" verharmloste,
in den höchsten Tönen lobte und zu einer stärkeren internationalen
Vernetzung der Rechten aufrief. Die Storchs trafen während ihrer
Brasilienreise auch mit Eduardo Bolsonaro zusammen, von dem sie sich
ebenfalls auf Instagram begeistert zeigten: "Wichtige Station meiner
Brasilien-Reise: eine tolle Begegnung mit Eduardo Bolsonaro.
Gemeinsame Werte sind die Basis für eine gute, internationale
Zusammenarbeit. Im Plenum des Parlaments steht neben dem Sitz des
Parlaments-Präsidenten: die Bibel."

Beatrix von Storch dürfte nicht entgangen sein, dass Jair Bolsonaro
weithin als Präsident der "Bibel-, Blei- und Bullenfraktion"
bezeichnet wird, weil reaktionäre Evangelikale, Waffenlobby und
fleischproduzierende Großgrundbesitzer und Industrielle zu seinen
wichtigsten Unterstützern neben den Militärs gehören. Wenn sie hier
tunlichst nur von der Bibel im Parlament schwärmt, zeugt das
keinesfalls von politischer Naivität, sondern allenfalls von
taktischer Schläue, die sie durchaus mit ihren Überzeugungen in
Einklang bringen kann. In ihrem Fall ist der Apfel bekanntlich nicht
weit vom Stamm gefallen, war ihr Großvater mütterlicherseits, Graf
Schwerin von Krosigk, doch zwölf Jahre lang Hitlers Finanzminister und
wurde 1949 als Kriegsverbrecher verurteilt. Ihr Großvater
väterlicherseits, Erbgroßherzog Nikolaus von Oldenburg, der durch die
Novemberrevolution 1918 seinen Thron verlor, war Mitglied der NSDAP
und der SA. Zu Beginn ihrer politischen Karriere setzte sich Beatrix
von Storch unter anderem für die Rückgabe der Ländereien an die
ostdeutschen Junker ein, die nach dem Krieg enteignet worden waren.

Später machte sie dann auf dem rechten Flügel der AfD mit
menschenverachtenden Äußerungen von sich reden, als sie beispielsweise
2016 den Einsatz von Schusswaffen gegen Flüchtlinge an der Grenze,
auch gegen Frauen und Kinder, forderte. Ihre Hetze gegen muslimische
Männer brachte ihr Anzeigen wegen Volksverhetzung ein. Sie verbreitet
auch Trumps Version von der gestohlenen US-Präsidentenwahl und
verstand ihr Treffen mit Bolsonaro sicherlich als eine öffentliche
Sympathiekundgebung, was von einigen deutschen Zeitungen kurz erwähnt,
aber bemerkenswert einsilbig kommentiert wurde. Proteste in Medien und
Politik blieben aus, was angesichts der engen deutsch-brasilianischen
Beziehungen aber auch nicht weiter erstaunlich ist.

Eine abseitige Spritztour der Storchs ohne weitere Relevanz war diese
Reise nicht, sondern vielmehr das Andocken an einer bereits
entwickelten Vernetzung der extremen Rechten. Nach der Abwahl Donald
Trumps ist das größte Land Lateinamerikas unter dem kongenialen Jair
Bolsonaro zu einem führenden Zentrum des internationalen
Rechtsextremismus geworden. Der Präsidentensohn arbeitet nicht nur eng
mit der Trump-Familie und Steve Bannon zusammen, sondern ist auch
gemeinsam mit Santiago Abascal von der spanischen Vox und dem
ungarischen Regierungschef Viktor Orbán aufgetreten. Vox steht in der
Tradition der Franco-Diktatur, Orbán bekennt sich zur "illiberalen
Demokratie", hat Justiz und Presse gleichgeschaltet und diskriminiert
jegliche Opposition. Dass sich die Storchs dort heimisch fühlen, nimmt
nicht Wunder, geht aber weit über emotionale Reiseimpressionen hinaus.
Die rechtsextremen Bewegungen lernen voneinander und ahmen sich
gegenseitig nach. Sie entwickeln gemeinsame Themen wie
Flüchtlingshetze, Abtreibungsverbot, Leugnung des Klimawandels,
Impfverweigerung oder Diskriminierung von LGBTIQ zur massenhaften
Mobilisierung und kopieren die Techniken des gewaltsamen Umsturzes.

Verstörender Auftritt bei der UN-Vollversammlung

Wie Donald Trump hat auch Jair Bolsonaro einen Hang zu verstörenden
Auftritten, die sich nie konsensheischend an eine breitere
Öffentlichkeit verschiedener politischer Lager, sondern stets an die
eigene Anhängerschaft richten. So galt auch seine groteske Rede vor
der UN-Vollversammlung in New York nicht einer weltweiten Wahrnehmung,
vielmehr war sie ganz und gar auf die von ihm angeheizte
Präsidentenverehrung in Brasilien gemünzt. Er überging die
Empfehlungen des moderaten Flügels seiner Regierung, sich diplomatisch
zu zeigen, um sein Land international nicht noch mehr zu isolieren,
sondern zog mit derart widersinnigen Behauptungen vom Leder, dass
Analysten unter Verweis auf mehrere nachweislich falsche, übertriebene
oder widersprüchliche Darstellungen von einer "Parallel-Realität"
sprachen.

Seine Regierung sei frei von Korruption, behauptete Bolsonaro, obwohl
Ermittlungen laufen, die unter anderem die Beschaffung von Impfstoffen
und selbst mutmaßliche Vergehen seiner Söhne betreffen. Brasilien habe
hervorragende Umweltgesetze, prahlte er, während die Waldrodung seit
seiner Amtsübernahme um mehr als fünfzig Prozent zugenommen hat. Seine
Regierung habe die Impfkampagne unterstützt, sagte er, obgleich es
Belege dafür gibt, dass Angebote für Impflieferungen über Monate
unbeantwortet blieben und Bolsonaro fürs Impfen lange nur Spott und
Hohn übrig hatte. Nach seinem zwölfminütigen Auftritt herrschte im
Plenum betretenes bis verärgertes Schweigen.

Hatte man sich international darauf verständigt, vollständig geimpft
anzureisen, so eröffnete ausgerechnet Bolsonaro als einziges nicht
geimpftes Staatsoberhaupt die Vollversammlung in New York. Damit nicht
genug wiederholte er seine Lobeshymne auf ineffiziente Medikamente zur
"präventiven Behandlung" des Coronavirus. Schon am Vortag war er nicht
gerade durch diplomatische Raffinesse aufgefallen, als der britische
Premierminister Boris Johnson anwesende Journalisten ermunterte, sich
mit AstraZeneca impfen zu lassen, und betonte, dass er selbst bereits
beide Dosen erhalten habe. Daraufhin zeigte Bolsonaro mit dem Finger
auf sich, schwenkte ihn dann verneinend und sagte: "Noch nicht." Dann
brach er in Gelächter aus, während sein Gesundheitsminister Marcelo
Queiroga im Hintergrund mitlachte.

Das stieß bei der britischen Boulevardpresse auf harsche Kritik, zumal
Queiroga schon zuvor unangenehm aufgefallen war. Als er ein Dinner
verließ und an einer Gruppe von Demonstranten vorbeifuhr, stürzte er
sich an das Fenster seines Fahrzeugs und zeigte der Menge den
Mittelfinger. Auch kursierten Bilder durch alle Medien, welche die
brasilianische Delegation an einem Imbissstand auf der Straße zeigten,
nachdem ihr der Zugang zu den Restaurants im UN-Gebäude wegen der dort
geltenden Corona-Bestimmungen verwehrt worden war. Zu allem Überfluss
musste Gesundheitsminister Queiroga seinen Aufenthalt in New York
unfreiwillig verlängern, da er vor der Abreise der Brasilianer von der
UN-Vollversammlung positiv auf das Coronavirus getestet wurde und die
nächsten Tage in Quarantäne verbrachte. Während sich die
brasilianische Führungsriege also nach Kräften lächerlich macht, gilt
es doch vor allem zu bedenken, welche Folgen ihre grausame
Überheblichkeit für andere hat. Mit rund 600.000 Menschen, die an oder
mit Corona gestorben sind, weist Brasilien eine der weltweit höchsten
Opferzahlen auf. Bolsonaro hat die von Gouverneuren erlassenen
Corona-Maßnahmen nie unterstützt und oftmals sogar sabotiert. Er gab
die Devise aus, dass sich die brasilianische Wirtschaft
gesundheitspolitische Einschränkungen nicht leisten könne, zumal es
sich um nicht mehr als eine leichte Grippe handle. Daher werde er auch
der Allerletzte im Land sein, der sich zweimal impfen lasse, setzte er
ein weiteres fatales Signal. [4]

Indigener Widerstand gegen Tod und Zerstörung

Höchst zerstörerische bis tödliche Folgen hat Bolsonaros Regime auch
für den tropischen Regenwald des Amazonasgebiets und die darin
lebenden indigenen Völker. Seit Beginn seiner Präsidentschaft hat sich
der Krieg gegen die Waldgebiete und die sie beschützenden Menschen auf
beispiellose und gleichsam finale Weise verschärft. Eine Reihe von
Gesetzen förderte die Gewalt gegen Indigene, die ihr Land und Leben
gegen die vernichtenden Übergriffe verteidigen. Hinzu kommt die
Corona-Pandemie, welche die ursprüngliche Bevölkerung des Landes
auszurotten droht. Während Bolsonaros Regierungszeit sind bislang rund
20.000 Quadratkilometer Regenwald abgeholzt worden und der Brandrodung
zum Opfer gefallen, die überwiegend exportgetriebene agrarindustrielle
Komplexe befeuert.

Diese forcierte Zerstörung treibt das Ökosystem auf einen Kipppunkt
zu, an dem der Verlauf irreversibel seine Richtung ändert. Wie
wissenschaftliche Forschung ermitteln konnte, hat der Regenwald des
Amazonasgebiets 2021 erstmals mehr CO2 emittiert als absorbiert. Die
"grüne Lunge" des Planeten, so scheint es, stirbt inzwischen
schneller, als sie sich regenerieren kann. Was lange schon
prognostiziert und befürchtet wurde, tritt schneller ein als erwartet.
Wenngleich diese verhängnisvolle Entwicklung letztendlich auf die
gesamte Menschheit zurückschlagen wird, trifft sie doch zuallererst
die Schwächsten und am wenigsten Geschützten in der brasilianischen
Gesellschaft. Eben dieses Kalkül treibt die Bolsonaros, ihre
Hintermänner und Parteigänger, doch in der Kette auch die Profiteure
der landwirtschaftlichen Erzeugnisse Brasiliens an: Indem sie die
Vernichtung anderer forcieren, hoffen sie ihr eigenes Überleben und
Wohlergehen um so nachhaltiger zu sichern. So zeigt sich auch an
dieser Stelle, dass Bolsonaros Wahnsinn durchaus System hat.

Er hat de facto die Lizenz zum Töten der Indigenen erteilt oder besser
gesagt ausgeweitet und dem Verdrängungs- und Vernichtungsprozess noch
einmal die Sporen gegeben. Doch die Indigenen verschwinden nicht,
sondern schließen sich erstmals in größerem Ausmaß zusammen, um den
Kampf aufzunehmen. Ende August marschierten rund 6000 von ihnen über
die Promenade in Brasília, die vom Kongressgebäude, dem Obersten
Gerichtshof und dem Präsidentenpalast gesäumt wird. Menschen aus 176
indigenen Völkern trafen dort zusammen, um sich dem "Kampf für das
Leben" anzuschließen. Die größte Mobilisierung dieser Art in der
Geschichte des Landes könnte die Bestrebungen der "Assoziation
Indigener Völker Brasiliens" (APIB) beflügeln, die "Our lives matter"
geltend macht. Joênia Wapichana, die erste indigene Anwältin und
Kongressabgeordnete, ruft zu einer politischen Erneuerung der Rechte
Indigener auf. Die APIB hat vor dem Internationalen Strafgerichtshof
in Den Haag Klage gegen Bolsonaro wegen Völkermords eingereicht.
Erstmals in der Geschichte des ICC verteidigen sich dort indigene
Völker der westlichen Hemisphäre mit Hilfe indigener Anwälte
wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit.

Wenngleich in einem Land von mehr als 200 Millionen Einwohnern die
rund 900.000 Indigenen, die bislang überlebt haben, nur eine kleine
Minderheit darstellen, bemisst sich ihr möglicher Einfluss nicht so
sehr an ihrer Zahl. Ihr Zusammenschluss im Kampf gegen den drohenden
Genozid bricht mit der absoluten Ausgrenzung, der sie unablässig
unterworfen waren, und ihre Stimme wird in wachsendem Maße auch von
anderen gehört, die ihrerseits unter diesem Regime zu leiden
haben.

Sojafelder, deren Ernte zu 90 Prozent zu Tierfutter verarbeitet wird,
und riesige Rinderherden treten an die Stelle vielfältiger
Waldlandschaften und traditioneller ländlicher Gemeinschaften. Die
brasilianischen Agrarerzeugnisse werden größtenteils für den
US-amerikanischen und europäischen Markt exportiert. Multinationale
Unternehmen wie Cargill, der größte dieser Konzerne aus den USA, sind
aus Sicht der indigenen Völker zu den wirkmächtigsten Treibern der
Umweltzerstörung und zentralen Feindbildern geworden.
Großgrundbesitzer, Holzfäller und Bergbaubetreiber terrorisieren und
vertreiben indigene und kleinbäuerliche Gemeinschaften mit
vorgehaltener Waffe von ihrem Land. Gesetzliche Lockerungen des
Waffen- und Munitionsbesitzes haben insbesondere in ländlichen
Gebieten zu einer sprunghaften Zunahme der verfügbaren Waffen und der
damit verbundenen Gewaltanwendung geführt.

Bolsonaros Lieblingsgeste - Daumen und Zeigefinger zu einer imaginären
Schusswaffe abgespreizt - signalisiert Unterstützung für die
Aufrüstung seiner Anhängerschaft. "Es ist eine Schande, dass die
brasilianische Kavallerie nicht so effizient wie die amerikanische
war, die alle Indianer ausgelöscht hat", klagte er einst. Und das war
keine bloße Provokation, sondern durchaus ernst gemeint, wie sich nun
einmal mehr erweist. Der letzte Frontverlauf dieses Angriffs ist der
rechtliche und politische Rahmen zum Schutz der indigenen Territorien,
wie er in der Verfassung von 1988 festgeschrieben wurde. Der
brasilianische Kongress hat eine Reihe von Gesetzen verabschiedet, die
hart erkämpfte Rechte wie den Schutz der indigenen Territorien
aufheben, illegaler Landnahme Immunität gewähren und die
entsprechenden Gebiete für Infrastrukturprojekte, Bergbau und
Energiegewinnung öffnen. Eines dieser Gesetze erlaubt es dem
Präsidenten, die Konvention zu indigenen Völkern der International
Labor Organization (ILO) zu verlassen, ein wichtiges internationales
Abkommen zum Schutz dieser Gemeinschaften.

APIB und die Bewegung "Kampf für das Leben" fordern die Regierung auf,
zumindest die Verfassung und Gesetze Brasiliens zu respektieren. Um
dies zu unterstreichen, verbrannten am 27. August 150 Indigene
symbolisch einen großen schwarzen Sarg auf den Stufen des Kongresses,
auf dem die Namen der neuen Gesetze geschrieben standen. Am 1.
September begannen vor dem Obersten Gerichtshof die Anhörungen in
einem Rechtsstreit, dessen Ausgang darüber entscheiden soll, ob das
angestammte Land indigener Völker, die nach der Ratifizierung der
Verfassung im Jahr 1988 vertrieben wurden, rückwirkend geschützt oder
preisgegeben wird. Am 15. September wurde das Verfahren vertagt, ohne
dass ein Termin der Wiederaufnahme festgelegt worden wäre. Damit soll
offenbar eine Entscheidung auf unabsehbare Zeit hinausgeschoben
werden, die ein enormes Konfliktpotential birgt. Würde das Gericht die
Vertreibung für rechtmäßig erklären, wären weitere Protestkampagnen
und Kämpfe der Indigenen die Folge. Fiele die Entscheidung jedoch zu
Gunsten der Vertriebenen aus, würde eine Rückgabe der geraubten
Gebiete zweifellos unter Einsatz massiver Waffengewalt verhindert. [5]

Lula soll's richten

Die brasilianische Demokratie steht auf tönernen Füßen, wie auch ein
gemeinsamer Auftritt von Eduardo Bolsonaro und Steve Bannon am 10.
August in South Dakota vor Trump-Anhängern unterstrich. Dabei
verteufelte Bannon den ehemaligen Präsidenten Luiz Inácio Lula da
Silva als "gefährlichsten Linken der Welt", dessen Rückkehr ins
höchste Staatsamt es zu verhindern gelte. Zweifellos würde Lula im
Falle einer erfolgreichen Kandidatur viele Maßnahmen der vierjährigen
Amtszeit Jair Bolsonaros rückgängig machen und zumindest die
gravierendsten Auswüchse beschneiden. Wenn die rechtsextremen Kräfte
eine kommunistische Verschwörung erfinden, der auch Lula zuzurechnen
sei, ist das unter brasilianischen Verhältnissen ein Aufruf zur
erneuten Inhaftierung des populären Expräsidenten, wenn nicht gar
Schlimmerem. In diesem gezielt geschürten Klima des Hasses ist selbst
ein herbeigeredeter oder hinterrücks geplanter Mordanschlag nicht
auszuschließen.

Die APIB hat Lula im Rahmen einer indigenen Zeremonie in den Rang des
"Wächters über die Territorien" erhoben, sollte er abermals Präsident
werden. Dies ist wohl vor allem als Erinnerung und Verpflichtung zu
verstehen, der Verantwortung gegenüber den indigenen Völkern und dem
Amazonasgebiet nachzukommen. Bedenken sind in diesem Zusammenhang
durchaus angebracht, wie ein kurzer Rückblick zeigt: Der zur Legende
gewordene Chico Mendes war zu Lebzeiten Gewerkschafter der
Kautschukzapfer, Menschenrechtsverteidiger und Umweltschützer im
Amazonasregenwald. Er wurde im Dezember 1988 von Großgrundbesitzern
ermordet. Von ihm stammt das historische Manifest "In Verteidigung der
Völker des Waldes", das auf seine Initiative hin die Ureinwohner und
die Organisation der Kautschuksammler gemeinsam verabschiedeten.
Mendes war Mitbegründer der Arbeiterpartei (PT), aus der die späteren
Präsidenten Luiz Inácio Lula da Silva (2003 bis 2011) und Dilma
Rousseff (2011 bis 2016) hervorgingen. Ungeachtet dieser Herkunft
seiner Partei sollte Lula als der Präsident in die Geschichte
eingehen, in dessen Amtszeit die bis dahin größte Fläche des
Amazonasregenwaldes vernichtet und ein gigantischer Staudamm genehmigt
wurde, der nicht nur die ökologischen Verhältnisse in der Region
massiv beeinträchtigt, sondern auch die Vertreibung indigener Völker
zur Folge hatte. Die Umweltaktivistin Marina Silva, eine enge
Mitstreiterin von Chico Mendes, die Lula später zu seiner
Umweltministerin machte, verließ wegen dessen umstrittener
Umweltpolitik 2008 das Kabinett.

In der Folgezeit konnte Dilma Rousseff trotz ihres Hangs zu
infrastrukturellen Großprojekten zumindest die Abholzung des
Amazonasgebiets etwas eindämmen, was einer der Gründe war, sie mit
einem kalten Putsch aus dem Amt zu treiben und durch Michel Temer,
eine Marionette einflussreicher politischer und wirtschaftlicher
Kreise, zu ersetzen. Auf diesen Platzhalter folgte mit Jair Bolsonaro
am 1. Januar 2019 ein rechtsextremer Präsident. Wenngleich es also
nach ihm nur besser werden könnte, heißt das noch lange nicht, dass
Lula willens und in der Lage wäre, den Vernichtungsprozess im
gebotenen Maße zu bremsen oder gar zu beenden.

Luiz Inácio Lula da Silva regierte in einer Phase eskalierender
extraktivistischer Ausbeutung und Wertschöpfung, die es ihm erlaubte,
als Sachwalter eines vorgeblichen Klassenkompromisses mit Billigung
der Eliten einen Bruchteil der Erträge in die erfolgreiche Bekämpfung
der absoluten Armut zu investieren. Als Gegenentwurf zu radikaleren
gesellschaftlichen Ansätzen eines Hugo Chávez in Venezuela, Evo
Morales in Bolivien oder Rafael Correa in Ecuador und deren Bündnis
mit Kuba und Nicaragua wurde Lula selbst in den USA und in Europa zur
bedeutendsten Persönlichkeit der Welt hochstilisiert, weil er
vermeintlich die Überlegenheit der kapitalistischen Wirtschaftsweise
und deren Vereinbarkeit mit bestmöglicher sozialer Versorgung unter
Beweis stellte.

Das aufstrebende Schwellenland Brasilien schien gleichermaßen einen
gewaltigen ökonomischen Sprung in die Riege der Wortführer einer
multipolaren Weltordnung vollzogen wie auch die extremen inneren
Widersprüche gebändigt zu haben. Angesichts der globalen
kapitalistischen Systemkrise mutete die damit assoziierte Botschaft,
die Epoche für unvereinbar erachteter Klassengegensätze lasse sich
zugunsten einer Koexistenz von Armut und Reichtum auf Grundlage einer
beiderseits nutzbringenden Strategie der Versöhnung und Bündelung
aller Kräfte überwinden, wie die frappierende Beweisführung einer
vordem nur gepredigten Heilslehre an. Lulas Präsidentschaft stand
für eine vertrauenswürdige Garantie, das Rad kapitalistischer
Verwertung allen Unkenrufen zum Trotz weiterzudrehen. Brasilien galt
als Beweis, dass sich die Krisenfolgen eindämmen lassen, sofern man
das Tor zur Zukunft offenzuhalten versteht. Das unverhohlene Lob des
brasilianischen Präsidenten war durchaus handfester Natur, schien er
doch dem globalisierten Raubzug in finsterster Nacht den Weg zu
leuchten.

Ohne Lulas vielschichtige Talente in Abrede zu stellen, lagen doch
wesentliche Triebkräfte seines Erfolgs wie die globale Integration des
Kapitalismus und der sechzehn Jahre währende Boom der Rohstoffe
jenseits seiner Kontrolle. Angesichts dieser Voraussetzungen gelang es
ihm, Wachstum und Konzentration des brasilianischen Kapitals auf
beispiellose Weise zu befördern, wofür ihm der Rückhalt der
Wirtschaftseliten sicher war. Dass ein Wirtschaftswachstum, das in
erster Linie auf Produktion und Export von Rohstoffen gründet, stets
im Verhältnis der Abhängigkeit von Industriestaaten mit höher
entwickelten Produktivkräften wie auch den wechselhaften Entwicklungen
auf dem Weltmarkt bleibt, zeigte sich nach einer Phase der Stabilität,
in der man den Schwellenländern und insbesondere Brasilien fälschlich
eine Immunität gegen die globale Verwertungskrise des Kapitals
attestiert hatte. Als die hohen Erlöse für Rohstoffe einbrachen,
stürzte auch Brasilien in die schwerste Wirtschaftskrise in der
Geschichte des Landes, während der das Bruttoinlandsprodukt zwischen
2015 und 2016 um acht Prozent sank und von der sich die größte
Volkswirtschaft Lateinamerikas so langsam wie nie zuvor erholte.

Jair Bolsonaros Aufstieg stand demgegenüber für eine brachiale
Krisenbewältigung im Dienst der reichsten und mächtigsten Fraktionen
Brasiliens, einer Allianz aus religiösen Fundamentalisten, Militärs
und Großgrundbesitzern, unterstützt von weiteren einflussreichen
Wirtschaftskreisen, Investoren und der US-Regierung. Seine Antwort
bestand in einer Verherrlichung der Militärdiktatur (1964-1985), dem
Heilsversprechen einer rigorosen "Säuberung" und einer rassistischen
Feindbildproduktion, die nicht-weiße Menschen, Frauen, Minderheiten
und emanzipatorische Bewegungen zum Freiwild erklärte. Zu den
zentralen Projekten seiner Regierung gehörte es, den indigenen
Gebieten den Schutzstatus zu entziehen und das Amazonasgebiet zur
wirtschaftlichen Ausbeutung freizugeben.

Die Militarisierung des Staates hat unter Bolsonaro ungeahnte Ausmaße
erreicht. In seiner Administration besetzen 6.157 aktive Militärs oder
Reservisten zivile Positionen, was einen Anstieg von 108 Prozent im
Vergleich zu 2016 bedeutet, dem Jahr, in dem Präsidentin Dilma
Rousseff abgesetzt wurde. Die Militärs besetzen aber auch die
wichtigsten Ebenen des Gesundheitssystems und dringen mit der Gründung
von "zivil-militärischen Schulen" und der Einmischung in die
Universitäten, um ein Veto einzulegen und die Wahl der Rektoren zu
kontrollieren, in die Bildung ein. Inzwischen sind 216
zivil-militärische Grundschulen geschaffen werden, die ein Modell
verwenden, das auf den pädagogischen Praktiken und den Lehrmustern der
Militärschulen des Armeekommandos, der Militärpolizei und der
militärischen Brandschutzbrigaden basiert. [6]

So naheliegend also die Hoffnung scheint, Lula möge kandidieren, die
Wahl gewinnen und uns von Bolsonaro erlösen, könnte sich diese
Perspektive doch als weitere Sackgasse erweisen. Die Ausgangssituation
hat sich seit seiner früheren Amtszeit derart verändert, dass einem
Präsidenten der Arbeiterpartei die Hände heute weitgehend gebunden
wären. Er käme diesmal nicht als Wunschkandidat auch der Eliten des
Landes, sondern als deren Hassobjekt ins Amt und bedürfte schon
gewaltiger und anhaltender Unterstützung aus der Bevölkerung, um sich
nicht nur als Präsident zu behaupten, sondern wesentliche
Veränderungen durchzusetzen.

Revolte in einer zutiefst rassistischen Gesellschaft

Hinzu kommt, dass Brasilien, das als letzte westliche Nation die
Sklaverei erst im Jahr 1888 offiziell abschaffte, seinen strukturellen
Rassismus nie überwunden hat. Wenngleich sich eine fragile
Identitätspolitik in jüngerer Zeit für eine Milderung einsetzte,
finden sich die Unterschiede nicht nur im Einkommen und Zugang zu
Bildung und Gesundheit wieder, sondern auch in noch brutaleren Zahlen
wie den weit über 40.000 vorwiegend schwarzen jährlichen Mordopfern.
Auch tötete die wohl gewalttätigste Polizeitruppe der Welt 2019 rund
6000 Menschen, wobei mehr als 75 Prozent ihrer Opfer schwarz waren.
Der Genozid war immer präsent, die Ausrottung junger Schwarzer und das
Fehlen grundlegender Bürgerrechte für Bevölkerungsgruppen wie
Indigene, Kleinbauern und Fischer wurde von keiner Regierung der Neuen
Republik seit 1988 mit Dringlichkeit behandelt. Das gilt auch für die
Jahre sozialdemokratischer Regierungen unter Präsident Fernando
Henrique Cardoso (1995-2002) sowie während des links-reformistischen
Zyklus der Arbeiterpartei (2003-2016) unter Luiz Inácio Lula da Silva
und Dilma Russeff. Der Staat kriminalisierte die Armen durch den
mörderischen "Krieg gegen die Drogen" oder vertrieb sie von ihrem Land
durch zerstörerische Großprojekte wie das Wasserkraftwerk Belo Monte.
Wer die brutalen Widersprüche der brasilianischen Gesellschaftsordnung
zur Sprache bringt, wird ignoriert oder mit dem Tode bedroht.

Die fortschreitende Verschlechterung der Lebensverhältnisse in
Brasilien ist nicht zuletzt die Folge einer totalen Unfähigkeit der
zivil-militärischen Regierung, die eskalierenden Probleme zu
bewältigen. Unterdrückung und Ausplünderung sind offensichtlich, im
Zuge der Pandemie haben sich Versorgung und Lebensqualität im Land
noch weiter verschlechtert. Ein räuberisches Gesellschaftssystem lässt
Millionen junger Menschen ohne Zukunft zurück, so dass sie allenfalls
zwischen verschiedensten Formen der Prekarität hin und her wandern
können: von der Arbeit über die Gesundheit bis hin zur Wohnung und
einem Leben, das nicht nur von Viren, sondern von institutioneller und
paramilitärischer Gewalt heimgesucht wird.

Gegen die zunehmende Radikalisierung der Rechten setzen sich wie in
vielen anderen Ländern Lateinamerikas auch in Brasilien immer mehr
Menschen zur Wehr, kämpfen antikoloniale, antirassistische und
antipatriarchale Bewegungen zunehmend Seite an Seite mit indigenen
Völkern nicht nur gegen die aktuelle Regierung, sondern auch gegen die
extraktivistische Wirtschaftsweise und die ausbeuterischen
gesellschaftlichen Verhältnisse. Dabei stehen oftmals Indigene als am
stärksten unterdrückte und ausgegrenzte Menschen in vorderster Front.
Neue, tendentiell progressive Regierungen, wie die von Gustavo Petro
in Kolumbien und Pedro Castillo in Peru verweisen darauf, dass
erhebliche Teile der Bevölkerung bereit sind, die sozialen
Verheerungen nicht länger widerspruchslos zu dulden. Doch diese
veränderten Administrationen haben keine Chance, allein von sich aus
die herrschenden Klassen zu zügeln. Entscheidend bleibt die Fähigkeit
der vielfältigen Gegenbewegungen, zu mobilisieren und sich zu
organisieren. Auch im Falle Brasiliens ist eine andere Regierung
eine notwendige, aber keineswegs hinreichende Bedingung, um die
unverzichtbare Umwälzung der gesellschaftlichen Verhältnisse
herbeizuführen, ohne die es zu keiner tiefgreifenden Kurskorrektur
kommen wird.


Fußnoten:

[1] www.wsws.org/de/articles/2021/09/12/stor-s12.html

[2] www.wsws.org/de/articles/2021/09/09/pers-s09.html

[3] www.wsws.org/de/articles/2021/09/08/bols-s08.html

[4] www.faz.net/aktuell/politik/ausland/un-vollversammlung-bolsonaro-haelt-rede-und-lacht-boris-johnson-aus-17549572.html

[5] www.counterpunch.org/2021/09/17/indigenous-people-of-brazil-fight-for-their-future/

[6] non.copyriot.com/lateinamerika-von-unregierbarkeit-bis-zum-chaos/
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FRAGEN/012: Werner Rügemer - BlackRock & Co. enteignen! (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

BlackRock & Co. enteignen!


Werner Rügemer über die Macht von Finanzinvestoren, eine neue Phase des
Kapitalismus und die stille Macht der neuen Finanzelite.

von Elisabeth Voß, 5. Oktober 2021



Interview mit dem Kölner Publizisten und "interventionistischen
Philosophen", wie Werner Rügemer sich selbst bezeichnet, über sein neues
Buch, dessen Titel sich an die Berliner Initiative "Deutsche Wohnen & Co.
enteignen" anlehnt: "BlackRock & Co enteignen. Auf den Spuren einer
unbekannten Weltmacht". Damit möchte er die viel zu wenig bekannten
Finanzgiganten BlackRock, Vanguard, State Street & Co. ins Licht der
Öffentlichkeit und Politik rücken.




[image: Werner Rügemer im Gespräch - © 2014 by Schattenblick]

Werner Rügemer, 2014

© 2014 by Schattenblick




Frage: Sie haben zusammen mit Peter Grottian (1942-2020) das
BlackRock-Tribunal initiiert, das im September 2020 in Berlin stattgefunden
hat. Warum gerade BlackRock? Was ist das Besondere an diesem
Finanzinvestor?

Werner Rügemer: BlackRock ist der größte dieses neuen Typs von
Kapitalorganisatoren, die spätestens seit der Finanzkrise von 2007 nach den
USA auch in der EU, in Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Schweiz
usw. die führenden Eigentümer der großen Banken und Unternehmen geworden
sind.

Die Öffentlichkeit, auch die "kritische", darunter solche Organisationen
wie Attac und die Partei Die Linke, hängen immer noch am alten Bild, dass
"die Banken" die wichtigsten Akteure in der Finanzwelt sind.

Dabei aber sind BlackRock & Co. heute die führenden Eigentümer von Goldman
Sachs, ING, Société Générale, Deutsche Bank, Commerzbank. BlackRock ist
zudem gleichzeitig Miteigentümer von 18.000 Unternehmen im US-geführten
westlichen Kapitalismus. Ein solches Monopol gab es noch nie.

Frage: Wie viele Anteile halten denn diese führenden Eigentümer, dass
sie solche Macht haben?

Werner Rügemer: BlackRock & Co. sind nur im einstelligen
Prozentbereich beteiligt. Aber schon ab zwei bis ausnahmsweise mal zehn
Prozent sind sie heute trotzdem schon Großaktionäre. In der Öffentlichkeit
haben sich bis heute die alten Verhältnisse aus der vorherigen Phase des
Kapitalismus verfestigt, als Deutsche Bank & Co. 30 oder gar 50 Prozent der
Aktien an Unternehmen wie Mannesmann, Siemens oder am Baukonzern Holzmann
hatten.

So war das mal in der alten "Deutschland AG". Aber die wurde wie in den
anderen wichtigen westlichen Staaten ab Anfang der 2000er Jahre
schrittweise aufgelöst. Zur "Agenda 2010" der SPD-Grünen Bundesregierung
unter Gerhard Schröder und Joseph Fischer gehörte die "Entflechtung der
Deutschland AG". Damals kamen als erste die kleineren US-Investoren des
anderen neuen Typs zum Zuge, die Private Equity-Investoren, damals auch
"Heuschrecken" genannt.

Sie heißen Blackstone, Permira, Fortress, KKR usw. und kauften
hunderttausende öffentliche Wohnungen in Berlin, Dresden, Düsseldorf,
Hamburg, Bremen, kauften tausende gutgehende mittelständische Unternehmen
und zogen Gewinne ab.

Und danach kamen BlackRock &Co. und fassten zum Beispiel die schon
privatisierten Wohnungen zu den heutigen Wohnungskonzernen Vonovia,
Deutsche Wohnen, LEG, Grand City Properties und TAG zusammen.

Sie halten Anteile dieser Wohnungskonzerne, aller 30 Dax-Konzerne und
hunderter weiterer wichtiger Unternehmen. BlackRock & Co. sind
Großaktionäre, weil etwa ein Dutzend dieser Kapitalorganisatoren mit
solchen Anteilen von zwei bis zehn Prozent heute gleichzeitig die jeweils
führende Gruppe der Aktionäre bilden, in wechselnder Zusammensetzung. Nach
und mit BlackRock sind dies die etwas kleineren Vanguard, State Street,
Capital World, T. Rowe Price, Wellington, Dimensional Fund, Amundi, Norges,
Temasek usw.

Und die sind auf unterschiedliche Weise miteinander verflochten: Die
nächstgrößeren Kapitalorganisatoren Vanguard, State Street, Capital World,
Temasek und Norges sind nämlich mit zwei bis zehn Prozent Aktionäre von
BlackRock.

Und auch andersherum: Am zweitgrößten dieser Investoren, Vanguard, sind
wiederum BlackRock, Dimensional Fund, T. Rowe Price, Wellington und State
Street etc. mit Anteilen zwischen 2,2 und ausnahmsweise sogar 13 Prozent
beteiligt.

So geht es mit dieser Art Verflechtung zwischen diesen Investoren weiter.
So sind heute etwa ein Dutzend dieser untereinander verflochtenen
Investoren immer gleichzeitig die größte Eigentümer-Gruppe in einer Bank
und einem Unternehmen und bestimmen die Richtung.

Frage: Woher kommt das Geld von BlackRock & Co.?

Werner Rügemer: Es kommt wie bei den anderen neuen Typen der
Kapitalorganisatoren - Private Equity/"Heuschrecken", Hedgefonds,
Start-Up-Investoren - von den Superreichen dieser Welt, von Multimillionären,
Multimilliardären, von Unternehmensstiftungen, Versicherungen,
Pensionsfonds.

Auch ein erfolgreicher deutscher Mittelstandsunternehmer, der pro Jahr
einen Gewinn von drei Prozent macht, investiert etwa die 50 Millionen nicht
in seinen Betrieb, sondern überweist sie lieber an BlackRock & Co., weil
die zwischen sieben und zwölf Prozent Gewinn herausholen.

Das hängt mit den extremen, nicht regulierten Praktiken von BlackRock & Co.
zusammen, die offiziell als "Schattenbanken" gelten und viel mehr
Freiheiten haben als traditionelle Banken und Vermögensverwalter.


Folgen der neuen Finanzmacht: schnell steigende Mietkosten

Frage: Was sind konkret die Auswirkungen der Macht dieser
Finanzinvestoren?

Werner Rügemer: Bei Vonovia, Deutsche Wohnen, LEG (größter
privatisierter Wohnungskonzern in NRW mit etwa 140.000 Wohnungen) sind die
Auswirkungen doch allmählich öffentlich bekannt: Schnelle Mieterhöhungen,
gezielte Erhöhungen der Nebenkosten - und das auch schonmal in rechtlichen
Grauzonen, Auslagerung von Dienstleistungen in Niedriglohn-Subunternehmen,
preistreibende Spekulation mit Eigentumswohnungen.

BlackRock & Co. als führende Eigentümer etwa von Amazon profitieren von der
Niedriglöhnerei in den Logistikzentren und Subunternehmerketten für die
Auslieferung. BlackRock & Co. als gleichzeitige Eigentümer von Unternehmen
derselben Branche organisieren Fusionen und Übernahmen, bilden Monopole,
bauen dabei zehntausende Arbeitsplätze ab, erhöhen Preise, zum Beispiel im
Falle Bayer und Monsanto.

Und BlackRock & Co. lassen die superreichen Kapitalgeber mithilfe von
Anwaltskanzleien und sogenannten Wirtschaftsprüfern anonymisieren, durch
Briefkastenfirmen in Finanzoasen zwischen Delaware, den Cayman Islands,
Luxemburg und Amsterdam.

Das ist global organisierte Beihilfe zur Steuerhinterziehung mit der Folge,
dass Staaten verarmen und dass damit die Superreichen und deren
Geschäftsführer wie BlackRock & Co. noch mächtiger werden.

Frage: Was denken Sie, woran es liegt, dass BlackRock & Co so wenig
bekannt sind?

Werner Rügemer: Die Chefs dieser neuen Kapitalorganisatoren, zum
Beispiel Laurence Fink von BlackRock, gehen in keine Talkshow. Sie sind
umso mächtiger, je weniger sie bekannt sind.

Fink trifft heimlich die Finanz- und Außenminister der wichtigen Staaten,
während der letzten Jahre in Deutschland beispielsweise Wolfgang Schäuble,
Olaf Scholz und Sigmar Gabriel - aber diese Treffen werden höchstens
nachträglich bekannt, etwa durch eine parlamentarische Anfrage der Linken
im Bundestag. Über diese Antwort informieren unsere Massenmedien nicht.

BlackRock hält sich auch nicht an das deutsche Aktiengesetz und entsendet
keine Vertreter in die Aufsichtsräte, sondern zitiert die
Vorstandsvorsitzenden zum Rapport nach New York.

Die unternehmernahen Medien wie Handelsblatt und FAZ bringen
zwar immer wieder ganzseitige anhimmelnde Interviews mit Fink, aber das
erreicht die Konsumenten von Tagesschau, Heute-Journal und
die Leser gängiger Tageszeitungen nicht.

Und wenn im Untersuchungsausschuss des Bundestags hochaktiv die
Betrügereien des Finanzdienstleisters Wirecard angeprangert werden - die
Eigentümer von Wirecard, also BlackRock & Co., werden nie auch nur erwähnt.

BlackRock & Co. machen ihrer offiziellen Einstufung als nichtregulierte
"Schattenbanken" alle Ehre, und die Komplizen in den Regierungen,
Regierungsparteien und Leitmedien machen mit.

Frage: Wie schätzen Sie die vollmundigen Bekenntnisse von
BlackRock-Chef Laurence Fink zur Ökologie ein? Alles nur heiße Luft? Oder
können grüne Investments ein kleiner Schritt in die richtige Richtung
sein?

Werner Rügemer: Natürlich hat BlackRock die zahlungskräftigen grünen
Mittelschichten entdeckt und hat Fonds für grüne Technologien aufgelegt.
Aber die haben vergleichsweise einen minimalen Umfang. BlackRock war und
bleibt weiter Großaktionär in den größten Öl-, Kohle-, Braunkohle-, Auto-,
Pharma-, Zement-, Digital- und auch Rüstungsunternehmen.

Beispiel: An 20 Jahren US-Krieg in Afghanistan hat BlackRock für seine
superreichen Kunden viele Milliarden verdient, als Aktionär des größten
Energie-Lieferanten Exxon und der größten US-Rüstungskonzerne wie Lockheed,
General Dynamics, Northrop und des Militärdienstleisters Halliburton -
Menschen wurden getötet, ermordet, in die Flucht getrieben, Umwelt wurde
zerstört.

Das ist aber kein Thema, es folgt keine Kritik, keine Entschuldigung, keine
Entschädigung, kein Ausstieg aus diesen Investitionen. Vordergründige
Kosmetik ist angesagt: So verkaufte der Ölkonzern Royal Shell Dutch jetzt
sein wichtigstes Ölfeld in Texas an den Schiefergasproduzenten Conoco
Phillips.

Dafür wurde Shell aus ökologischen Gründen gelobt - in den Niederlanden war
auch durch ein Gerichtsurteil Druck auf Shell entstanden. Aber BlackRock
ist Aktionär nicht nur bei Shell, sondern auch bei Conoco Phillips.
Ökologisch hat sich also gar nichts geändert.

Frage: Welche Rolle spielt BlackRock in der Corona-Krise?

Werner Rügemer: BlackRock & Co. sind Aktionäre in den großen
US-Digitalkonzernen Amazon, Microsoft, Google, Apple, Facebook und in den
Pharmakonzernen wie Pfizer. Sie gehören in ihrer jeweiligen Geschäftsart zu
den Höchstprofiteuren der westlichen Corona-Politik, durch Ausweitung ihrer
Geschäfte, durch Staatsaufträge.

BlackRock ist gleichzeitig, wie schon vorher, der Hauptberater der
US-Zentralbank Fed und der Europäischen Zentralbank EZB, wenn es um die
Vergabe der Anleihen aus den Billionen der Corona-Rettungspakete geht.
BlackRock bekam den Beratungsauftrag der Europäischen Kommission für den
von BlackRock & Co. selbst entwickelten neuen Werte-Kanon ESG
(E = Environment/Umwelt, Social = Soziales, Governance = gute
Unternehmensführung).

Beschleunigt durch die Corona-Politik ist BlackRock-Chef Fink im
Weltwirtschaftsforum zusammen mit dessen Gründer Klaus Schwab im Milieu der
Investoren der anerkannte Sprecher für eine neue, private
Welt-Nebenregierung, bei der nationale Regierungen, Weltbank,
Internationaler Währungsfonds, Europäische Kommission, Konzern-Stiftungen
und auch die UNO assistieren sollen.

Fink sagte: Die Regierungen können die Erwartungen der Bevölkerungen nicht
mehr erfüllen - was ja nicht falsch ist; aber Finks & Schwabs Alternative
lautet: Jetzt müssen wir ran!

Frage: Welche Ergebnisse hat das Blackrock-Tribunal im letzten Jahr
gebracht?

Werner Rügemer: Wir haben die Anklage der Enteignung begründet
aufgrund der ausgewählten Bereiche Umwelt, Mieten und Nebenkosten,
Arbeitsverhältnisse, Rüstung. Wir haben die internationale Vernetzung mit
ähnlichen Initiativen zum Beispiel in den USA begonnen.

Auf der Website www.blackrocktribunal.de kann das nachgelesen werden. Ich
gedenke zusammen mit unserem Team unendlich dankbar, anerkennend und
trauernd des unermüdlichen Mit-Initiators Professor Peter Grottian, der
inzwischen verstorben ist.


Neue Phase des Kapitalismus, der nichts "Bürgerliches" mehr
enthält

Frage: Das schöne E-Wort hat ja auf jeden Fall einen aufklärerischen
Effekt und stellt die bürgerlich-kapitalistische Eigentumsordnung infrage.
Sehen Sie neben dieser ideologischen Wirkung auch reale Chancen, und wer
wären die Akteure, denen es gelingen könnte, eine Enteignung
durchzusetzen?

Werner Rügemer: Wir sind in einer neuen Phase des Kapitalismus, der
nichts "Bürgerliches" mehr enthält, soweit das Bürgerliche mal emanzipativ
war, gegenüber dem christlich lackierten, feudalen Ausbeutungsregime bis
zur Französischen Revolution.

Heute ist es so: Die eigentlichen "wirtschaftlich Berechtigten", die
eigentlichen Eigentümer, die Kapitalisten, die von BlackRock & Co.
vertreten werden, sind anonymisiert, gesichts- und verantwortungslos. Diese
neuen Gesetzlosen halten sich nicht an nationale Gesetze, halten sich nicht
an Menschenrechte und an das Völkerrecht.

Sie schädigen die große Mehrheit der Beschäftigten, vermehren auch in den
allerreichsten Staaten die Arbeits- und Rentenarmut, verarmen und
entmächtigen die Staaten, brechen den Frieden (oder profitieren
klammheimlich von dieser Brechung, die von trumpelnden oder auch freundlich
grinsenden US-Präsidenten angeführt wird), sie zerstören die Umwelt, lösen
menschliche Gemeinschaften auf.

Deshalb sind wir in einer Phase, in der nur noch Enteignung hilft, mit
Überführung der formal sinnvollen Teile in öffentliches, mitbestimmtes
Eigentum.

Eine reale Chance, dies auf breiter Ebene durchzusetzen, gibt es
gegenwärtig mit den christlich und sozialdemokratisch und liberal und auch
grün lackierten Parteien und den mit ihnen vernetzten Leitmedien nicht.
Umso wichtiger sind die gegenwärtig so unterschiedlichen und noch
getrennten Initiativen und Proteste: Die Eisenbahner in Frankreich, die
gegen die private BlackRock-Rente des Banker-Präsidenten Macron kämpfen;
BlackRocksBigProblem in den USA; Aktivisten gegen die Zerstörung des
Amazonas-Regenwaldes durch die Agrobusiness-Konzerne; die zwischen Polen
und den USA internationalistisch vernetzten Beschäftigten bei Amazon und
viele andere, von denen der deutsche Fernsehglotzer und die deutsche
Fernsehglotzerin nichts erfährt.

Die Mehrheit in der UNO, die noch von den USA und den führenden EU-Staaten
wie Deutschland behindert wird, steht ebenfalls tendenziell gegen BlackRock
& Co. Unter menschen- und völkerrechtlicher Orientierung steht eine neue
internationalistische Vernetzung und Kooperation an. Solche
Veröffentlichungen wie von mir und Ähnliche erscheinen inzwischen auf allen
Kontinenten (Ausnahme: Australien, Arktis und Antarktis).

Frage: Noch eine persönliche Frage zum Schluss: Sie sind vor kurzem
80 geworden, schreiben ein Buch nach dem andern - im letzten Jahr "Imperium
EU: ArbeitsUnrecht, Krise, neue Gegenwehr", davor das Buch "Die
Kapitalisten des 21. Jahrhunderts", jetzt "BlackRock & Co enteignen!". Sie
fahren herum und halten Vorträge - wie schaffen Sie es, sich von diesen
schweren Themen nicht deprimieren zu lassen? Woher nehmen Sie all die
Energie?

Werner Rügemer: In aller Demut bin ich mir bewusst, dass ich global
zu der winzigen Minderheit gehöre, die zwar mit bescheidenen, aber relativ
sicheren äußeren Verhältnissen und mit einer nur zipperleinsmäßig
angekratzen Gesundheit dieses Alter erreicht hat. Das empfinde ich als
Verpflichtung.

Zum einen hält mich die Zustimmung und Unterstützung aufrecht, die ich
erfahre. Zum anderen befallen mich doch immer wieder Depressionen, das ist
wohl unvermeidlich, wenn man ehrlich ist. Das geht auch anderen Aktivisten
so, auch solchen, die länger zum Beispiel bei Fridays for Future mitmachen.

Viele Gewerkschafter, die noch kämpfen oder eigentlich kämpfen wollen, sind
deprimiert, und Depressionen sind heute in diesem Amazon-Kapitalismus eine
sehr verbreitete Berufskrankheit.

Eine große Freude ist allerdings mein fünfjähriger Enkel, den ich mehrere
Male in der Woche von der Kita abhole. Mit ihm entdecke ich Blumen und
Käfer am Wegesrand und auch die Welt neu. Kürzlich fragte er mich, als wir
auf einer Parkbank unter hohen Platanen saßen: Opa, warum wachsen die Bäume
nicht immer weiter bis in den Himmel? Oder dann diese Frage, während er
sich an meine Seite lehnte und an dem Brötchen knabberte, das ihm die Oma
gemacht und das ich ihm mitgebracht hatte: Opa, wie lange dauert die
Ewigkeit?


Elisabeth Voß ist freiberufliche Autorin, Journalistin,
Vortragende und Beraterin zu solidarischem Wirtschaften und
Selbstorganisation in Wirtschaft und Gesellschaft. Mehr Infos auf ihrer Homepage: http://www.elisabeth-voss.de/


Der Beitrag wurde auf Telepolis am 30.09.2021 unter dem gleichen
Titel erstveröffentlicht:

https://www.heise.de/tp/features/BlackRock-Co-enteignen-6203954.html?seite=all

Der Schattenblick dankt Telepolis für die Nachdruckgenehmigung.

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 26. Oktober 2021 
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FRAGEN/011: Kenneth Kaunda, ein afrikanischer Humanist, der sich mit Gandhi verglich - Teil 3 (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Kenneth Kaunda, ein afrikanischer Humanist, der sich mit Gandhi verglich
- Teil 3

Interview mit Amzat Boukari-Yabara von Olivier Flumian, 17.09.2021
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Vor einigen Wochen verstarb der ehemalige Präsident von Sambia, Kenneth
Kaunda. Obwohl er außerhalb der englischsprachigen Welt kaum bekannt ist,
verdient er mehr als einen kurzen Absatz in den Geschichtsbüchern.

Kaunda war ursprünglich der Anführer der Bewegung, die der damaligen
britischen Kolonie Nordrhodesien 1964 die Unabhängigkeit unter dem Namen
Sambia brachte. Er wurde der erste Präsident und blieb es bis 1991.

Pressenza blickt auf den Werdegang dieser großen Persönlichkeit der
Unabhängigkeitsgeneration zurück, die sich als Humanist verstand und deren
Erfahrung, mit ihren Licht- und Schattenseiten, Anerkennung verdient. Wir
haben den Historiker und panafrikanischen Aktivisten Amzat Boukari-Yabara
interviewt, der die wichtigsten Momente dieser Lebensgeschichte schildert.

Heute kommen wir zum Ende und beleuchten das Vermächtnis des Vaters der
sambischen Unabhängigkeit.


Die Beziehungen seiner Regierung zu den westlichen Ländern waren
unbeständig. Wie kann man seine Außenpolitik beschreiben?

Wechselhaft, weil sie von den Kräfteverhältnissen und augenblicksbestimmten
strategischen Interessen abhing. Kaundas Diplomatie verband Pragmatismus
und konstruktiven Realismus. Auf seiner ersten offiziellen Reise als
Staatsoberhaupt begab er sich primär in den Vatikan, nach London und im
Anschluss nach New York zur Generalversammlung der Vereinten Nationen.
Während er zahlreiche interafrikanische Vermittlungsmissionen organisierte,
führte er einen ständigen diplomatischen Machtkampf mit London, um
Sanktionen gegen das rhodesische und südafrikanische Regime zu verhängen.

Vor dieser ersten Reise hatte Kaunda im Frühjahr 1964 Paris und dann
Belgrad besucht. Als er von George Pompidou in Matignon empfangen wurde,
versuchte er in Hinblick auf die bevorstehende Unabhängigkeit, Investoren
und Industrielle zu gewinnen, um die Infrastruktur seines Landes für eine
Transformation insbesondere im Bereich der Kohlechemie, auszubauen. Später
wehrte sich Kaunda gegen die französische Finanzierung eines Staudamms in
Mozambik, der den portugiesischen Kolonialinteressen diente.

Titos Jugoslawien gewährte er eine Bergbaukonzession und im Jahre 1970
ermöglichte ihm logistische Unterstützung aus Belgrad die Organisation der
dritten bündnisfreien Konferenz in Lusaka. Kaunda wendete sich auch Maos
China zu, um den Bau der Eisenbahnlinie zu verwirklichen, die Sambia mit
dem tansanischen Hafen Dar-es-Salaam verbinden sollte. Kaunda lehnte die
Politik der Einflussnahme und der Einmischung der beiden Blöcke ab, weil er
es für unmöglich hielt, sich zu entwickeln und zu vereinen, wenn man Feinde
hatte oder ständig von Washington oder Moskau verdächtigt oder
instrumentalisiert wurde.


Nach freien Wahlen wurde er 1991 von seinem Gegner Frederick
Chiluba abgelöst. Warum hat er seine Macht verloren?

Seine Machtposition, die Wirtschaftskrise, die Volksaufstände und die
Gefahr eines Militärputsches haben ihn zermürbt. Der Sturz des
südafrikanischen Apartheidregimes ging auch mit einem Moment der
Entspannung einher. Kaunda war nicht von Grund auf machthungrig. Er hatte
bereits gezögert, das Amt eines Staatsoberhaupts auszuüben, weil er sich
mehr einen Führer nach dem Vorbild Ghandis vorstellte. Er "verlor die
Macht", öffnete das Land aber dem Mehrparteiensystem, indem er durch die
Wahlurnen einen Übergang sicherstellte. Kaunda hob spöttisch hervor, dass
jene, die ihn nun von der Macht verdrängten, dies der Bildungspolitik
verdankten, die er selbst begründet hatte.


Sein politisches Engagement endete nicht mit seinem Rücktritt von
der Präsidentschaft. Wie ging es weiter?

Kenneth Kaunda stand in Opposition zu Präsident Chiluba. Bei den
Präsidentschaftswahlen in 1996 sollte er durch eine Verfassungsänderung,
die es jeder Person ausländischer Herkunft verbot, zu kandidieren, aus dem
Rennen gedrängt werden. Die Wahl wurde von der UNIP boykottiert, die
Repressalien hinnehmen musste. Am Weihnachtstag 1997 wurde Kaunda verhaftet
und 5 Monate lang unter Anklage der Unterdrückung von Informationen in
Zusammenhang mit einem gescheiterten Staatsstreich im Oktober 1997 gefangen
gehalten. Das Verfahren wurde schließlich eingestellt.

Kaunda engagierte sich danach in verschiedenen sozialen Bereichen. Der
ehemalige Staatschef, der international einen äußerst positiven Ruf genoss,
setzte sich in Foren für Frieden, Entwicklung und Demokratie ein oder im
Kampf gegen HIV/AIDS, an dem einer seiner Söhne 1987 verstorben war. Als
Patriarch, großer Musikliebhaber und Musiker, der übrigens die
südafrikanische Sängerin Miriam Makeba auf dem Klavier begleitete, pflegte
er sein Image als weiser Mann und Ältester, der bis zu seinem Tod sehr
gefragt war und viel besucht wurde.


Kaunda ist der letzte der großen afrikanischen Führer des
Unabhängigkeitszeitalters, der gestorben ist. Welche Erinnerung hinterlässt
er heute in seinem Land und auf dem Kontinent?

Man kann den letzten der großen Anführer unter verschiedenen
Gesichtswinkeln betrachten. Kenneth Kaunda war wahrscheinlich der älteste
der großen Führer und afrikanischen Präsidenten, die noch am Leben sind. Er
gab die Position des Ältesten an Sam Nujoma weiter, den in 1929
geborenen ehemaligen Präsidenten von Namibia. Es leben noch einige
Veteranen des Kampfes gegen Kolonialismus und Apartheid, aber die Zeit
fordert unwiderruflich ihren Tribut. Diese führenden Persönlichkeiten, die
den schlimmsten Regimen die Stirn boten, sind im Allgemeinen der großen
Mehrheit der afrikanischen Jugend unbekannt, vor allem der
französischsprachigen, die den auf immer jung bleibenden
Märtyrern wie Patrice Lumumba oder Thomas Sankara den Vorzug geben.

Ich habe den Eindruck, dass Kaunda, der "Löwe von Sambesi", das Andenken
eines unbeirrbaren Führers hinterlässt, der offen für den Dialog war,
vielleicht manchmal zu sehr. Seine lange Amtszeit - und sein langes Leben,
das von großer Disziplin zeugt - machen ihn zu einem Bezugspunkt und zu
einem kontroversen Thema in der politischen Geschichte seines Landes.
Trotzdem erkennt die ganze Welt seine Bedeutung als großer Staatsmann an.
In Hinblick auf den Panafrikanismus war er ein konstruktives Element der
afrikanischen Einheit, das stets danach strebte, Gegensätze zu überwinden.
Ein Mann der Synthese, aber wie bei jedem Politiker wird das Vermächtnis,
das er hinterlässt, vor allem von dem abhängen, was seine Erben daraus
machen.


Die Übersetzung wurde von Doris Fischer vom ehrenamtlichen
Pressenza-Übersetzungsteam erstellt. 


Link zum französischen Originalartikel:

Kenneth Kaunda, un humaniste africain qui se réclamait de Gandhi - partie
III

18.08.2021 - Olivier Flumian

https://www.pressenza.com/fr/2021/08/kenneth-kaunda-un-humaniste-africain-qui-se-reclamait-de-gandhi-partie-iii/
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Die Inflationswalze bewegt sich wieder

von Günter Buhlke, 10. Oktober 2021



Über Jahre befand sich in Deutschland die Inflation im Stand-by-Betrieb
etwa um die 2 Prozent. Das entsprach einer schleichenden Entwertung, die
von der Wirtschaft steuerlich über Abschreibungen verkraftet wurde und von
den Abhängigen durch mühevolle Tarifverhandlungen um Lohnerhöhungen.
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Ihren Antrieb erhält die Inflation gegenwärtig durch eine höhere
Staatsverschuldung infolge der Virenepidemie, den Kosten des Kohle- und
Atomausstiegs, den unsinnigen Verteidigungshaushalt und durch
Versprechungen der Politik. Dazu kommt der Unwille von Parlament und
Regierung Steuerfluchten wirksam zu verhindern, Einkommenssteuer
gleichberechtigt zu gestalten und Preislawinen (E-Strom, Verkehrstarife
u.ä.) aufzuhalten. Die Justiz scheint ebenfalls im Stand-by-Modus zu
verweilen.

Die Preisattacken auf die liquiden Geldmittel der Bevölkerung und des
Mittelstandes haben bis zum III. Quartal des Jahres an Fahrt gewonnen. Die
Statistik weist Ende September eine Inflationsrate für Deutschland von 4,1
Prozent aus.

Inflation ist in ihrer Wirkung eine Art Enteignung ohne Entschädigung, was
dem Grundgesetz widerspricht. Verfassungsrichter handeln aber nicht aus
eigenem Ermessen. Sie benötigen Kläger.

Preissteigerungen haben für den Finanzminister aber auch einen positiven
Effekt. Je höher die Preise, desto größer die Steuereinnahmen aus der
Mehrwertsteuer. Er benötigt sie, um die Kosten des Gesundheitsministeriums
für den Einkauf des Impfstoffes und die Organisationskosten des
Impfgeschehens zu decken. Das ist aber gegenwärtig nur ein Faktor des
Preisauftriebes. Die umfangreichen Versprechungen in der Wahlzeit können
nur mit Geld aus Krediten, d.h. Schuldversprechen realisiert werden. Die
Verschuldung im Rahmen der Klimapolitik ist der größte Brocken. Schulden
stehen mit ihrer Rückzahlung in einem engen Zusammenhang. Die Frage steht,
wie und wer kommt für die Rückzahlung nebst Zinsen auf. Historisch waren es
immer die da unten! Dagegen herrscht bei Investoren kein Geldmangel.

Was ist inzwischen passiert? Beispiele:

Die Energieerzeuger haben angesichts der Gesetze zum Kohle- und
Atomstromausstieg ihre Preise zusammen mit den Netzbetreibern auf
Spitzenniveau in Europa getrieben, obwohl Abfindungen in Milliardenhöhe für
die Abschaltungen vorgesehen sind. Die Politik hat zu spät und zu zögerlich
Alternativen mit Fördermitteln und Gesetzen eingeleitet. Energieeinsparung
ist kein Programmpunkt der Regierung oder in den Wahlprogrammen der
Parteien. Der Winter ist noch fern, doch schon haben die Heizölpreise
Spitzenwerte.

Wohnungsmieten sind schon seit längerem ein Preistreiber und ein
soziales Ärgernis im Landesmaßstab. Es sind Investoren aus ganz Europa, die
ihr überschüssiges Geld sicher vor der Inflation in werthaltigen Sachgütern
anlegen. Sie treiben gleichzeitig die Baukosten hoch. Traditionelle
Wohnungsunternehmen wollen Nutzen aus der großflächigen Nachfrage von
Wohnungen ziehen. Die Baukosten haben den höchsten Stand seit der amtlichen
Kostenerfassung erreicht. Sie hätten sich seit dem vergangenen Jahr um 12,3
Prozent erhöht, berichtet die Berliner Zeitung vom 5.10.2021.

Die Lebensmittelpreise sind seit langem Objekt der Gewinnlogik der
großen Ladenketten, deren Haupteigentümer an der Spitze der Liste der
deutschen Einkommensmilliardäre stehen. Ihre Macht aus der Einkaufsgröße
lässt sowohl die Bauern als auch Erzeuger zu ungleichen Partnern in den
Preisverhandlungen werden. Die Freiheit des Handelns schadet Dritten. Der
ambivalente deutsche Rechtsstaat duldet das Spiel der hohen Preise im Bio-
und Fairlevel.

Der Pharmahandel lässt sich die gestiegene Nachfrage der in der
Pandemie verängstigten Käuferschaft nicht entgehen und reagiert mit höheren
Preisen. Mit der Werbung werden Kauf und Preis angetrieben. Beinahe jede
Tageszeitung oder Fachbroschüre enthält Werbung für Gesundheitsprodukte.

Die Behörden drehen mit ihren Genehmigungen für öffentliche Bahn-
und Stromtarife, Portogebühren, mit Kosten treibenden Gesetzesnormen
großflächig mit an der Preisschraube.

Der Zusammenhalt der Gesellschaft leidet unter der Spaltung und durch hohe
Preise. Der neuen Regierung kommen neben den Aufgaben an der Klimafront,
der Aufrechterhaltung der wirtschaftlichen Kreisläufe, weitere Aufgaben in
den sozialen Bereichen zu. Ein "Weiter so" wäre fatal. Die Frage ist, ob
die Regierung sich die Macht zur Veränderung in Richtung der Gleichheit
nimmt. Der ehemalige Vorstandsvorsitzende der Deutschen Bundesbank, Joseph
Ackermann, sagte zur Bundeskanzlerin Merkel: "Sie haben nicht die Macht,
Sie haben eine Regierung".

Die Europäische Zentralbank ist mit Zustimmung der Bundesbank bereits
fleißig dabei, monatlich große Summen an Papiergeld zur Deckung der
Haushaltsdefizite zu drucken.

Die letzte katastrophale Inflation Deutschlands liegt genau 100 Jahre
zurück. Keiner kann sich sicher sein, ob die Vernunft bei den Abwägungen
der Interessen immer Sieger bleibt.

Noam Chomsky mahnte:

"Das Vergessen historischer Ereignisse ist ein gefährliches Phänomen,
 nicht nur weil es die moralische und intellektuelle Integrität
 untergräbt, sondern auch weil es die Grundlage für kommende Verbrechen
 legt".


Die Inflation um die Jahre 1922 hat als Folge des verlorenen 1.
Weltkrieges, der mit Krediten finanziert war, und den Bedingungen des
Friedensvertrages alle wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Proportionen
extrem verändert. Ein Brot ohne Versorgungsmarken kostete in Berlin 60.000
und eine Straßenbahnfahrt 20.000 Mark. Preise für Versorgungsgüter änderten
sich täglich. Die rechte Plattform des Großbürgertums nutzte die
Unzufriedenheit der Bevölkerung und führte Deutschland zum Faschismus und
zum 2. Weltkrieg. Der wurde ebenfalls mit Krediten finanziert und verloren.
Die Sieger drängten nicht sofort auf die Begleichung der Kriegsschulden.
Die DDR bezahlte mit Sachleistungen aus der Wirtschaft Reparationen an die
UdSSR und die USA sicherte sich den Goldschatz Deutschlands und bot Kredite
im Rahmen des Marshallplans für die Bundesrepublik.

Gegenwärtig bringen Unzufriedenheit in der Bevölkerung der AfD Wahlerfolge.
Die Lasten der aktuellen Staatsverschuldung dürfen als eine Lehre der
Vergangenheit nicht einseitig den Abhängigen über die Inflation aufgebürdet
werden. Die leistungslosen Einkommen aus Börsengewinne, das Erbvermögen
haben in gleicherweise Pflichten gegenüber Staat und Gesellschaft zur
Zahlung höherer Steuersätze.
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INTERNATIONAL/332: Ecuador - 116 Tote und Dutzende Verletzte bei Bandenkrieg in Haftanstalt (poonal)
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Ecuador 

Bandenkrieg in Haftanstalt: 116 Tote und Dutzende Verletzte



Fünf Menschen wurden enthauptet. Die Polizei beschlagnahmte
Schuss- und Stichwaffen, Mobiltelefone, Drogen und andere verbotene
Gegenstände.

(Guayaquil, 29. September 2021, la diaria) - Zum dritten Mal in diesem
Jahr kam es in einer Haftanstalt zu einer blutigen Auseinandersetzung
zwischen rivalisierenden Banden. Im Litoral-Gefängnis nordwestlich von
Guayaquil sind nach Angaben der Polizei am Dienstagabend 116 Menschen
ums Leben gekommen; Dutzende wurden verletzt.


Waffen, Drogen und Handys beschlagnahmt

Nach Angaben der ecuadorianischen Polizei ging es bei der
Auseinandersetzung um die Kontrolle über den Zellenblock 5. Hier
wurden allein 19 Tote entdeckt. Fünf der Gefangenen wurden enthauptet
aufgefunden. Nachbar*innen des Gefängnisses hatten die Ereignisse
gefilmt und die Videos ins Netz gestellt. Darauf ist zu sehen, wie
Insassen mit Schrotflinten auf Dächern herumlaufen und auf Fenster
schießen. Polizeikommandant Fausto Buenaño bestätigte, dass Menschen
durch Schusswaffen und Granaten getötet worden seien. Außerdem seien
ein Gewehr vom Kaliber 223, eine 9-Millimeter-Pistole, Stichwaffen,
Mobiltelefone, Drogen und andere verbotene Gegenstände beschlagnahmt
worden. Die Behörden verorten die Verantwortung für die
Machtbefugnisse der kriminellen Banden in den Gefängnissen bei den
vorherigen Regierungen. Beim Versuch, die Unruhen in den Griff zu
bekommen, seien auch zwei Polizisten leicht verletzt worden, so
Buenaño weiter; Lebensgefahr bestehe jedoch nicht. "Die beiden
Mitglieder der Spezialeinheit wurden von Munitionssplittern im Gesicht
getroffen und sofort ins Polizeikrankenhaus gebracht, wo sie behandelt
wurden. Sie sind stabil und außer Lebensgefahr".


Bereits über 200 Tote im laufenden Jahr

Auf den verbesserungswürdigen Zustand der Gefängnisse hatte
Ex-Präsident Lenín Moreno bereits hingewiesen; vom aktuellen Präsident
Guillermo Lasso wurden 75 Millionen Dollar an zusätzlichen Mitteln zur
Verbesserung des Gefängnissystems bewilligt, diese wurden jedoch noch
nicht investiert. Offiziellen Angaben zufolge gab es in diesem Jahr
bereits mehr als 210 gewaltsame Todesfälle in ecuadorianischen
Gefängnissen. Bereits im Februar und Juli waren 79 bzw. 22 Menschen
bei Bandengefechten zu Tode gekommen.


URL des Artikels:
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STANDPUNKT/091: Der Hundertjährige, der vor Gericht steht (Pressenza)
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Der Hundertjährige, der vor Gericht steht

Von Helmut Ortner, 11. Oktober 2021



Jahrzehntelang hat die Justiz NS-Verbrechen nicht verfolgt und
angeklagt. Jetzt steht eine greise Täter-Generation vor Gericht. Muss das
wirklich sein?

Ja - denn für die Beteiligung am Jahrhundertverbrechen kann es keine
Verjährung geben. Das sind wir den Opfern schuldig.

Eine mitleiderregende Szene: der Angeklagte Josef S. schleppt sich, auf
seinen Rollator gestützt, mühsam in den Gerichtssaal. Seinen Kopf will er
hinter einer blauen Mappe verstecken. Dann setzt er sich - und schweigt.
Der Prozess beginnt mit Verzögerung. Die Staatsanwaltschaft wirft dem Mann
Beihilfe zum grausamen und heimtückischen Mord in 3518 Fällen zwischen
1942 und 1945 im Konzentrationslager Sachsenhausen vor. Seinen Dienst tat
er, damals als Zwanzigjähriger, beim SS-Wachbataillon. Heute ist der Mann
einhundert Jahre alt. Sein Verteidiger wiederholt ihm flüsternd einige
Ausführungen des Staatsanwalts. Geplant sind 22 Verhandlungstage, die sich
bis Anfang kommenden Jahres hinziehen werden. Verhandelt kann nur zwei
Stunden am Tag. Der gesundheitliche Zustand des Angeklagten ist fragil. Es
soll dennoch zügig verhandelt werden.

Der hundertjährige Josef S. ist nicht der einzig betagte Angeklagte, den
seine Vergangenheit am Lebensende einholt. Im letzten Sommer stand der 
93-jährige ehemaliger Wachmann Bruno Dey in Hamburg vor Gericht und wurde der
Beihilfe zum Mord in 5232 Fällen für schuldig befunden worden, weil er von
August 1944 bis April 1945 SS-Wachmann in Stutthof war. Er erhielt wegen
seines Alters zur Tatzeit eine Jugendstrafe von zwei Jahren, die zur
Bewährung ausgesetzt wurde. Vor wenigen Wochen sollte beim Landgericht
Itzehoe gegen Irmgard F. verhandelt werden, 96 Jahre alt und einst
Sekretärin des Lagerkommandanten, ebenfalls im KZ Stutthof. Sie ist der
Beihilfe zum Mord in mehr als 11.000 Fällen angeklagt. Laut Anklage soll
sie zwischen Juni 1943 und April 1945 bei der systematischen Tötung von
Gefangenen Hilfe geleistet haben. Die alte Frau war vor Prozessbeginn mit
einem Taxi aus dem Pflegeheim geflohen, ehe sie von der Polizei in Haft
genommen wurde. Demnächst soll verhandelt werden.

Es ist ein weiterer Prozess gegen KZ-Mitarbeiter, in dem es nicht darum
geht, dass der Angeklagten vorgeworfen wird, selbst gemordet oder Morde
befohlen zu haben, sondern darum, dass sie durch ihre Arbeit im Lager dazu
beigetragen hat, dass die Mordmaschine immer weiter laufen konnte. Weitere
Verfahren bei den Staatsanwaltschaften in Erfurt, Hamburg, Weiden sowie bei
der Generalstaatsanwaltschaft Celle stehen an. Die Vorwürfe lauten jeweils
auf Beihilfe zum Mord in einer Vielzahl von Fällen.

Tatsache ist: die Prozesse sind Beleg einer skandalösen Verspätung. Die
Frage drängt sich auf: wie lange soll man die Unterlassungen und
Versäumnisse noch nachholen? Jahrzehntelang waren Verfahren nicht eröffnet
oder beinahe routinemäßig eingestellt worden. Es sollte nur bestraft
werden, wer einer Beteiligung an ganz konkreten Morden überführt wurde. Es
fehlte durchweg an gesetzgeberischen Signalen. Es fehlte das "Wollen", 
NS-Täter, als diese noch keine Greise waren, vor Gericht zu bringen.
Persönliche Schuld verschwand so im Dickicht von Beweisakten, Gutachten und
Verteidiger-Strategien.

Erst nach dem Urteil gegen John Demjanjuk, ein Wachmann, der als
"ukrainischer Hilfswilligerer" im Vernichtungslager Sobibór tätig war und
2011 in München verurteilt wurde, ist die Justiz nach jahrzehnteelanger
Untätigkeit wieder aktiv geworden. Wer als kleines Rädchen beim großen
Massenmorden der Nazis dabei war, der kann seither auch ohne konkreten
Tatverdacht wegen Beihilfe zum Mord angeklagt werden. Mord verjährt nicht.

Ein Hundertjähriger auf der Anklagebank? Können er und die anderen greisen
Täter und Täterinnen begreifen, was sie an Schuld auf sich luden, als sie
als junge Menschen bereit waren zur Teilnahme an einem
Jahrhundertverbrechen? Kann die Justiz ein Verbrechen nach Jahrzehnten
diese Verbrechen noch sühnen? Kann ein Gericht jemanden angemessen
bestrafen für die Beteiligung an einem kollektiven System der Barbarei -
dafür, am "reibungslosen Ablauf der Tötungsaktionen" reibungslos
teilgenommen zu haben? Vor allem aber: kann den Opfern und ihren
Hinterbliebenen überhaupt Gerechtigkeit, späte Wiedergutmachung
widerfahren? Sind diese viel zu späten Anklagen und Prozesse tatsächlich
nicht mehr einer moralischer Symbolik als juristischer Rechtsstaatlichkeit
geschuldet?

Die Nichtverfolgung von NS-Verbrechen ist beschämend. Eine skandalöse,
jahrzehntelange Verweigerung von Strafverfolgung, eine konsequente
Strafvereitelung im Amt. Dafür gehörte die Justiz auf die Anklagebank.
Einige Zahlen: In den drei Westzonen und der Bundesrepublik wurde von 1945
bis 2005 insgesamt gegen 172.294 Personen wegen strafbarer Handlungen
während der NS-Zeit ermittelt. Das ist angesichts der monströsen Verbrechen
und der Zahl der daran Beteiligten Menschen nur ein winziger Teil. Das
hatte seine Gründe: Im Justizapparat saßen anfangs dieselben Leute wie
einst in der NS-Zeit. Viele machten sich nur mit Widerwillen an die Arbeit.
Auch politisch wurde auf eine Beendigung der Verfahren gedrängt, dafür
sorgten schon zahllose Amnestiegesetze.

Zu Anklagen kam es letztlich gerade einmal in 16.740 Fällen - und nur
14.693 Angeklagte mussten sich tatsächlich vor Gericht verantworten.
Verurteilt wurden schließlich gerade einmal 6.656 Personen, für 5.184
Angeklagte endete das Verfahren mit Freispruch, oft aus Mangel an Beweisen.
Die meisten Verurteilungen - rund 60 Prozent - endeten mit geringen
Haftstrafen von bis zu einem Jahr. Ganze neun Prozent aller Haftstrafen
waren höher als fünf Jahre. Vor dem Hintergrund eines der größten
Verbrechen in der Menschheitsgeschichte eine skandalöse, empörende Bilanz.

Von der Justiz hatten die NS-Täter nichts zu befürchten. Die meisten
Deutschen wollten von Kriegsverbrechern, von Verbrechen gegen die
Menschlichkeit, von den NS-Verstrickungen, von schuldhaften
Täter-Biographien, kurz: vom moralischen und zivilisatorischen Desaster
Hitler-Deutschlands nichts mehr wissen. Aus der Politik gab es keine
zwingenden Gesetzesvorgaben. Unter diesem Eindruck zeigte vor allem die
Justiz nur wenig Neigung, ehemalige NS-Täter zur Verantwortung zu ziehen,
zumal dort bekanntlich eine besonders starke personelle Kontinuität zur
NS-Zeit gegeben war. Die Bereitschaft, in NS-Strafsachen zu ermitteln und
zu handeln, ging nahezu gegen null.

Wenn nun nach Jahrzehnten juristischer - auch politisch gewollter -
Ignoranz, einer letzten noch lebenden Täter-Generation der Prozess gemacht
wird, ist das auch eine späte Einlösung des Versprechens, das die
Bundesrepublik einst gegeben hatte: Nie wieder!

Kann persönliche Schuld verjähren? Nein, sagt Alfred Grosser, denn das
vergangene Geschehen ist keineswegs abwesend in der Gegenwart, nur weil es
vergangen ist. Der Respekt vor den Hinterbliebenen verpflichtet uns, die
Schuld und die Schuldigen zu benennen, solange es noch möglich ist.

Die Verbrechen von damals sind zu gewaltig, um heute zu sagen: Jetzt soll
endlich einmal Schluss sein.


Helmut Ortner (1950) ist Beiratsmitglied der
Giordano-Bruno-Stiftung. Er hat zahlreiche Bücher veröffentlicht, die in
über 14 Sprachen erschienen sind. Zuletzt: "Ohne Gnade - Eine Geschichte
der Todesstrafe", mit einem Nachwort von Bundesrichter a. D. Prof. Dr.
Thomas Fischer, Nomen Verlag Frankfurt.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de

veröffentlicht in der Online-Ausgabe des Schattenblick zum 26. Oktober 2021 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN
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Kolumbien 

"Wir wollen die Wahrheit wissen"

Von Darius Ossami
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Seit 35 Jahren ist der Partner der Aktivistin Luz Marina Hache spurlos
verschwunden

Foto: © Luz Marina Hache Contreras



Die Kolumbianerin Luz Marina Hache Contreras von der Bewegung
der Opfer von Staatsverbrechen MOVICE spricht über das
Verschwindenlassen und Straflosigkeit in Kolumbien.

(Berlin, 3. Oktober 2021, poonal) - Die Kolumbianerin Luz Marina Hache
Contreras ist Sprecherin für den Bereich gewaltsames
Verschwindenlassen in der Bewegung der Opfer von Staatsverbrechen
MOVICE (Movimiento Nacional de Víctimas de Crímenes de Estado) [1].
Aufgrund von Morddrohungen musste die 65-jährige Aktivistin Kolumbien
verlassen. Darius Ossami sprach mit ihr über das Verschwindenlassen
und Straflosigkeit in Kolumbien, die Ziele von MOVICE und ein
Wandgemälde, das aktuell für Ärger sorgt.

Warum wurde MOVICE gegründet?

Die Nationale Bewegung der Opfer von Staatsverbrechen wurde im Jahr
2004 gegründet. Das Hauptziel für uns als Opfer ist, dass es
Gerechtigkeit, Wahrheit und Wiedergutmachung gibt. Wie die Mitglieder
der sozialistischen Partei Unión Patriótica und anderer politischer
Gruppen, die in Kolumbien ausgelöscht wurden, waren wir Opfer von
Massenmorden, gewaltsamer Vertreibung [2] in einem Land, in dem es
über acht Millionen Binnenflüchtlinge gibt, Opfer von selektiven
Morden, außergerichtlichen Hinrichtungen und des gewaltsamen
Verschwindenlassens [3]. Unsere Bewegung fordert die kolumbianische
Regierung auf, dafür Verantwortung zu übernehmen. Außerdem fordern wir
eine Garantie der Nicht-Wiederholung. Niemand - weder in Kolumbien
noch weltweit - sollte das erleiden, was wir Opfer in Kolumbien
erleiden mussten. Damit meine ich Opfer verschiedenster Verbrechen,
die dazu geführt haben, dass Kolumbien jetzt ein Land mit über zehn
Millionen Opfern ist.

Welchen Erfolg hat die Bewegung seit ihrer Gründung gehabt?

Ein Erfolg unserer Bewegung ist, dass wir heute ein politischer Akteur
in der kolumbianischen Gesellschaft geworden sind. Die Bewegung der
Opfer findet Gehör! Fast alle NGOs im Menschenrechtsbereich gehören zu
unserer Bewegung, weil wir für die Wahrheit und gegen die
Straflosigkeit kämpfen. Es kann nicht sein, dass in einem Land, das
von sich behauptet, die Menschenrechte zu wahren, 99 Prozent der
Verbrechen straflos bleiben. Die Wahrheit ist umkämpft. Es gibt die
Wahrheit der Sieger und die Wahrheit der Opfer. Aber die Wahrheit der
Opfer, das was wirklich in diesem Land passiert ist, muss bekannt
gemacht werden!

Aber Straflosigkeit gibt es doch weiterhin?

Die Straflosigkeit existiert weiter. Nach dem Friedensschluss haben
wir Opfer große Hoffnungen gesetzt in das System von Wahrheit,
Gerechtigkeit, Wiedergutmachung und Garantie der Nicht-Wiederholung,
das mit dem Friedensvertrag geschaffen wurde. In Bezug auf die
Straflosigkeit gibt es jetzt die Sondergerichtsbarkeit für den Frieden
JEP (Jurisdicción Especial para la Paz). Die JEP hat mehrere große
Verfahren eröffnet, in denen nun ermittelt wird, was passiert ist und
die auf ihre Weise für Gerechtigkeit sorgen will. Wir Opfer fordern
keine Haftstrafen. Es nützt uns nichts, wenn ein Täter im Knast
vergammelt, wenn wir nicht genau wissen, welche Gründe zu den ganzen
Verbrechen geführt haben, durch die in Kolumbien so viel Blut
vergossen wurde.

Wie ließe sich die Straflosigkeit durchbrechen?

Dieser Weg beginnt damit die Wahrheit zu kennen. Wir müssen wissen wer
die Befehle für diese Taten gegeben hat und den Tätern wiederum die
Möglichkeit geben, uns die Wahrheit zu sagen. Dafür wurde die
Wahrheitskommission gegründet, die aber nicht ausreichend Zeit
bekommen hat, um durch das ganze Land zu reisen und alle
Zeugenaussagen der Opfer und Täter zu sammeln. Drei Jahre sind nicht
genug Zeit, denn die Wahrheit gibt es auf beiden Seiten: Es gibt die
Wahrheit der Täter und das, was wir Opfer für die Wahrheit halten.

Dennoch werden weiterhin Menschenrechtsverbrechen verübt. Was
sollte nun passieren?

Solange die kolumbianische Regierung nicht das Problem der sozialen
Ungleichheit im Land löst, wird es sehr schwer die Verbrechen zu
stoppen. Die Agrarreform war einer der Punkte der
Friedensvereinbarung, aber die Regierung hat sie nicht umgesetzt.
Probleme wie den Mangel an Land oder Drogenhandel gibt es weiterhin.
Der Staat profitiert vom Reichtum, den der Drogenhandel bringt und
verfolgt nur den kleinen Erzeuger, während die großen Profiteure des
Drogenhandels in Ruhe gelassen werden. Gleichzeitig haben nicht alle
einen Zugang zu Bildung. Es ist also notwendig die staatlichen
Strukturen grundlegend zu verändern, um diesen bereits seit über 60
Jahren anhaltenden Kreislauf der Gewalt zu durchbrechen. Wir wollen
ein anderes Land, ein Land voller Hoffnungen, Liebe und Freude; ein
Land mit der Möglichkeit, ohne Angst zu leben.

Und wenn Gustavo Petro die Wahl gewonnen hätte?

Das hätte nichts gebracht. Was gewinnen wir denn mit einem
Präsidenten, der sein Amt nicht wirklich ausüben kann, weil es im
Kongress eine rechte Mehrheit gibt? Die Wahlen sind nur ein Teilaspekt
des Konflikts in Kolumbien und werden nicht die Probleme der
Bevölkerung lösen. Es kann nicht angehen, dass der Reichtum eines
Landes in den Händen von 58 Familien liegt. Wir brauchen unbedingt
Reformen, die wirklich die Sozialstruktur in Kolumbien verändern.

Wie sehen Sie den landesweiten Streik und dessen Forderungen?

Die Forderungen des Streiks gibt es bereits seit den 1970er Jahren,
aber was in Bezug auf Gesundheit, Arbeit und Bildung gefordert wurde,
hat man nie erfüllt. Dieses Mal haben die sozialen Netzwerke dazu
geführt, dass die internationale Gemeinschaft aus erster Hand
mitkriegt, dass der Staat mit Repression reagiert. Die Toten [4],
die Verschwundenen, die gewalttätige Antwort auf die soziale
Mobilisierung - das ist die Gewalt, die seit 60 Jahren auf dem Land
angewendet wird. Niemand wollte wahrhaben, dass so etwas passiert.
Aber jetzt hat die Weltöffentlichkeit darauf geblickt, weil es in den
größten Städten Kolumbiens stattfand.
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Der Opferverband MOVICE ist ein bedeutender politischer Akteur in
Kolumbien geworden

Foto: © Luz Marina Hache Contreras



Sieht die Bevölkerung die Rolle des Staates und der Polizei jetzt
mit anderen Augen?

Viele stellen langsam fest, dass Uribe nicht der Retter des Volkes
ist, sondern eine neue Form des Faschismus in Kolumbien anstrebt.
Durch den Streik wacht ein Teil der Leute auf. Der Streik hat gezeigt,
was wir schon immer gesagt haben: Mit Repression lässt sich keiner der
Konflikte in Kolumbien lösen. Man merkt, dass die Leute die Angst vor
der Repression verloren haben. Dass Menschen mit Steinen gegen
Gewehrkugeln kämpfen, zeigt deutlich: Wir haben nichts zu verlieren!

Geht der Streik denn immer noch weiter?

Der Streik ist nicht mehr so allgegenwärtig wie zu Beginn, aber er
setzt sich in den großen Städten fort. Es gibt keine Blockaden mehr,
aber die Leute leisten weiter Widerstand und fordern gehört zu werden.

Wie sieht diese neue Form des Faschismus aus?

Uribe will, dass wir alle gleich denken. Seit dem Jahr 2000 setzt er
auf die Politik der harten Hand. Ich habe das nie verstanden. Eine
harte Hand, um uns zu bestrafen, zu verprügeln, zu unterdrücken? Iván
Duque ist eine Marionette. Er folgt den Vorgaben der Partei Centro
Democrático, dessen Vorsitzender Álvaro Uribe ist. Und das
Konzept, das gerade vorherrscht, ist der neue Faschismus, den Uribe
und der Centro Democrático errichten will. Dazu gehört die Behauptung,
dass es nur eine Lösung für den Konflikt geben darf. Aber man kann
nicht erwarten, dass die ganze Bevölkerung dieselbe Lösung will.
Anders zu denken, darf uns nicht das Leben kosten!

Sie sind aktuell nicht in Kolumbien. Warum?

Ich habe Morddrohungen bekommen, so dass MOVICE veranlasst hat, dass
ich in einem Schutzprogramm für Menschenrechtsverteidiger*innen
aufgenommen werde. Mehrere Mitglieder von MOVICE sind ermordet worden,
andere mussten das Land verlassen und konnten nicht zurückkehren. Und
mit dem Wandbild "Wer gab den Befehl?" sind wir jetzt auch noch in
eine juristische Auseinandersetzung [5] verwickelt.

Worum geht es bei diesem Wandbild?

Im Oktober 2019 haben wir mit anderen Organisationen eine Kampagne für
die Wahrheit gestartet und zusammen mit Künstler*innen in Bogotá ein
Wandbild erstellt, gegenüber einer Militärkaserne. Unter der
Aufschrift "Wer gab den Befehl?" sind mehrere Militärkommandanten
gezeichnet, zusammen mit der Anzahl an außergerichtlichen
Hinrichtungen, die unter ihrem Befehl begangen wurden. Seitdem ist
diese Parole Teil der Forderungen der sozialen Bewegung, denn die
Untersuchungen haben gezeigt, dass diese Verantwortlichen den Befehl
gegeben haben. Aber sie haben einen Oberbefehlshaber und das ist der
Präsident.

Sind das alles außergerichtliche Hinrichtungen?

Es geht vor allem um 6.402 Fälle von außergerichtlichen Hinrichtungen
durch die Armee (falsos positivos) seit dem Jahr 2000. Wir gehen
allerdings von über 10.000 Fällen aus. Falsos positivos gab es in
Kolumbien schon vor Álvaro Uribe, aber während seiner Amtszeit
von 2002 bis 2010 sind die Zahlen explodiert. Alle Fälle haben
bestimmte Eigenschaften. Deshalb weiß man auch, wer dafür
verantwortlich ist. Es gibt auch Verurteilungen von Militärs unterer
Ränge, aber es gab nie einen Befehlshaber, der verantwortlich gemacht
wurde.

Was wissen Sie über den Verbleib ihres Partners?

Er ist noch immer verschwunden, ich weiß nicht, ob er erschossen
wurde. Er war Gewerkschaftsführer, Aktivist der Bewegung 19. April
(M-19) und politischer Gefangener. Als er nach zwei langen Jahren
wieder freikam, hat man ihn verschwinden lassen. Wer es getan hat? Ich
weiß es nicht. Aber die Art seines Verschwindenlassens passt zu den
Taten, die Mitglieder der 20. Brigade in Bogotá - die
Aufklärungseinheit der kolumbianischen Armee - begangen haben. Aber
man kann erst dann beweisen, dass diese Brigade mit dem
Verschwindenlassen meines Partners zu tun hat, wenn einer von diesen
Leuten eines Tages sagt: Ja, wir hatten etwas damit zu tun. Das ist
jetzt fast 35 Jahre her.


Anmerkungen:

[1] https://movimientodevictimas.org/

[2] https://www.npla.de/thema/flucht-migration/gewaltsame-vertreibungen-haben-sich-2021-verdoppelt/

[3] https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/auf-den-spuren-eines-verbrechens-ohne-spuren/

[4] https://www.npla.de/thema/repression-widerstand/dutzende-tote-durch-polizeigewalt-bei-massenprotesten/

[5] https://amerika21.de/2020/03/232889/zensur-militaer-kolumbien

Ein Audio-Beitrag findet sich demnächst bei onda:

https://www.npla.de/onda/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/memoria-justicia/wir-wollen-die-wahrheit-wissen/


Das Interview wurde in den Lateinamerika Nachrichten 567
erstveröffentlicht.

https://lateinamerika-nachrichten.de/artikel/wir-wollen-die-warheit-wissen/

Der Schattenblick dankt den Lateinamerika Nachrichten für die Nachdruckgenehmigung.
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SCHACH-SPHINX/07331: Anreize fürs Bürgertum (SB)

Im 19. Jahrhundert hatte das Schachspiel zwar eine breitere
Anhängerschaft gefunden, die auch längere Wegstrecken auf sich nahm,
um an einem Turnier teilzunehmen, aber die öffentliche Resonanz in
Presse und Gesellschaft und vor allem der Andrang eines Publikums
fehlten noch. Das Schach blieb trotz einer gewissen Popularität in den
gutbürgerlichen und gebildeten Kreisen noch eine lange Zeit eine
Randerscheinung für begeisterte Zuschauerströme. Um an Attraktivität
zu gewinnen, mußte mehr als nur der Turniergast angesprochen werden,
sinnvoller war es, den Zivilbürger selbst dazu zu verleiten, an einem
Wettkampf teilzunehmen. Für die Meisterturniere kam er natürlich nicht
in Frage und selbst die Nebenturniere für spielstarke Amateure boten
wenig Reiz für den Gelegenheitsschacher. Die Ausrichter kamen auf eine
simple Idee. Nichts war besser geeignet, den Bürger ans Schachbrett zu
locken, als die Aussicht auf materiellen Gewinn. So kamen in dieser
Zeit sogenannte Tombola-Turniere stark in Mode. Jeder Teilnehmer
konnte sich einen Gegner nach eigener Wahl aussuchen und mit ihm drei
Partien austragen. Der Sieger dieser Mini-Matches kam dann in eine
Verlosung, wo kleinere Prämien lockten wie Zigarettenständer,
Aschenbecher, Tabakpfeifen, Federkästchen oder Notizbücher und
dergleichen mehr. Und dafür lohnte sich das Antrittsgeld. Im heutigen
Rätsel der Sphinx ging es freilich um geistige Freuden. Weiß hatte
nach zuletzt 16.h4-h5 Lf8-e7? das Motiv einer Kreuzfesselung auf dem
Brett, die kombinatorisch auszunutzen, einen Genuß eigener Art
darstellte, Wanderer.
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Barczay - Pytel

Lublin 1969


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die schwarze Stellung fiel in sich zusammen, als Vanka ihren
verwundbarsten Punkt anvisierte. 1.b2-b4! machte mit Tempogewinn das
Feld für den Damenläufer auf b2 frei. Die schwarze Dame mußte mit
1...Da5-d8 auf die Grundposition zurückkehren, aber danach sorgte
2.Dd4xf6+!! für den Einsturz der schwarzen Königsfestung. Weil 2...Kg7-
g8 wegen 3.Lc1-b2 nicht half, 2...Kg7xf6 jedoch nach 3.Lc1-b2# zum
Matt führte, gab sich Skala geschlagen.

18. Oktober 2021

veröffentlicht in der Schattenblick-Druckausgabe Nr. 169 vom 23. Oktober 2021
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SCHACH-SPHINX/07330: Ohne Eisenbahn ging gar nichts (SB)

Der technologische Fortschritt half dabei, blühende
Turnierlandschaften entstehen zu lassen, denn erst in den späten
1870er Jahren hatten alle großen deutschen Städte einen
Eisenbahnanschluß. Ohne diese Verkehrstauglichkeit gab es in
Deutschland zuvor kaum starkbesetzte Turniere, was nicht nur ein
Handicap für das Kaiserreich darstellte, sondern überall in der Welt
wirklich große Wettkämpfe zur Rarität machte. Damit war es jedoch
nicht getan. Um Publikum anzuziehen, mußten die Turnierorganisatoren
ein buntes Programm auf die Beine stellen. Der sportliche
Turnieraspekt war keine Garantie für zahlende Gäste. So mußten neben
dem Haupt- und Nebenturnier weitere Attraktionen aufgeboten werden wie
freie Turniere für Amateure, Blindschachveranstaltungen und
Konsultationspartien, Banketts, aber auch Ausflüge zu den jeweiligen
Sehenswürdigkeiten, um Gäste zu den Spielstätten zu locken. Im
heutigen Rätsel der Sphinx hatten die Ausrichter in Prag solche
Zusatzangebote nicht nötig, im Jahr 1960 reichte das Schach auf dem
Brett als Magnet, und so konnte Vanka in seiner Partie gegen Skala den
Bauernschutz vor dem schwarzen König mit einer sehenswerten
Kombination durchbrechen und des Applauses sicher sein, Wanderer.
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Vanka - Skala

Prag 1960


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Als Neshmetdinow den letzten Zug seines Gegners 24.Tf1-h1 auf dem
Brett sah, fiel er in ein tiefes Grübeln, dann hatte er gefunden, was
ihm seine Ahnung zugeflüstert hatte: 24...Tf7xf4!! Polugajewski wurde
blaß vor Schreck. Das Damenopfer mußte er freilich annehmen, denn
25.Se2xf4? scheiterte an 25...Sb4xc2+ und auch 25.g3xf4 führte in den
Abgrund nach 25...Lh6xf4+ 26.Se2xf4 - 26.Ke3-d4 Dh2-f2+ 27.Kd4-c3 Df2-
c5# - 26...Sb4xc2+ Auch 25.Th1xh2 konnte ihn nicht mehr retten:
25...Tf4-f3+ 26.Ke3-d4 Lh6-g7!! 27.a2-a4 - es drohte vernichtend
27...b7-b5! nebst 28...Se5-c6# - 27...c7-c5+ 28.d5xc6 b7xc6 29.Lc2-d3
Se5xd3+ 30.Kd4-c4 - 30.e4-e5 Lg7xe5+ nebst 31...d6-d5# - 30...d6-d5+!
31.e4xd5 c6xd5+ 32.Kc4-b5 Ta8-b8+ 33.Kb5-a5 Sb4-c6+ und Polugajewsky
gab auf. Sein König wird nach 34.Ka5-a6 auf drei Wegen mattgesetzt:
34...Tb8-b6#, 34...Sd3-b4# und 34...Sd3-c5#

18. Oktober 2021
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SCHACH-SPHINX/07329: Kraftvolles Königsindisch (SB)

Als die Königsindische Verteidigung in die Turnierhallen eingeführt
wurde, war der Widerstand gegen sie begreiflicherweise hoch. Sie mußte
sich erst bewähren. Einer, der treu zur königsindischen Fahne hielt,
war Richard Réti, der ihr in den 1920er Jahren umfangreiche Analysen
widmete und sie auf dem Brett zu einer streitbaren Waffe gegen Weiß
schmiedete. In späteren Jahren hat neben dem amerikanischen
Schachgenie Bobby Fischer insbesondere Garry Kasparow durch eine Reihe
glänzender Schwarzsiege für einen guten Ruf dieses indischen
Verteidigungssystems gesorgt. Das Königsindische umfaßte etliche Ideen
und strategische Konzepte, die Varianten sind überaus verwickelt und
erfordern die Einhaltung exakter Manöver. Die Spannung wird über eine
lange Zeit aufrechterhalten, was ein plötzliches Gegenspiel seitens
des Nachziehenden als Drohung immer im Schwange hält. Für den
russischen Angriffsspieler Neshmetdinow war sie daher die richtige
Wahl in seiner Partie gegen seinen Landsmann Polugajewski.
Neshmetdinow spielte von Anfang an auf Sieg und hatte die weiße
Majestät schließlich mitten aufs Feld getrieben. Mit 21.Tf1-h1 hoffte
Polugajewski im heutigen Rätsel der Sphinx, den ungeschützten Läufer
auf h6 erobern zu können, doch sein Kontrahent überraschte ihn
daraufhin mit einer oft bestaunten, stürmischen Opferkombination,
Wanderer.
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Polugajewski - Neshmetdinow

Sotschi 1958


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die schwarze Königsstellung war überlastet, weil sie des Schutzes
durch den Läufer auf f8 und den Springer auf e6 bedurfte. Weiß nutzte
diese Schwäche, um die beiden schwarzen Schutzfiguren mit 1.Te1xe6!
De8xe6 2.Df1xf8! zu beseitigen. Nach 2...Td8xf8 war die schwarze
Majestät dem weißen Angriff über 3.Tc7xg7+ Kh7-h8 4.Tg7xg6+ schutzlos
aufgeliefert. Schwarz gab auf, ohne sich das Ende zeigen zu lassen.
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KOMMENTAR/285: Nur noch Geschäft ... (SB)



Im deutschen und internationalen Profihandball scheint die Welt der
apolitischen, Mammon und Titelweihen verehrenden Hofberichterstattung
noch in Ordnung zu sein. Während andere Sportarten, -verbände und
-organisationen sich mit Vorwürfen herumplagen müssen, dass in den
Gastgeberländern der Sportwettbewerbe teilweise schwerste
Menschenrechtsverletzungen verübt werden, gelingt es der Zunft der
Ballwerfer, sich von solchen, angeblich "sportfernen" Misslichkeiten
fast vollständig freizuhalten. Der kampfbetonte, von männlichen
Härteidealen durchdrungene Handballsport gerät allenfalls in die
Negativschlagzeilen, wenn Beachhandballerinnen vom Dachverband
sanktioniert werden, weil sie gegen die sexistische Kleiderordnung
verstießen und sich weigerten, in knappen Bikinihosen zu spielen. [1]
Blind stellt sich jedoch das Funktionärs- und Medienauge, wenn die
Männer ihre Weltmeisterschaft in Ägypten austragen - dann geht es
angeblich nur um "Sport" und nicht etwa darum, dem brutalen
Militärregime einen Propagandaerfolg durch die Handball-WM zu
bescheren. [2]

Auch die Tageszeitung Neues Deutschland, die einen "Journalismus von
links" für sich in Anspruch nimmt, macht da keine Ausnahme. Wenn es
um verkaufsträchtigen Lokalpatriotismus geht, scheint die
Beweihräucherung, dass sich Magdeburgs Handballer jetzt
"Klubweltmeister" nennen dürfen, weil sie in Saudi-Arabien
beim "IHF Super Globe" im Endspiel den amtierenden
Champions-League-Sieger FC Barcelona schlugen, immer noch die
höchste Tugend zu sein. In der typischen Marketingsprache werden dann
viele Worte verschwendet, dass sich der Titel gut verkaufen lasse, nun
seinen Platz auf dem Briefbogen des SC Magdeburg bekomme, aber die
Wertschätzung in Deutschland für diesen Wettbewerb noch nicht so hoch
sei. Ehrlicherweise fasst Neues Deutschland schließlich zusammen: "Bei
der seit 2010 regelmäßig ausgetragenen Klub-WM geht es vor allem für
die europäischen Teilnehmer um zwei Dinge: Erstens sollen die eigenen
Spieler gesund bleiben. Zweitens soll so viel Geld wie möglich
kassiert werden." Für den Turniersieg in Saudi-Arabien
strich der SC Magdeburg die stolze Summe von 400.000 US-Dollar ein,
wofür die Spieler vier Partien in fünf Tagen absolvieren mussten. [3]

Saudi-Arabien hat zum zweiten Mal den Super Globe ausgetragen,
nachdem in den neun Jahren zuvor immer Katar das Gastgeberland für den
warmen Geldregen war. Bekanntlich stehen die öl- und gasreichen
Wüstenstaaten, die den Sport jeweils als gesellschaftlichen
Transformationsriemen nutzen, um sich nach innen
wie außen nach dem Bild westlicher Herrschaftssysteme zu
modernisieren, in der Kritik, Menschenrechte mit den Füßen zu treten.
Über die Baustellentoten, die ausgebeuteten GastarbeiterInnen und die
feudalen Strukturen in Katar wurde schon oft berichtet; inzwischen
auch über die verlogenen Protestaktionen von Profisportlern, deren
kalkulierte Kritik an den gesellschaftlichen
Unterdrückungsverhältnissen in Katar vor allem dazu dient, den
internationalen Sportevents noch mehr Legitimität zu verschaffen, weil
jetzt ja auch die Schattenseiten - zumindest symbolisch - angesprochen
würden.

Der geschäftstüchtige Profihandball indes macht aus seinem Herzen
nicht einmal eine PR-Grube - er schweigt einfach. "IHF Super Globe"
in Saudi-Arabien - war da irgendetwas? Man muss bei Neues Deutschland
(ND) schon den Hyperlink anklicken, um Spuren der Erinnerung bei
anderen Sportarten zu finden. Als vor knapp einem Jahr das erste
Profiturnier für Golferinnen in Saudi-Arabien stattfand, wurde es noch
von Boykottaufrufen begleitet. "Das Gastgeberland ist bekannt dafür,
dass es dort schlecht um die Menschen- und speziell die Frauenrechte
bestellt ist. Zudem nutzt das Regime die Unterhaltungsindustrie und
Sportgroßereignisse, um künstlich ein weltoffenes Bild von sich zu
zeichnen", berichtete ND über "White-" oder "Sportwashing" in
Saudi-Arabien und wie sich das Regime darum bemüht, insbesondere
Frauen einige Zugeständnisse gesellschaftlicher Teilhabe zu machen,
um sein internationales Image aufzupolieren, während gleichzeitig
politische Aktivistinnen im Gefängnis schmoren. [4]

"Brot und Spiele" sind in allen modernen Gesellschaftsformationen ein
unglaublich effektives Mittel, das sich für nahezu alle
Herrschaftsziele bis in die kleinsten sozialen Monaden hinein
einsetzen lässt. Deshalb gibt es auch kein Industrieland, gleich ob
demokratisch oder autoritär regiert, das darauf verzichtet. Und da der
Sport als kommerzielle Ware käuflich ist und in der Regel immer dort
hingeht, wo ihm die lukrativsten Angebote und das meiste Geld
winken, haben die reichen Erdölstaaten am persischen Golf zur Zeit
ganz gute Karten, Sportevents jedweder Couleur an Land zu ziehen.
Nachdem Katar den Vorreiter machte, legt nun Saudi-Arabien mit
Milliarden-Investitionen in Bau-, Infrastruktur-, Touristik- und
Sporteventprojekte, die ausländische Unternehmen und Fachleute wie die
Fliegen anlocken, einen ähnlichen Kurs an. Seit 2016 werden immer mehr
Sportveranstaltungen eingekauft: Wrestling, Schach, Formel E, Formel
1, Rallyesport, Golf, Handball, Tennis, Boxen, Combat, Pferdesport,
Fußball sowie jüngst auch der Erwerb des englischen
Fußball-Erstligisten Newcastle United durch saudische Investoren. Wie
beim kleinen Nachbarn Katar steht natürlich auch die Ausrichtung der
Olympischen Spiele als Fernziel auf dem Plan. Wie die
Menschenrechtsorganisation Grand Liberty dem "Guardian" sagte, soll
das Königreich mindestens 1,5 Milliarden Dollar für hochkarätige
internationale Sportereignisse ausgegeben haben. [5]

Vorerst dienen Handball und Konsorten noch dazu, das miserable
geopolitische Image von Saudi-Arabien sauberzuwaschen. Bekanntlich
stammten 15 der 19 Selbstmordattentäter beim Flugzeuganschlag am 11.
September 2001 in den USA aus Saudi-Arabien, ohne dass die genauen
Umstände aufgeklärt worden wären. Die Ermordung und Zersägung des
regierungskritischen Journalisten Jamal Khashoggi im türkischen
Istanbul durch ein saudisches Killerkommando hängt Kronprinz Mohammed
bin Salman al-Saud, dem vom US-Geheimdienst CIA und von einer
UNO-Sonderermittlerin eine mindestens indirekte Beteiligung
vorgeworfen wird, bis heute wie ein Klotz am Bein. Hinzu kommen noch
der teure Jemen-Krieg, die saudischen Bombenangriffe und die in ihren
Auswirkungen mörderische Seeblockade zwecks Aushungerung der
jemenitischen Zivilbevölkerung, welche nach Schätzungen der Vereinten
Nationen über 233.000 Menschen das Leben gekostet haben.

Da lohnt es sich für Kronprinz Mohammed bin Salman, der vor fünf
Jahren den "Vision 2030"-Strategieplan ins Leben gerufen hat, der eine
lebendige, gesunde, glückliche und zukunftsorientierte saudische
Gesellschaft formen soll, nicht nur Milliarden in die
Rüstungsindustrie zu investieren, sondern auch in das soziale
Schmiermittel des Sports, das die gesellschaftlichen Widersprüche in
bewährter Manier zu glätten hilft.

"Saudi-Arabien versucht, den guten Ruf der beliebtesten Sportstars der
Welt zu nutzen, um seine Menschenrechtsbilanz von Brutalität, Folter
und Mord zu verschleiern", sagte Lucy Rae von Grant Liberty dem
"Guardian", und sie beschuldigte Saudi-Arabien,
"Menschenrechtsverletzungen in industriellem Ausmaß zu begehen". [5]
Davon liest und hört man allerdings nichts in der deutschen
Hofberichterstattung, schon gar nicht in der Sponsorenpresse des
Handballs. Dort geht es darum, soviel Geld wie möglich zu kassieren.




Fußnoten:

[1] https://www.faz.net/aktuell/sport/mehr-sport/norwegen-verstoesst-bei-beachhandball-em-gegen-kleiderordnung-17445431.html. 19.07.2021

[2] http://www.schattenblick.de/infopool/sport/meinung/spmek275.html.

[3] https://www.nd-aktuell.de/artikel/1157466.handball-sc-magdeburg-gut-fuer-den-geldbeutel.html. 10.10.2021

[4] https://www.nd-aktuell.de/artikel/1144284.vertuschung-oder-inspiration.html. 11.11.2020

[5] https://www.theguardian.com/world/2021/mar/28/saudi-arabia-has-spent-at-least-15bn-on-sportswashing-report-reveals. 28.03.2021
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Mexiko 

Umweltzerstörung in Tulum

Von Darius Ossami
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"Hier starb der Puma, Opfer des ungebremsten Fortschritts in Tulum",
steht auf diesem selbstgebauten Grabstein

Foto: © Darius Ossami



In der mexikanischen Touristenhochburg Tulum sind
Massentourismus, Luxus-Hotelkomplexe und Bodenspekulation dabei, ein
einzigartiges Ökosystem zu vernichten.

(Berlin, 21. September 2021, npla) - An der viel befahrenen Landstraße
von Tulum zu den Stränden und Hotels steht ein kleiner, selbst
gebauter Grabstein: Hier wurde im Dezember 2018 ein Puma überfahren.
Sinnbild für die fortschreitende Zerstörung des Lebensraumes der
eigentlich streng geschützten Raubkatzen. Mexiko hat nach Brasilien
die zweitgrößte Population des Jaguars - fragt sich nur, wie lange
noch.

Tulum liegt im mexikanischen Bundesstaat Quintana Roo auf der
Halbinsel Yucatán, 120 Kilometer südlich der Touristenhochburg Cancún.
1990 war Tulum noch ein verträumtes Städtchen mit nur 2.000
Einwohner*innen, ein Yogaparadies und Aussteigerort nahe der
mexikanischen Karibikküste mit seinen traumhaften Stränden und einem
der weltweit größten Korallenriffe. Doch durch seine Ruinen, das
größte Unterwasser-Höhlensystem der Erde und natürlich wegen seiner
wunderschönen Strände wurde Tulum zu einem wichtigen touristischen
Zentrum. Daher leben hier inzwischen etwa 40.000 Menschen, Tendenz
steigend.


Partyhochburg und Luxushotels im Mangrovenwald

Heute gilt Tulum als Partyhochburg. Millionen Tourist*innen kommen
jedes Jahr aus den USA und Kanada, aber auch aus Europa und
Lateinamerika. Am sieben Kilometer langen Strandabschnitt reiht sich
nun ein teures Hotel an das nächste. Die Hotels werben mit
Nachhaltigkeit, haben hübsche Strohdächer und bieten Yoga und veganes
Essen an - aber fast täglich werden neue Gebäude und Parkplätze auf
dem eigentlich geschützten Dünenstreifen oder illegal in den
Mangrovenwald gebaut. Mangrovenwälder und Mangrovensümpfe sind ein
wichtiges tropisches Ökosystem an Küsten und Flussmündungen. Sie sind
gesetzlich geschützt und dürfen nicht beschnitten, gefällt oder
verändert werden. Allerdings sind sie auch an der mexikanischen
Karibikküste durch Tourismus, Industrie und den exzessiven Bauboom
gefährdet.




[image: Dario Ferreira Piña zeigt auf ein grün bewachsenes Gelände - Foto: © Darius Ossami]

Der Umweltingenieur Dario Ferreira Piña beschreibt die verschiedenen
Mangrovenarten, die es hier noch gibt

Foto: © Darius Ossami



"Für mich ist Tulum bereits verloren!", beklagt der Umweltingenieur
und Touristenguide Dario Ferreira Piña. Der sympathische
Mangrovenexperte lebt seit acht Jahren hier und wurde so Zeuge der
Umweltzerstörung [1]: "Vom biologischen Korridor zwischen dem
Nationalpark Tulum und dem Biosphärenreservat Sian Ka'an sind nur noch
Reste übrig. Vorher war dieses wichtige Stück Natur durch
Mangrovenwälder miteinander verbunden, genau da, wo jetzt die
Hotelzone von Tulum ist. Die Natur wurde jetzt durch die ganzen
Entwicklungen zerstört. Diese Entwicklung hätte gebremst werden
müssen, bevor solche Großprojekte wie Aldea Zamá genehmigt wurden."


Dieselgeneratoren, Abwässer und wilde Müllkippen

Aldea Zamá ist eine von mehreren riesigen Luxussiedlungen, die
momentan rund um Tulum in den Mangrovenwald gebaut werden und nach
Ansicht von Ferreira Piña niemals hätte genehmigt werden dürfen. "Der
Verlust der Biodiversität in Mexiko ist immer die Konsequenz
menschlicher Aktivitäten", erklärt auch der Biologe Ángel Omar Ortiz.
"Ein Beispiel für den Eingriff in die Ökosysteme sind Hotelkomplexe,
die auf Mangrovengebieten gebaut werden. Wir verursachen also eine
grundlegende Veränderung des Lebensraumes dieser Feuchtgebiete, damit
verlieren wir eine großen Teil der Biodiversität und das führt auch zu
einer starken Umweltbelastung."




[image: Großes Werbeplakat für eine New Gated Community - Foto: © Darius Ossami]

Luxusprojekte wie Santomar oder Aldea Zamá zerschneiden den
biologischen Korridor

Foto: © Darius Ossami



Inzwischen drohen irreversible Umweltschäden [2]: Immer mehr
Tourismusprojekte und Luxusresorts fressen sich von der Küste Tulums
ins Landesinnere. Das überlastete Stromnetz wird mit Dieselgeneratoren
aufgepeppt, es gibt keine angemessene Müllentsorgung. Das für ganz
Yucatán wichtige Grundwasser sinkt durch den Wasserverbrauch und wird
durch Einleitung von ungeklärtem Abwasser stark verschmutzt. Das
bedroht wiederum das zweitgrößte Korallenriff der Erde.


Auch Unesco-Welterbe Sian Ka'an bedroht

Im Süden hingegen wird der Bauboom vom Biosphärenreservat Sian Ka'an
[3] aufgehalten. Das Unesco-Welterbe besteht aus tropischen Wäldern,
Mangroven und Lagunen und ist doppelt so groß wie das Saarland.
Ángel Omar Ortiz ist nicht nur Biologe, sondern seit 2012 auch
Direktor des riesigen Naturschutzgebietes. Doch seine 23
Mitarbeiter*innen reichen nicht aus, um Wilderer und alle illegal auf
dem riesigen Areal errichteten Bauten und Straßen aufzuspüren. Die
eigentliche Gefahr aber lauert direkt außerhalb der Grenzen von Sian
Ka'an, erklärt Omar Ortiz:

"Im Einflussgebiet wächst die Infrastruktur völlig ungeordnet. Die
Entwicklung außerhalb des Schutzgebietes wirkt sich auf drinnen aus:
Die veränderte Bodennutzung, die Eingriffe im Wald, die Verschmutzung
des Grundwassers. Es gibt drei Siedlungsprojekte, die rund um Sian
Ka'an gebaut werden sollen. Der Bau dieser Siedlungen bringt genau
solche Probleme mit sich. Es gibt auch Interessengruppen, die sich
Landstücke aneignen [4] und dort bauen. In Muyil zum Beispiel, mit den
wunderschönen Lagunen Muyil und Chunyaxché, soll eine Stadt gebaut
werden, größer als das Tulum von heute."


Zerstörung des biologischen Korridors begünstigt neue
Krankheiten

Eigentlich ist dieses Gebiet in Yucatán Teil des mesoamerikanischen
biologischen Korridors des Jaguars und weiterer Wildkatzen. Doch die
rasante Veränderung ihrer Lebensräume wird zum Verschwinden dieser
Spezies führen, fürchtet Umweltingenieur Ferreira Piña: "Mit den
ganzen Schneisen, Einebnungen, Bauarbeiten und Veränderungen der
Umwelt verringern wir ihren Lebensraum und die Diversität. Alle unsere
Naturschutzgebiete wie das Biosphärenreservat Sian Ka'an oder der
Nationalpark Tulum sind relativ kleine Grünflächen, die uns aber nicht
helfen werden, die Biodiversität und unsere international so
bedeutsame Fauna zu bewahren", stellt Ferreira Piña ernüchtert fest
und fügt in Bezug auf Covid-19 hinzu: "Wir wollen ohne Pandemien
leben, aber wenn wir die Artenvielfalt auf wenige Spezies reduzieren,
wird das in Zukunft nicht mehr möglich sein. Denn wenige Arten in
einem Tropengebiet mit vielen Erregern führen zur Ausbreitung neuer
Krankheiten."




[image: Zwei Personen stehen auf einem abgeholzten Gelände mit diversen Maschinen, dahinter Wald - Foto: © Darius Ossami]

Eigentlich sind die Mangrovenwälder geschützt. Doch mafiöse Strukturen
und korrumpierte Behörden sorgen dafür, dass Umweltgesetze nicht
eingehalten werden

Foto: © Darius Ossami



Darüber hinaus plant die mexikanische Regierung unter Präsident Andres
Manuel López Obrador groß angelegte Infrastrukturprojekte wie den
Maya-Zug, der direkt an der Grenze des Biosphärenreservats Sian Ka'an
vorbeiführen soll. Auch ein Flughafen für Tulum ist geplant; dann
könnten die Tourist*innen zukünftig noch einfacher und noch
zahlreicher nach Tulum kommen. Außerdem soll der Bau von
Hotelprojekten auch innerhalb des Schutzgebietes geplant sein. Die
Unesco erklärte dazu auf Anfrage, darüber keine Informationen zu
haben. Und die nächste Überprüfung des Welterbes ist erst für das Jahr
2026 geplant.


Anmerkungen:

[1] https://www.dw.com/de/tulum-vom-traumstrand-zum-albtraum-f%C3%BCr-natur-und-umwelt/a-43232268

[2] https://www.youtube.com/watch?v=izKoyIfDI3w

[3] https://simec.conanp.gob.mx/ficha.php?anp=84&reg=9

[4] https://www.youtube.com/watch?v=SjT-8Sx3-Zk


Zu diesem Artikel gibt es einen Audiobeitrag bei onda 

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/tulum-ist-verloren/

sowie eine Audio-Langfassung im onda-info 517

https://www.npla.de/thema/kultur-medien/onda-info-517/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/umweltzerstoerung-in-tulum/
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Straße nach Brasilien verstärkt Abholzung
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Entwaldung im Amazonasbecken in Maranhão (2016)

Bild: Ibama from Brasil, CC BY 2.0 
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Im peruanischen Amazonasgebiet wird seit 2010 die Landstraße von
Nueva Italia nach Breu erneuert. Das hat zur Abholzung von 6.135
Hektar Wald geführt.

(Lima, 28. September 2021, servindi) - Die Sanierung der Landstraße
von Nueva Italia nach Breu, die fast 200 Kilometer vom Río Ucayali bis
zur brasilianischen Grenze führt, hat eine massenhafte Abholzung
ausgelöst.

Von den über 7.000 Hektar Wald, die in dem Gebiet seit 2001 abgeholzt
worden sind, gingen 86 Prozent (6.135 Hektar) seit Beginn der
Straßenerneuerung im Jahr 2010 verloren, fast die Hälfte davon (3.308
Hektar) allein in den vergangenen drei Jahren. Die größte Abholzung im
Zusammenhang mit der Straße wurde 2020 verzeichnet, als 1.554 Hektar
Wald verloren gingen, wie das Monitoring-Projekt der amazonischen
Anden MAAP mitteilte.

Der Straßenbau, der auf bereits 158 Kilometern Länge fertig gestellt
ist, erfolgt ohne Einhaltung der Umweltauflagen im Zusammenhang mit
der Umweltverträglichkeit. Grund dafür ist, dass die Straße weder über
ein genehmigtes Instrument zum Umweltmanagement, noch über eine
Abholzungserlaubnis oder eine weitere Umweltgenehmigung verfügt, wie
das MAAP in seinem Bericht Nr. 146 [1] feststellt.


Renovierte Trasse

Die Landstraße UC-105 von Nueva Italia nach Breu in der Region Ucayali
ist eine der längsten im peruanischen Amazonasgebiet. Sie wurde Ende
der 1980er Jahre gebaut, um in entlegene Gebiete zu gelangen, in denen
es noch wertvolle Tropenhölzer gab. Anfang der 2000er Jahre wurde sie
jedoch nicht mehr genutzt, aufgegeben und wieder von Vegetation
bedeckt.

Seit dem Jahr 2010 allerdings gab es zunehmend Bemühungen zur
Erneuerung der Trasse, mit einem ersten Teilstück von Nueva Italia zum
Fluss Sheshea, wie das MAAP feststellt. Seit 2018 wurde das zweite
Teilstück bis zum Tamaya-Fluss saniert. Seit August 2021 wird an der
dritten Teilstrecke zum Río Amonia gearbeitet.

Im Zuge dieser Erneuerung wurden tausende Hektar Urwald abgeholzt, die
auch indigene Gemeinden beeinträchtigen, wie etwa in Nueva Esperanza
de Cumaría und Mapalja, wie die Bilder A und C zeigen [1].

Das Bild B zeigt die Abholzung im Inneren einer abgelaufenen
Waldnutzungsfläche und das Bild D zeigt einen neuen zwölf Kilometer
langen Waldweg, der von der Trasse abzweigt. Die Bilder E und F zeigen
das Vordringen der Straßenbaumaschinen bis zum Fluss Amonia, bzw. das
letzte Teilstück, das in die indigene Gemeinde Nueva Shahuaya
vordringt.


Der Grund für die Trasse

Diese Abholzung im Zusammenhang mit der Straße von Nueva Italia nach
Breu wirft Fragen an diejenigen auf, die sich bis vor kurzem offiziell
für die Wiederverwendung dieser Straße durch das Amazonasgebiet
eingesetzt haben.

Im Jahr 2017 wurde diese Straße als UC-105 Teil des regionalen
Straßennetzes. 2019 wurde im Kongress ein Gesetzentwurf diskutiert,
mit dem diese Straße zu einem Projekt von "nationalem Interesse"
erklärt werden soll. Dieses Gesetzesvorhaben, so das MAAP, erhält
"breite Unterstützung aus der Region Junín und ihren Bauernverbänden,
die ein Interesse an verfügbaren Landflächen entlang der Straße
haben."


Anmerkung:

[1] https://maaproject.org/2021/carretera-nueva-italia_breu/

Hier sind auch die genannten Bilder einsehbar.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/strasse-nach-brasilien-verstaerkt-abholzung/
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Prädikat "unzureichend"

Eine aktuelle Studie zur Klimapolitik stellt den G20-Staaten, darunter
auch Deutschland, ein vernichtendes Zeugnis aus.



BERLIN - Eine aktuelle Studie stellt wenige Wochen vor dem Klimagipfel
in Glasgow der Klimapolitik der G20-Staaten, darunter auch Deutschlands,
ein vernichtendes Zeugnis aus. Die Treibhausgasemissionen der G20
überstiegen bereits jetzt das Niveau vor dem Ausbruch der
Covid-19-Pandemie, heißt es im aktuellen Climate Transparency Report, der
als umfassendste jährliche Analyse der Klimaschutzmaßnahmen der G20 gilt.
Die Vorhaben der Bundesrepublik seien "unzureichend", um zur Einhaltung der
globalen Erwärmungsgrenze von 1,5 Grad beizutragen; andere Industrieländer
wie Italien und Frankreich hätten sich weitaus ambitioniertere Klimaziele
als Deutschland gesetzt. Berlin nehme - anders als öffentlich suggeriert -
"in fast keinem Bereich" eine Vorreiterrolle ein. Bezüglich des Ausstiegs
aus dem Verbrennungsmotor bekam die Bundesrepublik gar "gemeinsam mit
Australien und Russland die schlechteste Bewertung". Einzig Großbritannien
erhielt unter den G20 mit Blick auf das Erreichen der aktuellen Klimaziele
die Bewertung "fast ausreichend"; auch Deutschland fällt dahinter
zurück.

Erderwärmung von 2,4 Grad

Im Vorfeld des Klimagipfels in Glasgow stellt eine unabhängig verfasste
Studie [1] der Klimapolitik der G20-Industrie- und Schwellenländer ein
vernichtendes Zeugnis aus [2]. Die Bundesrepublik sei von einer
Vorreiterrolle beim Klimaschutz "weit entfernt", heißt es unter Bezug auf
die Studie.[3] Demnach reichten die Bemühungen der G20-Staaten bei weitem
nicht aus, um die Erderwärmung innerhalb der Grenze von 1,5 Grad Celsius zu
halten, auf die sich die Staatenwelt im Pariser Klimaabkommen verständigte.
Die Treibhausgasemissionen stiegen derzeit überdies bei allen
Industriestaaten an, da die wirtschaftliche Erholung nach der
Covid-19-Pandemie mit vermehrter Verbrennung fossiler Energieträger
einhergehe. Die Studie, die Daten der Weltbank, der OECD und der
Internationalen Energieagentur auswertete, prognostiziert eine Erderwärmung
von 2,4 Grad im Vergleich zum vorindustriellen Klima, sollten die
G20-Länder ihre Klimaziele nicht ambitionierter gestalten. Als besonders
problematisch wird die Zunahme der Emissionen in Russland und Saudi-Arabien
eingestuft, wobei auch die Schwellenländer Indonesien, Argentinien, Indien
und China laut der Studie weit entfernt von einer nachhaltigen Klimapolitik
sind, da auch sie inzwischen mehr Treibhausgase emittieren als vor dem
Ausbruch der Pandemie. Problematisch ist laut der Studie überdies der
Umstand, dass nur ein geringer Anteil der Konjunkturmaßnahmen, die in
Reaktion auf die Pandemie aufgelegt wurden, tatsächlich zum Klimaschutz
beitrage - nur "300 Milliarden von 1,8 Billionen US-Dollar", heißt es.

Deutschland unzureichend

Zwar bilde Deutschland diesbezüglich eine der wenigen "positiven
Ausnahmen", da sich "knapp 50 Prozent der Konjunkturhilfen" Berlins als
Investitionen interpretieren ließen, die "helfen können, Emissionen zügiger
zu senken". Dennoch werden die klimapolitischen Bemühungen der
Bundesrepublik als "unzureichend" eingestuft, um zur Einhaltung der
globalen Erwärmungsgrenze von 1,5 Grad beizutragen. Die Bundesrepublik
müsse demnach ihre CO2-Emissionen bis 2030 um 72 Prozent reduzieren;
geplant seien aber nur 65 Prozent. Andere Industrieländer wie Italien,
Frankreich und Großbritannien hätten sich weitaus ambitionierte Klimaziele
wie den kompletten Ausstieg aus der Kohleverstromung bis 2030 gesetzt,
monierte die Nichtregierungsorganisation (NGO) Germanwatch anlässlich der
Veröffentlichung des Klimaberichts. Auch beim Ausbau regenerativer Energien
sei die Bundesrepublik zuletzt zurückgefallen. Berlin müsse folglich
weitere umfassende Schritte zum Klimaschutz einleiten, vor allem im
"Verkehrs-, Gebäude-, Industrie- und Agrarbereich". Die Bundesrepublik
nehme bislang "in fast keinem Bereich" eine Vorreiterrolle ein und schaffe
es "kein einziges Mal" in die höchste Bewertungskategorie der komparativen
Studie, klagt Germanwatch. Bezüglich des Ausstiegs aus dem
Verbrennungsmotor erhielt Deutschland gar "gemeinsam mit Australien und
Russland die schlechteste Bewertung". Einzig Großbritannien erhalte unter
den G20-Staaten bei der Bewertung der aktuellen Klimaziele die Note "fast
ausreichend"; die Bundesrepublik und die EU fielen dahinter zurück.

Global steigender Kohle- und Gasverbrauch

Die an der Ausarbeitung des Klimaberichts beteiligte NGO Germanwatch weist
darauf hin, dass der Ausstoß von Treibhausgasen nach dem Abflauen der
Corona-Pandemie die "Werte von 2019" weltweit zu übertreffen droht. Demnach
fällt dieser "Rebound-Effekt" bei den G20-Staaten, die für rund "75 Prozent
der weltweiten Emissionen verantwortlich" seien, "besonders groß" aus. Zwar
nehme der Anteil regenerativer Energien wie Solar- und Windenergie an der
Gesamtversorgung der G20 zu und werde Ende dieses Jahres rund 30 Prozent
des G20-Energieverbrauchs erreichen, doch wachse auch der Verbrauch
fossiler Brennstoffe wie Kohle und Gas. Allein 2021 werde der globale
Kohleverbrauch um rund fünf Prozent ansteigen; der weltweite Gaskonsum sei
bereits zwischen 2015 und 2020 um rund 15 Prozent in die Höhe geschnellt.
Laut Germanwatch handelt es sich bei der als Climate Transparency Report
bezeichneten Untersuchung um die weltweit umfassendste jährliche "Analyse
der Klimaschutzmaßnahmen der G20 und ihrer Fortschritte auf dem Weg zur
Klimaneutralität".

Kein Tempolimit, viel Streit

Germanwatch fordert anlässlich der Veröffentlichung des Reports von der
künftigen Bundesregierung ein klimapolitisches "Sofortprogramm", das "zu
einer wirklichen und schnellen Wende der Emissionsentwicklung" führe.
Indessen scheinen die Sondierungsgespräche zwischen SPD, FDP und Grünen
kaum greifbare Ergebnisse beim Klimaschutz gebracht zu haben. Von hoher
Symbolwirkung ist vor allem der Verzicht der Grünen auf ein Tempolimit auf
deutschen Autobahnen, das vor allem von der deutschen Autolobby und der FDP
verbissen bekämpft wurde.[4] Die Bundesrepublik bleibt somit das einzige
europäische Land ohne eine allgemeine Geschwindigkeitsbegrenzung. Berichten
zufolge stellt die Klimapolitik das größte Streitthema bei den
Koalitionsverhandlungen, da diesbezüglich die Differenzen zwischen SPD, FDP
und Grünen besonders groß seien.[5] Es krisele etwa mit Blick auf den
Ausstieg aus dem Verbrennungsmotor und der Kohleverstromung, aber auch bei
der Festlegung von CO2-Preisen, die Produzenten und Konsumenten zum
Klimaschutz motivieren sollen. Die Grünen wünschen, dass die CO2-Preise
politisch festgelegt werden und schnell ansteigen, während die FDP hier den
Marktmechanismus walten lassen will. Weil auf eine stärkere Besteuerung von
Vermögenden und Konzernen verzichtet wird, ist auch nicht klar, wie die
Infrastrukturinvestitionen und der soziale Ausgleich für die steigenden
Energiepreise finanziert werden sollen, die ebenfalls Gegenstand der
Sondierungen waren: Die FDP spricht sich nicht nur gegen höhere Steuern,
sondern auch gegen eine stärkere Staatsverschuldung aus. Zwar konnten die
Grünen die Einrichtung eines Klimaministeriums durchsetzen; seine
Machtbefugnisse sind aber derzeit völlig unklar.[6]

"Keine konkreten Maßnahmen"

Klimaaktivisten aus dem Umfeld der Grünen haben denn auch deutliche Kritik
an den Ergebnissen der Sondierungsgespräche geübt. Kritisiert wurden unter
anderem das Fehlen eines verbindlichen und raschen Ausstiegs aus
Kohleverstromung sowie die Weigerung der potenziellen Koalitionsparteien,
einen "realistischen, gerechten" CO2-Preis zu diskutieren. In dem
Sondierungpapier fänden sich keine "konkreten Maßnahmen" zum Klimaschutz,
urteilen die Aktivisten, die der Grünen Jugend angehören.[7]
Parteifunktionäre wie Jürgen Trittin verteidigten indessen das
Sondierungsergebnis; immerhin gebe es laut Trittin keine
Steuererleichterungen für Topverdiener - "ein ordentlicher Kompromiss".[8]
Einen zentralen Streitpunkt der nun anstehenden Koalitionsgespräche wird
voraussichtlich die Besetzung des Finanzministeriums bilden; der 
FDP-Vorsitzende Christian Lindner erhebt Anspruch auf diesen Posten.[9] Da die
FDP eine strikt neoliberale Haushaltspolitik favorisiert und sich für die
Rückkehr zur Schuldenbremse ausspricht, könnte Berlin mit einem
rechtsliberalen Finanzminister womöglich sogar die EU-Konjunktur- und
Transferprogramme wieder infrage stellen, auf die sich die EU im Sommer
2020 verständigt hatte. Ein kreditfinanziertes EU-Klimaprogramm rückt damit
in noch weitere Ferne.


Mehr zum Thema:

Klimapolitische Worthülsen

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8249/

und Klimabremser unter Wasser

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/8661/


Anmerkungen:

[1] The Climate Transparency Report 2021. climate-transparency.org Oktober
2021.

[2] Neuer Klimareport: Emissionen in G20-Staaten weiter viel zu hoch.
rnd.de 14.10.2021.

[3] Deutschland weit entfernt von Klima-Vorreiterrolle in G20.
germanwatch.org 14.10.2021.

[4] Ampel-Koalition
streicht wohl Autobahn-Tempolimit. auto-motor-und-sport.de 15.10.2021.

[5] Knackpunkt Klima. tagesschau.de 15.10.2021.

[6] Lindner kündigt neues Klima-Ministerium an. welt.de 18.10.2021.

[7] Grüne weisen Kritik von Luisa Neubauer an Sondierungspapier zurück.
welt.de 17.10.2021.

[8] Junge Klimaaktivisten kritisieren Sondierungspapier. zeit.de
17.10.2021.

[9] Lindner möchte das Finanzministerium - Habeck verärgert über
Personaldiskussion. tagesspiegel.de 18.10.2021.
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KLIMA/766: Was, wenn nicht alle ... (SB)

"Die meisten Länder haben inzwischen die Notwendigkeit einer
         Transformation zur kohlenstoffarmen Wirtschaft erkannt, und nichts
         sollte uns von der höchsten Priorität ablenken, die
         Treibhausgasemissionen weltweit zurückzufahren. Wenn aber solche
         Reduzierungen zu gering und zu spät sind, wird sicherlich Druck
         entstehen, einen 'Plan B' in Betracht zu ziehen - um nach Wegen zu
         suchen, den klimatischen Auswirkungen der Treibhausgasemissionen
         durch 'Geoengineering' entgegenzuwirken."


(Martin Rees, Vorsitzender der Royal Society, im Vorwort zum Report
"Geoengineering the climate: science, governance and uncertainty",
September 2009. Übersetzung des Zitats: Schattenblick)



Wenn die Not aufgrund der globalen Erwärmung zunimmt, wird die
Bereitschaft in Politik und Gesellschaft wachsen, unausgegorene,
riskante Maßnahmen der gezielten und schnell wirksamen Beeinflussung
des Klimas zu ergreifen. So lautete vor sieben Jahren eine häufig zu
vernehmende Prognose auf der ersten internationalen
Geoengineering-Konferenz CEC14 (Climate Engineering Conference 2014:
Critical Global Discussions) im Hotel Scandic Berlin, die vom
Institute for Advanced Sustainability Studies (IASS) organisiert
worden war. Ein gängiger Standpunkt unter denen, die Geoengineering
erforschen, lautet, dass, sollte die Politik an die Wissenschaft
herantreten und nach radikaleren Maßnahmen der Klimabeeinflussung
fragen, es doch besser sei, man habe die unterschiedlichen Optionen
bereits analysiert, anstatt erst zum Zeitpunkt der Anfrage mit den
Untersuchungen zu beginnen und dann womöglich unter Zeitdruck zu
geraten. An Geoengineering zu forschen bedeute deshalb nicht, seine
Umsetzung gutzuheißen.

Die Debatte, die fünf Jahre zuvor Rees mit seiner eingangs zitierten
Einführung in den Geoengineering-Report zwar nicht initiiert, der er
jedoch einen merklichen Schub verliehen hat, hält bis heute an. Die
wissenschaftlichen Projektionen des Weltklimarats (IPCC) und anderer
Institutionen sprechen eine unmissverständliche Sprache: Nur eine
radikale Abkehr vom eingeschlagenen Pfad der ansteigenden
anthropogenen Treibhausgasemissionen und zeitgleich damit ein
entschlossenes Abwenden sämtlicher sozioökonomischer Schadensfolgen
aus den notwendigen Klimaanpassungsmaßnahmen bietet zumindest die
geringe Chance, die längst weltweit angelaufenen klimatischen
Verwerfungen und Verluste unter den sozioökonomisch Schwächsten, vom
Globalen Süden bis zu den marginalisierten Gruppen innerhalb der
Wohlstandsgesellschaften, zu verringern. Offenbar ist für die
vorherrschenden gesellschaftlichen Kräfte die Vorstellung,
Produktionsverhältnisse zuzulassen, die nicht mit der Profitlogik
begründet werden, ein rotes Tuch. Obschon doch der gegenwärtig
eingeschlagene Kurs zur Folge hat, dass die Wirtschaft wachsen muss -
unter unwiederbringlichem Verbrauch immenser Naturressourcen und zu
Lasten der Um- und Mitwelt, sieht selbst der Weltklimarat Methoden
wie CCS, bzw. "negativen Emissionen", als unverzichtbar an, um die
Klimaschutzziele einzuhalten.

Im Oktober 2021, sieben Jahre nach der CEC14, hat das in Potsdam
ansässige IASS zum zweiten Mal (nach 2017) eine Nachfolgekonferenz
organisiert; diesmal coronabedingt online. Vom 4. bis 8. Oktober
trafen sich Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im virtuellen
Raum, um über Maßnahmen der gezielten, großmaßstäblichen und rasch
wirksamen Beeinflussung des Klimas und ihre Implikationen zu
debattieren.

In diesem Jahr wurde entschieden, dass das Akronym CEC für Climate
Engineering in Context steht, weil der Kontext, in dem die Maßnahmen
ergriffen werden, höchst unterschiedlich sein kann, wie Mark Lawrence
vom Veranstaltungsteam und wissenschaftlicher Direktor des IASS in
seiner Eröffnungansprache sagte. Er hob mit dieser Anmerkung auf die
Unterschiede zwischen den beiden Hauptkategorien des Geoengineerings
ab, das langfristige Entfernen des Treibhausgases Kohlenstoffdioxid
aus der Atmosphäre (CDR - Carbon Dioxide Removal) auf der einen Seite
und auf der anderen die Beeinflussung des Strahlungshaushalts (SRM -
Solar Radiation Management) zwecks Reduzierung der Erderwärmung.

Wer die Absicht hat, in der oberen Atmosphäre Schwefelaerosole zu
versprühen oder im Weltraum Spiegelflächen am Lagrange-Punkt L1
zwischen Sonne und Erde auszubringen, um dort das Sonnenlicht zu
reflektieren, bevor es die Erde erreicht, betreibt SRM und greift
damit wahrscheinlich weitreichender in das Klimageschehen der Erde
ein als beim CDR. Zu dessen Varianten, bei denen es immer darum geht,
der Atmosphäre Kohlenstoffdioxid zu entziehen, rechnet man
beispielsweise, wer tropische Ozeane mit Eisenpartikeln düngt, damit
dort das CO₂-bindende Algenwachstum angeregt wird, wer ein
zuvor trockengelegtes Moor wiedervernässt, oder wer in den Abgasen
von Kohlekraftwerken enthaltenes CO₂ abfängt, verflüssigt und
dauerhaft lagert. Letzteres wird üblicherweise mit dem
englischsprachigen Akronym CCS (Carbon Capture an Storage)
beschrieben.




[image: Lawrence-Porträt beim Interview - Foto: © 2014 by Schattenblick]

"Die Modifikation der Sonneneinstrahlung könnte höchstens eine
ergänzende Maßnahme dazu sein, wenn tatsächlich Extrembedingungen des
Klimas eintreten. Aber bevor man solche Maßnahmen als Plan B in
Betracht zieht, müsste man natürlich alle derzeit bestehenden
Unsicherheiten hinsichtlich der Auswirkungen solcher
Klimamanipulationen auf unser Erdsystem klären und auch die dadurch
aufgeworfenen Fragen der Ethik und Regulierung beantworten
können."

(Mark Lawrence, 20.08.2014, CEC14 in Berlin)

Foto: © 2014 by Schattenblick



Eine dritte, prinzipiell nochmals andere Form von Geoengineering
zielt auf die Verstärkung der Wärmerückstrahlung der Erde. Die unter
Atmospheric Convection Management oder auch Earth Radiation
Management subsumierten Methoden erinnern an die phantastischen
Einfälle des Romanautors Jules Verne, werden vergleichsweise wenig
erforscht und beim Stichwort Geoengineering in der Regel gar nicht
erst erwähnt. Auf der CEC14 hatte der französische Forscher Renaud de
Richter von der Universität von Montpellier im Rahmen einer
Postersession Konzepte zur Rückstrahlungsverstärkung präsentiert.
Eines sieht vor, in heißen, ariden Gebieten mindestens einen
Kilometer hohe Schlote zu bauen, die an ihrem Fuß von ausgedehnten,
zum Zentrum hin ansteigenden Glasflächen umgeben sind, in denen sich
die Hitze staut, die dann in den riesigen Schloten aufsteigt,
Turbinen zur Stromgewinnung antreibt und in höhere Schichten der
Atmosphäre befördert wird. Die dort freigesetzte Wärme würde in alle
Richtungen abstrahlen und damit auch in Richtung Weltraum. Die Wärme
würde also nicht, wie normalerweise ein Teil der vom Erdboden
reflektierten Sonneneinstrahlung, an den Wolkenuntergrenzen
aufgehalten.

Zur Begriffsklärung: Noch vor rund zehn Jahren war "Geoengineering"
ein geläufiger Begriff zur Beschreibung der gezielten Beeinflussung
des globalen Klimas. Auf der CEC14 wurde er ebenso häufig wie
"climate engineering" verwendet. Heute wird vergleichsweise seltener
von Geoengineering und an seiner statt nur noch von "Climate
Engineering" oder "Climate Intervention" gesprochen. In diesem
Bericht haben wir uns dafür entschieden, bei "Geoengineering" zu
bleiben. So spricht eine Arbeitsgruppe der Internationalen
Stratigraphiekommission vom gegenwärtigen Zeitalter des
Anthropozäns. In ihm habe sich der Einfluss des Menschen in den
geologischen Schichten niedergeschlagen. Das heißt, dass die
menschliche Spezies bereits zu einem einflussreichen Geofaktor
geworden ist. Die Vorsilbe "Geo-" wird also schon längst mit
menschlichem Handeln in Verbindung gebracht.

Sollten aber jemals gezielte, lang anhaltende und hochwirksame
Maßnahmen gegen den Klimawandel ergriffen werden, dann hätte das
ebenfalls globale Konsequenzen. Vielleicht würde eine weitere
Arbeitsgruppe der Stratigraphiekommission eines Tages das Anthropozän
weiter unterteilen und den Beginn von Geoengineering-Maßnahmen als
geologische Stufe innerhalb dieses neuen Zeitalters markieren. Die
Folgen solcher gezielten Eingriffe beträfen nicht nur das Klima,
sondern die Ozonschicht, die Niederschlagsverteilung und damit auch
die landschaftsformende Erosion, die Vereisung und vieles mehr. Das
rechtfertigt unseres Erachtens die Verwendung des umfänglichen
Begriffs "Geo"-Engineering.

Die Idee, ein menschengemachtes Zeitalter namens Anthropozän
festzulegen, stammt von dem im Januar dieses Jahres verstorbenen
Chemie-Nobelpreisträger Paul Crutzen, der den Begriff zusammen mit
Eugene F. Stoermer aufgebracht hatte. Crutzen war bis zum Jahr 2000
Direktor am Max-Planck-Institut für Chemie in Mainz und Doktorvater
von IASS-Direktor Mark Lawrence. Crutzen war es auch, der 2006 die
SRM-Methode, das globale Klima durch die Injektion von
Schwefelpartikeln in die obere Atmosphäre (Stratosphäre) zu
beeinflussen, publiziert und einer breiteren Öffentlichkeit bekannt
gemacht hatte.

Die inzwischen in Fachkreisen weiter erforschte Methode hätte
absehbar beträchtliche Auswirkungen auf andere Natursysteme.
Beispielsweise könnte die Ozonschicht geschädigt werden, und darüber
hinaus wäre kein Ende der Versauerung der Ozeane in Sicht, da die
Menschheit es sich leisten könnte, weiter CO₂ und andere
Treibhausgase zu emittieren, da ja im Denken der Befürworterinnen und
Befürworter des Geoengineerings der Erwärmungs- durch den
Abkühlungseffekt aufgehoben würde.

Das bleibt jedoch Wunschdenken. Ein Zustand wie vor Beginn der
Industrialisierung würde auch mit Geoengineering nicht wieder
hergestellt. Seit Crutzens Publikation, in der es diesem vor allem um
die Berechnungen zum Strahlungshaushalt und zu den erwartbaren Kosten
gegangen war, wurde das Konzept zwar in verschiedene Richtungen
weiterverfolgt. In den Computersimulationen wird beispielsweise auch
mit Calciumcarbonat oder Aluminiumoxid an Stelle von Schwefel
gerechnet, was die Ozonschicht weniger angreifen würde. Dennoch, die
Nebenwirkungen eines SRM auf andere Natursysteme fielen erheblich ins
Gewicht. Das wiederum wäre konfliktträchtig und böte sogar Anlass für
kriegerische Auseinandersetzungen unter den Nationen.

Verglichen mit den Überlegungen, an den Knöpfen des
Strahlungshaushalts zu drehen, fallen die Auswirkungen von CDR
womöglich weniger drastisch aus, zumindest über kürzere Fristen
gerechnet. Die Unsicherheit geht so weit, dass gefragt wird, ob CDR
überhaupt einen Abkühlungseffekt auslöst. Wie Mark Lawrence beim
Abschluss-Panel der CEC21 sagte, sei selbst unter günstigen
Bedingungen nicht vor 2050 damit zu rechnen, dass CDR eine globale
Wirkung entfaltet. Er trat damit dem Argument des "moral hazard"
entgegen. Seiner Einschätzung nach besteht nicht die Gefahr, dass die
Forschungen zu Geoengineering als Begründung herhalten, um weiter wie
bisher Treibhausgase zu emittieren. Denn laut dem "Sonderbericht 1,5
Grad" des IPCC vom Oktober 2018 müssten in den nächsten Jahren
wirksame Klimaschutzmaßnahmen ergriffen werden, um unterhalb der im
Klimaübereinkommen von Paris beschlossenen Höchstgrenze von 1,5 Grad
C Erderwärmung gegenüber der vorindustriellen Zeit zu bleiben. 2050
sei viel zu spät.




[image: Luftbildaufnahme des Industriekomplexes - Foto: XTUV0010, CC BY-SA 3.0 https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0, via Wikimedia Commons]

Kemper County Power Plant im Aufbau, 16. September 2013.
 Die
Anlage im US-Bundesstaat Mississippi sollte das größte Kraftwerk der
USA werden, in dem Braunkohle in Gas umgewandelt wird, um es
anschließend zu verstromen. Etwa 65 Prozent des Kohlendioxids in den
Abgasen sollten abgeschieden, verflüssigt und in anderen
Industrieprojekten zur tertiären Erdölförderung genutzt werden. Die
vermeintlich saubere Kraftwerksanlage stand im Zentrum von
US-Präsident Barack Obamas Klimapolitik und sollte Vorbild für
weitere Industrieprojekte werden. Baubeginn war 2010, fertiggestellt
werden sollte die Anlage 2014. Daraus wurde nichts. Die Kosten
explodierten von ursprünglich veranschlagten 2,4 Mrd. Dollar auf 7,5
Mrd. Dollar (2017). Um weitere Kosten zu sparen, beschlossen die
Betreiber im Jahr 2017, keine Kohle zu verbrennen, sondern nur noch
Gas. Große Teile der Anlage wurden am 9. Oktober 2021 per Sprengung
zu Fall gebracht und werden abgerissen, weil sie nicht mehr gebraucht
werden.

Foto: XTUV0010, CC BY-SA 3.0 https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0, via Wikimedia Commons



Auch wenn die bereits in die Wege geleiteten CDR-Maßnahmen noch keine
nennenswerte globale Wirkung entfalten, werden hier und heute die
energie- und industriepolitischen Weichen in Richtung Geoengineering
gestellt, ungeachtet des zweifellos nach wie vor großen
Gesprächsbedarfs. Noch betrifft es nur eines der beiden Standbeine
der großmaßstäblichen Klimabeeinflussung, das Entziehen von
Kohlenstoff aus der Atmosphäre. Das gegenwärtige Vorpreschen von
Politik und Wirtschaft legt jedoch die Vermutung nahe, dass man sich
beim zweiten Standbein, der Beeinflussung des Strahlungshaushalts,
ebenfalls keine Zurückhaltung auferlegen würde. Das könnte
beispielsweise dann so weit sein, wenn sich der Klimanotstand auch in
den industrialisierten Ländern, die sich Solares Geoengineering
finanziell überhaupt nur leisten könnten, verschärft. Die anhaltende
Dürre in Kalifornien und im Mittleren Westen der USA könnte ein
solcher Auslöser sein, da sie schon heute die
Nahrungsmittelproduktion des Landes beeinträchtigt.

Es ist pervers, doch je umfassender und detaillierter Geoengineering
erforscht wird, desto machbarer erscheint es auch. Denn genau darum
geht es ja bei der Erforschung. Auch wenn dieser Effekt von den
Beteiligten bereits auf der CEC14 erkannt und sicherlich mehrheitlich
nicht erwünscht worden war, scheint die jahrelange Beschäftigung mit
dem Thema einen Gewöhnungseffekt bewirkt zu haben. Das hatte bereits
damals der Klimaforscher Jürgen Scheffran von der Universität Hamburg
gegenüber dem Schattenblick angedeutet.

Nach einem Abstand von nunmehr sieben Jahren kam allein schon anhand
der Themenauswahl der CEC21 tatsächlich der Eindruck auf, dass sich
ein solcher Gewöhnungseffekt eingestellt hat. Wenngleich sehr
behutsam und keinesfalls mit der Befürwortung von Geoengineering
durch die Beteiligten gleichzusetzen, war es doch auffällig, wie
häufig Fragen auf die gesellschaftliche Akzeptanz und die dazu
erforderlichen Schritte abzielten. Wieder einmal lag der Schwerpunkt
des Treffens auf der Diskussion, sogar mehr noch als vor sieben
Jahren, weil damals Vorträge einen größeren Stellenwert besessen
hatten.

Auf der CEC21 wurde über Strategien zum Aufbau und zur
Aufrechterhaltung eines stärkeren öffentlichen Engagements in den
Forschungen zum Solaren Geoengineering diskutiert, mal ging es um die
stärkere Beteiligung des Globalen Südens an der Forschung. In einer
Session wurde erläutert, warum eine genaue CDR-Bilanzierung für
interdisziplinäre Machbarkeitsstudien wichtig ist. Ein weiteres
Anliegen bestand darin, die Darstellung von Technologien zum
Kohlenstoffdioxidentzug in integrierten Bewertungsmodellen zu
verbessern.

Fraglos sind das Themen, die angesprochen werden müssen, will die
Forschung auf den Tag X vorbereitet sein, und doch erscheint damit
"Plan B" machbarer zu werden, und die Naturwissenschaft, die sich
streng genommen der politischen Bewertung entsagt, läuft Gefahr,
jenen gesellschaftlichen Kräften in Politik und Wirtschaft in die
Hände zu spielen, die kein (Profit-)Interesse an der realen und
raschen Reduzierung von Treibhausgasemissionen haben. Im vergangenen
Jahr hat die National Academy of Sciences der USA einen Report zum
Management der Sonnenrückstrahlung vorgelegt, in dem diese
umstrittenen Methoden sogar befürwortet werden, auch wenn intensivere
Forschungen hierzu empfohlen wurden.

Um zu unterstreichen, wie schnell die Entwicklung in den letzten
Jahren vorangeschritten ist, sagte beim Abschlusspanel die in
Norwegen und dem Vereinigten Königreich tätige Klimaforscherin
Jenniver Clare Heyward, die zum Organisationkomitee der CEC14 und
CEC17 gehörte und bei der CEC21 beratend tätig war, dass vor vier
Jahren ein Projekt wie SCoPEx ihrer Meinung nach nicht vorstellbar
gewesen wäre. Diese Einschätzung wurde von anderen Beteiligten
bestätigt.

SCoPEx ist das Akronym für "Stratospheric Controlled Perturbation
Experiments". Dabei sollen unter Federführung der britischen
Universität Harvard Versuche zum Geoengineering in der Variante des
Solar Radiation Managements durchgeführt werden. Nach Einwänden unter
anderem des Volks der Saami, die nicht in die Vorbereitung eines
Experiments in Lappland eingebunden waren und erst wenige Tage vor
dem im schwedischen Kiruna geplanten Ballonstart davon erfahren
hatten, hat die schwedische Regierung im März 2021 den Versuch
gestoppt. Damit ist SCoPEx nicht prinzipiell gestorben, das Programm
existiert noch und die Experimente können jederzeit andernorts
aufgegriffen werden.

Auch wenn die Methoden des CDR weniger spektakulär erscheinen,
bedeutet das nicht, dass sie harmlos und von vornherein der
Notwendigkeit einer kritischen Bewertung enthoben sind. Nicht zuletzt
Konzerne der fossilen Energiewirtschaft bemühen sich derzeit nach
Kräften darum, einen neuen, pseudoklimafreundlichen Geschäftszweig zu
eröffnen und CCS zu betreiben. Die Taktrate, mit der dazu neue
Programme aufgelegt, Initiativen angestoßen oder Konferenzen
abgehalten werden, war im zurückliegenden Jahr bereits hoch, hat sich
aber in den letzten Wochen vor Beginn der UN-Klimakonferenz COP26 in
Glasgow nochmals beschleunigt.

Anfang Oktober berichtete das in Melbourne ansässige Global CCS
Institute in seinem jährlichen Statusreport, dass das Volumen des mit
Hilfe von CCS gespeicherten Kohlenstoffs binnen neun Monaten um mehr
als 50 Prozent zugenommen hat. Dazu passt wiederum eine Reihe von
Veranstaltungen aus jüngster Zeit. Die EU-Kommission hatte am 12.
Oktober zum Online-Forum "Carbon capture, utilisation and storage"
(CCUS) geladen. Dabei ging es um industrielle Anwendungen zum
Abfangen von Kohlenstoffdioxid, seiner Verflüssigung und Lagerung.
Zum gleichen Thema hat die in London und Brüssel ansässige "Carbon
Capture and Storage Association" (CCAS) vom 12. bis 14. Oktober die
"CCUS 2021" veranstaltet. Die Liste der Sponsoren mit Namen wie BP,
Shell und Uniper zeigt, wohin die Reise gehen soll und wer das
Steuerrad in die Hand nimmt.

Ähnliches gilt auch für die drei zeitgleichen Treffen am 20./21.
Oktober 2021 in der Messe Bremen, erstens zum CCS, zweitens zur
Wasserstofftechnologie und drittens zu Brennstoffzellen. Ebenfalls in
diesem Monat wurde der "Abschlussbericht dena-Leitstudie Aufbruch
Klimaneutralität" von der industrienahen Deutschen Energie Agentur
herausgegeben. Der Bericht strotzt nur so von Aussagen, nach denen
die Kohlenstoffabscheidung, Verflüssigung und Lagerung zum Erreichen
der Klimaschutzziele unverzichtbar sei.

Kein Zweifel, Konzerne und Lobbygruppen bestimmen den (Dis-)Kurs, und
auch wenn sie den negativ besetzten Begriff Geoengineering nicht
verwenden, betreiben sie langfristig genau das, was mit ihm gemeint
ist. Geoengineering in Form von CDR ist längst zu einem lukrativen
Geschäftszweig geworden, in den kräftige Kapitalströme gelenkt
werden. "Follow the money", nannte das Simon Nicholson von der
American University, der ebenfalls beim Abschlusspanel der CEC21
gesprochen hat. Die Industrie will also gleich doppelt in den
Kohlenstoffkreislauf eingreifen. Erstens durch das hemmungslose
Verbrennen fossiler Energieträger und zweitens durch CCS.

Soll das die Spitze der technologischen Entwicklung sein, erst die
Erdatmosphäre als ungeregeltes Endlager für klimarelevante Abgase aus
der Energieerzeugung zu missbrauchen und deren kohlenstoffhaltigen
Bestandteile anschließend - unter erneutem Verbrauch großer Mengen an
Energie - wieder einzufangen, zu verflüssigen und womöglich dahin zu
pressen, wo man zuvor den fossilen Energieträger Erdgas herausgeholt
hat, nämlich in ausgeschöpfte Lagerstätten? Das ist bei weitem kein
Null-Summen-Spiel, denn zwischenzeitlich werden Substanzen
unwiederbringlich zerstört. Der Brand als Treibmittel der
Technologieentwicklung, die zu der multiplen planetaren Krise
wesentlich beigetragen hat, unter der schon jetzt so viele Menschen
leiden, wird mit CDR ein weiteres Mal angefacht, anstatt ihn
einzudämmen.

Die CEC21 war weniger darauf ausgerichtet, über technische oder
naturwissenschaftliche Detailfragen zu diskutieren, als vielmehr über
gesellschaftspolitische Aspekte der großmaßstäblichen
Klimabeeinflussung. Charakteristisch für die Onlinekonferenz war,
dass in einer Session die Frage aufgeworfen wurde, welche
gesellschaftlichen Gruppen nicht am Diskurs über Geoengineering
beteiligt sind. Das waren, stichwortartig zusammengefasst, unter
anderem indigene Gruppen, die Jugend, ältere Menschen, Nicht-Eliten,
lokale Gruppen, kleine Inselstaaten, people of colour. Auffällig
viele der genannten Gruppen wurden und werden schon seit Jahren
erwähnt, wenn auf mangelnde "Klimagerechtigkeit" aufmerksam gemacht
wird. Inzwischen fordert auch die Bewegung Fridays for Future
Klimagerechtigkeit für die Menschen des Globalen Südens und indigene
Gemeinschaften.

Keinen nennenswerten Widerhall auf der CEC21 fanden dagegen Menschen,
die sich radikaleren Bewegungen wie Extinction Rebellion oder den
Baumbesetzerinnen und -besetzern im Hambacher Forst, Dannenröder
Wald, etc. zugehörig fühlen oder einst noch extremeren Bewegungen
angeschlossen waren wie Earth Liberation Front (ELF), die bereit
waren, die Grenzen der Legalität zu überschreiten. Niemand ist
gezwungen, solche Aktionen gutzuheißen, doch die Ratio, der Menschen
folgen, wenn sie ihr Leben oder ihre Freiheit für den Klimaschutz
einsetzen, ist sehr wohl von gesellschaftlicher Relevanz und
diskutierenswert.

Dennoch, dass die Beteiligten der CEC21 auch um Problemkomplexe
rangen, die all das, was nicht exakt mathematisch abzählbar erscheint
wie die Wirkung von Geoengineering auf die Strahlungsbilanz oder den
Kohlenstoffkreislauf, hatte bereits die CEC14 besonders sympathisch
gemacht. Hier wurde und wird eine disziplinenübergreifende
Gesprächskultur gepflegt, die nicht unverzüglich in klingende Münze
umzusetzen sein soll, wie es häufig von angewandten Wissenschaften
erwartet wird. Damals lobte der Historiker James Rodger Fleming vom
Colby College im US-Bundesstaat Maine im Gespräch mit dem
Schattenblick das Konzept des IASS:

"Die Überlegung, Vertreter der angewandten Sozialwissenschaften,
 angewandten Philosophie oder selbst des angewandten Humanismus
 einzuladen, halte ich für sehr ergiebig. Es sind auch viele
 Filmemacher, Künstler und andere sehr kreative Menschen hier. Die
 Perspektive des angewandten Humanismus, wie ich ihn nennen würde,
 halte ich für sehr inspirierend. Denn wenn man sich Gedanken macht
 zu einem Thema und Sorgen hat, dann hat man auch eine Meinung und
 kann sagen, was man weiß oder für das Richtige hält. Und dafür muß
 man kein langjähriger Wissenschaftler oder Umweltaktivist sein."






[image: Fleming beim Interview - Foto: © 2014 by Schattenblick]

Der Historiker James Rodger Fleming hat mehrere Bücher zum
Geoengineering geschrieben.

Foto: © 2014 by Schattenblick



Während das IASS noch "critical global discussions" anregt, wird
andernorts bereits großmaßstäbliches Carbon Dioxide Removal in die
Wege geleitet - sollte man sich nicht die Diskussionen über
Geoengineering sparen? Nein, ganz und gar nicht. Nur weil einige
gesellschaftliche Gruppen bereits loslegen, heißt das nicht, dass die
Fragen an Geoengineering und dessen möglichen Implikationen auch nur
annähernd geklärt sind. Von der CEC14 bis zur CEC21 wurde um viele
Grundsatzfragen gerungen. Wo hat man das schon, dass sich ein
Forschungsinstitut darum bemüht, Fragen zu stellen, wo andere längst
vermeintliche Antworten liefern ... allerdings ohne jemals diese
Fragen berührt zu haben?

"Wo Gefahr ist, wächst das Rettende auch", schrieb einst Friedrich
Hölderlin in der Hymne "Patmos". Darauf zu hoffen, dass eben die
Technik, die jene Gefahr heraufbeschworen hat, auch die Lösung zur
Abwendung der Gefahr liefert, macht sich vielleicht als religiöser
Lobgesang gut oder entspricht der philosophischen Vorstellung einer
sinnhaften, geordneten Welt, die sich trefflich beim Spazierengehen
heideggern lässt, aber entlässt all die Menschen aus der
Verantwortung, die historisch den Klimawandel wesentlich verursacht
haben oder aktuell davon profitieren, dass der Ressourcenstrom der
fossilen Energieträger nicht abreißt.



Hinweis in eigener Sache: Der Schattenblick hat die Climate
Engineering Conference 2014 mit vier Berichten und 18 Interviews
nachbereitet. Online veröffentlicht, jeweils mit dem kategorischen
Titel "Klimarunde, Fragestunde" versehen, sind sie nachzulesen unter

INFOPOOL / UMWELT / REPORT / BERICHT bzw. INTERVIEW

18. Oktober 2021
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